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Einleitung

Das Grundrecht auf Eheschließung impliziert eine Reihe von 
Grundsätzen, die sich aus dem Abschluss der Ehe ergeben. Zu die-
sen Grundsätzen gehört die Freiheit, selbst zu entscheiden, ob 
und mit wem man eine Ehe eingehen will. Sie weisen darauf hin, 
dass keines der beiden Geschlechter im Hinblick auf die Rechte 
des anderen bevorzugt werden darf. Außerdem betonen sie die 
Rolle der Ehe bei der Familiengründung und die Tatsache, dass 
für die Ehegatten die gleichen ehelichen Pflichten gelten.

Regelungen zur Ehe, wenn auch in unterschiedlichen Ansät-
zen, findet man im Völkerrecht und im Recht der Europäischen 
Union, z. B. in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, 
im Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte, in der Europäischen Sozialcharta oder in der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union.

Am umfassendsten ist die Frage der Ehe in den nationalen 
Lösungen der einzelnen Staaten geregelt. In vielen Ländern der 
Europäischen Union wird die Institution der Ehe verfassungs-
rechtlich anerkannt. Ausnahmen bilden Belgien und Luxem-
burg, in deren Grundgesetzen ausschließlich die Frage der 
Eheschließung geregelt ist. In einigen Ländern gibt es jedoch 
keine verfassungsrechtlichen Regelungen zur Eheschließung 
oder Familiengründung. Zu dieser Gruppe gehören Frankreich, 
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Finnland, Dänemark, Norwegen, Schweden, die Niederlande, die 
Tschechische Republik, Österreich und Malta.

Die Staaten, die den Beschluss gefasst haben, Regelungen zur 
Ehe in die Verfassung aufzunehmen, betonen diese auf unter-
schiedliche Weise und definieren die damit verbundenen Rechte. 
Das wohl am heftigsten debattierte Thema der letzten Jahre war 
das Kriterium des Geschlechts der Ehegatten. Einige Länder, wie 
Polen, Zypern, Ungarn, Litauen, Spanien und nach dem Refe-
rendum und den Verfassungsänderungen im Jahr 2014 auch 
Kroatien und die Slowakei, haben in ihre Grundgesetze eine 
wörtliche Bestimmung aufgenommen, wonach die Ehe als eine 
einzigartige Vereinigung zwischen einem Mann und einer Frau 
zu verstehen ist.

Hervorzuheben ist jedoch, dass fast die Hälfte der Mitglied-
staaten der Europäischen Union in ihren Gesetzgebungen Ehe-
schließung für gleichgeschlechtliche Paare zulässt, aber nur 
Irland dies auf Verfassungsebene regelt.

Eine weitere verfassungsrechtliche Lösung, für die sich die 
Gesetzgeber der einzelnen Staaten entschieden haben, ist die 
Gewährleistung des staatlichen Schutzes von Ehe, die nicht nur 
in den polnischen Lösungen, sondern z.B. auch in Ungarn oder 
Griechenland zu finden ist. In Deutschland wird der besondere 
Schutz der Ehe sogar besonders hervorgehoben.

In den Verfassungen einiger anderer Länder wird ausdrück-
lich die Gleichberechtigung der Ehegatten garantiert. Hierzu 
zählen beispielsweise Bulgarien, Estland, Rumänien, Portugal, 
Slowenien und Spanien.

Um den genannten Herausforderungen einer komparatisti-
schen Gegenüberstellung von verfassungsrechtlichen und gesetz-
lichen Lösungen gerecht zu werden, widmet sich (in Teil I) die 
vorliegende Publikation der Analyse rechtlicher Regelungen in 
ausgewählten Staaten. In diesem Zusammenhang werden die 
Lösungen von drei Ländern vorgestellt, die das traditionelle 
Modell der Ehe als Verbindung zwischen einem Mann und einer 
Frau übernommen haben (Ungarn, Rumänien und die Slowakei), 
sowie von drei Ländern, die eine weit gefasste Definition der Ehe 
eingeführt haben, die auch gleichgeschlechtliche Beziehungen 
einschließt. Darüber hinaus befasst sich die Publikation mit 
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Lösungen von drei EU-Beitrittskandidaten, insbesondere mit 
Änderungen, die zur Anpassung der nationalen Lösungen an 
die EU-Standards vorgenommen wurden (Türkei, Albanien und 
Moldawien).

Die vorliegende Monografie ist eine Fortsetzung der im Jahr 
2022 durchgeführten Forschungsarbeiten, die zur Erstellung 
einer Monografie mit dem Titel Die Ehe als rechtliche und soziale 
Institution in Polen beigetragen haben. In dieser wurde die Defi-
nition der Ehe im polnischen Rechtssystem und im Völkerrecht 
am Beispiel der Lösungen des Europarats und der Europäischen 
Union eingehend analysiert. Auf der Grundlage der gewonnenen 
Erkenntnisse wurde im zweiten Teil dieser Arbeit eine eingehende 
Studie über Auswirkungen der in der Verfassung angenommenen 
Definition der Ehe auf ausgewählte Rechtsgebiete (Familien-, 
Zivil-, Verwaltungs- und Staatskirchenrecht) durchgeführt.

Die vorliegende Publikation Auswirkungen der Definition des 
Ehebegriffs auf die rechtlichen Lösungen in Polen und ausgewähl-
ten Mitgliedstaaten enthält Ergebnisse der wissenschaftlichen 
Arbeit der Autoren im Rahmen des vom Minister für Bildung und 
Wissenschaft eingerichteten Programms „Wissenschaft für die 
Gesellschaft“ und des durchgeführten Projekts „Der Ehebegriff 
im Lichte des Prinzips der zwingenden Erfordernisse“.

Angesichts der lebhaften Diskussion nicht nur im wissen-
schaftlichen, sondern auch im politischen und gesellschaftlichen 
Diskurs sowie der Notwendigkeit, die Rechte der Ehe zu sichern, 
haben diese Arbeiten das Feld für vergleichende Studien über die 
Institution der Ehe eröffnet. Ziel dieses Buches ist es, rechtliche 
Regelungen zu diesem Thema in einzelnen Ländern darzustellen.

Sowohl die Herausgeber als auch die Autoren der einzelnen 
Kapitel hoffen, dass der vorliegende Sammelband von der Leser-
schaft wohlwollend und positiv aufgenommen wird.

Dr. Edyta Krzysztofik
Dr. Magdalena Maksymiuk
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K apitel I

Definition des Ehebegriffs 
als Verbindung von Mann und Frau 
in den Rechtsystemen ausgewählter 
EU-Mitgliedstaaten





Dr.  Barbara Tóth
Universität Miskolc

Ehe in Ungarn

Einleitung

Als vorrangiges Element des institutionellen Schutzes sah die 
Verfassung von 1949 – wie auch das geltende Grundgesetz – in 
Übereinstimmung mit den internationalen Erwartungen den 
Schutz der Werte der Familie vor1. Die Verfassung von 1949 
bestimmt, dass „die Republik Ungarn die Institutionen der Ehe 
und der Familie schützt“2. Mit dieser knappen Formulierung 
wurde damals nur betont, dass der Staat verpflichtet ist, die Insti-
tutionen zu schützen, nicht aber, dass der Schutz der Familie ein 
Grundrecht darstellt3. Das am 1. Januar 2012 in Kraft getretene 
ungarische Grundgesetz definiert die Familie folgendermaßen: 

„Ungarn schützt die Institution der Ehe als eine aufgrund einer 
freiwilligen Entscheidung zwischen Mann und Frau zustande 
gekommene Lebensgemeinschaft sowie die Familie als Grund-
lage des Fortbestands der Nation“. Grundlage der familiären 
Bindung ist die Ehe und die Eltern-Kind-Beziehung. „Die Mutter 

	 1	 Vorherige Verfassung Ungarns von 1949 [online] https://www2.ohchr.
org/english/bodies/cescr/docs/ec12.hun.3-annex2.pdf.
	 2	 Art. 15 der vorherigen Verfassung.
	 3	 Kriston, Mélypataki (2022), Egyenesek és útvesztők a családpolitika 
jogi megoldásaiban – Gondolatok az Alkotmánybíróság néhány határozatának 
margójára. In: Opscula Civilia, Nr. 6, S. 19.
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sollte eine Frau und der Vater ein Mann sein“4. Mit dieser For-
mulierung wird im Grundgesetz der klare Wille zum Ausdruck 
gebracht, das Rechtsinstitut der Familie stärker als bisher zu 
schützen5. In Ungarn wird daher nur die heterosexuelle Ehe 
anerkannt. Bevor auf die Regelungen zur Ehe eingegangen wird, 
soll zum besseren Verständnis der rechtlichen Regelung der Ehe 
kurz die rechtliche Regelung der verschiedenen Beziehungsfor-
men dargestellt werden.

Aus diesem Ansatz wird deutlich, dass zwar alle familiären 
Beziehungen Gegenstand des Schutzes der Verfassung sein sollen, 
dass aber die Institution der Ehe Vorrang hat. Dies bedeutet auch, 
dass sich der Gesetzgeber sowohl bei der Verfassung als auch 
bei der Formulierung seiner Bestimmungen an traditionellen 
Familienwerten orientiert hat6.

1. Definition des Ehebegriffs

Zur Frage der gleichgeschlechtlichen Ehe bzw. der gleichge-
schlechtlichen Lebensgemeinschaft gibt es zwei Urteile des 
Verfassungsgerichtshofes.

Das erste ist das Urteil 14/1995 (III. 13), in dem das Ver-
fassungsgericht eine wichtige Rolle bei der Anerkennung des 
Rechts auf Schutz des Familienlebens als Grundrecht spielte, 
was dem oben zitierten Abschnitt der alten Verfassung Substanz 
verlieh. Entscheidend für die Durchbrechung der Vorherrschaft 
der Ehe war die Entscheidung des Verfassungsgerichts aus dem 
Jahr 1995. In diesem Fall untersuchte das Verfassungsgericht 
den Inhalt dieses Artikels in Bezug auf die Lebensgemeinschaft 
von Personen gleichen Geschlechts und ob die Tatsache, dass 
das Gesetz eine rechtlich geschützte Form der Partnerschaft 
nur für heterosexuelle Personen vorsieht, eine Diskriminierung 

	 4	 Art. L des Grundgesetzes von Ungarn [online] https://www.parla-
ment.hu/documents/125505/138409/Fundamental+law/73811993-c377-428d-
9808-ee03d6fb8178.
	 5	 Schanda, A jog lehetőségei a család védelmére. In: Iustum Aequum 
Salutare, Nr. 2, S. 77.
	 6	 Kriston, Mélypataki, Egyenesek és útvesztők…, S. 19.
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darstellt7. Der Antragsteller beantragte die Verfassungswidrig-
keit und Nichtigkeitserklärung von Paragraf 10 Absatz 1 des 
Gesetzes IV aus dem Jahr 1952 über Ehe, Familie und Vormund-
schaft8, wonach „ein Mann und eine volljährige Frau eine Ehe 
eingehen können“, sowie von Paragraf IV des früheren Gesetzes 
über das Zivilgesetzbuch aus dem Jahr 1959, in dem „die Lebens-
gemeinschaft als Zusammenleben von einer Frau und einem 
Mann, die in emotionaler und wirtschaftlicher Gemeinschaft in 
einem gemeinsamen Haushalt leben, ohne verheiratet zu sein“ 
definiert wurde. Nach Ansicht des Antragstellers sind die beiden 
angefochtenen Gesetze diskriminierend, da sie gleichgeschlecht-
liche Ehen oder Lebensgemeinschaften nicht anerkennen.

Der Antragsteller ist daher der Meinung, dass diese Bestim-
mungen im Widerspruch zu Art. 66 Abs. 1 der Verfassung9 stehen, 
die die Gleichstellung von Männern und Frauen gewährleistet, 
sowie zu Artikel 70/A, das jede Form der Diskriminierung, ein-
schließlich der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, ver-
bietet. Laut Verfassungsgericht ist „die Institution Ehe in unserer 
Kultur und Rechtsordnung traditionell die Verbindung von Mann 
und Frau. Diese Lebensgemeinschaft ist im Allgemeinen auf die 
Geburt von Kindern und deren Erziehung in der Familie aus-
gerichtet und bildet den Rahmen für das Zusammenleben der 
Ehegatten in gegenseitiger Fürsorge und Unterstützung. Die 
Fähigkeit zur Fortpflanzung ist weder Begriffselement noch 
Voraussetzung der Ehe, wohl aber die Verschiedengeschlecht-
lichkeit der Ehegatten10. Aus diesem Grund werden die Institu-
tionen der Ehe und der Familie von der Verfassung unter Schutz 
gestellt“. Bei der Einrichtung ähnlicher Rechtsinstitutionen 

	 7	 Kriston, Mélypataki, Fifty Shades of Family – The Complexity of 
Family Legal Relations in Hungarian Private Law. In: Publicationes Univer-
sitatis Miskolcinensis Sectio Juridica et Politica, Nr. 39, S. 82.
	 8	 Das vorherige Familienrechtsgesetz wurde durch Gesetz V von 2013 
ersetzt – das neue Zivilgeesetzbuch, das am 15. März 2013 in Kraft trat.
	 9	 Vorherige Verfassung Ungarns.
	 10	 Es gibt jedoch die Meinung, dass das Erfordernis, Kinder zu zeugen, 
nie ein notwendiger Bestandteil der Ehe gewesen sei, was die Frage des 
Geschlechts fragwürdig macht. Siehe Drinóczi, Zeller (2005), A házasság és 
a család – alkotmányjogi értelemben. In: Acta Humana, Nr. 4, S. 77-78.
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haben gleichgeschlechtliche Paare nicht das Recht, die gleiche Art 
von Institutionen wie alle anderen zu gründen, aber die Verfas-
sung verlangt, dass die Paare gleich und mit der gleichen Würde 
behandelt werden. Die Verfassung verlangt lediglich, dass der 
Gesetzgeber die Bedingungen für die Eheschließung zwischen 
Partnern unterschiedlichen Geschlechts gleichstellt. Dies schließt 
nicht die rechtliche Möglichkeit einer gleichgeschlechtlichen 
Ehe ein. Der Verfassungsgerichtshof kam daher zu dem Ergeb-
nis, dass die angefochtene Bestimmung keine Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts oder sonstiger Merkmale darstellt 
und daher nicht im Widerspruch zu Art. 70/A BV steht. Die 
Verfassung schützt ausdrücklich die Ehe und nicht die Lebens-
gemeinschaft. Die Frage, ob die Partner dem gleichen oder einem 
anderen Geschlecht angehören, stelle sich im Zusammenhang 
mit dem Vorwurf der Diskriminierung. Der Ausschluss von 
Personen gleichen Geschlechts, die in einer emotionalen und 
wirtschaftlichen Gemeinschaft in einem gemeinsamen Haus-
halt leben, von dieser Definition verstößt daher gegen Artikel 
70/A der Verfassung, da er die Menschenwürde verletzt. Der Ver-
fassungsgerichtshof hat aber hervorgehoben, dass die Institution 
der Lebenspartnerschaft als auf Dauer angelegte Verbindung 
von zwei Menschen, unabhängig von der sexuellen Orientierung 
der Beteiligten, Werte verwirklichen kann, die unter Wahrung 
der Menschenwürde der Beteiligten Anspruch auf rechtliche 
Anerkennung haben11. Allerdings hat das Verfassungsgericht, wie 
auch Balázs Schanda betonte, nicht die Homosexualität, sondern 
das Zusammenleben als schützenswerten Wert anerkannt12.

Als Folge dieser Entscheidung und der gesellschaftlichen Ver-
änderungen verabschiedete das Parlament im Dezember 2007 
das Gesetz Nr. 184 von 2007 über eingetragene Partnerschaf-
ten. Dieses Gesetz trat am 1. Januar 2009 in Kraft. Ähnlich wie 
in Frankreich oder den Niederlanden hätten alle Erwachsenen 
unabhängig von ihrem Geschlecht oder ihrer sexuellen Orien-
tierung eine eingetragene Partnerschaft eingehen können. Die 

	 11	 Sári, Somody (2008), Alapjogok – Alkotmánytan II, Budapest, S. 311.
	 12	 Schanda (2008), A házasság intézményének védelme a magyar alkotmá-
nyjogban. In: Iustum Aequum Salutare, Nr. 3, S. 71.
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eingetragene Partnerschaft hätte unabhängig vom Bestehen einer 
tatsächlichen Lebensgemeinschaft durch eine Willenserklärung 
vor dem Standesbeamten begründet und durch ein Gericht oder 
einen Notar beendet werden können. Mit dem am 15. Dezember 
2008 verkündeten Erkenntnis Nr. 154/2008 des Verfassungs-
gerichtshofes wurde die Verfassungswidrigkeit dieses Gesetzes 
festgestellt und dessen Bestimmungen aufgehoben, sodass es mit 
1. Januar 2009 nicht in Kraft getreten ist. Nach der Entscheidung 
des Verfassungsgerichts ist die Schaffung des Rechtsinstituts der 
eingetragenen Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare nicht 
verfassungswidrig. In der Entscheidung heißt es: 

Der Gesetzgeber hat jedoch für Personen gleichen 
Geschlechts, denen nach der Verfassung die Ehe-
schließung verwehrt ist, innerhalb der Grenzen der 
Verfassung für diese Beziehungen eine Rechtsstellung 
vorzusehen, die der von Ehegatten entspricht und 
ihnen die Behandlung als Personen gleicher Würde 
garantiert. 

Während heterosexuelle Paare die freie Wahl haben, ob sie heira-
ten oder zusammenleben wollen, gibt es für gleichgeschlechtliche 
Paare keine rechtliche Möglichkeit, zu heiraten, statt zusam-
menzuleben. Nach der Entscheidung des Verfassungsgerichts 
können – ähnlich wie in Deutschland oder England – Personen 
gleichen Geschlechts nur eine eingetragene Partnerschaft ein-
gehen. Dies hatte zur Folge, dass der ungarische Gesetzgeber 
die Regelung der eingetragenen Partnerschaft neu überdenken 
musste.

Die eingetragene Partnerschaft ist im Gesetz XXIX von 2009 
geregelt: Zwei Personen gleichen Geschlechts, die das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet haben und gemeinsam vor dem Standesbe-
amten erscheinen, erklären persönlich, dass sie eine eingetragene 
Partnerschaft miteinander eingehen wollen. Die Begründung der 
eingetragenen Partnerschaft erfolgt öffentlich in Anwesenheit 
von zwei Zeugen. Vor der Begründung der eingetragenen Part-
nerschaft haben die künftigen eingetragenen Partner dem Stan-
desbeamten zu erklären, dass ihrer eingetragenen Partnerschaft 
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ihres Wissens kein rechtliches Hindernis entgegensteht, und 
nachzuweisen, dass die gesetzlichen Voraussetzungen für ihre 
eingetragene Partnerschaft erfüllt sind. Die Rechtswirkungen 
der eingetragenen Partnerschaft sind denen der Ehe gleich-
gestellt, mit der Ausnahme, dass die Bestimmungen über die 
gemeinsame Adoption von Kindern durch Ehegatten und über 
die Namensführung der Ehegatten nicht für eingetragene Part-
ner gelten. Außerdem begründet die eingetragene Partnerschaft 
keine Vaterschaftsvermutung. All dies hat der Gesetzgeber durch 
eine Verweisungsvorschrift festgelegt, nach der alle Rechtsvor-
schriften, die die Rechtsverhältnisse von Ehegatten regeln, auch 
für eingetragene Lebenspartner gelten, soweit das Gesetz keine 
Ausnahmen vorsieht. Damit besteht volle Anerkennung und 
Übereinstimmung nicht nur hinsichtlich der familienrechtlichen 
Wirkungen des Zivilgesetzbuches auf die Ehegatten, sondern 
z.B. auch hinsichtlich des Erbrechts und sogar hinsichtlich der 
sozialrechtlichen Rechtsverhältnisse13.

In Ungarn gibt es eine dritte Form der Ehe – die Lebensge-
meinschaft oder die sogenannte faktische Partnerschaft.

Hinsichtlich der Partnerschaftsformen ist nicht nur die ein-
getragene Partnerschaft zu erwähnen, da das Rechtsinstitut 
der faktischen Partnerschaft seit langem in der Gesetzgebung 
verankert ist. Auf der Ebene der Gesetzgebung war jedoch das 
Gesetz IV von 197714 das erste, das die Eigentumsverhältnisse 
zwischen Partnern regelte. Dies war ein erster wesentlicher 
Schritt, da damit anerkannt wurde, dass es sich bei der zivilen 
Lebenspartnerschaft um ein bestehendes Rechtsinstitut han-
delt. Der negative Aspekt dieser Regelung bestand jedoch darin, 
dass der Gesetzgeber eine nichteheliche Lebensgemeinschaft 
nicht als familienrechtliche Beziehung ansah. Hinsichtlich ihrer 
Einordnung wurden die faktischen Lebensgemeinschaften in die 
Vorschriften des Vertragsrechts des Zivilgesetzbuches von 1959 
aufgenommen, wodurch die Beziehung zwischen den Parteien 
als Vertragsverhältnis eingestuft wurde. Inzwischen wurde mit 

	 13	 Kriston, Mélypataki, Fifty Shades of Family…, S. 83.
	 14	 Gesetz IV von 1977 zur Änderung und Kodifizierung des Textes von 
Gesetz IV von 1959 – Zivilgesetzbuch.
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der Kodifizierung des neuen Zivilgesetzbuches begonnen. Der 
Gesetzgeber hat dabei vor allem auf eine ausführlichere Regelung 
der Lebenspartnerschaften geachtet. Faktische Partnerschaften 
wurden als vollwertige und praktisch funktionierende Fami-
lienrechtsinstitutionen anerkannt15. Dementsprechend wurde 
in dem 2003 veröffentlichten Konzept für das Zivilgesetzbuch 
vorgeschlagen, die erweiterten Regelungen in das Familienrecht 
zu integrieren16. Diese Idee wurde jedoch nicht Wirklichkeit, da 
in der letzten Phase des Gesetzgebungsverfahrens ein Ände-
rungsantrag gegen diesen Vorschlag eingebracht wurde, dessen 
Annahme zu einer recht eigenartigen rechtlichen Lösung im 
Zivilgesetzbuch führte. Dieser Änderungsantrag besagt, dass 
faktische Partner ein „privatrechtliches Verhältnis“ verbindet, 
das auf „einer Vereinbarung zwischen den Parteien, in der sie ihre 
Beziehungen vollständig regeln können“ beruht17. Damit wird 
diese Art von Beziehung im Zivilgesetzbuch geregelt, und zwar 
nicht im Buch des Familienrechts, sondern im Buch des Vertrags-
rechts in Abschnitt 6:514. Die umstrittenste Argumentation ist 
jedoch, dass eine Person, die eine Lebensgemeinschaft eingeht, 
die innere Rechtsordnung der Ehe und des Familienrechts nicht 
gegen sich selbst durchsetzen will, weshalb diese Beziehungen 
keine familienrechtlichen Auswirkungen haben können. Eine 
Lebensgemeinschaft besteht zwischen zwei Personen, die weder 
in gerader Linie miteinander verwandt noch verschwägert sind 
und die, ohne eine Ehe zu schließen, in einem gemeinsamen 
Haushalt leben und eine emotionale und wirtschaftliche Gemein-
schaft bilden (im Folgenden „Lebensgemeinschaft“ genannt) und 
keine von ihnen in einer Lebensgemeinschaft in Form einer Ehe, 
einer eingetragenen Partnerschaft oder einer Lebensgemein-
schaft mit einer anderen Person steht. Sind die vorgenannten 
Voraussetzungen erfüllt, beginnt die Lebensgemeinschaft mit 
der Begründung der Lebensgemeinschaft und endet mit der 

	 15	 Kriston, Mélypataki, Fifty Shades of Family…, S. 83.
	 16	 Kőrös (2013), Und családjog jövője: Az új Ptk. Családjogi könyve – 
a 2013. évi V. törvény és a Szakértői Javaslat összevetése. Első rész: Alapelvek, 
Házasság (2013), Élettársi kapcsolat. In: Családi Jog, Nr. 3, S. 6.
	 17	 T/7971/106 számú módosító javaslat indokolása [online] https://www.
parlament.hu/irom39/ 07971/07971-0106.pdf.
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Eheschließung, der Begründung der eingetragenen Partnerschaft 
oder der Aufhebung der Lebensgemeinschaft. Die Partner sind 

„während der Dauer der Lebensgemeinschaft selbständige Erwer-
ber“, es sei denn, die Verträge über das gemeinsame Eigentum 
sehen etwas anderes vor. Lebensgemeinschaften können ihre 
Vermögensverhältnisse für die Dauer des Zusammenlebens ver-
traglich regeln.

Das Familiengesetzbuch enthält nur zwei Bestimmungen für 
nichteheliche Lebensgemeinschaften, nämlich die Unterhalts-
pflicht und die Nutzung der Wohnung.

Nach einem Überblick über die verschiedenen Formen fami-
liärer Beziehungen wird nun auf die gesetzlichen Grundsätzen 
der Ehe eingegangen.

2. Aufhebungsgründe für eine Ehe

Es gibt fünf Gründe für die Eheaufhebung: Ehe, die von einem 
Minderjährigen geschlossen wurde18 durch eine handlungsun-
fähige Person19, von einer Person, die nicht in der Lage ist, die 
Bedeutung der von ihr eingegangenen Verpflichtung zu erken-
nen20, von Menschen mit engen familiären und verwandtschaft-
lichen Bindungen21 und Personen in einer anderen bestehenden 
Ehe22. In den ersten drei Fällen kann eine Eheaufhebungsklage 
nur von dem Ehegatten erhoben werden, der die Eheaufhebung 
herbeigeführt hat23.

Die Ehe eines Minderjährigen, d. h. einer Person unter acht-
zehn Jahren, gilt als ungültig, wenn sie ohne die vorherige 
Zustimmung der Vormundschaftsbehörde geschlossen wurde. In 
den vom Gesetz vorgesehenen Fällen kann die Vormundschafts-
behörde einem beschränkt geschäftsfähigen Minderjährigen, 
der das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat, die Zustimmung 

	 18	 Art. 4:9 ZGB
	 19	 Art. 4:11 ZGB
	 20	 Art. 4:11 ZGB
	 21	 Art. 4:12 ZGB
	 22	 Art. 4:13 ZGB
	 23	 Siehe Barzó (2017), A magyar család jogi rendje, Budapest, S. 69-86.
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zur Eheschließung erteilen. In diesem Fall hört die Vormund-
schaftsbehörde die Eltern oder den Vormund, bevor sie darü-
ber entscheidet, ob die Erlaubnis erteilt oder verweigert wird; 
die Zustimmung der Eltern oder des Vormundes ist aber nicht 
erforderlich. Sind die Eltern zur Ausübung der elterlichen Sorge 
in wichtigen Angelegenheiten des Kindes nicht befugt oder ist 
ihr Aufenthaltsort unbekannt oder bestehen unüberwindliche 
Hindernisse, so entfällt die oben genannte Stellungnahme. Eine 
ohne Zustimmung der Vormundschaftsbehörde oder vor Vollen-
dung des 16. Lebensjahres geschlossene Ehe wird sechs Monate 
nach Erreichen der Volljährigkeit des minderjährigen Ehegatten 
rückwirkend auf den Zeitpunkt der Eheschließung gültig, wenn 
der betreffende Ehegatte die bestehende Ehe nicht innerhalb 
dieser Ausschlussfrist anfechtet oder wenn das Gericht auf sei-
nen Antrag eine zuvor von einer anderen Person aus denselben 
Gründen erhobene Klage abweist.

Die Ehe einer unter Vormundschaft stehenden Person, die 
behauptet, zum Zeitpunkt der Eheschließung geschäftsunfähig 
gewesen zu sein, ist nichtig. Die Ehe einer solchen Person wird 
sechs Monate nach Beendigung der Vormundschaft rückwirkend 
auf den Tag der Eheschließung gültig, wenn der Ehegatte, der die 
Nichtigkeit verursacht hat, die bestehende Ehe nicht innerhalb 
dieser Ausschlussfrist anficht. Die Ehe einer Person, die zum 
Zeitpunkt der Eheschließung nicht in der Lage war, den Sinn 
der eingegangenen Verpflichtung zu erkennen, ist ungültig. Die 
Ehe wird sechs Monate nach der Wiedererlangung der Geschäfts-
fähigkeit des Ehegatten wirksam, und zwar rückwirkend ab dem 
Datum des Eheschlusses, sofern der Ehegatte, der die Aufhebung 
verursacht hat, die bestehende Ehe nicht innerhalb einer Aus-
schlussfrist anficht.

Die Ehe gilt als nichtig, wenn sie zwischen Verwandten in 
gerader Linie, zwischen Geschwistern, zwischen einer Person 
und dem biologischen Nachkommen ihrer Geschwister sowie 
zwischen dem Adoptivelternteil und der adoptierten Person 
während des Bestehens der Adoption geschlossen wurde. Die 
Ehe zwischen einer Person und dem biologischen Abkömm-
ling ihrer Geschwister (d.h. Tante/Neffe/Onkel/Nichte) wird 
nicht als ungültig betrachtet, wenn der Notar vor oder nach der 
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Eheschließung eine Befreiung vom Ehehindernis erteilt. Eine 
Befreiung von dem Ehehindernis kann erteilt werden, wenn die 
Eheschließung der Ehegatten für die Gesundheit der Kinder, die 
aus dieser Verbindung hervorgehen sollen, nicht von Nachteil ist.

Die Eheschließung ist unwirksam, wenn einer der Ehegatten 
bereits verheiratet ist (oder eine eingetragene Lebenspartner-
schaft führt). Die zweite Ehe ist ab dem Zeitpunkt der Auflösung 
der ersten Ehe gültig. Ordnet das Gericht die Aufhebung der vor-
herigen Ehe an, ist die zweite Ehe rückwirkend ab dem Datum 
ihrer Schließung gültig.

Eine Ehe gilt als ungültig, wenn das Gericht sie in einem Ehe-
aufhebungsverfahren für ungültig erklärt. Eine solche Entschei-
dung ist erga omnes wirksam24. Die Aufhebungsklage kann von 
einem Ehegatten gegen den anderen, von der Staatsanwaltschaft 
oder von jeder Person, die ein rechtliches Interesse an der Auf-
hebung der Ehe hat, während des Bestehens der Ehe oder nach 
ihrer Auflösung gegen beide Ehegatten erhoben werden25. Die 
Aufhebungsklage ist von dem Berechtigten persönlich zu erhe-
ben. Ein Ehegatte, der in seiner Geschäftsfähigkeit beschränkt 
ist, kann die Klage ohne Zustimmung seines gesetzlichen Ver-
treters erheben, d. h. er ist voll geschäftsfähig. Ist der Klagebe-
rechtigte handlungsunfähig, kann die Klage in seinem Namen 
mit Zustimmung der Behörde von den gesetzlichen Vertreter 
mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde erhoben werden. 
Ist die Partei, gegen die geklagt werden soll, verstorben, wird der 
gerichtlich bestellte Verfahrenspfleger als Beklagter benannt26.

Ist eine Ehe wegen mangelnder Zustimmung zur Eheschlie-
ßung aus Gründen der Minderjährigkeit oder der Entmündi-
gung für ungültig erklärt worden, so kann der Ehegatte, der den 
Grund für die Ungültigkeitserklärung gebildet hat, nach Eintritt 
der Volljährigkeit oder nach Beendigung der Entmündigung die 
Ungültigkeitsklage erheben. Die Aufhebungsklage kann inner-
halb von sechs Monaten nach Eintritt der Volljährigkeit oder nach 
Beendigung der Vormundschaft erhoben werden. Ein Ehegatte, 

	 24	 Art. 4:14 ZGB
	 25	 Art. 4:15 ZGB
	 26	 Art. 4:16 ZGB
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der zum Zeitpunkt der Eheschließung nicht geschäftsfähig war, 
kann innerhalb von sechs Monaten nach Wiedererlangung der 
Geschäftsfähigkeit eine Klage auf Aufhebung der Ehe einreichen. 
Stirbt der Ehegatte vor Wiedererlangung der Geschäftsfähigkeit, 
so kann die Staatsanwaltschaft innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Tod des Ehegatten die Ungültigerklärung der Ehe 
beantragen. Die vorstehenden Fristen bleiben unberührt.

3. Beendigung der Ehe

Eine Ehe wird durch den Tod eines Ehegatten oder durch gericht-
liche Auflösung beendet27.

Die Ehe gilt als beendet, wenn der andere Ehegatte wieder 
heiratet, eine Sterbeurkunde in das Standesamt eingetragen wird 
oder eine gerichtliche Entscheidung vorliegt, mit der die betref-
fende Person für tot erklärt wird, oder wenn eine gerichtliche 
Entscheidung vorliegt, mit der die gesetzliche Todesvermutung 
bei der letzten Eheschließung aufgehoben wird – vorausgesetzt, 
dass keiner der Ehegatten wusste, dass der Tod nicht eingetre-
ten war. Dieser Tag wird in der Sterbeurkunde als Todesdatum 
angegeben28.

Die Ehe gilt mit dem Tag als aufgelöst, an dem das Schei-
dungsurteil rechtskräftig geworden ist. Die Entscheidung ist erga 
omnes wirksam. Auf Antrag eines Ehegatten hat das Gericht die 
Ehe aufzulösen, wenn die Zerrüttung der Ehe vollständig und 
unheilbar ist. Die Klage auf Auflösung der Ehe ist von einem 
Ehegatten persönlich gegen den anderen zu erheben. Ein Ehe-
gatte, der in seiner Handlungsfähigkeit beschränkt ist, kann die 
Klage ohne Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters erheben. 
Ist ein Ehegatte handlungsunfähig, so wird die Klage in seinem 

	 27	 Für eine ausführliche Beschreibung vgl. Nagy (2022), A házasság 
megszűnése, Ijoten – online Rechtsbibliothek/Familienrecht, Art. 53 (6. Juli 
2018); T. Barzó, Und magyar…, S. 87-104.
	 28	 Art. 4:20 ZGB.
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Namen von seinem gesetzlichen Vertreter mit Zustimmung der 
Vormundschaftsbehörde erhoben29.

Die vollständige und unheilbare Zerrüttung der Ehe kann 
insbesondere festgestellt werden, wenn die Lebensgemeinschaft 
der Ehegatten aufgehoben ist und unter Berücksichtigung des 
Umstandes, der zur Aufhebung der Lebensgemeinschaft geführt 
hat, und der Dauer der Trennung keine Aussicht auf Wieder-
herstellung besteht30. Das Gericht löst die Ehe auf, ohne die 
Umstände zu prüfen, wenn die Ehegatten dies einvernehmlich 
auf der Grundlage ihrer endgültigen, ohne unzulässige Einfluss-
nahme zustande gekommenen Vereinbarung beantragen. Ein 
gemeinsamer Antrag auf Auflösung der Ehe ist möglich, wenn 
sich die Ehegatten über die Ausübung der elterlichen Sorge für 
das gemeinsame Kind, über den Umgang des getrenntlebenden 
Elternteils mit dem Kind, über den Unterhalt des Kindes, über 
die Nutzung der Ehewohnung und über den Ehegattenunter-
halt geeinigt haben und ihre rechtliche Regelung vom Gericht 
gebilligt wird31.

Stellt der Antragsteller einen Scheidungsantrag gemäß 
Abschnitt 4:21 Absätze 2 und 3 des Zivilgesetzbuches, d.h. einen 
gemeinsamen Antrag, so ist dem Antrag eine Vereinbarung bei-
zufügen, die die gemeinsame Auffassung der Parteien zu allen 
in Abschnitt 4:21 Absatz 3 des Zivilgesetzbuches genannten 
Fragen enthält, sofern eine solche Vereinbarung zum Zeitpunkt 
der Antragsstellung bereits vorliegt. Ansonsten ist der Kläger 
verpflichtet, sich zu allen in Abschnitt 4:21 (3) des Zivilgesetz-
buches genannten Punkten zu äußern. Auch in diesem Fall ist 
der Beklagte verpflichtet, bei der ersten mündlichen Verhandlung 
eine schriftliche Klageerwiderung einzureichen oder sich münd-
lich zur Sache zu äußern. Die Frist, um eine schriftliche Klage-
erwiderung einzureichen, beträgt fünfzehn Tage und kann vom 
Gericht um höchstens fünfzehn Tage verlängert werden, wenn 
der Beklagte einen begründeten Antrag stellt. Ist der Beklagte 

	 29	 Art. 4:21 ZGB.
	 30	 Ebenda.
	 31	 Ebenda.
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mit der Scheidung einverstanden, kann er eine Erklärung abge-
ben32. Haben sich die Ehegatten auf das gemeinsame Sorgerecht 
geeinigt, müssen sie sich nicht über das Besuchsrecht, wohl aber 
über den Aufenthalt des Kindes einigen.

Wird die Ehe geschieden, so haben die Eltern und das Gericht 
das Kindeswohl zu berücksichtigen. Die Interessen des Kindes 
haben Vorrang, wenn über die Ausübung der elterlichen Sorge, 
über den Umgang zwischen Elternteil und Kind und über den 
Kinderunterhalt entschieden wird33.

Das Gericht bemüht sich in jeder Phase des Verfahrens, ins-
besondere in der vorbereitenden Anhörung, um eine Versöhnung 
zwischen den Parteien. Ist das Schlichtungsverfahren erfolgreich, 
stellt das Gericht das Verfahren ein. In einem solchen Fall sind 
die Parteien nicht zur Zahlung der Gerichtskosten verpflichtet34.

Vor Einreichung des Scheidungsantrags oder während des 
Scheidungsverfahrens können die Ehegatten auf eigene Initiative 
oder auf Empfehlung des Gerichts eine Schlichtung in Anspruch 
nehmen, um zu versuchen, ihre Meinungsverschiedenheiten 
beizulegen oder etwaige Meinungsverschiedenheiten im Zusam-
menhang mit der Scheidung durch eine Vereinbarung zu regeln. 
Die im Schlichtungsverfahren erzielte Einigung kann in einem 
gerichtlichen Vergleich festgehalten werden35. Das Gericht infor-
miert die Parteien über die Möglichkeit und die Vorteile der 
Schlichtung. Kommt es in der Vorverhandlung nicht zu einer 
Aussöhnung der Parteien und nicht zu einem Anerkenntnis und 
kann die Vorverhandlung nicht vertagt werden, so stellt das 
Gericht das Verfahren ein und bestimmt einen Termin für die 
Hauptverhandlung oder geht, wenn die Umstände des Falles es 
zulassen, sofort zur Hauptverhandlung über36.

In seinem Urteil über die Aufhebung oder Auflösung der 
Ehe entscheidet das Gericht, auch wenn kein Antrag gestellt 
wurde, über die Einzelheiten der Ausübung der elterlichen Sorge, 

	 32	 Art. 455 des Gesetzes CXXX der Zivilprozessordnung von 2016.
	 33	 Art. 4:21 ZGB.
	 34	 Art. 456 des Gesetzes CXXX der Zivilprozessordnung von 2016.
	 35	 Art. 4:22 ZGB.
	 36	 Art. 456 des Gesetzes CXXX der Zivilprozessordnung von 2016.
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die Unterbringung des Kindes bei einem Dritten, das Besuchs-
recht und den Unterhalt des gemeinsamen minderjährigen Kin-
des. In seiner Entscheidung legt das Gericht auch die Dauer des 
Zusammenlebens fest, es sei denn, diese wurde zuvor durch das 
Gericht in der Hauptsache oder durch ein Zwischenurteil, mit 
dem das Verfahren beendet wurde, festgelegt37.

Nach Rechtskraft des der Klage stattgebenden Urteils über-
mittelt das erstinstanzliche Gericht die im Gesetz über Per-
sonenstandsregister genannten Daten an den zuständigen 
Standesbeamten und kommt seiner Verpflichtung nach, über 
den zuständigen Standesbeamten statistische Daten über die 
Bevölkerungsbewegungen gemäß dem Gesetz über die amtliche 
Statistik und der Durchführungsverordnung zu liefern38.

Voraussetzungen

Die Ehe kommt zustande, wenn ein Mann und eine Frau bei 
persönlicher Anwesenheit vor dem Standesbeamten erklären, 
die Ehe miteinander eingehen zu wollen. Diese Erklärung darf 
nicht an Bedingungen geknüpft oder befristet werden. Nach 
der gegenseitigen Erklärung stellt der Standesbeamte die Ehe-
schließung fest und trägt die Tatsache der Eheschließung in das 
Eheregister ein39. Vor der Eheschließung müssen beide Parteien 
vor dem Standesbeamten erklären, dass der Eheschließung keine 
rechtlichen Hindernisse entgegenstehen und dass die gesetz-
lichen Voraussetzungen für die Eheschließung erfüllt sind. Der 
Termin für die Eheschließung wird vom Standesbeamten inner-
halb von dreißig Tagen nach Eingang der Erklärung über die 
beabsichtigte Eheschließung festgesetzt40. In begründeten Fällen 
kann der Notar beschließen, von dieser Frist abzuweichen. Sind 
die oben genannten Voraussetzungen nicht erfüllt, so kommt die 

	 37	 Art. 459 des Gesetzes CXXX der Zivilprozessordnung von 2016.
	 38	 Art. 460 des Gesetzes CXXX der Zivilprozessordnung von 2016.
	 39	 Für eine ausführliche Beschreibung vgl. 429/2017 (XII. 20.) Regie-
rungserlass über detaillierte Regeln für die zivile Aufgaben.
	 40	 Art. 4:7 ZGB
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Eheschließung nicht zustande. Eine nicht zustande gekommene 
Ehe gilt als nie geschlossen41.

Die Eheschließung muss öffentlich auf dem Standesamt vor 
zwei Zeugen erfolgen; auf Wunsch der Parteien kann die Ehe-
schließung jedoch auch privat oder an einem anderen Ort statt-
finden. Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, gilt die Ehe als 
nicht geschlossen. Kann das Bestehen oder Nichtbestehen der 
Ehe nicht in einem Verwaltungsverfahren festgestellt werden, so 
kann die Klage auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbeste-
hens der Ehe von einem Ehegatten gegen den anderen oder von 
der Staatsanwaltschaft oder von einer Person, die ein rechtliches 
Interesse hat, gegen beide Ehegatten erhoben werden42.

Ist die Partei, gegen die die Klage erhoben werden soll, ver-
storben, so ist der vom Gericht bestellte Verfahrenspfleger in der 
Klage zu benennen. Die Entscheidung über das Bestehen oder 
Nichtbestehen einer Ehe gilt für alle, hat also Wirkung erga omnes.
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Anerkennung der Ehe als Verbindung 
von Mann und Frau�. Lösungen 
im rumänischen Rechtssystem

Einleitung

Im Einklang mit dem Thema der internationalen Konferenz 
befasst sich dieser Artikel mit der Bedeutung des Begriffs der 
Ehe in Rumänien, wobei die verfassungsrechtliche Definition, 
die einschlägigen Rechtszweige und die Lehre sowie die vom 
Autor formulierte Definition berücksichtigt werden.

Der Artikel enthält Verweise auf die nationale und europäi-
sche Rechtsprechung sowie bibliographische Hinweise auf Stel-
lungnahmen einiger rumänischer Rechtsgelehrter.

In Anlehnung an das Konferenzthema wurde die Definition 
der Ehe auf der Grundlage der Bestimmungen über die Rechts-
natur und die materiellen Voraussetzungen formuliert. Dabei 
liegt der Schwerpunkt dieses Beitrags auf der Voraussetzung 
der Verschiedengeschlechtlichkeit der Ehegatten. Gegenstand 
der Analyse waren das Erfordernis der Verschiedengeschlecht-
lichkeit bei der Eheschließung, die Anerkennung von im Ausland 
geschlossenen Ehen sowie das Eingehen und die Anerkennung 
gleich- und verschiedengeschlechtlicher Partnerschaften.
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Rechtsgrundlage für die Definition der Ehe 
im rumänischen Recht

Definition des Ehebegriffs im rumänischen Recht findet sich in 
der Verfassung, den einschlägigen Gesetzen und der Fachliteratur.

Die Verfassung Rumäniens legt fest, dass die Institution 
der Ehe untrennbar mit der Institution der Familie verbunden 
ist. Insbesondere legt die Verfassung fest, dass die Familie auf 
dem freiwilligen Einverständnis der Ehegatten, ihrer Gleichheit 
und dem Recht und der Pflicht der Eltern beruht, für die Ent-
wicklung, Bildung und Erziehung ihrer Kinder zu sorgen, und 
dass eine religiöse Ehe nur nach einer zivilen Eheschließung 
geschlossen werden kann. In der Verfassungsbestimmung wird 
auf ein Sondergesetz verwiesen, das die Voraussetzungen für 
die Schließung, Auflösung und Ungültigerklärung einer Ehe 
regelt. Daher wird die Ehe im Verfassungstext als Grundlage 
der Familie definiert1.

Die verfassungsrechtliche Definition der Ehe ist auslegungsfä-
hig, da sie sich auf Ehegatten im Allgemeinen bezieht. Somit lässt 
sie implizit sowohl Ehen zwischen Personen unterschiedlichen 
Geschlechts als auch zwischen Personen gleichen Geschlechts 
zu. Darüber hinaus erlaubt der Verfassungstext, was andere 
spezifische nationale oder internationale Gesetze nicht erlauben, 
und wäre daher bei der Anwendung vorzuziehen, da er günsti-
ger ist2. Im Oktober 2018 fand aufgrund einer Bürgerinitiative 
der Koalition für die Familie, die von der orthodoxen und der 
römisch-katholischen Kirche unterstützt wurde, ein Referendum 
zur Änderung der rumänischen Verfassung statt. Ziel war es, den 
Ausdruck „von Ehegatten“ im Text der Verfassung (Art. 48) durch 
den restriktiveren Ausdruck „von Mann und Frau“ zu ersetzen, 
auch wenn das einschlägige Gesetz gleichgeschlechtliche Ehen 
und Lebenspartnerschaften verbietet, da andere Gesetze als die 

	 1	 Art. 48 (1) der Verfassung Rumäniens [online] https://www.cdep.ro/
pls/dic/site.page?id=371.
	 2	 Weitere Informationen finden Sie unter Bodoască (2017), Contribu-
tions to the study of domestic and international legal norms regarding the 
sexual differentiation of spouses. In: Pandectele Române, Nr 1.
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Verfassung ohne Rücksprache mit den Bürgern geändert werden 
können.

Das Referendum ist gescheitert, da die erforderliche Mindest-
zustimmung nicht erreicht wurde3. Umfragen zeigen jedoch, dass 
die überwältigende Mehrheit der Rumänen die gleichgeschlecht-
liche Ehe nicht befürwortet. Das Scheitern des Referendums 
war daher nicht auf die Überzeugung der Bürger bezüglich der 
Geschlechterbedingung für Ehepartner zurückzuführen, sondern 
eher auf die Vergeblichkeit der Bemühungen, die Verfassung 
zu ändern, da dies zu diesem Zeitpunkt keine politische Priori-
tät darstellte. Dennoch ist im Laufe der Zeit eine zunehmende 
Toleranz gegenüber dem Thema zu beobachten, insbesondere 
bei jungen Menschen.

Laut einer Eurobarometer-Umfrage von 2015 waren 21% der 
rumänischen Befragten der Meinung, dass die gleichgeschlechtli-
che Ehe in Europa erlaubt werden sollte. Dies stellt einen Anstieg 
von 10% im Vergleich zu einer ähnlichen Umfrage aus dem Jahr 
2006 dar. Im Mai 2017 zeigte eine andere Umfrage des Pew 
Research Centers, dass Homosexualität in orthodoxen Ländern 
weitgehend abgelehnt wird. Unter den Rumänen befürworten 
26 % die gleichgeschlechtliche Ehe, unter den 18- bis 34-Jährigen 
sind es sogar 33 %, obwohl auch unter ihnen die Meinung vor-
herrscht, Homosexualität sei moralisch verwerflich.

Bei dem in der Verfassung genannten Gesetz handelt es sich 
um das rumänische Zivilgesetzbuch4, das die materiellen Bedin-
gungen und rechtlichen Merkmale der Ehe regelt, einschließlich 
derjenigen, die mit dem unterschiedlichen Geschlecht der Ehe-
gatten zusammenhängen:

•	 Ehegatten sind ein Mann und eine Frau, die durch ein 
Eheband verbunden sind (Art. 258 Abs.4).

•	 Die Ehe ist eine freie Verbindung von Mann und Frau 
(Art. 259 Abs.1).

	 3	 2,1 % der wahlberechtigten Rumänen haben sich an den Wahlen 
beteiligt. Von diesen sprachen sich 91,56% für eine Änderung des Verfas-
sungstextes aus.
	 4	 Zivilgesetzbuch Rumäniens (codul civil) von 2009



36	 Dr. Laura Cetean-Voiculescu

•	 Ein Mann und eine Frau haben das Recht, eine Ehe ein-
zugehen, um eine Familie zu gründen. (Art. 259 Abs. 2).

•	 Die Ehe wird zwischen einem Mann und einer Frau mit 
ihrer persönlichen und freien Zustimmung geschlossen 
(Art. 271).

•	 Die gleichgeschlechtliche Ehe ist verboten (Art. 277 Abs. 1).
•	 Gleichgeschlechtliche Ehen, die im Ausland von rumäni-

schen Staatsbürgern oder Ausländern geschlossen wurden, 
werden in Rumänien nicht anerkannt (Art. 277 Abs. 2).

•	 Eingetragene Partnerschaften zwischen Personen des 
anderen oder gleichen Geschlechts, die von rumänischen 
Staatsbürgern oder Ausländern im Ausland geschlossen 
oder eingegangen wurden, werden in Rumänien ebenfalls 
nicht anerkannt (Art. 277 Abs. 3).

Die in der zitierten Verfassungsnorm genannten Sonderre-
gelungen sind also deutlich restriktiver. Gleichgeschlechtliche 
Ehen werden weder zugelassen noch anerkannt.

Die Definitionen in der Fachliteratur variieren stark, da die 
Autoren unterschiedliche rechtliche Merkmale oder Grundvor-
aussetzungen des Ehebegriffs betonen. Eine allgemeine Defini-
tion würde ich wie folgt formulieren: Die Ehe ist eine Verbindung 
zwischen zwei Personen unterschiedlichen Geschlechts, die das 
entsprechende Alter erreicht haben und die auf der Grundlage 
des freien und gleichberechtigten Willens zum Zweck der Fami-
liengründung unter den vom Gesetz vorgesehenen Bedingungen 
geschlossen wird.

Die im rumänischen Recht vorgesehenen materiellen und 
formellen Voraussetzungen gelten auch für Eheschließungen, 
die in Rumänien oder bei rumänischen diplomatischen oder 
konsularischen Vertretungen im Ausland geschlossen werden.

Für Ehen, die von rumänischen Staatsangehörigen im Aus-
land geschlossen werden, gelten nach rumänischem Kollisions-
recht die materiellen Voraussetzungen des Heimatrechts der 
Ehegatten (rumänisches Recht) und die Regel locus regit actum 
nur für die Form. Unabhängig vom Ort der Eheschließung gelten 
für Rumänen folgende Grundvoraussetzungen für die Eheschlie-
ßung: freie Zustimmung, Ehemündigkeit, keine frühere gültige 
Ehe, keine Verwandtschaft zwischen den Ehegatten, keiner der 
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Ehegatten darf Vormund des anderen sein und nicht zuletzt muss 
das Geschlecht der Ehegatten verschieden sein.

Ehen, die im Ausland zwischen Personen des gleichen 
Geschlechts geschlossen wurden, werden in Rumänien nicht 
anerkannt, unabhängig davon, welche Staatsangehörigkeit die 
Ehegatten besitzen. Auch gleichgeschlechtliche und verschie-
dengeschlechtliche Partnerschaften werden unabhängig von 
der Staatsangehörigkeit der Partner nicht anerkannt. Hinsicht-
lich der Lebenspartnerschaft sind in der Literatur zahlreiche 
Änderungsvorschläge zur Anerkennung dieser Beziehungsform 
gemacht worden5.

Die Nichteinhaltung der gesetzlichen Bestimmungen über die 
Eheschließung zwischen Personen ausschließlich des anderen 
Geschlechts wird entweder mit der absoluten Nichtigkeit der 
Ehe geahndet oder nicht anerkannt. In Rumänien werden gleich-
geschlechtliche Ehen mit absoluter Ungültigkeit bestraft. Dies 
ergibt sich aus dem Zweck der Ehe, nämlich der Gründung einer 
Familie.

Das in Art. 277 des Zivilgesetzbuches enthaltene Verbot ver-
leiht dieser Bedingung den Charakter einer Ordnungsvorschrift6, 
die die Anwendung ausländischen Rechts auf die Bedingung der 
Verschiedengeschlechtlichkeit ausschließt, unabhängig davon, 
ob diese Bedingung im ausländischen Recht zwingend vorge-
schrieben ist.

In Bezug auf das Verbot der Eheschließung zwischen gleich-
geschlechtlichen Partnern in Rumänien wäre eine mögliche 
Anrufung der Gerichte daher ohne Bedeutung, da sowohl der 
Gerichtshof in Luxemburg als auch der Gerichtshof in Straßburg 
diesen Aspekt der Zuständigkeit den Staaten überlassen haben 
und Rumänien die Eheschließung zwischen gleichgeschlecht-
lichen Partnern verbietet. Was die Anerkennung von im Aus-
land geschlossenen gleichgeschlechtlichen Ehen in Rumänien 
betrifft, so sieht das Gesetz diese Möglichkeit zwar nicht vor, 

	 5	 . Ciprian, Dumitru (2016), The New Civil Code. Book II. About the 
Family, Art. 258–534. Comments, Explanations and Jurisprudence.
	 6	 Codruța (2018),The Article 277 of the Romanian Civil Code. In: Roman-
ian Review of Private Law, Nr. 3.
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einige Umstände sind jedoch differenzierter (Auswirkungen, 
die sich aus dem Wohl des Kindes ergeben, Konsequenzen im 
Zusammenhang mit der Freizügigkeit usw.).

Ein Beispiel für Letzteres ist das Urteil des Gerichtshofs der 
Europäischen Union (EuGH) aus dem Jahr 20187, das Rumänien 
verpflichtet, das Aufenthaltsrecht von Familienangehörigen, ein-
schließlich gleichgeschlechtlicher Ehepartner, auf seinem Gebiet 
anzuerkennen.

Der Begriff des Ehegatten im Sinne des Gemeinschaftsrechts, 
das das Recht auf Freizügigkeit der Unionsbürger und ihrer Fami-
lienangehörigen regelt, umfasst auch gleichgeschlechtliche Ehe-
gatten. Diese Verpflichtung bedeutet natürlich nicht, dass der 
Staat gleichgeschlechtliche Ehen legalisieren muss, sondern nur, 
dass er das Freizügigkeitsrecht mit allen daraus resultierenden 
Rechten anerkennt.

Der EuGH entschied im Fall von einem rumänischen Staats-
bürger, Coman und einem amerikanischen Staatsbürger, Hamil-
ton, die 2010 in Brüssel geheiratet hatten. Sie hatten zunächst die 
Anerkennung ihrer Ehe in Rumänien beantragt und sich dabei auf 
das Recht auf Freizügigkeit nach dem rumänischen Zivilgesetz-
buch berufen.8 Sie fochten die rumänischen Rechtsvorschriften 
an und beantragten beim rumänischen Verfassungsgericht die 
Feststellung, dass diese Rechtsvorschriften verfassungswidrig 
seien. Das Gericht forderte den EuGH zu klären, ob ein ameri-
kanischer Staatsbürger unter den Begriff des Ehegatten eines 
EU-Bürgers fällt, der von der Freizügigkeit Gebrauch gemacht hat 
und das Recht auf dauerhaften Aufenthalt in Rumänien erlangen 
muss. EuGH antwortete, dass der Begriff des Ehegatten, der eine 
Person bezeichnet, die mit einer anderen Person durch eine Ehe 
verbunden ist, geschlechtsneutral ist (wie auch die Auslegung des 
Verfassungstextes, auf den bereits verwiesen wurde) und einen 
Ehegatten gleichen Geschlechts einschließen kann. Der EuGH 

	 7	 Relu Adrian Coman und andere gegen Inspectoratul General pentru 
Imigrări i Ministerul Afacerilor Interne, Urteil, C-673/16.
	 8	 Art. 277 § 4 ZGB bestimmt: „Die Rechtsvorschriften über die Frei-
zügigkeit der Bürger der EU- und EWR-Mitgliedstaaten im Hoheitsgebiet 
Rumäniens bleiben in Kraft.“
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argumentierte, dass die Weigerung eines Mitgliedstaats, die 
in einem anderen EU-Mitgliedstaat rechtmäßig geschlossene 
nichteuropäische gleichgeschlechtliche Ehe eines europäischen 
Bürgers anzuerkennen, die Ausübung des Rechts dieses Bürgers 
auf Freizügigkeit und freien Aufenthalt im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten beeinträchtigen könnte.

Dementsprechend entschied der EuGH, dass die Freizügig-
keit und ihr Bestandteil, das Aufenthaltsrecht des Ehegatten 
eines EU-Bürgers, unabhängig vom Geschlecht, nicht behindert 
werden dürfen. Somit sind die Staaten nach dem EuGH-Urteil 
nicht verpflichtet, gleichgeschlechtliche Ehen zu regeln, aber 
sie sind verpflichtet, Ehen und ihre Wirkungen für die Zwecke 
der Freizügigkeit und des Aufenthaltsrechts unabhängig vom 
Geschlecht der Ehegatten anzuerkennen.

In Bezug auf die Anerkennung von gleich- oder verschieden-
geschlechtlichen Partnerschaften hat sich das rumänische Recht 
auf die Entscheidung der europäischen Gerichte gestützt, da es 
nicht mehr möglich ist, sich an deren Nichtanerkennung auf den 
Vorbehalt der öffentlichen Ordnung oder das legitime Interesse 
des Staates berufen können. Daher schließe ich mich den in 
der Lehre vertretenen Auffassungen an, die vorschlagen, einen 
Gesetzesentwurf über Lebenspartnerschaften, zumindest zwi-
schen Personen des anderen Geschlechts, vorzulegen, um einen 
Ausgangspunkt zu schaffen. Ein solcher Entwurf war in der Tat 
in Rumänien im Jahr 2018 unter der Bezeichnung „Gesetzes-
entwurf über Lebenspartnerschaften“ in Vorbereitung, aber er 
wurde vom rumänischen Parlament abgelehnt, wodurch das 
Gesetzgebungsverfahren beendet wurde. Der Gesetzentwurf 
sah vor, dass rumänische Staatsbürger oder Ausländer, die seit 
mindestens einem Jahr in Rumänien leben und das 18. Lebens-
jahr vollendet haben, eine Lebenspartnerschaft eingehen können.

Hintergrund des Gesetzentwurfs ist die stetig steigende Zahl 
nichtehelicher Geburten, die 2015 die Zahl ehelicher Gebur-
ten übertraf. Den Menschen in solchen Lebensgemeinschaften 
sollten bestimmte Rechte zuerkannt werden, wie z.B. das Recht, 
gemeinsam über wichtige Aspekte ihres Zusammenlebens zu 
entscheiden, das Recht auf den Schutz des Privat- und Ehele-
bens, Verfahrensrechte vor Gerichten und Verwaltungsbehörden, 
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die denen von Verheirateten entsprechen, usw., aber auch ent-
sprechende Pflichten, wie z.B. die Pflicht zur gegenseitigen Unter-
stützung und Pflege im Krankheitsfall.

Zusammenfassung

Die Ablehnung des Gesetzentwurfs hat keine Auswirkungen auf 
die Ehebestimmungen, mit denen der Staat Ehe und Familie 
schützt. Im Besonderen schützt der rumänische Staat nur die 
gleichgeschlechtliche Ehe und die Zivilehe und schließt jeglichen 
Schutz für andere Formen gleich- oder verschiedengeschlecht-
licher Beziehungen aus.

Es wird erwartet, dass der Gesetzgeber die Vorschläge zur 
Lehre berücksichtigt und das Gesetz oder die Gesetzgebungs-
technik in diesem Bereich verbessert. Wir sehen den Entschei-
dungen der europäischen Gerichte im Hinblick auf die Ehe- und 
Familienbeziehungen der kommenden Generationen mit Opti-
mismus entgegen.
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Voraussetzungen für die Eheschließung 
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Einleitung

Ausgehend von der Frage, was eine Familie ist, lässt sich fest-
stellen, dass jeder Mensch eine Vorstellung von Familie hat, die 
auf persönlichen oder sozialen Erfahrungen beruht und objektive 
und subjektive, materielle und spirituelle Elemente vereint. „Die 
Familie ist die älteste aller Gesellschaften und die Einzige, die 
natürlich ist“, sagte Jean Jacques Rousseau. Daher ist es klar, 
dass die Ehe eine Grundlage für die Konstituierung der Familie 
bildet, unabhängig davon, ob sie standesamtlich, kirchlich oder 
in beiden Formen geschlossen wurde.

Die rumänischen Zivilgesetzgebung regelt heute weitgehend 
die mit der Familie zusammenhängenden Aspekte, nämlich 
Verlobung, Ehe, Scheidung, Auflösung der Ehe, Beziehungen 
zwischen Eltern und Kindern bzw. ehelicher Güterstand oder ehe-
liche Güterstände, die während der gesamten Ehe bestehen, aber 
auch die mit der Abstammung zusammenhängenden Aspekte. 
Es lässt sich nicht behaupten, dass diese Aspekte in der Vergan-
genheit vernachlässigt wurden. Allerdings wurden nur einige der 
genannten Institutionen in den aufeinanderfolgenden Gesetzen, 
die auf dem Gebiet des heutigen Rumäniens existierten, disku-
tiert und geregelt.

Das Ziel der Studie ist die Analyse der wichtigsten Entwick-
lungsphasen der Institution Ehe von der Antike bis zur Gegen-
wart auf dem Gebiet des heutigen Rumäniens. Dabei wird die 
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historische Kontinuität der Voraussetzungen für die Eheschlie-
ßung unabhängig von der rechtlichen und gesellschaftlichen 
Entwicklung des allgemeinen Ehebegriffs aufgezeigt.

Zunächst wird das Institut der Ehe im alten rumänischen 
Recht untersucht und die Voraussetzungen für eine Eheschlie-
ßung im Einzelnen dargestellt und diskutiert. In den nächsten 
beiden Abschnitten werden wir dies im Lichte der durch das 
Familiengesetzbuch1 und das Zivilgesetzbuch2, eingeführten 
Regelungen analysieren und die Interventionen des rumänischen 
Verfassungsgerichts in Form von Entscheidungen in Familien-
angelegenheiten, insbesondere im Bereich der Eheschließung, 
untersuchen.

1. Ehe in dem alten rumänischen Recht

Seit der Antike, genauer gesagt seit der Zeit des Patriarchats 
und sogar des Matriarchats im Karpaten-Donau-Pontischen 
Raum, war die Paarbildung von Mann und Frau das wichtigste 
Grundprinzip des ehelichen Zusammenlebens3. In der dakischen 
Zeit wurde die Ehe durch Gewohnheit geregelt, aber mit der 
Reform des Decenaeus ging die Bevölkerung zur Monogamie 
über, wodurch die Ehe als unantastbare Verbindung zwischen 
Mann und Frau gefestigt wurde4.

Nach 106 n. Chr., d. h. nach der römischen Eroberung Dakiens, 
das zu einer Provinz wurde, die ebenfalls den römischen Gesetzen 

	 1	 Die Verabschiedung des Gesetzes Nr. 4/1953. Veröffentlicht im Amts-
blatt Nr. 1 vom 4. Januar 1954, erneut veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 13 vom 
18. April 1956 und im Dekret Nr. 32 vom 30. Januar 1954 zur Durchführung 
des Familiengesetzbuches und im Dekret über natürliche und juristische 
Personen.
	 2	 Verabschiedung des Gesetzes Nr. 287/2009 über das Zivilrecht, veröf-
fentlicht im Amtsblatt Nr. 511 vom 24. Juli 2009 mit Änderungen Nr. 71/2011 
zur Änderung der Bestimmungen des Zivilgesetzbuches Nr. 287/2009, ver-
öffentlicht im Amtsblatt Nr. 409 vom 10. Juni 2011.
	 3	 Amuza (2001), Marriage and divorce in the old Romanian law, Bucha-
rest, S. 15.
	 4	 Iordan (2010), Marriage and divorce in domestic and international 
private law, Bucharest, S. 35.
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unterlag, nahm die Institution der Ehe spezifische Merkmale an, 
die auf dem Status der freien Einwohner des römischen Dakiens 
beruhten, genauer gesagt der römischen, lateinischen und pil-
gernden Bürger. Die Römer folgten den Regeln des römischen 
Rechts. Diejenigen wiederum, die dem lateinischen Recht unter-
lagen, besaßen aber nicht das jus connubii, d. h. das Recht, nach 
den Bestimmungen des römischen Rechts zu heiraten. Im Falle 
der letzten Kategorie, der Pilger, fehlte ihnen das jus connubii, 
wobei jedoch erwähnt wurde, dass sie nach ihren nationalen 
Gesetzen oder dem jus gentium heiraten konnten, wenn sie dedi-
tici pilgrims5 waren.

Am Ende des Mittelalters wurde in dem rumänischen Recht, 
Pravila cel Mare oder dem Gesetzbuch (1652, in der Walachei) 
und in dem kaiserlichen Gesetzessammlung (1646, in Molda-
wien) die Ehe als Vertrag anerkannt, aber auch durch eine reli-
giöse Zeremonie geregelt. In beiden Gesetzen wurden sowohl 
notwendige Voraussetzungen für eine Eheschließung als auch 
absolute und relative Hindernissen für die rechtliche Veranke-
rung der Ehe bestimmt.

Zu den absoluten Ehehindernissen gehören das fehlende Ein-
verständnis der Parteien, die fehlende Zustimmung der Eltern 
oder des Vormunds, das Bestehen einer nicht aufgelösten frühe-
ren Ehe und die Tatsache, dass einer der Ehegatten dreimal oder 
öfter verheiratet war. Die Bestimmungen über die Eheschließung 
machten deutlich, dass eine Ehe nur zwischen einem Mann und 
einer Frau geschlossen werden konnte, auch wenn dies nicht 
ausdrücklich erwähnt wurde. Dieser Gedanke wurde in der Frage 
der relativen Hindernisse noch verstärkt, als es um das gesetz-
liche Alter von Mann und Frau zum Zeitpunkt der rechtsgülti-
gen Eheschließung ging. Neben dieser Einschränkung legten die 
damaligen Gesetzgeber auch weitere Hindernisse fest, wie zum 
Beispiel ungelöste Verlobungen, Trauerjahre, Verwandtschaft, 
Vormundschaft, Glaubensunterschiede, Mönchtum, unterschied-
liche soziale Stellungen, Entführungen, Anstiftungen zur Schei-
dung und Priestertum.

	 5	 Ebenda, 35-36.
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Formal wird in Dokumenten aus dieser Zeit, insbesondere 
aus dem 16. und 17. Jahrhundert, erwähnt, dass einige Ehen 
im Eheregister eingetragen wurden6. Jahrhunderte später, in 
den alten rumänischen Gesetzen, wurde die Ehe, ähnlich wie 
heute, definiert als „die Verbindung zwischen einem Mann und 
einer Frau mit dem Ziel, Kinder zu zeugen“7. Das Gesetz stellte 
auch weitere Voraussetzungen für den Abschluss einer Ehe auf. 
Es war nicht gestattet, eine Ehe zwischen „Freien und Sklaven“ 
oder zwischen „Christen und Andersgläubigen“ zu schließen. Im 
Zusammenhang mit einer gültig geschlossenen Ehe wird in dieser 
Vorschrift häufig von Mann und Frau gesprochen.

Die Verbindung zwischen Mann und Frau bedeutete zunächst 
das Verbot der Blutsverwandtschaft, der Schwägerschaft und der 
geistigen Verwandtschaft bis zum siebten Grad, manchmal bis 
zum neunten Grad. Dieser Aspekt wurde in den meisten Gesetzen 
behandelt, bevor das Zivilgesetzbuch von 1864 in Kraft trat8. 
Andere Bestimmungen über die Ehe, die sich auf die Provinz 
Moldawien vor der Vereinigung der rumänischen Fürstentümer 
im Jahr 1859 bezogen, wurden durch das Gesetzbuch von Cali-
mach aus dem Jahr 1833 repräsentiert. Das Gesetzbuch definiert 
die Ehe als eine „Vereinbarung zwischen Mann und Frau, bei 
der sie ihren Willen und ihre Entschlossenheit bekunden, in 
rechtmäßiger Verbindung, mit Liebe, mit Gottesfurcht und mit 
Ehre in einer unzertrennlichen Gemeinschaft zu leben, Kinder 
zu zeugen und zu erziehen, einander in jedem Fall so viel wie 
möglich zu helfen“9.

Wie bereits eingangs angedeutet, ist festzustellen, dass sich 
die Bedingungen für die Eheschließung von der Antike bis zum 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuches von 1864 nicht 
geändert haben. Diese Bestimmungen betonten die Bedeutung 
des Alters der Ehegatten, des Fehlens von Verwandtschaft oder 
Schwägerschaft, auch geistiger Art (Paten), der Geschäftsfähigkeit 

	 6	 Amuza (2001), Marriage and divorce in the old Romanian law…, 
S. 59-60.
	 7	 Caragea-Gesetz von 1818, Kap. XVI, Punkt 1.
	 8	 Veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 271 vom 4. Dezember 1864.
	 9	 The Calimach Code. Critical edition, Teil. 1, Kap. II, Punkt 63, Bucha-
rest 1958, S. 89-91.
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und der Zustimmung der Parteien (Ehegatten, Eltern oder deren 
Vormünder) und auch des Geschlechtsunterschieds zwischen den 
beiden Ehegatten. Was in den Gesetzen nicht explizit erwähnt 
wurde, ist die Form der Eheschließung. Diese reicht von der ein-
fachen Zustimmung bis zur religiösen Trauung und wurde in 
der unmittelbaren historischen Phase durch eine umfassende 
Regelung des Abschlusses der zivilen Ehe ergänzt.

2. Voraussetzungen für die Eheschließung  
nach dem Zivilgesetzbuch von 1864  
und dem Familiengesetzbuch

Nach der Verabschiedung des Zivilgesetzbuches von 1864 gab 
es eine Reihe von Definitionen der Ehe, die versuchten, eine 
Gemeinschaft unter sozialen, spirituellen, philosophischen, 
aber auch rechtlichen Aspekten zu erfassen. Dazu gehört die 
Definition von Portalis, einem der Verfasser des französischen 
Zivilgesetzbuches. Die Definition wurde in die rumänische 
Rechtsliteratur übernommen: „die Gemeinschaft von Mann und 
Frau, die sich zusammengeschlossen haben, um ihre Gattung zu 
erhalten, sich gegenseitig zu helfen, die Lasten des Lebens zu tra-
gen und ihr gemeinsames Schicksal zu teilen“10. Abgesehen von 
dieser komplexen Definition der Ehe gab es drei Voraussetzun-
gen, unter denen eine Ehe geschlossen werden konnte: Pubertät, 
Vollkommenheit des Geistes und Verschiedengeschlechtlichkeit.

Die Gesetzgeber des Zivilgesetzbuches von 1864 und die 
damaligen Rechtsgelehrten haben den Artikel 127, der sich mit 
dem Ehemündigkeitsalter befasste, in Anlehnung an den Code 
Napoléon wiedergegeben und interpretiert: „Es ist einem Mann 
nicht gestattet, vor Vollendung des achtzehnten Lebensjahres 
zu heiraten, einer Frau nicht vor Vollendung des fünfzehnten 
Lebensjahres“11.

Die zweite Bedingung für die Eheschließung betraf die volle 
geistige Leistungsfähigkeit, nämlich die Verpflichtung der 

	 10	 Titulescu (2005), Civil Law, volumes I–II, Bucharest, S. 235.
	 11	 Artikel 127 des Zivilgesetzbuches von 1864,
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Ehegatten, die Fähigkeit zu besitzen und ihr freies Einverständ-
nis zum Eingehen einer neuen Form des Zusammenlebens durch 
die Ehe zu erklären. Die letzte Voraussetzung bezog sich auf 
den Geschlechtsunterschied der Ehegatten. Die Situation, in der 
zwei Männer oder zwei Frauen heiraten würden, konnten sich 
die Fachleute für Zivil- und Familienrecht nicht vorstellen. Die 
Bezugnahme auf die Verschiedengeschlechtlichkeit wurde aus-
drücklich formuliert, um auf die Kontinuität mit den früheren 
Bestimmungen hinzuweisen. Sie wurde aber auch als praktische 
Lösung für die hypothetische Situation formuliert, in der „einer 
der Ehegatten keine Geschlechtsorgane hat und man von einer 
fehlenden Verschiedengeschlechtlichkeit sprechen kann, so dass 
die unter diesen Bedingungen geschlossene Ehe ebenfalls für 
nichtig erklärt werden kann“12. Letzteres ist Gegenstand zahl-
reicher Urteile und Studien in der französischen Literatur13.

Das rumänische Zivilgesetzbuch aus dem Jahre 1864 ver-
nachlässigte nicht die Hindernisse, die einer Eheschließung aus 
bestimmten Gründen entgegenstanden. Dazu gehörten das 
Bestehen einer früheren Ehe, Verwandtschaft oder Schwäger-
schaft, Gefahr der Blutsverwandtschaft, eine frühere Scheidung 
zwischen den Ehegatten, Mitschuld am Ehebruch sowie der mili-
tärische Status14.

Solche Bestimmungen regelten die Ehe fast ein Jahrhundert 
lang, oder genauer gesagt, bis ein separates und einheitliches 
Gesetz in Kraft trat, das nur Bestimmungen im Bereich des Fami-
lienrechts als eigenständigem Zweig des Privatrechts, d. h. des 
Zivilrechts, abdeckte. Die Ehe, die damals einen weltlichen Cha-
rakter hatte, wurde praktisch zu einem zivilrechtlichen Vertrag. 
Der stark religiöse Charakter der Eheschließung geht jedoch aus 

	 12	 Titulescu, Zivilrecht…, S. 244.
	 13	 Vgl. Urteil des Gerichts Caen von 1891. In: Dalloz Periodique 155.
	 14	 Art. 130 des Zivilgesetzbuches von 1864.
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Art. 22 der rumänischen Verfassung von 186615 (und Art. 23 der 
rumänischen Verfassung von 192316) hervor.

Die rechtliche Regelung der Familienangelegenheiten in 
Rumänien am Ende des Zweiten Weltkriegs und zu Beginn der 
Zeit des kommunistischen Regimes passte sich den Bedürfnissen 
der Gesellschaft an und beinhaltete die Einführung einer einheit-
lichen Kodifizierung der Familienbeziehungen, genauer gesagt 
des Familiengesetzbuches von 1953. Der Ehebegriff hatte in die-
ser neuen Regelung eine doppelte Bedeutung: Erstens: „die Ehe ist 
der Rechtsakt, der von denjenigen geschlossen wird, die eine Ehe 
eingehen wollen“17 und zweitens bedeutet die Ehe den vor allem 

„dauerhaften Rechtsstatus der Verheirateten“18. Die Literatur 
aus der Zeit, als das Familiengesetzbuch in Rumänien in Kraft trat, 
definierte die Ehe im Sinne dieser beiden Bedeutungen, d. h. als 

„die aus freiem Willen eingegangene Verbindung zwischen einem 
Mann und einer Frau, die gemäß den gesetzlichen Bestimmungen 
geschlossen wird, um eine Familie zu gründen, und die durch die 
zwingenden Normen des Gesetzes geregelt wird“19.

Eine genauere Analyse zeigt, dass die wesentlichen Merkmale 
der Ehe aus der Definition hervorgehen, ähnlich wie in den frühe-
ren Fällen, in denen der Begriff der Ehe das Ergebnis einer Kumu-
lation der Bedeutungsinhalte ist, die dem Begriff zugeschrieben 
werden. Die Ehe war demnach durch das Vorhandensein der 
folgenden Merkmale gekennzeichnet: Die Verbindung zwischen 
einem Mann und einer Frau, die aus freiem Willen, in der Einehe, 
in der vom Gesetz vorgesehenen Form (vor einer zivilen Behörde), 
auf unbestimmte Zeit (auf Lebenszeit), auf der Grundlage der 
vollen Gleichberechtigung von Mann und Frau und zum Zweck 
der Eheschließung eingegangen wurde. Der Gesetzgeber war 

	 15	 Art. 22: „Für die Personenstandsurkunden sind die Zivilbehörden 
zuständig. Der Vorbereitung dieser Urkunden geht immer eine religiöse 
Segnung voraus, die für verheiratete Paare obligatorisch ist, sofern das Gesetz 
nichts anderes vorsieht“.
	 16	 Art. 23: „Personenstandsurkunden unterliegen dem Zivilrecht. Ihrer 
Vorbereitung muss immer ein religiöser Segen vorausgehen“.
	 17	 Filipescu (2006), Filipescu, Treatise on Family Law, Bucharest, S. 24.
	 18	 Ebenda, S. 25.
	 19	 Ebenda.
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bestrebt, im gesamten Familiengesetzbuch den Gedanken zu 
bekräftigen, dass eine solche Gemeinschaft nur zwischen Perso-
nen verschiedenen Geschlechts begründet werden kann. Obwohl 
dies nicht ausdrücklich gesagt wurde, ergibt sich dieses Verständ-
nis aus der systematischen Auslegung der Bestimmungen der 
Artikel 1, 4, 5, 25 und 47-60 des Familiengesetzbuches. So hat 
sich der gesamte Begriff der Ehe, wie er im Familiengesetzbuch 
geregelt ist, im Bereich der Rolle der Familie, genauer gesagt der 
Fortpflanzung, entwickelt, um den Fortbestand der Gattung und 
den Schutz neuer Familienmitglieder zu gewährleisten.

3. Das Institut der Ehe im rumänischen 
Zivilgesetzbuch in der Gegenwart

Nachdem die Aspekte der Ehe in den wichtigsten Phasen der 
Entwicklung des rumänischen Zivilrechts untersucht und ana-
lysiert wurden, widmet sich der letzte Abschnitt der aktuellen 
Regelung der Institution der Ehe, wie sie in den Bestimmungen 
des Zivilgesetzbuches von 2009 zum Ausdruck kommt. Zunächst 
ist festzustellen, dass sich der Rahmen der familiären Beziehun-
gen von der verstreuten Konzeption, wie sie in den früheren 
Bestimmungen des Familiengesetzbuches der Fall war, zu der 
monistischen Konzeption des aktuellen Zivilgesetzbuches ver-
schoben hat, in dem die Voraussetzungen und Wirkungen der 
Ehe in Buch II geregelt sind20.

Das Zivilgesetzbuch enthält keine Definition der Familie. Der 
Inhalt der Ehe wird jedoch in Artikel 259 definiert als „die aus 
freiem Willen eingegangene und in Übereinstimmung mit dem 
Gesetz geschlossene Verbindung zwischen einem Mann und 
einer Frau“. Dies wird durch den zweiten Absatz von Art. 259 
bestätigt: „Ein Mann und eine Frau haben das Recht, eine Ehe 
zu schließen, um eine Familie zu gründen“. In Bezug auf den 
Begriff „Ehegatten“ bestimmt das Zivilgesetzbuch in Art. 258, 
dass Ehegatten „ein Mann und eine Frau sind, die durch die Ehe 
miteinander verbunden sind“.

	 20	 Vgl. hierzu Art. 266-372 ZGB.
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Aus diesem Grund müssen – wie bei den früheren und auch 
bei den aktuellen Regelungen für die Eheschließung – folgende 
Voraussetzungen erfüllt sein:
1)	 Verschiedengeschlechtlichkeit der künftigen Ehegatten 

wurde bis zum 1. Oktober 2011 durch das Familiengesetz-
buch unterstützt. Dieses wurde mit dem Inkrafttreten des 
Zivilgesetzbuches aufgehoben. Das Familiengesetzbuch 
bestätigte, dass „Männer und Frauen in den Beziehungen 
zwischen den Ehegatten und bei der Ausübung des Rechts auf 
Kinder gleichberechtigt sind“, ein Grundsatz, der später in 
anderer Formulierung in das Zivilgesetzbuch aufgenommen 
wurde. Gemäß Art. 41 Abs. 16 des Gesetzes Nr. 119/1996 
über Personenstandsurkunden ist es verboten, eine von 
einer ausländischen Behörde ausgestellte Personenstands-
urkunde abzuschreiben und einen Auszug aus dem Perso-
nenstandsregister/einen mehrsprachigen Auszug aus dem 
Personenstandsregister für eine im Ausland geschlossene 
oder eingegangene gleichgeschlechtliche Ehe oder Lebens-
partnerschaft zu beglaubigen.

2)	 Ehemündigkeit – gemäß Art. 272 des Zivilgesetzbuches ist die 
Regel eine Eheschließung im Alter von 18 Jahren, außer aus 
wichtigen Gründen im Alter von 16 Jahren, mit der Einholung 
von mehreren Benachrichtigungen und Genehmigungen.

3)	 Gegenseitige Mitteilung des Gesundheitszustandes gemäß 
Art. 278 des Zivilgesetzbuches.

4)	 Zustimmung zur Eheschließung gemäß Artikel 258 des 
Zivilgesetzbuches.

5)	 Keine andere gültige Ehe eines der künftigen Ehegatten 
(Art. 273 des Zivilgesetzbuches).

6)	 Keine Verwandtschaft oder Vormundschaft zwischen den 
künftigen Ehegatten (Art. 274-275 des Zivilgesetzbuches).

7)	 Keine Entmündigung eines der künftigen Ehegatten (Art. 276 
des Zivilgesetzbuches).

8)	 Erfüllung der formellen Voraussetzungen für die Eheschlie-
ßung.
Für das geltende Eheschließungsrecht gelten jedoch die 

Bestimmungen der Verfassung von 1991 in der Fassung von 
2003. Art. 48 der rumänischen Verfassung definiert den Begriff 
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der Familie wie folgt: „Die Familie gründet sich auf die frei 
geschlossene Ehe der Ehegatten, auf ihre völlige Gleichberech-
tigung und auf das Recht und die Pflicht der Eltern, für die Erzie-
hung, Bildung und Ausbildung der Kinder zu sorgen“21•

In Bezug auf den Begriff der Ehegatten wurde darauf hin-
gewiesen, dass der Beschluss Nr. 580/2016 des Verfassungsge-
richtshofs über die Gesetzesinitiative der Bürger mit dem Titel 

„Gesetz zur Änderung der rumänischen Verfassung“ durch die 
Ersetzung der Formulierung „zwischen Ehegatten“ durch die For-
mulierung „zwischen einem Mann und einer Frau“ lediglich die 
Ausübung des Grundrechts auf Eheschließung präzisiert, indem 
ausdrücklich festgelegt wird, dass die Ehe zwischen Partnern 
unterschiedlichen biologischen Geschlechts geschlossen wird, 
und zwar auf der Grundlage des sehr traditionellen Verständnis-
ses der Ehe als Verbindung zwischen einem Mann und einer Frau.

Gemäß dem Beschluss Nr. 539/2018 über die Verfassungs-
mäßigkeit des Gesetzes über die Änderung der rumänischen 
Verfassung, der vom Verfassungsgericht erlassen wurde, und 
dem Gesetz über die Änderung der Verfassung, das 2017 von der 
Abgeordnetenkammer und 2018 vom Senat verabschiedet wurde, 
ist festgelegt: „die Familie beruht auf der frei beschlossenen 
Ehe zwischen einem Mann und einer Frau, ihrer vollen Gleich-
berechtigung sowie dem Recht und der Pflicht der Eltern, die 
Erziehung, Bildung und Ausbildung der Kinder sicherzustellen“. 
Das Gesetz zur Änderung der Verfassung wurde jedoch im Okto-
ber 2018 durch ein Referendum abgelehnt, so dass der Wortlaut 
der Verfassung unverändert bleibt, die Bedeutung des Begriffs 

„Ehegatte“ jedoch diejenige ist, die vom Obersten Gerichtshof in 
seiner Entscheidung Nr. 580/2016 festgelegt wurde.

Schließlich ist auf Art. 277 des Zivilgesetzbuches hinzuweisen, 
der die Verschiedengeschlechtlichkeit der Ehegatten betrifft. In 
diesem Artikel wird nicht nur festgelegt, dass gleichgeschlecht-
liche Ehen verboten sind. Es wird auch bestimmt, dass im Aus-
land geschlossene gleichgeschlechtliche Ehen, unabhängig davon, 
ob sie von rumänischen oder ausländischen Staatsangehörigen 
geschlossen wurden, in Rumänien nicht anerkannt werden.

	 21	 • Verfassung Rumäniens vom 21. November 1991.
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Die letztgenannte Bestimmung wurde einer verfassungs-
rechtlichen Prüfung unterzogen, und in der Entscheidung 
Nr. 534/2018 über die Ausnahme von der Verfassungswidrigkeit 
der Bestimmungen von Art. 277 Absätze 2 und 4 des Zivilge-
setzbuchs entschied das Verfassungsgericht, dass diese Bestim-
mungen insofern verfassungsgemäß sind, als sie es ermöglichen, 
Ehepartnern – Bürgern von Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union und/oder Bürgern von Drittstaaten – gleichen Geschlechts, 
die in einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union eine Ehe 
geschlossen oder eingegangen sind, unter den durch das europäi-
sche Recht festgelegten Bedingungen das Recht auf Aufenthalt 
im Hoheitsgebiet des rumänischen Staates zu gewähren.

Zusammenfassung

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Familien-
gesetzgebung in Rumänien im Jahr 2023 klare materielle und 
formelle Voraussetzungen für die Eheschließung und deren 
Anerkennung festlegt, wobei die Regelung das Ergebnis eines 
Übergangsprozesses ist, in dem Elemente der kulturellen, sozia-
len und rechtlichen Tradition bewahrt wurden.
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Einleitung

Die Entwicklung der Gesellschaft führt naturgemäß zu Ver-
änderungen im Verhalten des Individuums. Die Regeln des 
Staates werden den neuen Herausforderungen der Zeit durch 
wirtschaftliche und politische Faktoren angepasst. Freizügigkeit 
und Migration sind einige der Elemente, die Auswirkungen auf 
die Institution der Familie haben. In den Ländern Mittel- und 
Osteuropas gibt es eine starke Tradition in Bezug auf die Insti-
tution der Familie, die als natürliche Vereinigung von Mann und 
Frau angesehen wird. Unabhängig vom „religiösen Kult“ spielt die 
Kirche in dieser Tradition seit Jahrtausenden eine wichtige Rolle. 
In traditionellen Gesellschaften ist die Akzeptanz von Lebens-
partnerschaften gering. Sie haben ein tief verwurzeltes „Recht 
auf Leben“, das von Generation zu Generation gefestigt wird. Die 
europäischen Gesellschaften verfügen über ein gut konsolidiertes 
und verwaltetes Sozialsystem, daher müssen die Herausforderun-
gen der Gegenwart vom politischen Faktor gut bewältigt werden. 
Eine technisch geschaffene europäische Verordnung oder Richt-
linie kann das Vertrauen eines großen Teils der Bevölkerung in 
den „Geist der Union“ und in die Demokratie beeinträchtigen. 
Die Rechtsnorm des „lebendigen Rechts“ kann nicht einfach 
durch eine moderne, von einer aktuellen parlamentarischen 
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Mehrheit beschlossene Rechtsnorm beseitigt werden. Normen 
können in der Gesellschaft nebeneinander bestehen, aber neue 
Regeln können nicht durchgesetzt werden, wenn die Gesellschaft 
kein Vertrauen in die neue Rechtsnorm hat.

1. Rechtsverhältnisse in der Entwicklung  
des Instituts der Familie

Die Dynamik der Gesellschaft, die Globalisierung und die breite 
Anwendung der grundlegenden Menschenrechte, sei es aus 
der Grundsatzerklärung, die unter der Schirmherrschaft der 
Organisation der Vereinten Nationen entwickelt wurde, oder 
auf der Grundlage der „Charta der Grundrechte der Europäi-
schen Union“1, führen zu einer modernen Einstellung gegenüber 
der Familie und dem Familienrecht. Artikel 7 der Charta, der 
sich mit der „Achtung des Privat- und Familienlebens“ befasst, 
besagt: „Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- 
und Familienlebens, ihrer Wohnung und ihrer Korrespondenz“. 
Nach Artikel 9 desselben Abschnitts wird dieses Recht „nach den 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften über die Ausübung dieser 
Rechte gewährleistet“. Um Familien- und Berufsleben miteinan-
der zu vereinbaren, hat jede Person das Recht auf Schutz vor Ent-
lassung aus einem mit der Mutterschaft zusammenhängenden 
Grund sowie das Recht auf bezahlten Mutterschaftsurlaub und 
auf Elternurlaub nach der Geburt oder Adoption eines Kindes“. 
Die Globalisierung und die weltweite Freizügigkeit von Personen 
führen zu einer Vielfalt von Familienmodellen, die insbesondere 
durch geografische, demografische, religiöse und kulturelle Fak-
toren beeinflusst werden.

Durch die Globalisierung und die Freizügigkeit der Menschen 
auf der ganzen Welt entstehen unterschiedliche Familienmo-
delle – sowohl in Form überarbeiteter bestehender Modelle als 
auch strukturierter, völlig neuer – die insbesondere von geografi-
scher Lage, Demografie, Religion und Kultur beeinflusst werden. 

	 1	 [online] https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=
OJ:C:2010:083:0389:0403:ro:PDF.
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Diese Faktoren prägen die familienrechtlichen Rechtsverhält-
nisse. Wir können über die traditionelle Familie sowohl in Bezug 
auf das kanonische Recht als auch in Bezug auf das säkulare Recht 
sprechen. In vielen Ländern auf verschiedenen Kontinenten hat 
die politische und religiöse Führung Einfluss auf die Gestaltung 
des Familienrechts. Es gibt Länder, in denen nach traditionel-
lem Brauch ein Brautpreis festgelegt wird, der von der Familie 
des Bräutigams an die Familie der Braut gezahlt werden muss2. 
Es gibt Staaten mit Doppelherrschaft, in denen die weltliche, 
zivile Führung das religiöse, kanonische Recht berücksichtigt, 
das die gesamte Gesellschaft prägt. Letztendlich bestimmt die 
Postmoderne eine Richtung, in der die Gesellschaften Kultur, 
Tradition, Geschichte und kulturell-religiöse Bräuche ignorie-
ren. In der Postmoderne wird ein „Familienrecht“ entwickelt, 
das den Rechtssubjekten nicht allzu viele Verpflichtungen auf-
erlegt. Es gibt auch exzentrische Einstellungen von Individuen, 
die im Namen der politischen Korrektheit oft als Grundfreiheiten 
bezeichnet werden. Die Vielfalt der Kulturen, die weltweit anzu-
treffen sind, macht es nicht einfach, die Unterschiede zwischen 
den Einstellungen der Rechtssubjekten abzugrenzen, da jedes 
von ihnen die Kultur der anderen ignoriert.

2. Die Institution des Familienrechts zwischen  
Realität und Strategien der politischen Korrektheit

Die Forschung über die traditionelle Familie in Rumänien kon-
zentriert sich aktuell sowohl auf die konservative Rechtsnorm, 
die sich aus dem sich entwickelnden „lebendigen Recht“ und 
dem „geschriebenen Recht“ ableitet, als auch auf die politischen 
Projekte der modernen, sich entwickelnden Rechtsnorm, die sich 
aus den neuen, administrativ und politisch auferlegten Normen 
der Geschlechtergleichheit ableitet. Unsere Forschung geht von 
folgenden Fragen aus: Schätzen wir die Art und Weise, wie sich 
die Gesellschaft in diesem Moment darstellt? Sind wir, die wir 

	 2	 Ndangoh (2022), Bride Price and Marriage Under Cameroonian Family 
Law. In: Synsto Journal of Law, Bd. 1, Nr. 1.
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uns eine bessere Zukunft für die Menschheit wünschen, mit 
unserem Leben von der Geburt bis zur vollen Staatsbürgerschaft 
zufrieden?

Die Antworten der Konservativen und der Progressiven, die 
von ihren jeweiligen Werturteilen begleitet werden, werden 
in einem Abschnitt systematisiert, in dem alle Befragten ihre 
Zufriedenheit mit ihrer Entwicklung in Richtung auf den Status 
einer mündigen natürlichen Person, die mit allen verfassungs-
mäßigen Rechten ausgestattet ist, zum Ausdruck bringen.

Die Entwicklung des „Familienrechts“ im Laufe der Geschichte 
ist äußerst interessant. Es verliert sich in der Vorgeschichte und 
passt sich der gesellschaftlichen Entwicklung an. In der Vergan-
genheit beruhte die „Familie“ auf Beziehungen und die Rechte 
hingen vom pater familias ab. Der Familienvater, pater familias, 
wurde zu einer Referenznorm im internationalen Recht. Sein 
Status wurde in dem römischen Recht geregelt, aber der Kult des 
Familienvaters findet sich in allen Kulturen vom Fernen Osten 
bis zum Westen, die sich im 15. Jahrhundert durch die europäi-
sche Kolonisierung der Kontinente Nord- und Südamerika mit 
der europäischen Kultur verbunden haben. Die Norm wurde 
aktualisiert und weitgehend den historischen Ereignissen ange-
passt, die die Gesellschaft erlebt hat (Kriege, Völkerwanderungen, 
Epidemien, Hungersnöte usw.). Diese in trauriger Erinnerung 
gebliebenen Ereignisse waren Ursache für den demographischen 
Niedergang. Der Bevölkerungsrückgang ist vor allem auf Kriege 
und Revolutionen zurückzuführen. Sie forderten viele Menschen-
leben, führten zu Verstümmlungen und hatten schwerwiegende 
psychische Folgen. Gesellschaften sind jedoch einem ständigen 
Wandel unterworfen und passen sich den aktuellen Bedingungen 
an. Progressivität in der Politik bringt einen Mehrwert, wenn 
die Gesellschaft für den vorgeschlagenen Wandel bereit ist. Ein 
gesellschaftliches Paradigmenmodell vorzuschlagen, dessen 
langfristige Folgen nicht abgeschätzt werden können, ist ein 
eigennütziger Ansatz von Politikern, die das Leitmotiv der politi-
schen Korrektheit für die Zukunft der Gesellschaft und künftiger 
Generationen verwenden. Um es anschaulicher zu formulieren: 
Das Einzige, was zählt, ist die Gegenwart, und sie muss gut sein, 
unabhängig davon, wie sie sich auf zukünftige Generationen 
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auswirkt. Auf diese Herausforderungen können wir nicht reagie-
ren. Wir sehen aber, dass an die Stelle der klassischen Argumen-
tation die Phrase von der „politischen Korrektheit“ getreten 
ist. Und wir wissen nicht, wer der eigentliche Nutznießer dieser 
korrekten Politik ist. Wir wissen nicht „für wen?“ und „warum?“. 
Die Bedeutung von „korrekt“ in der Politik ist sinnlos, wenn 
es kein gegensätzliches „unkorrekt“ gibt, d.h. Eine „korrekte 
Politik“ ist eine Politik, die für jemanden oder etwas richtig ist, 
im gleichen Maße und zur gleichen Zeit, wie dieselbe „Politik“ 
für andere Menschen unkorrekt ist. Ich würde sagen, dass die 
Standardisierung von Bedeutungen innerhalb einer Gesellschaft 
äußerst gefährlich für ihre Existenz ist.

In Rumänien hat die „korrekte Politik“ der traurigen Jahre 
1947-1964 unter sowjetischer Herrschaft, die von den Sowjets 
aus dem Osten aufgezwungen wurde, versucht, die Werte der 
Gesellschaft nach dem Denken einiger kommunistischer Philo-
sophen zu definieren. Diese kommunistische Philosophie wurde 
mit Waffengewalt und Massenpsychologie in den Ländern Mittel- 
und Osteuropas durchgesetzt. Das Konzept der Familie wurde 
durch die Massendeportationen während und nach dem Zweiten 
Weltkrieg zerstört, mit dem Ziel, die Proportionen zwischen den 
ethnischen Gruppen und Kulturen zu verändern. Stalin wollte 
keine Mehrheitsgebete auf der Grundlage einer normalen, auf 
Familie und Kultur basierenden sozialen Ansiedlung und setzte 
gezielt darauf, stabile Familien zu vertreiben und zu zerstückeln. 
Nach siebzig Jahren waren die Ergebnisse nicht so, wie es die 
sowjetische Politik von Stalin und seinen Nachfolgern erwartet 
hatte. In diesen traurigen Momenten wurde der Wert der Familie 
der faschistischen und dann kommunistischen Politik unterge-
ordnet. Die Zukunft sieht viel versprechend aus. Vor Reformen 
und Reformvorschlägen in der Gesellschaft, die die Beziehun-
gen zwischen den Menschen betreffen, dürfen wir keine Angst 
haben. Jeder hat das Recht auf freie Meinungsäußerung und auf 
die Gestaltung seines Lebens nach seinen Vorstellungen. Alle 
Maßnahmen müssen von der Gesellschaft akzeptiert sein und 
nicht nur von den Politikern, die von der Gesellschaft für eine 
Wahlperiode gewählt wurden. Maßnahmen, die für die Gemein-
schaft von Bedeutung sind, müssen durch einen demokratischen 
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Filter – das Referendum – gehen. Für eine gesunde Demokratie 
sollen die Referenden indikativ und nicht bindend sein. Die Volks-
massen treffen ihre Entscheidungen nicht immer auf rationale 
Art und Weise zum Wohle der Gesellschaft oder des Staates bzw. 
des Staatenbundes, weil sie nicht über vollständige und aktuelle 
Informationen verfügen. Das Werturteil im Referendum beruht 
auf vollständigen oder verkürzten politischen Botschaften, die 
die Umsetzung politischer Entscheidungen erleichtern sollen.

3. Die Institution der traditionellen Familie 
in Rumänien als EU-Mitgliedsstaat

In Rumänien ist das Rechtsinstitut „Familie“ integraler Bestand-
teil des Zivilrechts und hat eine ungebrochene historische Kon-
tinuität. Gemäß Art. 258 des rumänischen Zivilgesetzbuches3 

„Die Familie basiert auf einer freiwillig geschlossenen Ehe zwi-
schen den Ehegatten, auf ihrer Gleichberechtigung sowie auf dem 
Recht und der Pflicht der Eltern, für die Entwicklung und Bildung 
ihrer Kinder zu sorgen. Die Familie ist berechtigt, sozialen und 
staatlichen Schutz zu genießen. Zur Förderung der Ehe und zur 
Entwicklung und Festigung der Familie ist der Staat verpflichtet, 
wirtschaftliche und soziale Maßnahmen zu ergreifen“. Nach dem 
rumänischen Zivilgesetzbuch sind Ehegatten ein Mann und eine 
Frau, die durch die Ehe miteinander verbunden sind.

Das rumänische Zivilgesetzbuch definiert „Familie“ als eine 
frei gewählte, nach dem Gesetz geschlossene Verbindung zwi-
schen Mann und Frau. Ein Mann und eine Frau haben das Recht, 
eine Ehe einzugehen, um eine Familie zu gründen. Die kirchliche 
Trauung kann erst nach der standesamtlichen Eheschließung 
vollzogen werden. Einige Forscher4 bemerken: „Die Zustimmung 

	 3	 Zivilgesetzbuch von 2009 (Gesetz Nr. 287/2009), Gbl. Nr. 505 von 
2011, in der geänderten und ergänzten Fassung [online] https://sintact.ro/#/
act/16901347/21/codul-civil-din-2009-legea-nr-287-2009-.republicare?key-
word=familia%20cod%20civil&amp;cm=SFIRST.
	 4	 Anitei, Dreptul Familie [online] https://www.researchgate.net/publi-
cation/340435859_Universitatea_Dunarea_de_Jos_Departamentul_pentru_
Invatamant_la_Distanta_si_cu_Frecventa_Redusa_DREPTUL_FAMILIEI_ 
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oder Ablehnung der Parteien oder anderer Personen ist rechts-
unwirksam. Die Freiwilligkeit der Ehe bedeutet, dass es keine 
Privilegien oder Diskriminierungen sozialer, rassischer, ethni-
scher oder religiöser Art bei der Ausübung des Grundrechts jeder 
Person gibt, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen“.

Rumänien ist ein Land, in dem die „römische Kultur“ und 
das „römische Recht „ sehr präsent sind. Die traditionelle Fami-
lie in Rumänien ist die Gemeinschaft zwischen Mann und Frau 
und trägt die Verantwortung für die Entwicklung. Zur Familie 
gehören Kinder, Enkel, Eltern, Großeltern usw. Man kann sagen, 
dass die Familie im weitesten Sinne einen „Clan“ darstellt. Die 
Familie wird in der rumänischen Gesellschaft sowohl durch das 
weltliche (bürgerliche) Recht als auch durch das kanonische 
(religiöse) Recht für alle Konfessionen (orthodox, griechisch-
katholisch, römisch-katholisch, neuprotestantisch, reformiert, 
calvinistisch, unitarisch usw.), aber auch für Bürger ohne religiöse 
Identität anerkannt. In Rumänien gibt es eine breite Akzeptanz 
religiöser Kulte, die vom orthodoxen Christentum, dem grie-
chischen Katholizismus, dem römischen Katholizismus, dem 
Reformierten-, Unitarier-, Baptisten-, Pfingst-, Pfingst-, Zeugen- 
und anderen Minderheitenkult bis hin zu Kulten reicht, die von 
verfassungsmäßig anerkannten, kleineren sozialen Gruppen 
praktiziert werden. Ausnahmslos alle religiösen Bewegungen ver-
treten die Auffassung, dass die Familie als Verbindung zwischen 
Mann und Frau die Grundlage für eine harmonische und natür-
liche Entwicklung der demographischen Struktur der Gesell-
schaft ist. Es gibt zwischen ihnen kleine Nuancen, die aber das 
Gesamtbild nicht in Frage stellen.

Mit der sozialen und politischen Gleichbehandlung von 
Frauen und Männern ist die rumänische Gesellschaft ausgewo-
gen. Die Chancengleichheit geht über die deklarative Ebene der 
Verfassung und der normativen Rechtsakte hinaus und findet 
sich in allen sozio-ökonomischen und politischen Komponenten 
wieder. Der Zugang von Frauen zu Positionen im öffentlichen 
Dienst, in der Verwaltung und in der Wirtschaft ist ausgewogen, 

Nadia-Cerasela_Anitei_Facultatea_Stiinte_Juridice_Sociale_si_Politice_Spe-
cializarea_Dre.
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und es gibt keine reinen Männerdomänen mehr. Frauen sind in 
der Armee, der Polizei, der staatlichen und kommunalen Verwal-
tung, einschließlich Parlament und Regierung, vertreten. In der 
Privatwirtschaft gibt es eine große Anzahl von Arbeitsplätzen, 
zu denen Frauen freien Zugang haben, und sie fangen an, diesen 
Sektor der Wirtschaft erfolgreich zu repräsentieren, obwohl er in 
der Vergangenheit in erster Linie den Männern vorbehalten war. 
Hier sind die Berufe der Pilotin, Kosmonautin, Lastwagenfah-
rerin usw. zu nennen. Auf der Ebene der Exekutivorgane gibt es 
ein Ministerium für Jugend, Familie und Chancengleichheit, das 
die staatlichen Maßnahmen im Bereich der Jugend, der Familie 
und der Gleichberechtigung der Geschlechter festlegt.

Das Problem der häuslichen Gewalt kann nicht ignoriert wer-
den. Rumänien hat Programme und Maßnahmen, einschließlich 
der Gesetzgebung, eingeführt, um Familienmitglieder, die Gewalt 
durch andere Familienmitglieder ausgesetzt sind, zu schützen. 
Das rumänische Recht sanktioniert solche Abweichungen von 
der Norm eines minimalen sozialen Verhaltens, das auf Res-
pekt und gutem Einvernehmen beruht. Rumänien verfügt über 
ein wirksames Programm zum Schutz von Opfern häuslicher 
Gewalt5 und Fälle dieser Art werden schnell entschieden. Ein 
Opfer häuslicher Gewalt hat das Recht auf: a) Achtung seiner 
Persönlichkeit, Würde und seines Privatlebens; b) Informationen 
zur Ausübung Ihrer Rechte; (c) besonderen Schutz, der seiner 
Situation und seinen Bedürfnissen angemessen ist; d) Beratungs-, 
Rehabilitations- und soziale Wiedereingliederungsdienste sowie 
kostenlose medizinische Hilfe unter den gesetzlich festgelegten 
Bedingungen; e) kostenlose Rechtsberatung gemäß dem Gesetz.

Täter häuslicher Gewalt erhalten vorübergehend Schutzan-
ordnungen6, die ihnen verbieten, sich ihren Opfern zu nähern, 
während sie elektronisch überwacht werden. Eine Person, deren 
Leben, körperliche oder geistige Unversehrtheit oder Freiheit 
durch eine Gewalttat eines Familienmitglieds bedroht ist, kann 

	 5	 Gesetz 217/2003 zur Vorbeugung und Bekämpfung häuslicher Gewalt, 
Gbl. Nr. 948 von 2020, in der geänderten und ergänzten Fassung.
	 6	 Verordnung 2578/2018 über Verhalten der Polizei in Fällen häuslicher 
Gewalt, Gbl. Nr. 1110 von 2018
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beim Gericht den Erlass einer einstweiligen Schutzanordnung 
beantragen, mit der eine oder mehrere der folgenden Maßnah-
men – Gebote oder Verbote – zur Beseitigung des Zustands der 
Gefährdung auferlegt werden7:
a)	 vorübergehende Ausweisung des Täters aus der Familien-

wohnung, unabhängig davon, ob er Inhaber des Hausrechts 
ist oder nicht;

b)	 Wiedereinweisung des Opfers und der Kinder in die 
Familienwohnung;

c)	 Einschränkung des Rechts des Täters auf Nutzung der Woh-
nung und Beschränkung auf einen Teil der Familienwohnung, 
wenn diese so aufgeteilt werden kann, dass der Täter nicht 
mit dem Opfer zusammentrifft.

d)	 Unterbringung des Opfers und der Kinder in einem Heim mit 
Zustimmung des Opfers;

e)	 Verpflichtung des Täters, einen bestimmten Mindestabstand 
zum Opfer, zu den Familienangehörigen des Opfers oder zum 
Wohn-, Arbeits- oder Ausbildungsort der geschützten Person 
einzuhalten;

f)	 Verpflichtung des Täters, bestimmte Orte oder Gebiete, an 
denen sich die geschützte Person regelmäßig aufhält oder 
aufhält, nicht zu betreten;

g)	 Verpflichtung des Täters, ständig ein elektronisches Über-
wachungsgerät zu tragen;

h)	 Verbot jeglichen Kontakts, auch per Telefon, Korrespondenz 
oder auf andere Weise, mit dem Opfer;

i)	 Verpflichtung des Täters zur Abgabe etwaiger Waffen an die 
Polizei;

j)	 Übergabe minderjähriger Kinder in die Obhut oder die 
Bestimmung ihres Aufenthaltsorts;

k)	 Verbot der Entgegennahme staatlicher Leistungen für Kin-
der durch den Täter und Ermächtigung des Elternteils oder 
der Person, der das Kind zur Erziehung anvertraut wurde 
oder bei der das Kind lebt, zur Entgegennahme dieser Leis-
tungen. Die soziale Wiedereingliederung ist schwieriger zu 

	 7	 Artikel 38, Kapitel V der Verordnung über das Verhalten der Polizei 
in Fällen häuslicher Gewalt.
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regeln, aber die Bemühungen, diesen Bereich zu regulieren, 
schreiten voran.
Die Institution der Familie ist im rumänischen Recht in den 

Artikeln 258-534, Buch II des Zivilgesetzbuches „Über die Familie. 
Kommentare, Erklärungen und Rechtsprechung“ beschrieben. Im 
Zivilgesetzbuch werden alle Rechtsverhältnisse, die im Rahmen 
der legalisierten Ehe zwischen einem Mann und einer Frau ent-
stehen, geregelt und bestimmt. Im obigen Absatz wird die Tat-
sache anerkannt, dass die Familie durch das kanonische Recht 
für Personen bestätigt wird, die einer rechtlich registrierten und 
vom rumänischen Staat anerkannten Religionsgemeinschaft 
angehören. Der Wille der Rechtssubjekte „Mann und Frau“ wird 
von den staatlichen Behörden gemäß einer Rechtsnorm durch 
die Ausstellung einer Heiratsurkunde rechtlich zur Kenntnis 
genommen und registriert. Die in Rom unterzeichnete Kon-
vention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
von 1950, die durch die Protokolle Nr. 3, 5 und 8 geändert und 
durch das Protokoll Nr. 2 über das Recht auf Eheschließung 
ergänzt wurde, bestimmt: ‚Männer und Frauen im ehemündigen 
Alter haben das Recht, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu 
gründen, vorbehaltlich der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
über die Ausübung dieses Rechts“8. Damit steht das rumänische 
Recht in Bezug auf den Familienstand und die Institution der 
Ehe im Einklang mit der Charta.

4. Politische Nuancen und aktuelle 
Herausforderungen im traditionellen Familienrecht

Die Einflüsse der fortschreitenden Globalisierung bringen in 
traditionelle Gesellschaften verschiedene Projekte und Ansätze 
zum Gesellschaftsaufbau, in der die traditionelle Familie nicht 
mehr existiert. Es wird unterschieden zwischen dem Geschlecht, 
das männlich oder weiblich sein kann, und dem Fehlen einer 
entsprechenden Erklärung in offiziellen Dokumenten. Auch 

	 8	 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
Europarat, 1950, in der geänderten und ergänzten Fassung.
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der Umgang mit dem Individuum erfolgt auf der Grundlage des 
sozialen Geschlechts (gender), das eine andere Komponente ist 
als das biologische Geschlecht (sex), mit dem das Individuum in 
der Gesellschaft die Träume des Augenblicks verwirklicht, indem 
es sich zu einem bestimmten Zeitpunkt als ein bestimmtes oder 
anderes Geschlecht bezeichnet.

Die von der neuen Welle behauptete Diskriminierung, die 
eine Referenz sein will, schafft wiederum eine andere Diskri-
minierung in den Reihen der konservativen Traditionalisten. 
Es ist nicht das Ziel des vorliegenden Beitrags, den Gegensatz 
zwischen „positiver Diskriminierung“ und „negativer Diskrimi-
nierung“ zu untersuchen und nach einer einfachen Antwort zu 
suchen, ähnlich dem Huhn-Ei-Dilemma. Bekanntlich haben wir 
es im Familienrecht mit einem System zu tun, das historisch von 
den Zivilisationen der jeweiligen Zeit, den Kulturen der Völker 
und den führenden Religionen geprägt wurde. Die Familie ist 
ein Rechtssubjekt, das die Rechtsbeziehungen zwischen seinen 
Mitgliedern im Verhältnis zum Staat und zur Gemeinschaft 
perfektioniert hat. Die neuen Ideologien streben einen Para-
digmenwechsel an und reduzieren die Familie auf die Ebene der 
Gemeinschaft, auf die Ebene des Individuums. Zur Bewertung 
dieser gesellschaftspolitischen Prozesse kann nicht Stellung 
genommen werden, jedoch ist festzustellen, dass es sich um feine 
Elemente handelt. Diese unterschwelligen Änderungen führen 
dazu, dass das Konzept der Familie mit all seinen Bestandteilen 
in Frage gestellt wird: sozio-sentimentale Beziehungen, mensch-
liche ethische Werte, Genealogie, Religion, Traditionen, Staat 
und kulturelle Zugehörigkeit. Gleichzeitig werden die vertikalen 
Beziehungen zwischen den Familienmitgliedern zerstört: Vor-
fahren und Erben; materielles, finanzielles und immaterielles 
Erbe mit all seinen Konnotationen.

Die Wissenschaft des „social engineering“ wird den Einzelnen 
dazu bringen, seine eigenen Interessen und Eigenschaften aufzu-
geben, die ihn als Bürger geprägt haben. Das „social engineering“ 
in der digitalisierten Gesellschaft wird für die Rechtssubjekte, 
die Familienmitglieder, entscheiden, was wahr und was falsch 
ist. Was wichtig ist und was nicht mit ihren Interessen zusam-
menhängt. Moderne, digitalisierte Instrumente der öffentlichen 
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Meinungsbildung richten unsere kognitiven Fähigkeiten neu aus 
und setzen neue Prioritäten. Die Wertbeurteilung basiert sowohl 
auf realen Fällen als auch auf solchen, die in einem allgemein für 
Auge und Ohr angenehmen „Foto“ dargestellt werden, sodass 
sichergestellt ist, dass der Angriffsvektor immer die Perspektive 
des Opfers trägt.

Ausgehend von den philosophischen und rechtlichen Aspek-
ten der Familie und den Rechtsinstitutionen, die die Familie 
regeln, wollen wir die neuen Ideologien einordnen, die auf eine 
Veränderung der Familienbeziehungen in der Gesellschaft oder 
auf die Einführung einer anderen Art von Familienkonzept in 
die Gesellschaft abzielen. Einige Forscher erklären die Institution 
der Ehe wie folgt9:

Durch die Eheschließung gründen ein Mann und eine 
Frau eine Lebensgemeinschaft, die auf freiem Willen, 
Gefühlen, Freundschaft, Vertrauen und gutem Ver-
ständnis gegründet ist. Dies hat zur Folge, dass die 
künftigen Ehegatten gründlich über die Ehe, die sie 
eingehen wollen, nachdenken müssen, damit diese 
Ehe ihrem Zweck gerecht wird. In den Bestimmun-
gen des Familiengesetzbuchs, die nun durch die neuen 
Bestimmungen des Zivilgesetzbuches aufgehoben wur-
den, gibt es keine gesetzliche Definition der Ehe, die 
rechtlichen Merkmale dieser Institution lassen sich 
jedoch anhand einzelner Bestimmungen rekonstruie-
ren. Derzeit ist die Rechtslage ähnlich, das neue Zivil-
gesetzbuch enthält eine solche Definition nicht, es gibt 
jedoch Bestimmungen über deren Rechtsnatur, mate-
rielle und formelle Bedingungen der Eheschließung, 
einige Bestimmungen über Verlobung, Scheidung, 
Beendigung oder Auflösung usw.

	 9	 Cetean-Voiculescu, Legal marriage versus religious marriage act in light 
of new regulations of the Civil Code [online] https://www.researchgate.net/
publication/265083085_LEGAL_MARRIAGE_VERSUS_RELIGIOUS_MAR-
RIAGE_ACT_IN_LIGHT_OF_THE_NEW_REGULATIONS_OF_THE_CIVIL_
CODE.
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Die Qualität der sozialen, demographischen, wirtschaftlichen, 
kulturellen und sogar politischen Entwicklung beruht in allen 
Gesellschaften auf der traditionellen Familie. Die Familie im wei-
testen Sinne des Wortes kann aus einer Geschlechterperspektive 
minimalistisch als gleichberechtigte und diskriminierungsfreie 
Minderheitsinstitution behandelt werden. Die Tatsache, dass wir 
Minderheitenrechte respektieren, darf nicht bedeuten, dass die 
Mehrheit neue Modelle des Zusammenlebens importieren und 
umsetzen muss. Ebenso wichtig ist es, die Regel der Verhältnis-
mäßigkeit in der öffentlichen Verwaltung nicht ohne Berück-
sichtigung der Bevölkerungsgröße anzuwenden. In modernen 
Gesellschaften, insbesondere in der Europäischen Union, wird 
ein rechtlicher Rahmen geschaffen, der auf einer wirksamen 
Gesetzgebung beruht. Alle Bürgerinnen und Bürger kommen in 
den vollen Genuss der Grundrechte und haben von Geburt an 
die gleichen Bildungs- und Berufschancen.

Soziale Stabilität basiert auf Gleichheit und nicht auf Unter-
schieden zwischen Konservativen und Progressiven oder auf 
Unterschieden hinsichtlich Rasse, Hautfarbe, Geschlecht usw. 
In dieser Situation haben die Bürgerinnen und Bürger kein Ver-
ständnis für die Situation, in der die Grundrechte der europäi-
schen Bürgerinnen und Bürger durch den politischen Ansatz 
beschädigt werden, mit dem die „Beamten“ die Mitgliedsstaa-
ten der Europäischen Union auf der Ebene der Akzeptanz der 
neuen zwischenmenschlichen Beziehungen auf der Grundlage 
der so genannten „Gleichheit der Geschlechter“ konditionieren. 
Politisch gesehen gibt es osteuropäische Staaten, die als nicht 
konform mit der gemeinsamen Politik eingestuft werden und 
die durch einige „Wirtschaftssanktionen“ verurteilt werden, die 
sogar von der Europäischen Union auferlegt werden, weil sie noch 
aus der traditionellen Gesellschaft bestehen und die Mehrheit in 
diesen Staaten keine Gesetzesänderungen akzeptiert. Die Auf-
erlegung von Sanktionen wird sich als Bumerang erweisen. Die 
Menschen werden den Glauben an das europäische Projekt verlie-
ren, und sich von der Europäischen Union abwenden. Hunderte 
von Jahren kultureller, religiöser und dogmatischer Tradition 
können im kollektiven Gedächtnis nicht durch eine Richtlinie 
oder Sanktion ersetzt werden. Im vorigen Abschnitt habe ich 
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das Scheitern der sowjetischen Politik Stalins in den mittel- und 
osteuropäischen Ländern gewürdigt, gerade weil diese Völker 
keine Einmischung in ihre eigene Kultur und Tradition akzep-
tierten, insbesondere wenn die Gesellschaft das Gefühl hatte, 
dass die rechtliche Institution der Familie direkt oder subversiv 
angegriffen wurde.

In Rumänien war der Druck der kommunistischen Macht-
haber so groß, dass die Menschen Angst vor der Ausübung ihrer 
Religion hatten und die sozialen Zeremonien der Eheschließung 
und Taufe vor der Öffentlichkeit verborgen und politisiert wur-
den. Während der sowjetischen Herrschaft in den 1950ern Jahren 
wurde versucht, die Bestattungstradition zu verfälschen, doch 
sie kehrte zu ihrer ursprünglichen Form zurück. Stärker als die 
geschriebenen Rechtsnormen, die von der damaligen politischen 
Führung auferlegt wurden, war das lebendige, ungeschriebene 
Recht, das von Generation zu Generation weitergegeben wurde. 
Die Volksüberlieferung kennt keine Reiche des Westens, des 
Ostens oder des Südens. Aus politischer Sicht zeigten Imperien 
ihre politische Macht in den Ländern Ost- und Mitteleuropas, es 
wurde jedoch beobachtet, dass die Grundeinheit der Gesellschaft, 
die traditionelle Familie, überlebte und immer noch besteht. Das-
selbe Phänomen ist auch in den westeuropäischen Gesellschaften 
zu beobachten. Es ist erstaunlich, in der Umsetzung der Politik 
der 1950er Jahre und 70 Jahre später eine Reihe von gemeinsa-
men Elementen zu finden. Das Prinzip der Selbstbestimmung der 
Völker und sozialen Gruppen muss meines Erachtens beibehalten 
werden. Die große Politik, die sich auf die Diplomatie der Staaten 
oder auf den Zusammenschluss von Staaten stützt, kann auf 
hoher Ebene von der zentralen öffentlichen Verwaltung und von 
der Verwaltung der Union umgesetzt werden. Gleichzeitig muss 
die Politik auf der zweiten Ebene von den Staaten oder Regionen 
im Einklang mit den allgemeinen Regeln und den grundlegenden 
Menschenrechten durchgeführt werden, ohne dabei die Religion, 
die Tradition, die Sitten und Gebräuche und die Elemente, die 
den Bürgern am nächsten stehen, außer Acht zu lassen. Die 
Bestimmungen der grundlegenden Menschenrechte sind das 
Attribut der Politik auf hoher Ebene, aber die sich daraus erge-
benden Rechte und Pflichten, zu denen auch das Rechtsinstitut 
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der Familie gehört, müssen Teil der Politik der zweiten Stufe 
auf regionaler und staatlicher Ebene sein. Europa ist ein multi-
kultureller, multiethnischer und multikonfessioneller Raum, der 
von religiösen, wirtschaftlichen und Machtkonflikten geprägt 
ist. Europa kann es sich nicht leisten, dass in einigen Gesell-
schaften zentrifugale Kräfte entstehen, die sich gegen die Idee 
der Einheit in der Vielfalt richten.

Der Schlüssel zum Erfolg der Europäischen Union ist meines 
Erachtens die Akzeptanz von Veränderungen und nicht deren 
Erzwingung. Das politische Barometer stützt sich auf das sozio-
logische Element der Meinungsumfrage mit den Fehlermargen, 
die von den Meinungsforschern in Kauf genommen werden. Die 
Wahrheit sieht jedoch anders aus, da die Menschen oft nur ant-
worten, um die Antwort gut klingen zu lassen, aber nicht daran 
glauben und ihre wahren Gedanken verbergen, ohne sie zu offen-
baren. Ein weiterer statistischer Fehler in der Umfrage ergibt sich 
aus dem Prozentsatz, der in der Stichprobe enthalten ist. Es kann 
sein, dass die vielen, die die kritische Masse der traditionellen 
Familie ausmachen, nicht befragt wurden.

Zusammenfassung

Die traditionelle Familie hat eine komplexe Entwicklungsge-
schichte, geprägt durch Kontext und Kultur bestimmter mili-
tärischer und politischer Epochen. Die meiste Zeit über wurde 
die Familie durch religiöse Normen oder durch Bräuche und 
Sitten unterstützt. Rechtsnormen definieren oder prägen die 
Entwicklung der familiären Rechtsbeziehungen im Kontext der 
gesellschaftlichen Entwicklung. Die Rechte und Pflichten der 
traditionellen Familienmitglieder beruhen auf Bräuchen und 
ungeschriebenem Recht, die tief im kollektiven Gedächtnis ver-
wurzelt sind und vorrangig respektiert werden. Es gibt Minder-
heiten, die mit diesem gelebten Recht behutsamer umgehen, 
ohne das geschriebene Verfassungsrecht zu missachten.

Jeder administrative Eingriff des Staates oder des Staaten-
verbundes birgt die Gefahr einer Destabilisierung der gesell-
schaftlichen Ordnung. Die Familie als Institution ist tief im 
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kollektiven Gedächtnis der europäischen und asiatischen Kul-
turen verwurzelt und kann nicht durch mediale Erpressung oder 
neue staatliche Maßnahmen ohne die Zustimmung der Mitglie-
der der Gesellschaft verändert werden. Die Diskreditierung des 
Konzepts der „traditionellen Familie“ ist äußerst gefährlich. Die 
konservativen und traditionellen Familienangehörigen, die eine 
bedeutende gesellschaftliche Mehrheit bilden, werden den Struk-
turen der zentralen Verwaltung nicht mehr vertrauen, da sie ihre 
Grundrechte bedroht sehen. In Bezug auf die traditionelle Familie 
sind die soziologischen Dinge und Phänomene klar definiert, 
und jedes „soziale Element der Moderne“, für das der soziale 
Moment der Akzeptanz durch die Bürger noch nicht gekommen 
ist, wird von der gesellschaftlichen Mehrheit abgelehnt werden. 
Die grundlegenden Menschenrechte müssen mit einer gewissen 
emotionalen Neutralität respektiert werden.

In der Gesellschaft muss es Traditionelle, Moderne und Fort-
schrittliche mit unterschiedlichen Perspektiven auf die Familie 
und das Zusammenleben in der Gesellschaft geben. Die Betrach-
tung der Themen muss ehrlich und mit Respekt erfolgen und darf 
nicht von bestimmten politischen und wirtschaftlichen Zwängen 
bestimmt werden, die das Vertrauen der Menschen in die Idee 
der multikulturellen Einheit Europas untergraben.

Wahrscheinlich gibt es Meinungen, die von dem Bild der 
Bürger Mittel- und Osteuropas als Bürger mit überholten Prin-
zipien ausgehen, die manchmal als „Bürger zweiter Klasse“ 
bezeichnet werden, aber das bedeutet nicht, dass der Osten 
und der Westen, der Süden und der Norden Europas nicht eine 
gemeinsame Geschichte und Entwicklung ähnlicher familiärer 
Beziehungen haben, die Europa an die Spitze der Lebensqualität 
und der Achtung der grundlegenden Menschenrechte gebracht 
hat. Die gesetzlichen Rechte und Pflichten müssen für alle gleich 
sein. In der Europäischen Union können sich „Traditionalismus“, 

„Konservatismus“, aber auch „Modernismus“ und „Postmoderne“ 
in gleichem Maße manifestieren, ohne dass die große Politik 
auf hoher Ebene das Tempo der Entwicklung beeinflusst. Wenn 
man die Entwicklung beschleunigen will, ist der Verweis auf 
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„finanzielle“ Zwänge oder die Anwendung10 des Vertragsverlet-
zungsverfahrens nicht der richtige Weg11. Das Vertrauen der 
Bürger in die Werte des Staates oder der Staatengemeinschaft 
wird untergraben, wenn man sie zwingt, die überkommenen 
und historisch gewachsenen Werte durch andere zu ersetzen, in 
denen sich die Gesellschaft nicht wiederfindet.
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Einleitung

Die Eheschließung ist ein wichtiges Thema unserer Zeit, und es 
wird immer wieder darüber diskutiert, ob die Eheschließung zwi-
schen Personen des gleichen Geschlechts erlaubt werden sollte und 
ob gleichgeschlechtliche Paare die gleichen Rechte und Pflichten 
wie verheiratete Paare haben dürfen. In dem vorliegenden Beitrag 
wird die Gesetzgebung in der Slowakischen Republik analysiert. Es 
wird untersucht, wie die Ehe definiert ist, wer eine Ehe eingehen 
darf, ob gleichgeschlechtliche Ehen legal sind und ob gleich-
geschlechtliche Lebensgemeinschaften den gleichen Status wie 
die Ehe haben können.

1. Der Ehebegriff in der historischen Entwicklung 
der Slowakischen Republik

Vor der Gründung der Tschechoslowakischen Republik im Jahr 
1918 galt auf dem Gebiet der Slowakei das ungarische Recht1. 
Die grundlegende gesetzliche Regelung des Familienrechts in 

	 1	 Maliniakova (2015), Zákon o manželskom práve a parlamentné roz-
pravy v Uhorsku v roku 1894. In: Forum Historiae, Bd. 9, Nr. 1, S. 92-109; Vékás, 
The codification of private law in Hungary in historical perspective, Annales 
2010 [online] https://www.ajk.elte.hu/file/annales_2010_04_Vekas.pdf.
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der Slowakei wurde durch das ursprüngliche ungarische Gesetz 
dargestellt. Der Artikel XXXI/1894 über das Eherecht wurde 
ebenfalls im Jahre 1918 in die tschechoslowakische Rechtsord-
nung aufgenommen und blieb bis zum 1. Januar 19502, als das 
neue tschechoslowakische Familiengesetzbuch Nr. 265/1949 
in Kraft trat, in nahezu unveränderter Form die Grundlage des 
Familienrechts auf dem Gebiet der Slowakei. Diese Normen bil-
den den grundlegenden Rahmen für die rechtliche Regelung 
der ehelichen Beziehungen, wobei im Folgenden näher auf die 
ehelichen Rechte und Pflichten persönlicher Natur eingegangen 
wird. In der Verfassung aus dem Jahr 1921 wurde der Begriff der 
Ehe noch nicht definiert. In § 126 der Verfassung von 1920 hieß 
es kurz und bündig, dass „Ehe, Familie und Mutterschaft unter 
dem besonderen Schutz des Gesetzes stehen“3.

Auch in der Verfassung von 1948 gab es keine Definition der 
Ehe.4 Diese Definition ist in § 1 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 265/1949 
zu finden: „Die Ehe wird geschlossen, indem ein Mann und eine 
Frau vor dem örtlichen Nationalausschuss ihre Zustimmung zur 
Eheschließung erklären“. In der Verfassung von 19605 wurde die 
Änderung von 1920 wieder aufgenommen und Art. 26 Abschnitt 
1 stellte lediglich fest, dass „Mutterschaft, Ehe und Familie unter 
staatlichem Schutz stehen“. 1963 wurde ein neues Familiengesetz 
verabschiedet, in dessen Artikel I es heißt: „Die Ehe in unserer 
Gesellschaft basiert auf starken emotionalen Bindungen zwischen 
Mann und Frau. Darin sind beide gleichberechtigt. Der wichtigste 

	 2	 Einige Änderungen im Bereich des Familienrechts wurden erst durch 
Teilgesetze eingeführt, etwa durch Ehezusatz Nr. 320/1919 (in tschechischen 
Ländern allgemein als „Trennungsgesetz“ bekannt); Gesetz Nr. 256/1921 über 
den Schutz von Pflegekindern und unehelichen Kindern; Gesetz Nr. 25/1928 
über Adoption; und schließlich das sogenannte Unterhaltsgesetz Nr. 4/1931. 
Mehr siehe Šosková (2010), Premena manželských osobných práv a povin-
ností v československom práve v polovici 20. Storočia. In: Dny práva – 2010 – 
Days of Law, Brno.
	 3	 § 126 des Gesetzes Nr. 121/1920 zur Einführung des Verfassungs-
dokuments der Tschechoslowakischen Republik.
	 4	 Verfassungsgesetz Nr. 150/1948 – Verfassung der Tschechoslowaki-
schen Republik.
	 5	 Verfassung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 
Nr. 100/1960.
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gesellschaftliche Zweck der Ehe ist die Gründung einer Familie 
und die richtige Erziehung der Kinder“. Diese Definition wurde 
bis 2005, als ein neues Familiengesetz verabschiedet wurde, nicht 
geändert. Gemäß Artikel 1 des Familiengesetzes Nr. 36/2005 
wird die Ehe als Verbindung von Mann und Frau definiert. Ziel 
der Gesellschaft ist der Schutz dieser einzigartigen Verbindung 
in jeder Hinsicht und die Förderung ihres Wohlergehens. Ehe-
mann und Ehefrau sind in ihren Rechten und Pflichten gleich-
gestellt. Der wichtigste Zweck der Ehe ist die Gründung einer 
Familie und die richtige Erziehung der Kinder6.

In der Geschichte der Slowakischen Republik seit 1918 wurde 
die Ehe immer als Verbindung von Mann und Frau definiert7. 
Diese Verbindung bringt für die Eheleute bestimmte Rechte 
und Pflichten mit sich, wie zum Beispiel Treue, Zeugung und 
Erziehung von Kindern sowie gegenseitige Achtung.

2. Definition des Ehebegriffs in der Verfassung 
der Slowakischen Republik

Im Rechtssystem der Slowakischen Republik findet sich die Defi-
nition der Ehe in Artikel 41 der Verfassung der Slowakischen 
Republik Nr. 460/1992 (im Folgenden „Verfassung der Slowaki-
schen Republik“), in dem die Ehe als einzigartige Verbindung von 
Frau und Mann definiert wird. Die Slowakische Republik schützt 
die Ehe in jeder Hinsicht und setzt sich für ihr Wohlergehen 
ein. Daraus ergibt sich, dass es sich bei der Ehe ausschließlich 

	 6	 Art. 1 des Gesetzes Nr. 36/2005 über die Familie.
	 7	 Die Ehe wurde seit Beginn der Menschheit immer als Verbindung 
zwischen einem Mann und einer Frau verstanden. Bereits im Buch Genesis 
lesen wir: „Gott schuf den Menschen zu seinem Bilde, zum Bilde Gottes schuf 
er ihn; und schuf sie als Mann und Frau. Und Gott segnete sie und sprach 
zu ihnen: Seid fruchtbar und mehret euch und füllet die Erde und machet 
sie euch untertan und herrschet über die Fische im Meer und über die Vögel 
unter dem Himmel und über alles Getier, das auf Erden kriecht“. Gn. 1,27-28. 
Abweichungen wurden als moralischer Verfall verstanden, siehe Genesis 19. 
Siehe Gn.19
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um eine Verbindung zwischen einem Mann und einer Frau han-
delt8. Die Möglichkeit der Eheschließung zwischen Personen glei-
chen Geschlechts ist derzeit in der Verfassung der Slowakischen 
Republik ausgeschlossen. Aus dem Inhalt des Verfassungstextes 
ist auch abzuleiten, dass eine rechtliche Regelung der gleichge-
schlechtlichen Partnerschaft nicht nur nicht als Ehe bezeichnet 
werden kann, sondern auch nicht der Ehe gleichgestellt werden 
kann. Folglich können gleichgeschlechtliche Menschen, die in 
einer „legalen“ Partnerschaft leben, nicht die gleichen Rechte 
und Pflichten haben wie ein Mann und eine Frau, die in einer 
ehelichen Verbindung leben, da nur die Ehe eine einzigartige Ver-
bindung ist. Die Slowakische Republik hat keine Verpflichtung 
zur Legalisierung gleichgeschlechtlicher Ehen, auch nicht auf 
Grund internationaler Verträge.

Auch das Gesetz Nr. 36/2005 S über die Familie und die Ände-
rung einiger Gesetze (im Folgenden „Familiengesetz“ genannt) 
legt in § 1 fest, dass „die Ehe eine Beziehung zwischen einem 
Mann und einer Frau ist, die auf ihrer freiwilligen und freien 
Entscheidung beruht, eine Ehe einzugehen, nachdem die gesetz-
lich festgelegten Bedingungen erfüllt sind“. Aus dieser Definition 
ergibt sich auch, dass die Ehe nicht zwischen gleichgeschlecht-
lichen Menschen geschlossen werden kann, denn die Ehe ist 
nur eine Verbindung zwischen einem Mann und einer Frau. Aus 
diesem Grund erweitert die Bestimmung des § 1 Abs. 1 des Fami-
liengesetzes die in § 17 aufgeführten Gründe für das Nichtbeste-
hen der Ehe auf den Fall ausgedehnt, dass die Eheerklärung von 
Personen des gleichen Geschlechts abgegeben wird.

Die slowakische Verfassung bestimmt, dass die Ehe eine ein-
zigartige Verbindung ist, d.h. sie ist außergewöhnlich und mit 
anderen Beziehungen nicht vergleichbar. Sie ist nicht nur eine 
rechtliche, sondern auch eine körperliche Beziehung, die auf 
gegenseitiger Liebe, Vertrauen, Treue und Hingabe beruht, um 
das Wohl der Ehegatten zu gewährleisten und Kinder zu zeugen. 
Die Vereinigung der Ehegatten, also von Mann und Frau, ist 
die Grundlage für die Entstehung neuen Lebens. Eine solche 

	 8	 Orosz, Ssvák (2021), Ústava Slovenskej republiky. Komentár. Zväzok 
I, S. 545-552.
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Beziehung steht unter einem besonderen rechtlichen Schutz, 
unter dem Schutz des Staates. Es ist eine einzigartige Beziehung, 
denn nur ein Mann und eine Frau, die sich lieben, können Kinder 
zeugen und eine Familie gründen, nur Ehegatten können ein 
gemeinsames Vermögen gründen, Kinder adoptieren und das 
Recht haben, den Gesundheitszustand des anderen Ehegatten zu 
erfahren. Schließlich sind nur Ehegatten Erben im Falle des Todes 
eines Ehegatten und haben Anspruch auf eine Witwen- oder 
Witwerrente. Diese Rechte stehen keiner anderen Beziehung zu.

Die Ehe ist eine rechtliche Gemeinschaft, die auf der freiwil-
ligen und freien Entscheidung beider Ehegatten, eines Mannes 
und einer Frau, beruht. Freiwillig bedeutet, ohne inneren oder 
äußeren Zwang. Zwang ist der psychische Zustand einer Person, 
die aus anderen Gründen als dem Wunsch, mit einer bestimmten 
Frau oder einem bestimmten Mann zu leben, beschließt, eine 
Ehe einzugehen. Dies kann der Fall sein, wenn eine Frau einen 
Mann nur deshalb heiratet, weil sie erwartet, mit ihm ein Kind 
zu bekommen; hätte sie dies nicht erwartet, hätte sie ihn nicht 
geheiratet. Für den Mann gilt das Gleiche. Äußerer Druck liegt 
vor, wenn Eltern ihren Sohn oder ihre Tochter zwingen, einen 
Mann oder eine Frau zu heiraten, indem sie zum Beispiel sagen: 

„Wenn du ihn nicht heiratest, werden wir dich aus dem Haus 
werfen“. Freie Wahl bedeutet, dass eine Person für sich selbst 
entscheidet, niemand zwingt einen Mann oder eine Frau gegen 
ihren Willen zur Heirat. Weder die Eltern noch die Familie noch 
die Kirche können einen Lebenspartner bestimmen, eine solche 
Bestimmung eines Mannes oder einer Frau wäre in keinem Fall 
frei.

3. Verbindung von Mann und Frau

Nur ein Mann und eine Frau können die Ehe schließen. Sie kön-
nen kein Tier, keinen Baum, keine Pflanze oder irgendetwas 
anderes heiraten, was in der heutigen Welt immer beliebter wird. 
Meiner Meinung nach ist das im Grunde eine Art Abweichung 
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von der Norm oder ein Zeichen von Vorurteilen9. Der Vollstän-
digkeit halber wird darauf hingewiesen, dass nicht jeder Mann 
und nicht jede Frau heiraten kann. Bestimmte Voraussetzungen 
müssen erfüllt sein.

Die erste Voraussetzung ist die Mündigkeit. Diese Voraus-
setzung ergibt sich aus dem Erfordernis, dass eine durch Ehe-
schließung gegründete Familie von Personen gebildet wird, die 
geistig und körperlich reif sind. Dabei wird vom Gesetzgeber 
berücksichtigt, dass diese Reife vor dem Erreichen der Volljährig-
keit, jedoch nicht vor Vollendung des sechzehnten Lebensjahres 
erreicht werden kann. Mit der Volljährigkeit wird eine natürliche 
Person voll geschäftsfähig10, und die Volljährigkeit tritt mit Voll-
endung des achtzehnten Lebensjahres ein11. Eine Eheschließung 
vor der Volljährigkeit ist möglich, jedoch nur mit gerichtlicher 
Genehmigung und wenn der Antragsteller mindestens 16 Jahre 
alt ist.

Sowohl der Ehemann als auch die Ehefrau müssen das Alter 
der Volljährigkeit erreicht haben. Kinderehen sind verboten. Kin-
der sind auch strafrechtlich geschützt, und wer mit einer Person 
unter 15 Jahren Geschlechtsverkehr hat, begeht den Straftatbe-
stand des sexuellen Missbrauchs12. Ist in einem anderen Land die 
Eheschließung mit einer Person unter 15 Jahren erlaubt und reist 
das Paar in die Slowakische Republik ein und lebt dort sexuell 
zusammen, begeht der ältere Ehepartner den Straftatbestand 

	 9	 Onufer, Netradičné svadby: Ženíchom môže byť aj strom alebo pes 
[online] https://webmagazin.teraz.sk/zivot/sobas-so-stromom-v-indii-nor-
malne/3320-clanok.html.
	 10	 § 8 Abs. (2) Gesetz Nr. 40/1964 über die Familie: „Die Volljährigkeit 
wird mit Vollendung des achtzehnten Lebensjahres erreicht. Vor diesem 
Alter wird die Volljährigkeit nur durch Heirat erworben. Die auf diese Weise 
erworbene Volljährigkeit geht weder durch die Auflösung der Ehe noch durch 
deren Nichtigerklärung verloren“.
	 11	 § 11 Abs. (1) Gesetz Nr. 36/2005 über die Familie: Eine Ehe kann nicht 
von einem Minderjährigen geschlossen werden. Im Einklang mit dem Zweck 
der Eheschließung kann das Gericht ausnahmsweise die Eheschließung eines 
Minderjährigen, der älter als 16 Jahre ist, zulassen. Ohne die Genehmigung 
des Gerichts ist die Ehe nichtig. Auch ohne Antrag erklärt das Gericht eine 
solche Ehe für ungültig“.
	 12	 § 201 des Gesetzes Nr. 300/2005 – Strafrecht.
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des sexuellen Missbrauchs. Ehen von Personen unter 16 Jahren 
werden in der Slowakischen Republik nicht anerkannt.

Nur ein unverheirateter Mann und eine unverheiratete Frau 
können eine Ehe eingehen13, daher kann es nicht mit einem ver-
heirateten Mann oder einer verheirateten Frau abgeschlossen 
werden. Hier gilt das Prinzip der Einehe und sowohl Polygamie 
als auch Polyandrie sind verboten. in Mann darf nicht gleichzeitig 
mit zwei oder mehr Frauen verheiratet sein, und eine Frau darf 
nicht gleichzeitig mit mehr als einem Mann verheiratet sein. 
Sollte dies dennoch der Fall sein, ist dies ein Verbrechen14. Das 
Eingehen einer zweiten Ehe, während die erste Ehe noch besteht, 
stellt ein Verbrechen dar. Der Hauptzweck der Kriminalisierung 
der Bigamie ist der Schutz der Ehe als eine der wichtigsten Ins-
titutionen des Familienrechts. Der Schutz der Familie und des 
Familienlebens ist meines Erachtens ein sekundäres Ziel, ebenso 
wie das Interesse an einer guten Erziehung der Kinder. Die Bedeu-
tung und die Ernsthaftigkeit der Institution der Ehe werden auch 
durch den Schutz der Ehe durch das Strafrecht betont15.

Die Ehe darf nicht zwischen Mann und Frau geschlossen wer-
den, die Blutsverwandten oder Geschwister sind16. Die Ehe kann 
also nicht zwischen Vorfahren und Nachkommen geschlossen 
werden, d.h. zwischen leiblichen Verwandten in gerader Linie 
(z.B. Vater und Tochter, Mutter und Sohn, Großmutter und 

	 13	 § 9 Abs. 1 Gesetz Nr. 36/2005.
	 14	 Sowohl Polygamie als auch Polyandrie sind Straftaten. Das Verbrechen 
der Bigamie wird in § 204 des Gesetzes Nr. 300/2005 – Strafrecht beschrieben, 
in dem es heißt: „Wer während der Dauer seiner Ehe eine andere Person 
heiratet, wird mit einer Freiheitsstrafe von bis zu zwei Jahren bestraft“.
	 15	 „In einigen europäischen Ländern mit einer großen muslimischen 
Einwanderergemeinschaft ist die Polygamie weit verbreitet und wird sogar 
toleriert. Laut einem Bericht der norwegischen Einwanderungsbehörde 
vom November letzten Jahres gibt es trotz des Verbots Polygamie weit ver-
breitet in Norwegen. Das Gleiche gilt für Frankreich mit einer 10-prozenti-
gen muslimischen Minderheit oder für die Niederlande, wo die Praxis laut 
Presseberichten legalisiert wird“ – Erläuternder Bericht zum Entwurf eines 
Verfassungsgesetzes zum Schutz der Ehe [online] https://www.nrsr.sk/web/
Dynamic/DocumentPreview.aspx?DocID=191848.
	 16	 & 10 des Gesetzes Nr. 36/2005 über die Familie: „Die Ehe kann nicht 
zwischen Vorfahren und Nachkommen sowie zwischen Geschwistern geschlos-
sen werden; dasselbe gilt für die durch Adoption begründete Verwandtschaft.“



80	 Tomas Majerčák, Pavol Jozef Šafárik

Enkel usw.). Auch zwischen Geschwistern kann eine Ehe nicht 
rechtsgültig sein. Dabei ist es rechtlich unerheblich, ob diese 
Geschwister beide Elternteile gemeinsam haben, ob es sich also 
um so genannte Vollgeschwister oder um so genannte Halbge-
schwister handelt. In dieser Hinsicht sind Ehe und Familie auch 
durch die Normen des Strafrechts geschützt. Nicht nur die Ehe-
schließung zwischen diesen Personen ist verboten. Auch sexuelle 
Beziehungen zwischen direkten Verwandten und Geschwistern 
sind strafbar17. Die Kriminalisierung der sexuellen Beziehungen 
zwischen Verwandten in Art. 203 des Strafgesetzbuches dient 
dem Interesse der Gesellschaft an einer gesunden Bevölkerung. 
Ziel dieser Bestimmung ist auch der Schutz der Einhaltung der 
moralischen und ethischen Grundsätze in der Familie.

Eine Ehe kann nur zwischen einem Mann und einer Frau 
geschlossen werden, die die volle Handlungsfähigkeit besitzen. 
Eine Person, die nicht geschäftsfähig ist, kann überhaupt keine 
Ehe eingehen. Eine Person, deren Geschäftsfähigkeit beschränkt 
ist, kann die Ehe nur mit richterlicher Genehmigung schließen. 
Auch eine Person, die an einer psychischen Störung leidet, die 
eine Einschränkung der Geschäftsfähigkeit zur Folge hat, kann 
ohne gerichtliche Genehmigung keine Ehe eingehen18.

Daraus folgt, dass nicht nur Personen gleichen Geschlechts, 
sondern auch Minderjährige, Geschäftsunfähige, geistig Behin-
derte, Verwandte in gerader Linie und Geschwister nicht heiraten 
können.

4. Ehe als einzigartige Verbindung

Da die Ehe auf der gegenseitigen Liebe von Mann und Frau, der 
Treue und dem Vertrauen der Ehegatten beruht, ist sie ein ein-
zigartiger Bund. Die Grundlage der Ehe ist die gegenseitige Liebe, 

	 17	 & 203 des Gesetzes Nr. 300/2005 über die Familie: „Wer den 
Geschlechtsverkehr mit einem Verwandten in gerader Linie oder mit einem 
Geschwisterkind vornimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
bestraft.“
	 18	 & 12 des Gesetzes Nr. 36/2005 über die Familie.
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da der Zweck der Ehe darin besteht, eine harmonische und dauer-
hafte Lebensgemeinschaft zu schaffen, die eine gute Erziehung 
der Kinder gewährleistet. Ohne Liebe ist es unmöglich, eine 
harmonische und dauerhafte Lebensgemeinschaft zu gründen. 
Eine Ehe ohne Liebe leidet, ohne Liebe gibt es keine Harmonie, 
ohne Liebe gibt es nicht einmal eine richtige Kindererziehung. 
Ohne Liebe gibt es keine Treue und kein Vertrauen.

Die Ehe ist eine einzigartige Verbindung, die es zu schützen 
gilt, denn nur die Ehegatten sind in der Lage, für die Fortpflan-
zung zu sorgen; Personen des gleichen Geschlechts haben diese 
Fähigkeit nicht. Ehepartner und Kinder bilden eine Familie und 
nur in einer gesunden Familie ist die gesunde Entwicklung der 
Kinder gewährleistet. Aus diesem Grund ist es notwendig, diese 
Verbindung durch das Gesetz zu schützen, da es sonst zu einem 
moralischen und ethischen Verfall der Gesellschaft kommen 
würde, der mit einem Verfall in allen Bereichen des gesellschaft-
lichen Lebens verbunden wäre.

Der Gesetzgeber hat den Eheleuten die Pflicht auferlegt, ein-
ander die Treue zu halten. Der Mann muss seiner Frau und die 
Frau ihrem Mann treu sein. Finanzielle Strafen für Untreue gibt 
es allerdings nicht. Die Treuepflicht besteht grundsätzlich bis 
zum rechtskräftigen Scheidungsurteil, d.h. bis zum Ende der 
Ehe. Untreue ist ein Verstoß gegen eine rechtliche Verpflich-
tung, aber auch ein Verhalten, das grob sittenwidrig ist, weil es 
die Ernsthaftigkeit und Würde des anderen Ehegatten erheb-
lich beeinträchtigt19. Die Treue ist eine sich aus der Natur und 
dem Zweck der Ehe ergebende sittliche Pflicht der Ehegatten. 
Untreue ist nicht auf außereheliche Beziehungen sexueller Natur 
beschränkt. Jede Beziehung eines Ehegatten zu einer Person 
des anderen (oder gleichen) Geschlechts, die über das normale 
Maß gesellschaftlicher Beziehungen hinausgeht und zugleich das 
Wesen des ehelichen Zusammenlebens, das unter anderem auf 
gegenseitigem Vertrauen und gegenseitiger Zuneigung beruht, 
stört, kann als Untreue angesehen werden. Daraus folgt, dass 
Untreue eine ausgesprochen subjektive Kategorie ist. Sie hängt 

	 19	 Urteil des Verfassungsgerichts der Slowakischen Republik vom 
18. Mai 2016, Nr.: I. ÚS 491/2015-37.
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von der Einstellung des anderen Ehegatten ab, das heißt davon, 
ob er bestimmte Beziehungen des Ehegatten als Treuebruch 
betrachtet oder nicht20. Untreue bedeutet, dass der Respekt vor 
dem Ehepartner nicht gewahrt wird, sie führt zum Zusammen-
bruch der Familie und stört ein gesundes familiäres Umfeld.

Die Ehe beruht auf Vertrauen. Die Ehegatten sollen die Würde 
des anderen achten, sich gegenseitig helfen, über die Gesund-
heit des anderen Bescheid wissen und sich um ihn kümmern, 
den anderen Ehegatten in den alltäglichen Angelegenheiten ver-
treten21, und sich nach ihren Fähigkeiten, Möglichkeiten und 
finanziellen Verhältnissen um die Familie kümmern.

Die Ehe war eine einzigartige Verbindung, da das Gesetz 
davon ausging, dass Kinder in erster Linie aus einer harmoni-
schen Ehe hervorgehen würden. Nur die Ehegatten waren ver-
pflichtet, gemeinsam für die Kinder zu sorgen und ein gesundes 
familiäres Umfeld zu schaffen22.

Die Ehe ist eine einzigartige Beziehung, denn:
•	 nur Ehegatten haben Gütergemeinschaft und Miteigen-

tum23;
•	 nur der Ehemann erbt von seiner Frau (und umgekehrt) in 

der ersten Gruppe zusammen mit seinen Kindern24, aber 
wenn sie keine Kinder haben, erbt in der zweiten Gruppe 
nur der Ehegatte zusammen mit jeder anderen Person 
(Verwandter, Freund, Freundin), die mit dem Erblasser 
vor seinem Tod mindestens ein Jahr im selben Haushalt 
gelebt und ihn daher betreut hat oder auf den Unterhalt 
des Erblassers angewiesen war25;

•	 nur der Ehemann (und umgekehrt) hat Anspruch auf eine 
Witwenrente26;

•	 nur der Ehemann kann in gewöhnlichen Angelegenheiten 
für seine Frau handeln (und umgekehrt);

	 20	 Horvath, Varga (2009), Zákon o rodine. Komentár, S. 75.
	 21	 & 20 des Gesetzes Nr. 36/2005 über die Familie.
	 22	 & 18 des Gesetzes Nr. 36/2005 über die Familie.
	 23	 § 114 f. des Gesetzes Nr. 40/1964 – Zivilgesetzbuch.
	 24	 § 2 des Gesetzes Nr. 40/1964 – Zivilgesetzbuch.
	 25	 § 474 f. des Gesetzes Nr. 40/1964 – Zivilgesetzbuch.
	 26	 § 74 f. des Gesetzes Nr. 461/2003 über die Sozialversicherung.
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•	 nur der Ehegatte ist dem anderen Ehegatten gegenüber 
unterhaltspflichtig27.

5. Freie und freiwillige Ehe

Die Ehe ist eine Verbindung, die frei und aus freiem Willen 
geschlossen wird. Die Begriffe „freiwillig“ und „frei“ werden 
von einigen Autoren synonym verwendet. Die Freiwilligkeit ist 
an den Willen gebunden, es handelt sich also um ein Element 
des Willens. Frei ist an die körperliche Freiheit gebunden, ohne 
dass ein körperlicher Zwang vorliegt. Wenn die Erklärung der 
Eheschließung nicht frei, ernsthaft, bestimmt und verständlich 
abgegeben wurde, ist die Ehe nichtig. Der Wille ist nicht frei, 
wenn der Verlobte unter dem Druck psychischer Gewalt (vis com-
pulsiva) handelt. In der Rechtslehre wird psychische Gewalt auch 
als auch als rechtswidrige Drohung bezeichnet. Bei einer rechts-
widrigen Drohung handelt es sich um eine solche Einwirkung auf 
den Willen der handelnden Person, bei der mit etwas gedroht 
wird, für das es keine rechtliche Grundlage gibt. Ihr Zweck ist es, 
eine Person dazu zu bringen, einen bestimmten rechtswidrigen 
Nachteil zu befürchten. In der älteren Rechtsliteratur wurde es 
auch als rechtswidrige Drohung angesehen, etwas anzudrohen, 
wozu eine Person berechtigt ist, was dieser Person jedoch nicht 
das Recht gibt, jemanden damit zur Eheschließung zu zwingen. 
m Fall von körperlicher Gewalt (vis absoluta) ist der Wille desje-
nigen, der die Eheerklärung abgibt, nicht nur nicht frei, sondern 
nicht einmal vorhanden. Wurde die Eheerklärung unter dem 
Druck psychischer Gewalt, der Drohung mit körperlicher Gewalt 
oder körperlicher Gewalt abgegeben, so ist die Ehe nicht nach 
§ 14 Abs. 1 ungültig, sondern eine solche Ehe ist auch keine Ehe 
nach § 17 Buchstabe a.) Der Wille desjenigen, der den Ehevertrag 
schließt, ist auch dann nicht frei, wenn er in einer Notlage oder 
unter dem Druck eines Abhängigkeitsverhältnisses gehandelt hat, 
sofern zwischen der Erklärung der Eheschließung und diesen 
Umständen ein ursächlicher Zusammenhang besteht. Angesichts 

	 27	 & 71 des Gesetzes Nr. 36/2005 über die Familie.
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der Natur der Institution der Ehe ist es jedoch unwahrscheinlich, 
dass solche Situationen auftreten.

Der Wille der Person, die die Heiratserklärung abgegeben 
hat, wäre nicht ernsthaft, es sei denn, diese Person wollte wirk-
lich heiraten, z. B. zum Spaß, als Scherz, als Lektion, usw. Die 
andere Person darf jedoch aufgrund der besonderen Umstände 
der Eheschließung nicht daran zweifeln, dass es sich nicht um 
eine ernsthafte Willenserklärung handelte.

Zusammenfassung

Nach dem Rechtssystem der Slowakischen Republik ist und bleibt 
die Ehe ausschließlich die Verbindung zwischen einem Mann und 
einer Frau im Sinne der Verfassung der Slowakischen Republik. 
Keine andere Beziehung oder Vereinigung kann als Ehe gelten, 
zum Beispiel die gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaft oder 
die nichteheliche Lebensgemeinschaft. Solche anderen Lebens-
gemeinschaften können nicht einmal die gleichen Rechte und 
Pflichten wie die Ehe haben, da dies im Widerspruch zur Ver-
fassung der Slowakischen Republik wäre. Andere Lebensgemein-
schaften sind nicht in der Lage, den gesellschaftlichen Zweck 
zu erfüllen, den nur Ehegatten erfüllen können, nämlich die 
Zeugung von Kindern und deren ordnungsgemäße Erziehung.

Es wird häufig argumentiert, Homosexuelle seien diskrimi-
niert, weil ihre Lebenspartnerschaften nicht gesetzlich geregelt 
sind und nicht die gleichen Garantien wie Eheleute genießen. 
Dazu ist anzumerken, dass auch Heterosexuelle, die in einer 
Lebensgemeinschaft leben, ohne verheiratet zu sein, nicht die 
gleichen Rechte und Pflichten haben wie Eheleute. Die Zahl dieser 
Formen ist wahrscheinlich höher als der Prozentsatz der homo-
sexuellen Lebensgemeinschaften. Andere Lebensgemeinschaften 
können nicht in gleicher Weise geschützt werden, weil sie den 
wichtigsten Zweck, nämlich die Zeugung und Erziehung von 
Kindern, nicht erfüllen und auch nicht erfüllen können. Aus der 
Natur des Menschen folgt, dass zwei Männer oder zwei Frauen 
keine Kinder zeugen können; das ist naturgemäß unmöglich. 
Sie sind nicht in der Lage, in der gleichen Art und Weise wie 
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ein Mann und eine Frau Geschlechtsverkehr zu haben. Nur ein 
Mann und eine Frau sind von der Natur füreinander geschaffen 
worden, um sich gegenseitig dabei zu helfen, ein sexuelles Leben 
zu führen und Kinder zu zeugen. Aus der Natur des Menschen 
und aus der Natur von Mann und Frau ergibt sich, dass eine 
gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaft nicht mit der Ehe 
gleichgesetzt werden kann, d. h., dass sie nicht den gleichen 
Status wie eine Verbindung von Mann und Frau haben kann.
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Einleitung

Es lässt sich leicht sagen, dass zwei Menschen, die sich lieben, 
ein Paar sind. Sollten sie beschließen, ihre Beziehung rechtlich 
anerkennen zu lassen – vielleicht, um die Vorteile zu erhalten, die 
das Gesetz „offiziell anerkannten“ Paaren gewährt1 – würde sich 
die Aufmerksamkeit sofort von ihrer Liebe zueinander abwenden. 
Den gegenseitigen Gefühlen, die den Entscheidungen des Paares 
zugrunde liegen, schenkt das italienische Recht keine große Auf-
merksamkeit. Vielmehr geht es darum, die konstitutiven Hand-
lungen einer rechtsverbindlichen Beziehung zu regeln, sowie die 
ehelichen und gegenseitigen Beistandspflichten der Mitglieder 
der „Gemeinschaft“, für die sich das Paar entscheidet.

Betrachtet man die Entwicklung des italienischen Eherechts 
im Laufe der Zeit, so scheint die einzige wirkliche Konstante in 
einer sich ständig wandelnden Gesetzgebung darin zu bestehen, 
dass die Liebe nicht berücksichtigt wird2. Im vorliegenden Beitrag 

	 1	 Der Begriff „offiziell anerkannt“ bezieht sich auf Verbindungen von 
Paaren, deren Beziehung vom Gesetz als eine der anerkannten Formen 
anerkannt wurde, d. h. religiöse Ehe mit zivilrechtlichen Wirkungen (Kon-
kordatsehe oder zivile Ehe), zivile Lebensgemeinschaft oder niechteheliche 
Lebensgemeinschaft. Eine genauere Erläuterung der Unterschiede zwischen 
den oben genannten Rechtsinstituten erfolgt in den folgenden Abschnitten.
	 2	 Consorti (2023), Diritto e religione. Basi e prospettive, Bari-Roma, 
S. 194-196.
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soll diese Hypothese überprüft werden. Dazu wird zunächst ein 
Überblick über die Gesetze gegeben, die derzeit für die Rechtsin-
stitute gelten, die Paaren zur Verfügung gestellt werden, die ihre 
Beziehung formalisieren möchten, nämlich die Ehe, die eingetra-
gene Partnerschaft und die nichteheliche Lebensgemeinschaft3. 
Die Analyse erfolgt in erster Linie durch einen Vergleich der bei-
den wichtigsten Rechtsinstitute, der Ehe und der eingetragenen 
Lebenspartnerschaft. Um die Gründe für einige spezifische Ent-
scheidungen des italienischen Gesetzgebers zu erklären, werden 
einige Einblicke in die diachrone Entwicklung der betreffenden 
Gesetzgebung gegeben.

Eine weitere Besonderheit des italienischen Eherechts, die 
erwähnenswert ist, ist seine große Komplexität. Dies wird im 
dritten Kapitel dieses Beitrags thematisiert. Bevor auf die streng 
normativen Aspekte eingegangen wird, sollen einige einleitende 
Überlegungen angestellt werden.

 Der Grundgedanke dieses Beitrags besteht darin, dass im 
italienischen Eherecht die Gefühle im Vergleich zu den traditio-
nellen, wirtschaftlichen oder sozialen Aspekten der Institution 
der Ehe von untergeordneter Bedeutung sind. Das bedeutet, dass 
es aus der Sicht des italienischen Rechts wichtiger ist, die Regeln 
für die Gültigkeit, die Auflösung und die Ungültigkeit der Ehe, 
die Verantwortung gegenüber den Nachkommen und die ver-
wandtschaftlichen und vermögensrechtlichen Beziehungen zwi-
schen den Mitgliedern des Paares und ihren Verwandten sowie 
die damit verbundenen Rechte und Pflichten klar zu definieren. 
Grund dafür ist, dass die Eheschließung als Rechtsakt nicht nur 
Vorteile, sondern auch bestimmte Pflichten bringt.

Das Gesetz nimmt keine Rücksicht auf persönliche Gefühle, 
sondern ist sehr daran interessiert, die ideologische Vorstel-
lung, die man gemeinhin von der Institution der Ehe hat, zu 
bewahren. Dieses „traditionelle“ Verständnis der Ehe, das für 
den Umgang des italienischen Rechts mit der Ehe von zentraler 

	 3	 Es ist erwähnenswert, dass die beiden letztgenannten eine relative 
Neuerung im italienischen Rechtssystem darstellen, da seit ihrem Inkraft-
treten durch das Gesetz Nr. 76 vom 20. Mai 2016 weniger als zehn Jahre 
vergangen sind.
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Bedeutung ist, leitet sich aus der katholischen Sichtweise des 
Rechtsinstituts Ehe ab, nach der die Ehe ein Teil der von Gott 
in das irdische Leben eingefügten natürlichen Ordnung ist4. Sie 
ist daher ausschließlich heterosexuell, da sie auf die Vereinigung 
eines Mannes und einer Frau zum Zweck der Fortpflanzung aus-
gerichtet ist. Folglich ist die Ehe aus der Sicht des kanonischen 
Rechts „eine Institution des Naturrechts und daher durch den 
menschlichen Willen nicht veränderbar“5. Mit anderen Worten: 
Das italienische Recht stützt sich nach wie vor auf religiöse (ins-
besondere katholische) Konzepte, deren Vorhandensein einige 
kritische Aspekte ans Licht bringt, insbesondere im Bereich des 
Kampfs gegen die Diskriminierung, die auf dem obersten Grund-
satz der laicità beruht6.

Für das italienische Recht im Allgemeinen und das Eherecht 
im Besonderen ist diese religiöse Beständigkeit ein wichtiges 
Merkmal. Und sie hat weitreichende Konsequenzen. Das recht-
liche Festhalten am traditionellen, aus der Religion abgeleiteten 
Ehebegriff hat zu einigen Widersprüchen geführt, von denen 
einer am Anfang von Artikel 29 der italienischen Verfassung 
deutlich wird, in dem es heißt: „Die Republik erkennt die Rechte 
der Familie als natürliche, auf der Ehe beruhende Verbindung an“7. 

	 4	 Die Ehe ist eines der wichtigsten Themen im kanonischen Recht. 
Einige Rechtsgelehrten sind der Ansicht, dass „das kanonische Recht der 
Ehe das kanonische Recht ist“. Diese Bedeutung beruht auf der Tatsache, 
dass „die Ehe ein Rechtsinstitut ist, das einen Wendepunkt im Leben vieler 
Menschen darstellt“ – vgl. Consorti (2023), Introduzione allo studio del diritto 
canonico. Lezioni pisane, Torino, S. 79.
	 5	 Consorti (2023), Introduzione allo studio…
	 6	 Der Begriff der laicità ist plural und vielschichtig; aus diesem Grund 
ist es praktisch unmöglich, ihn von einer Sprache in eine andere zu überset-
zen. Der Begriff wird hier auf Italienisch verwendet, um diese Unterschiede 
hervorzuheben und mögliche Missverständnisse aufgrund von verwirren-
den Assoziationen zu vermeiden; vgl. Consorti (2023), Diritto e religione…., 
S. 55-58 Was Italien betrifft, so wurde die laicità erst 1989 durch die Entschei-
dung Nr. 203 des Verfassungsgerichts als oberstes Prinzip der Verfassungs-
ordnung anerkannt.
	 7	 Verfassung der Italienischen Republik [online] https://www.senato.
it/documenti/repository/istituzione/costituzione_inglese.pdf. Artikel 29 ist 
der erste in Teil I (Rechte und Pflichten der Bürger), Titel II (Ethische und 
soziale Rechte und Pflichten) – Verfassung der Italienischen Republik.
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Diese Bestimmung der Verfassung beinhaltet das traditionelle 
katholische Verständnis der Ehe8. Dieser religiöse Verweis auf 
einen „notwendigen kausalen Zusammenhang“ zwischen Ehe 
und Familie führt jedoch zu einem offensichtlichen Widerspruch 
in der Verfassungsbestimmung selbst, da eine als natürlich 
definierte Tatsache (die Familie) in Wirklichkeit als auf einer 
institutionellen Tatsache (der Ehe) beruhend betrachtet wird. 
Tatsächlich führen Ehen nicht notwendigerweise zur Bildung von 
Familien, während Familien offensichtlich auch außerhalb der 
Grenzen der Ehe9 entstehen können und dies zunehmend tun10.

Während in der Vergangenheit das Konzept der Familie als 
„natürliche, auf der Ehe basierende Verbindung“ möglicherweise 
durch kulturelle Elemente gestützt wurde, die in einer im Wesent-
lichen homogenen Gesellschaft weit verbreitet waren, ist es heute 
offensichtlich, dass die Natur kein einheitliches Modell der Ehe 
oder eine einheitliche Familiennorm bietet. Neben monogamen 
heterosexuellen Ehen existieren polygame, polyandrische und 
polygenische Modelle, so dass „die Rede von der natürlichen 
Familie auf der Grundlage eines einzigen Ehemodells eine kultu-
rell bedingte Konvention bleibt“. Es gibt auch faktische Familien, 

	 8	 Diese „Einbeziehung“ wurde noch deutlicher vor dem Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Regelung der Ehescheidung (Gesetz Nr. 898 vom 1. Dezem-
ber 1970). Mit der Einführung der Zivilehe im Jahr 1865 übertrug der Staat 
die im kanonischen Recht vorgesehene Institution der Ehe, nämlich das 
consortium omnis vitae oder die zum Zweck der Fortpflanzung geschlossene 
unauflösliche Verbindung eines heterosexuellen Paares, in das Zivilrecht. 
Dieser ausdrückliche Verweis ist für unseren Diskurs noch bedeutsamer, 
wenn man bedenkt, dass das kanonische Recht sich nicht mit der Bezie-
hungsdimension der Ehe, sondern mit dem Ehebruch befasst. Es befasst 
sich hauptsächlich mit der Ehe als institutionellem Akt und regelt ihre Form, 
ihren Gegenstand, ihre Hindernisse, ihre Voraussetzungen und ihre recht-
lichen Fragen – vgl. Consorti, Introduzione allo studio…, S. 102.
	 9	 Für eine weitere Analyse der Unterschiede zwischen Familie und Ehe 
siehe Consorti, Diritto e religione…, S. 202–205.
	 10	 In der westlichen Welt im Allgemeinen und in Europa im Besonderen 
ist die Familiengründung immer weniger an die Institution der Ehe gebun-
den, denn „zu Beginn des 21. Jahrhunderts ist es nicht mehr notwendig, zu 
heiraten, um eine neue Familie zu gründen“– vgl. De Rose (2015): Famiglie di 
fatto in Italia: un quadro demografico. In: Rivista AIAF [online] https://www.
aiafrivista.it/Article/Archive/index_html?idn=17&idi=-1&idu=-1&ida=165.
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rekonstruierte oder erweiterte Familien sowie Familienverbände 
und Gemeinschaften, die einer Familie ähnlich sind. Mit anderen 
Worten: „Die Familie ist ein Idealmodell stabiler, enger und unter-
stützender Gemeinschaftsbeziehungen, die durch eine affektive 
Dimension gefestigt werden, die nicht notwendigerweise aus der 
ehelichen Verbindung hervorgeht“11.

1. Ehe, zivile Lebenspartnerschaft, eingetragene 
Lebensgemeinschaft

Nach diesem einleitenden Abschnitt, in dem nicht nur der Zweck 
dieser Arbeit erläutert, sondern auch die wichtigsten Begriffe 
vorgestellt werden, die zu berücksichtigen sind, wenn man das 
italienische Eherecht studiert, folgt der normative Teil. Es stellt 
sich die Frage, welche Möglichkeiten zwei Personen haben, die 
ihre Verbindung amtlich besiegeln wollen, um vom Gesetz als 
Paar anerkannt zu werden und in den Genuss der Rechte zu 
gelangen, die das italienische Recht den Ehegatten einräumt. Die 
Möglichkeiten lassen sich in drei Gruppen einteilen – Ehe, zivile 
Lebenspartnerschaft, eingetragene Lebensgemeinschaft – wobei 
zwischen den Möglichkeiten für heterosexuelle Paare und denen 
für homosexuelle Paare unterschieden werden muss.

Für heterosexuelle Paare war die erste und bis vor wenigen 
Jahren einzige Möglichkeit die Ehe. Aber „Ehe“ zu sagen, ist 
einfach. Tatsächlich muss man zwei Arten von Eheschließungen 
unterscheiden: a) die Zivilehe, die in Buch I, Titel VI des Zivil-
gesetzbuches geregelt ist, und b) die so genannte matrimonio 
concordatario, d.h. die kirchliche Eheschließung mit zivilrecht-
licher Anerkennung – also die katholische Eheschließung mit 
zivilrechtlichen Wirkungen. Das bedeutet, dass die matrimonio 
concordatario nur heterosexuellen Paaren offen steht, bei denen 
mindestens ein Ehepartner katholisch getauft ist12.

Die Referenzgesetze für dieses Institut sind das Gesetz 
Nr. 121 vom 25. März 1985 zur Ratifizierung und Durchführung 

	 11	 Consorti, Diritto e religione…, S. 202–205.
	 12	 Ebenda, S. 197.
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des Abkommens von Villa Madama (Accordo di Villa Madama) aus 
dem Jahr 1984 zwischen dem italienischen Staat und dem Hei-
ligen Stuhl und das Gesetz Nr. 847 vom 27. Mai 1929, das die 
Durchführungsbestimmungen für das Konkordat vom 1. Feb-
ruar 1929 zwischen dem Heiligen Stuhl und Italien enthält13, 
von denen sich einige auf die Eheschließung beziehen. Einige 
Bestimmungen dieser Gesetze beziehen sich auf die Ehe14. Es 
ist darauf hinzuweisen, dass die zivilrechtliche Gültigkeit einer 
kanonischen Eheschließung nicht „automatisch“ ist, d. h. sie 
beruht nicht auf der Tatsache, dass die Ehe nach den Normen 
des kanonischen Rechts geschlossen wurde, sondern hängt von 
ihrer Eintragung in die Zivilstandsregister ab. Aus rechtlicher 
Sicht ist zu beachten, dass das italienische Recht nur die eheliche 
Beziehung, d. h. die Eheschließung als Tatsache regelt, während 
der Akt, durch den sie zustande kommt, dem kanonischen Recht 
unterliegt15. Dieser Umstand ist im Zusammenhang mit der deli-
bazione (Vollstreckung) von Urteilen der Kirchengerichte über die 
Nichtigkeit der Eheschließung concordatari von Bedeutung. Das 
Konkordat von 1929 sah die ausschließliche Zuständigkeit kirch-
licher Gerichte vor16, das mit Accordo di Villa Madama von 1984 
aufgehoben wurde. Heute unterliegen die Ehenichtigkeitsurteile 
der Kirchengerichte der Nachtvollstreckung durch die Berufungs-
gerichte, die sich nicht mit der Begründetheit des kirchlichen 

	 13	 Tatsächlich wurde mit diesem Abkommen das 1929 vom Heiligen 
Stuhl und dem damaligen Königreich Italien unterzeichnete Lateranvertrag 
aufgehoben und ersetzt.
	 14	 Das Fortbestehen der Gesetzgebung aus der Zeit des Faschismus 
ist im italienischen Rechtssystem nicht ungewöhnlich. Tatsächlich wurden 
sowohl das Zivilgesetzbuch als auch das Strafgesetzbuch während der faschis-
tischen Zeit verabschiedet. Beide wurden mehrfach geändert, um sie an die 
Grundsätze der republikanischen Verfassung anzupassen. Diese Tatsache ist 
für die dieser Arbeit zugrunde liegende These durchaus relevant, da beide 
Kodizes die Stimmung aus einer Perspektive betrachten, die die Mentalität 
der Zeit widerspiegelt, in der sie in Kraft traten.
	 15	 Consorti, Diritto e religione…, S. 209.
	 16	 Gemäß Art. 34 des Konkordats von 1929: „Der italienische Staat, der 
die Institution der Ehe als Grundlage der Familie und die mit den katholi-
schen Traditionen seiner Nation vereinbare Würde wiederherstellen möchte, 
erkennt die zivilrechtliche Wirkung des Sakramentes der Ehe an, die im 
kanonischen Recht geregelt ist“.
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Urteils auseinandersetzen können. Mit diesem Filter soll sicher-
gestellt werden, dass eine auf der Grundlage kanonischer Normen 
ausgesprochene Nichtigkeit in Italien nicht wirksam werden 
kann, wenn sie im italienischen System zu Verzerrungen füh-
ren würde17. Dieser Logik folgend wurde in der Vereinbarung 
von 1984 die Möglichkeit, dem päpstlichen Dispens super rato 
Wirkung zu verleihen, nicht erneut vorgeschlagen.

Für andere gesetzlich zugelassene Religionsgemeinschaften 
außerhalb des Katholizismus garantiert das Gesetz die Mög-
lichkeit einer standesamtlichen Eheschließung nach religiösem 
Ritus. – letzterer Fall kann also als eine Untergruppe der Möglich-
keit einer standesamtlichen Eheschließung betrachtet werden, da 
sie lediglich nach einem anderen (religiösen und nicht standes
amtlichen) Ritus geschlossen wird. Dies wiederum bedeutet, dass 
das Eheschließungsstatut sowohl den konstitutiven Akt der Ehe-
schließung als auch die sich daraus ergebende eheliche Bezie-
hung regelt18. Diese Regelung ist jedoch nicht eindeutig, sondern 
hängt davon ab, ob die Religionsgemeinschaft mit dem Staat 
eine intesa (Vereinbarung) gemäß Artikel 8 Absatz 3 der Verfas-
sung geschlossen hat19. Vereinbarungen20 enthalten in der Regel 
detaillierte Bestimmungen zur Regelung solcher Feierlichkei-
ten. Die einzigen Ausnahmen sind zwei Vereinbarungen mit den 

	 17	 Mit anderen Worten: „Das Appellationsgericht muss sich vergewis-
sern, dass die Entscheidung über die Annullierung, die es durchführen soll, 
nicht gegen die öffentliche Ordnung im materiellen Sinne verstößt, d. h. dass 
der Grund, aus dem die Ehe im kirchlichen System für ungültig erklärt wurde, 
nicht gegen die italienische öffentliche Ordnung verstößt“ – P. Consorti, 
Diritto e religione…, S. 229-230.
	 18	 Consorti, Diritto e religione…, S. 209.
	 19	 Art. 8 Abs. 3 der Verfassung: „Ihre Beziehungen [anderer Religions-
gemeinschaften als dem Katholizismus] zum Staat werden auf der Grundlage 
von Vereinbarungen mit den zuständigen Vertretungen gesetzlich geregelt.“
	 20	 Gemeint sind damit Gesetze zur Genehmigung von Vereinbarungen. 
Da diese Gesetze jedoch den Text der zu genehmigenden Vereinbarungen 
ohne die Möglichkeit einer Änderung durch das Parlament umsetzen, wurde 
aus Gründen der Lesbarkeit auf das Wort „Vereinbarung“ Bezug genommen, 
jedoch mit Blick auf das entsprechende Genehmigungsgesetz. Bis heute hat 
der Staat Vereinbarungen mit 13 religiösen Gemeinschaften unterzeichnet 
und genehmigt, von denen einige mehrmals erneuert wurden – siehe Governo 
Italiano – Le intese con le confessioni religiose.
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buddhistischen Konfessionen, da der Buddhismus der Institution 
der Ehe keine öffentliche Bedeutung beimisst. Mit Ausnahme 
der Juden und der Mormonen sehen die Vereinbarungen immer 
eine klare Trennung zwischen dem zivilen und dem religiösen 
Teil der Eheschließung vor. Der Geistliche ist nicht verpflichtet, 
die Artikel des Zivilgesetzbuches zu verlesen, die die Rechte und 
Pflichten der Ehegatten während der Trauung festlegen21. Dies 
ist Aufgabe des Standesbeamten, bei dem die Beurkundung der 
Eheschließung beantragt wurde.

Für die Konfessionen, die kein solches Vertragsverhältnis mit 
dem Staat eingegangen sind, ist das Verfahren in den Artikeln 
8-12 des Gesetzes vom 27. Mai 1929, Nr. 1159, bekannt als legge 
sui culti ammessi, d.h. das „Gesetz über die zugelassenen Kulten“, 
ein weiteres Relikt des Faschismus, festgelegt. In Artikel 8 heißt 
es: „Wer die Absicht hat, sich von einem (nicht katholischen) 
Geistlichen trauen zu lassen, muss dies dem zuständigen Stan-
desbeamten melden“. Dieser Geistliche muss von der Regierung 
anerkannt sein, die mit dem Gesetz Nr. 1159 von 1929 eine Ins-
titution für Geistliche nichtkatholischer Konfessionen geschaffen 
hat. Artikel 3 des Gesetzes lautet: „Die Ernennung von Geistli-
chen anderer Konfessionen als der Staatsreligion [Katholizismus] 
muss dem Ministerium für Justiz und religiöse Angelegenheiten 
[heute Innenministerium] zur Genehmigung vorgelegt werden. 
Die Handlungen dieser Geistlichen können keine zivilrechtliche 
Wirkung haben, wenn ihre Ernennung nicht von der Regierung 

	 21	 Art. 143, 144 und 147 befassen sich mit den gegenseitigen Rechten und 
Pflichten der Ehegatten, dem Familienleben, dem Wohnsitz und den Pflichten 
gegenüber den Kindern. Art.143 ist für unsere Analyse besonders relevant, da 
er besagt, dass „mit der Eheschließung Mann und Frau die gleichen Rechte 
und Pflichten erwerben. Aus der Ehe erwächst die gegenseitige Verpflichtung 
zur Treue, zur moralischen und materiellen Unterstützung des anderen, zur 
Zusammenarbeit zum Wohl der Familie und zum ehelichen Zusammenle-
ben“. Das Gesetz Nr. 151 vom 19. Mai 1975 wurde ebenfalls erlassen, um ein 
gleichberechtigtes Familienmodell einzuführen, das auf der Gegenseitigkeit 
der Rechte und Pflichten der Ehegatten untereinander und gegenüber den 
Kindern beruht (d. h. Gleichstellung beider Ehegatten); im zweiten Absatz 
des so geänderten Art.143 wird die Treuepflicht der Partner verankert, die 
in zivilen Lebensgemeinschaften nicht vorgesehen ist.



Die Pluralität ziviler und religiöser Partnerschaften im italienischen Rechtssystem	 97

genehmigt worden ist“22. Sobald die erforderliche Regierungs-
genehmigung vorliegt, kann der Geistliche „nur in dem Bereich 
tätig werden, für den die erteilte Genehmigung gilt“.

Derzeit betrifft diese Frage nur die Geistlichen der Konfes-
sionen, die (noch) keinen Vertrag mit dem italienischen Staat 
abgeschlossen haben, da die intesa zu dieser Frage besondere 
Bestimmungen enthalten. Einerseits hatte das Institut der staat-
lichen Genehmigung in den 1930er Jahren einen „diskriminie-
renden Charakter“, andererseits hat es nach dem Inkrafttreten 
der Verfassung „eine im Wesentlichen organisatorische Rolle 
übernommen, die sich hauptsächlich auf die Bescheinigung der 
Beurkundungskompetenz [des Religionsministeriums] in Bezug 
auf die Durchführung von standesamtlichen Eheschließungen 
gemäß Art. 83 des Zivilgesetzbuches bezieht“23.

Seit 201624 haben gleichgeschlechtliche Paare Zugang zur 
Institution der zivilen Lebenspartnerschaft, die im Gesetz 
Nr. 76 vom 20. Mai 201625, das sowohl die zivile Lebenspart-
nerschaft zwischen gleichgeschlechtlichen Paaren26 als auch 

	 22	 Unsere Übersetzung, Hervorhebung hinzugefügt.
	 23	 Consorti, Diritto e religione…, S. 297.
	 24	 Seit Beginn des dritten Jahrtausends hat es in Italien zahlreiche 
Versuche gegeben, gleichgeschlechtliche Partnerschaften zu regeln, aber 
keiner davon war erfolgreich. In anderen europäischen Ländern gab es bereits 
Gesetze zur Regelung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften. In den skandi-
navischen Ländern und in Deutschland beispielsweise haben diese Gesetze 
zwischen Anfang der 2000er und Mitte der 2010er Jahre eine bedeutende 
Entwicklung durchgemacht. Während dort anfangs nur eingetragene Part-
nerschaften erlaubt waren, erhielten gleichgeschlechtliche Paare innerhalb 
weniger Jahre Zugang zur Institution der Ehe – siehe: Cipriani (2017), Die 
zivilen Gewerkschaften. In: Famiglie e successioni tra libertà e solidarietà, 
a cura di R. Pane, Napoli, S. 39. Die Faktoren, die diese Verzögerung auf der 
Apenninenhalbinsel verursachten, waren „im Wesentlichen kultureller Natur“.
	 25	 Bekannt auch als legge Cirinna, weil Senatorin Monica Cirinnà von 
der Demokratischen Partei (PD) ihre Förderin und Erstunterzeichnerin war. 
Es handelt sich um ein Gesetz mit einer recht eigenartigen Struktur: Es 
besteht aus einem einzigen Artikel, der in 69 Paragraphen unterteilt ist, wie 
es bei Haushaltsgesetzen üblich ist.
	 26	 Bemerkenswert ist, dass Artikel 1 des ersten Entwurfs des Gesetzes 
die zivile Lebensgemeinschaft für gleichgeschlechtliche Paare öffnete, obwohl 
er von der Perspektive heterosexueller Paare ausging, indem er anerkannte, 
dass „zwei volljährige Personen, einschließlich Personen gleichen Geschlechts, 
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das Zusammenleben regelt27. Diese Regelung ist eindeutig der 
Ehe nachgebildet und sieht z. B. eine gegenseitige Verpflichtung 
zur moralischen und materiellen Unterstützung sowie eine Ver-
pflichtung zum Zusammenleben vor (Art.11)28. Darüber hinaus 
heißt es, dass der Güterstand einer Lebenspartnerschaft, sofern 
keine andere Vereinbarung getroffen wurde, Gemeinschafts-
eigentum ist (Art.13).29. In der Tat wird die Lebenspartnerschaft 

„durch eine besondere Bestimmung in Art. 20, die der Lebens-
partnerschaft alle mit der Ehe verbundenen Vorrechte verleiht, 
an die Institution der Ehe angeglichen“30.

im Folgenden als Parteien einer zivilen Lebensgemeinschaft bezeichnet, eine 
zivile Lebensgemeinschaft miteinander eingehen können, um ihr Leben 
gemeinsam zu gestalten“ [Hervorhebung hinzugefügt]. Außerdem umfasste 
dieser Entwurf nicht die uneheliche Partnerschaft, sondern konzentrierte 
sich nur auf die Regelung von eingetragenen Lebenspartnerschaften.
	 27	 Es stellt sich jedoch heraus, dass, nachdem das italienische Verfas-
sungsgericht das Prinzip der divorzio imposto (erzwungene Scheidung) – d.h. 
die obligatorische Auflösung der Ehe im Falle eines Geschlechtswechsels 
eines Ehepartners, ungeachtet des möglichen gegenteiligen Willens des 
anderen Ehepartners – für verfassungswidrig erklärt hatte, eine Form der 
gleichgeschlechtlichen Ehe im italienischen Rechtssystem bereits möglich 
war – vgl. Cipriani, Le unioni Civili…, S. 45-46.
	 28	 „Mit dem Abschluss einer zivilen Lebensgemeinschaft zwischen Per-
sonen gleichen Geschlechts erwerben die Parteien die gleichen Rechte und 
übernehmen die gleichen Pflichten; aus der zivilen Lebensgemeinschaft 
erwächst eine gegenseitige Verpflichtung zur moralischen und materiellen 
Unterstützung und zum Zusammenleben. Beide Parteien sind verpflichtet, 
zur Befriedigung ihrer gemeinsamen Bedürfnisse beizutragen, jeder nach 
seinem Vermögen und seiner beruflichen und häuslichen Leistungsfähigkeit“.
	 29	 „Der Güterstand einer Lebenspartnerschaft zwischen Personen glei-
chen Geschlechts ist mangels eines anderen Gütervertrags Gemeinschafts-
eigentum.“
	 30	 Consorti, Diritto e religione…, S. 209. Artikel 20 des Gesetzes Nr. 76 
von 2016 sieht eine Reihe von Verweisen vor, deren einziger Zweck darin 
besteht, „den wirksamen Schutz der Rechte und die vollständige Erfüllung 
der Pflichten zu gewährleisten, die sich aus einer zivilen Vereinigung von Per-
sonen gleichen Geschlechts ergeben“. In der Praxis gelten die Bestimmungen, 
die sich auf die Ehe beziehen und die die Worte „Ehepartner“, „Ehegatten“ 
oder gleichwertige Begriffe enthalten, sofern sie in Gesetzen, Rechtsakten, 
Verordnungen, Verwaltungsakten und Tarifverträgen enthalten sind, auch 
für jede der Parteien einer gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaft. Dies 
gilt jedoch nicht für das Zivilgesetzbuch im Allgemeinen, sondern nur für 
die im Gesetzestext ausdrücklich genannten Artikel.
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Wenn es darum geht convivenze registrat (eingetragene 
Lebensgemeinschaften) betrifft, so sind sie sowohl für heterose-
xuelle als auch für homosexuelle Paare möglich. Das Gesetz Nr. 76 
aus dem Jahr 2016 definiert nichteheliche Lebensgemeinschaf-
ten sowohl für heterosexuelle als auch für homosexuelle Paare, 
als „zwei volljährige Personen, die durch affektive Bindungen 
als Paar und durch Bindungen gegenseitiger moralischer und 
materieller Unterstützung miteinander verbunden sind, [und] 
die nicht durch Verwandtschaft, Schwägerschaft oder Adoption, 
durch Ehe oder durch eine zivile Lebenspartnerschaft mitei-
nander verbunden sind“ (Art. 1, Abs. 36) und erkennt diesen 
Lebensgemeinschaften spezifische Rechtswirkungen zu, die für 
eheliche Beziehungen typisch sind – etwa im Bereich der Gesund-
heit. Die Stabilität dieser nichtehelichen Lebensgemeinschaften 
wird durch einen Eintrag im Personenstandsregister bestätigt31.

Neben diesen drei Arten von Lebensgemeinschaften gibt es 
noch eine vierte: die so genannte convivenze libere, d.h. nicht 
registrierte Lebensgemeinschaften, die nach der Rechtsprechung 
des Obersten Gerichtshofes einige Wirkungen haben, die denen 
der Ehe oder der zivilen Lebensgemeinschaft gleichwertig sind. 
Religiöse Ehen, die nicht gesetzlich anerkannt sind, d.h. Ehen, 
die nach religiösem Recht geschlossen, aber nicht standesamt-
lich eingetragen werden, werden vom Staat als convivenze libere 
betrachtet, da sie bestimmte Rechtswirkungen haben, die für 
die ersten anerkannt sind.

2. Die traditionelle Auffassung der natürlichen Ehe

Die bisher beschriebene komplexe Situation hat ihren Ursprung 
in dem Wunsch nach Erhaltung des traditionellen Verständ-
nisses der Ehe. „Es besteht die klare Tendenz, den Vorrang der 
heterosexuellen Ehe zu sichern, indem eine Art Nebengleis, ein 
paralleler Weg des Zugangs zur Familie für homosexuelle Paare 
geschaffen wird, die nur als soziale Gebilde bezeichnet werden“32. 

	 31	 Consorti, Diritto e religione…, S. 207-209.
	 32	 Cipriani, Le unioni Civili…, S. 51.
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Es ist, als würde das Gesetz sagen, dass der „natürliche“ Weg, 
eine Beziehung einzugehen und eine Familie zu gründen, die 
Ehe ist, während andere Beziehungsformen nur eine Art recht-
licher Anerkennung anstreben können. Letzteren kommt jedoch 
nicht die gleiche Bedeutung zu wie der Ehe. Sie können daher 
nicht mit der Ehe verglichen werden. Mit dem Inkrafttreten des 
Gesetzes über zivile Lebenspartnerschaften für gleichgeschlecht-
liche Paare und eingetragene Lebensgemeinschaften im Jahr 
2016 hat sich das italienische Rechtssystem für den rechtlichen 
Schutz gleichgeschlechtlicher Paare entschieden, nicht aber für 
die Einbeziehung dieser Formen in das Eherecht. Daher wurde 
das Rechtsinstitut einer zivilen Lebenspartnerschaft geschaffen.

Wie bereits im vorigen Abschnitt erwähnt, wurden die Gesetze 
zur Regelung ziviler Lebenspartnerschaften in die Gesetze zur 
Regelung der Ehe integriert33. Die beiden Institute beziehen sich 
jedoch nicht auf die gleichen Rechtsvorschriften, auch wenn die 
Zivilehe eine zivile Lebensgemeinschaft ist. Diese Trennung hat 
einige wichtige Konsequenzen. Artikel 29 der Verfassung knüpft 
den Begriff der Familie an den Begriff der Ehe. Die zivilrechtliche 
Verbindung eines gleichgeschlechtlichen Paares wird daher nicht 
als geeignete Grundlage für die Gründung einer Familie ange-
sehen. Die rechtliche Anerkennung der zivilen Lebenspartner-
schaften stützt sich gemäß Artikel 1 des Gesetzes Nr. 76 von 2016 
nicht auf Artikel 29, sondern auf Artikel 2 und 3 der Verfassung34. 
Das bedeutet, dass das Gesetz zivile Lebensgemeinschaften 
als bloße soziale Gebilden betrachtet, ähnlich wie Fußball-
mannschaften. Der Gesetzgeber hat zwar den Begriff Familie 

	 33	 Diese Ähnlichkeit war in den ersten Entwürfen des Gesetzes noch 
deutlicher zu erkennen. In der Tat hat „mehr als ein Glossator die Gelegen-
heit gehabt, darauf hinzuweisen, dass die Unterschiede zwischen den beiden 
Institutionen sich als kaum mehr als lexikalisch herausstellten“ – Cipriani, 
Le unioni civili…, S. 48.
	 34	 Der Verweis auf die Artikel 2 und 3 der Verfassung „zeigt deutlich die 
Absicht [des Gesetzgebers], jeden Zusammenhang mit Art. 29 der Verfassung 
auszuschließen“, insbesondere wenn man bedenkt, dass „der Verweis auf die 
Artikel 2 und 3 der Verfassung ausdrücklich für die zivilen Lebensgemein-
schaften, nicht aber für die nichtehelichen Lebensgemeinschaften gilt“ – Art. 
29 der Verfassung; Cipriani, Le unioni civili…, S. 48.
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vermieden, aber nur in einem Fall35. Das wirkliche Leben ist 
jedoch komplexer als das, was in den gesetzlichen Bestimmungen 
zum Ausdruck kommt: Man kann einem gleichgeschlechtlichen 
Paar nicht sagen, dass es keine Familie ist, obwohl es sich im wirk-
lichen Leben wie eine Familie fühlt36. Darüber hinaus kodifiziert 
das Gesetz Nr. 76 aus dem Jahr 2016 die Illegalität der erzwun-
genen Scheidung37 und eröffnet die Möglichkeit, leibliche Kinder 
für Paare zu haben, die zivilrechtlich zusammengeschlossen sind, 
denn in Artikel 27 heißt es: „Nach der Geschlechtsumwandlung, 
wenn die Ehegatten ihren Willen zum Ausdruck gebracht haben, 
die Ehe nicht aufzulösen oder ihre zivilrechtlichen Wirkungen zu 
beenden, entsteht automatisch eine zivile Lebenspartnerschaft 
zwischen Personen gleichen Geschlechts“. Mit anderen Worten: 
Es scheint wichtiger zu sein, die Form der „traditionellen Ehe und 
Familie“ zu bewahren, als die Substanz, auf der Beziehungsent-
scheidungen beruhen, zu berücksichtigen.

Über die Gründe für diese Vorgehensweise kann man sich 
nur wundern. Der ursprüngliche Wortlaut des ersten Gesetzes-
entwurfs war völlig anders. In der ersten Fassung von Art. 14, 
in dem es um Kinderrechte, Adoption und Vormundschaft geht, 
wurde die Möglichkeit, dass eine zivile Lebensgemeinschaft eine 
geeignete Grundlage für die Gründung einer Familie sein könnte, 
eindeutig in Betracht gezogen. Tatsächlich wurde festgestellt: 

„Die Kinder der Parteien einer zivilen Lebenspartnerschaft, die 
während der zivilen Lebenspartnerschaft geboren werden oder 
von denen angenommen wird, dass sie während der zivilen 
Lebenspartnerschaft gemäß den Kriterien des Artikels 232 des 

	 35	 Artikel 12 besagt, dass „die Parteien untereinander vereinbaren, unter 
welcher Adresse sie ihr Familienleben führen“.
	 36	 Andere Forscher sind mit dieser Annahme nicht einverstanden. Sie 
sind der Meinung, dass Lebenspartnerschaften einen neuen Status der Fami-
lie haben, insbesondere wenn man das Gesetz Nr. 76 von 2016 zusammen mit 
den geänderten Bestimmungen über Eltern-Kind-Beziehungen analysiert. 
Während es vor der Reform mehrere Arten von Elternschaft gab, aber nur 
eine Institution, die die formale Begründung einer Beziehung garantierte, 
gibt es ihrer Meinung nach jetzt nur noch einen elterlichen Status unter den 
vielen Institutionen, die offiziell als Beziehung anerkannt werden – Cipriani, 
Le unioni civili…, S. 48-49 und Fußnoten.
	 37	 Siehe Fußnote 27.
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Zivilgesetzbuches geboren wurden, haben die gleichen Rechte 
wie in der Ehe geborene Kinder“ (Hervorhebung hinzugefügt). 
War die Auslassung dieses Artikels auf politische Gründe zurück-
zuführen, die dazu geführt haben, dass gleichgeschlechtliche 
Paare in einer besonderen normativen Form behandelt werden? 
Könnte dies in Verbindung mit der Reproduktionsperspektive der 
Ehe auch erklären, warum heterosexuellen Paaren der Zugang 
zur Lebenspartnerschaft verwehrt wird?

Die unterschiedliche rechtliche Behandlung von Ehe und ein-
getragener Lebenspartnerschaft beruht häufig auf diesem Vor-
urteil. Dies führt bisweilen zu paradoxen Konsequenzen, wenn 
beispielsweise der Gesetzgeber die gegenseitige Treuepflicht für 
Paare in einer Lebenspartnerschaft nicht vorgesehen hat. Hervor-
zuheben ist, dass sich das heute vorherrschende Verständnis der 
ehelichen Treuepflicht nicht mehr ausschließlich auf die sexuelle 
Sphäre (und damit nicht nur auf den Aspekt der Fortpflanzung) 
bezieht, sondern auf etwas, das „die Lebensgemeinschaft der 
Ehegatten im Hinblick auf die Stärkung der familiären Harmonie 
festigt“. Das heißt, sie bezieht sich jetzt auf den Bereich der Sorge, 
der moralischen und materiellen Unterstützung, der gegenseiti-
gen Solidarität und nicht mehr auf den Bereich des Geschlechts-
aktes38. Wenn dies das neue Verständnis der ehelichen Treue ist, 
warum wurde dann im Gesetz Nr. 76 von 2016 der alte Ansatz 
verwendet? Über den Grund für eine solche Entscheidung kann 
man sich nur wundern. Vielleicht ist der italienische Gesetzgeber 
der Meinung, dass die homosexuelle Paare weniger zur Treue 
neigen als heterosexuelle Paare. Deshalb ist es besser, ihnen eine 
weniger verbindliche Bindung mit einem geringeren moralischen 
Wert zu geben? Diese Haltung spiegelt sich darin wider, dass 
eine Lebenspartnerschaft im Gegensatz zur Ehe nicht aufgelöst 
werden kann, weil sie nicht „vollzogen“ wurde. Auch hier steht 
der Gedanke des „Vollzugs“ zum Zwecke der Fortpflanzung in 
engem Zusammenhang mit dem katholischen Verständnis von 
Sexualität und Fortpflanzung.

	 38	 Cipriani, Le unioni Civili…, S. 56.
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Zusammenfassung

Abschließend lässt sich sagen, dass Italien heute zwar ein säkula-
rer Staat ist, sein Eherecht aber nach wie vor auf einem religiösen 
Konzept beruht, das sich aus dem religiösen Glauben der Mehr-
heit der italienischen Bevölkerung (Katholizismus) ableitet. Aus 
rechtlicher Sicht ist dies eine Quelle von Schwierigkeiten, nicht 
nur, weil es im Widerspruch zum obersten Grundsatz des Staates, 
der laicità (Laizität) steht, sondern auch, weil es in der Praxis 
zu Problemen führt. Erstens wird dabei nicht berücksichtigt, 
dass sich die italienische Gesellschaft verändert hat, seit die 
Verfassung in Kraft getreten ist. Zweitens darf das Gesetz keine 
ethischen oder religiösen Ansichten in seine Bestimmungen auf-
nehmen, sondern muss den Bedürfnissen der Bürger und den 
sich wandelnden Anforderungen gerecht werden. Um diesen 
Bedürfnissen gerecht zu werden, müssen Überlegungen über die 
Beziehung zwischen den Begriffen Ehe, Fortpflanzung, Eltern-
schaft und Familie angestellt werden, unter Berücksichtigung 
der Gefühle der Paare. Es wurde nachgewiesen, dass es mehr als 
ein Ehemodell gibt und dass die Ehe nicht mehr kausal mit der 
Fortpflanzung verbunden ist. Im Gegenzug ist die Fortpflanzung 
nicht mehr auf die Ehe beschränkt, während die Elternschaft 
nicht völlig aus dem Rahmen der zivilen Lebensgemeinschaft aus-
geschlossen ist. Dies hat zur Folge, dass das italienische Ehe- und 
Familienrecht den Gefühlen der an einer Beziehung Beteiligten 
mehr Aufmerksamkeit schenken muss, denn im 21. Jahrhundert 
sind die Gefühle und vor allem die Liebe der Grund für die Bezie-
hungsentscheidungen der Menschen, die diese Entscheidungen 
nicht mehr nur mit der Ehe identifizieren39.

	 39	 Consorti, Diritto e religione…, S. 195-196.
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Der Ehebegriff im Recht der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich

Einleitung

Die Institution der Ehe im deutschen und österreichischen 
Recht hat sich in den letzten Jahrzehnten grundlegend gewan-
delt. Während noch in den 1970er Jahren die Ehe als Verbindung 
von Mann und Frau angesehen wurde, erkennt das deutsche 
Recht inzwischen auch gleichgeschlechtliche Ehen an. Das öster-
reichische Recht enthält noch kompliziertere gesetzliche Rege-
lungen, denn dort gibt es sowohl Ehen als auch eingetragene 
Partnerschaften, und beide stehen sowohl gleich- als auch ver-
schiedengeschlechtlichen Paaren offen.

1. Rechtsgrundlagen

Die rechtlichen Grundlagen der Ehe sind in mehreren Rechts-
akten beider Länder verankert. Zum einen sind dies die Ver-
fassungen beider Länder, zum anderen die Zivilgesetzbücher 
beider Länder, im Teil über das Familienrecht, und die Gesetze 
über eingetragene Partnerschaften.

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland sieht in 
Artikel 6 folgende Regelung der Ehe vor: „Ehe und Familie stehen 
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unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung“1. Das 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland enthält jedoch 
keine Regelungen zum Geschlecht und Alter der Ehegatten. 
Die nachfolgenden Bestimmungen befassen sich mit der Gleich-
berechtigung unehelicher Kinder. Gemäß Art. 6 Absatz 5 GG sind 
den unehelichen Kindern durch die Gesetzgebung die gleichen 
Bedingungen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und 
ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen 
Kindern2.

Die österreichische Verfassung enthält – im Gegensatz zu den 
Verfassungen vieler europäischer Länder – keinerlei Regelungen 
zur Ehe. Das Bundes-Verfassungsgesetz der Republik Österreich 
enthält in Art. 7 lediglich Bestimmungen über die Gleichheit aller 
Staatsbürger und verbietet Diskriminierungen z.B. aufgrund des 
Geschlechts, der Religion oder der Geburt3. Darüber hinaus sind 
die Bundesländer verpflichtet, die Gleichstellung von Frauen 
und Männern zu gewährleisten4. Rechtslehre und Rechtspre-
chung gehen davon aus, dass sich das Institut der Ehe an den für 
Österreich geltenden völkerrechtlichen Bestimmungen zu orien-
tieren hat. Als völkerrechtliche Bestimmungen sind hier insbe-
sondere Artikel 9 der Charta der Grundrechte der Europäischen 

	 1	 Text – Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl.I S. 2478) geändert 
worden ist [online] https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.
html {abgerufen am: 28.02.2023], https://polen.diplo.de/blob/483272/aee-
02a3f97bfda627dcd0462030e5890/grundgesetz-dl-pl-data.pdf [abgerufen 
am: 28.02.2023].
	 2	 „(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die glei-
chen Bedingungen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und ihre 
Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern” [online] 
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html [abgerufen 
am: 28.02.2023].
	 3	 Artikel 7 des Bundesverfassungsgesetzes – „(1) Alle Staatsbürger sind 
vor dem Gesetz gleich. Vorrechte der Geburt, des Geschlechtes, des Standes, 
der Klasse und des Bekenntnisses sind ausgeschlossen”, BGBl. I Nr. 222/2022 
(NR: GP XXVII IA 2981/A AB 1869 S. 189. BR: AB 11135 S. 949.) [online] https://
www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=bundesnormen&Geset-
zesnummer=10000138 [abgerufen am: 28.02.2023].
	 4	 Art. 7 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes der Republik Österreich.
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Union (GRCh)5 und Artikel 12 der Europäischen Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) 
zu nennen6.

Besondere Bedeutung kommt dem Prinzip der Gleichheit der 
Ehegatten zu. Art. 3 Abs. 2 des deutschen Grundgesetzes (GG) 
schreibt die Gleichstellung von Mann und Frau vor7. Die Gleich-
stellung von Mann und Frau in der Ehe und die Gleichheit der 
Rechte der Ehegatten ergeben sich nicht aus Art. 6 GG, dessen 
Bestimmungen sich auf die Ehe beziehen, sondern aus Art. 3, der 
den Gleichheitsgrundsatz beinhaltet8. Im österreichischen Recht 
hingegen wird die Gleichstellung durch die Bestimmung in § 89 
des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches (ABGB) gewährleis-
tet, die eine Sicherung gleicher Rechte und Pflichten für beide 
Ehegatten enthält9. Darüber hinaus finden sich in Artikel 7 B-VG 
nur Bestimmungen über die Gleichstellung aller Bürger, die eine 
Diskriminierung u.a. aufgrund des Geschlechts, der Religion oder 
der Geburt verbieten. Gemäß Art. 7 B-VG ist der Staat verpflich-
tet, die Gleichstellung von Männern und Frauen zu gewährleisten.

Regelungen zur Ehe sind in den jeweiligen Landesverfassun-
gen der neun Bundesländer verankert. In Art. 4 der Landesverfas-
sung von Niederösterreich heißt es: „Das Land Niederösterreich 
hat die Familie in ihren verschiedenen Erscheinungsformen zu 
unterstützen und die Anliegen der Kinder und Jugendlichen 

	 5	 [online] https://fra.europa.eu/pl/eu-charter/article/9-prawo-
do-zawarcia-malzenstwa-i-prawo-do-zalozenia-rodziny [abgerufen am: 
1.03.2023].
	 6	 [online] https://www.echr.coe.int/documents/convention_pol.pdf 
(abgerufen am: 22.03.2023].
	 7	 „(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die 
tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin“ [online] https://
www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html [abgerufen am 
28.02.2023].
	 8	 Mangoldt, Klein, Starck (2010), GG Bonner Grundgesetz. Präambel. 
Art. 1–19. Kommentar, C.H.Beck, S. 339 und S. 765 f.
	 9	 § 89 Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch „Die persönlichen Rechte 
und Pflichten der Ehegatten im Verhältnis zueinander sind, soweit in diesem 
Hauptstück nicht anderes bestimmt ist, gleich“.
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besonders zu fördern“10. Landesverfassung von Oberösterreich 
stellt in Art. 13 fest, dass die Familie als Grundlage der Gesell-
schaft dem Rechtsschutz des Staates unterliegt11. In Art. 9 der 
Salzburger Landesverfassung heißt es, dass es Aufgabe des 
Landes sei, für eine geordnete Entwicklung des Landes – in 
wirtschaftlicher, sozialer, gesundheitlicher und kultureller Hin-
sicht – auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generatio-
nen zu sorgen, daher hat das Land auch die Aufgabe, die Familie 
zu fördern und eine kinderfreundliche Gesellschaft zu schaffen12. 
Art. 8 der Vorarlberger Landesverfassung garantiert den Schutz 
von Ehe und Familie sowie der Rechte von Eltern und Kindern13.

Weitere Bestimmungen finden sich in den Bürgerlichen Gesetz-
büchern, insbesondere in den darin enthaltenen Bestimmungen 
über Familienrecht. Die Bestimmung in § 44 ABGB besagt, dass 
die Ehe eine Verbindung zweier Personen ist, die gesetzmäßig 
ihren Willen erklären, eine Ehe einzugehen, und sich gegensei-
tigen Beistand zu leisten. Die Bestimmung in § 1353 Abs.1 BGB 
besagt: „Die Ehe wird von zwei Personen verschiedenen oder 

	 10	 NÖ Landesverfassung 1979 – NÖ LV 1979, „Das Land Niederösterreich 
hat die Familie in ihren verschiedenen Erscheinungsformen zu unterstützen 
und die Anliegen der Kinder und Jugendlichen besonders zu fördern“ [online] 
https://www.verfassungen.at/niederoesterreich/index.htm [abgerufen am: 
1.03.2023].
	 11	 Landes-Verfassungsgesetz Oberösterreich 1991 – L-VG. 1991, „Das 
Land Oberösterreich schützt und fördert die Familie als Grundlage der 
menschlichen Gesellschaft“.
	 12	 Salzburger Landesverfassungsgesetz vom 10. Dezember 1998, LGBl. 
Nr. 6/1999, betreffend die Ergänzung der Landes-Verfassungsgesetz-Novelle 
1998 „Aufgabe des Landes ist es, für eine geordnete Gesamtentwicklung des 
Landes zu sorgen, die den wirtschaftlichen, sozialen, gesundheitlichen und 
kulturellen Bedürfnissen seiner Bevölkerung auch in Wahrnehmung der 
Verantwortung für künftige Generationen Rechnung trägt. In diesem Sinn 
sind Aufgaben und Zielsetzungen des staatlichen Handelns des Landes ins-
besondere: […] die Anerkennung der Stellung der Familie in Gesellschaft und 
Staat und die Erreichung einer kinderfreundlichen Gesellschaft“ [online] 
https://www.verfassungen.at/salzburg/index.htm [abgerufen am: 1.03.2023].
	 13	 Art. 8 Verfassungsgesetz über die Verfassung des Landes Vorarlberg 
LGBl. Nr. 9/1999 „Das Land hat die Ehe und die Familie als natürliche Grund-
lage der menschlichen Gesellschaft zu schützen und zu fördern”.
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gleichen Geschlechts auf Lebenszeit geschlossen“14. Darüber 
hinaus besagt das deutsche Gesetz: „Die Ehegatten sind einander 
zur ehelichen Lebensgemeinschaft verpflichtet; sie tragen für-
einander Verantwortung“.

Eltern und Kinder sind verpflichtet, zum Wohle der Familie 
nach besten Kräften zusammenzuarbeiten15. Nach § 1626 BGB 

„Die Eltern haben die Pflicht und das Recht, für das minderjährige 
Kind zu sorgen (elterliche Sorge). Die elterliche Sorge umfasst 
die Sorge für die Person des Kindes (Personensorge) und das 
Vermögen des Kindes (Vermögenssorge)“16.

Sowohl im deutschen als auch im österreichischen Rechts-
system ist die Ehe eine zivilrechtliche Institution und hat nichts 
mit der Institution der Kirche oder Religionsgemeinschaft zu 
tun. Die Bestimmung des § 1588 BGB sieht vor, das die kirch-
lichen Verpflichtungen in Ansehung der Ehe werden durch die 
Vorschriften dieses Abschnitts nicht berührt17.

Nach § 91 ABGB sollen die Ehegatten ihre eheliche Lebensge-
meinschaft, besonders die Haushaltsführung, die Erwerbstätig-
keit, die Leistung des Beistandes und die Obsorge einvernehmlich 
gestalten. Sie haben auf das Wohl des anderen und der Kinder 
Rücksicht zu nehmen, um eine ausgewogene Verteilung ihrer 
Beiträge zur Ehe und zum gemeinsamen ehelichen Leben zu errei-
chen. Ehegatten bemühen sich gleichermaßen um das Wohl der 
Familie18. Die Pflichten der Ehegatten zum Wohl der Familie sol-
len so verteilt werden, dass jeder Ehegatte einen Teil der Pflichten 
in Form der Hausarbeit oder Erwerb erfüllt19. § 89 ABGB garan-
tiert gleichen Rechte und Pflichten beider Ehegatten.

Nach österreichischem Familienrecht haben Ehegatten das 
Recht, einen gemeinsamen Familiennamen zu führen, auch wenn 
beide einen gemeinsamen Familiennamen angenommen haben, 

	 14	 Bürgerliches Gesetzbuch (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), zuletzt 
geändert am 7. November 2022, BGBl. I S. 1982.
	 15	 § 1618a und § 1619 BGB.
	 16	 Tuora-Schwierskott (2021), Niemiecki kodeks cywilny. Księga 4 Prawo 
rodzinne, Berlin, S.182.
	 17	 Ebenda, S. 152.
	 18	 § 94 Abs. 1 und § 95 ABGB.
	 19	 § 94-100 ABGB.
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der sich aus den Familiennamen beider Ehegatten zusammen-
setzt.20. Gemäß § 1355 BGB sollen „Ehegatten einen gemeinsa-
men Familiennamen (Ehenamen) wählen“21.

Die Eheschließung bedarf in beiden Rechtsordnungen der 
Zustimmung beider Nupturienten22.

2. Eingetragene Partnerschaften

Beide Länder haben Gesetze über die eingetragenen Lebenspart-
nerschaften eingeführt. In der Bundesrepublik Deutschland war 
von August 2001 bis September 2017 das Gesetz über die Einge-
tragene Lebenspartnerschaft, kurz Lebenspartnerschaftsgesetz 
(LPartG), in Kraft, nach dem die gleichgeschlechtlichen Paare eine 
Lebenspartnerschaft eingehen konnten. Am 1. Oktober 2017 
ist das Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für 
gleichgeschlechtliche Paare in Kraft getreten23. Dementspre-
chend wurde der Wortlaut von § 1353 Abs. 1 BGB geändert, in 
dem es derzeit heißt: „Die Ehe wird von zwei Personen verschie-
denen oder gleichen Geschlechts auf Lebenszeit geschlossen”24. 
Das deutsche Recht sieht daher nicht mehr die Möglichkeit vor, 
eine eingetragene Lebenspartnerschaft auf der Grundlage von § 1 
des Lebenspartnerschaftsgesetzes einzugehen25 – stattdessen 
können Lebenspartnerschaften, die vor dem 1. Oktober 2017 
geschlossen wurden, in eine Ehe umgewandelt werden, indem 

	 20	 § 93 Abs. 1-3 ABGB.
	 21	 Tuora-Schwierskott (2021), S. 182.
	 22	 § 44 ABGB: „In dem Ehevertrag erklären zwei Personen gesetzmäßig 
ihren Willen, in unzertrennlicher Gemeinschaft zu leben, Kinder zu zeugen, 
sie zu erziehen und sich gegenseitigen Beistand zu leisten“
	 23	 Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Perso-
nen gleichen Geschlechts [online] https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.
xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5B@attr_id=‘bgbl117s2787.
pdf‘%5D [abgerufen am 28.02.2023].
	 24	 BGB Familienrecht [online] https://www.gesetze-im-internet.de/
bgb/__1353.html [abgerufen am: 28.02.2023].
	 25	 § 1 des Gesetzes über die Eingetragene Lebenspartnerschaft: „Nach 
dem 30. September 2017 können Lebenspartnerschaften zwischen zwei Per-
sonen gleichen Geschlechts nicht mehr begründet werden“.
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beide Partner bei gleichzeitiger Anwesenheit vor dem Standesbe-
amten einvernehmlich erklären, dass ihre Lebenspartnerschaft in 
eine dauerhafte Ehe umgewandelt wird26. Das Standesamt stellt 
über diese Erklärung ein entsprechendes amtliches Dokument 
aus (Personenstandsurkunde in Form einer Heiratsurkunde)27. 
Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Einführung des Rechts 
auf Eheschließung können gleichgeschlechtliche Paare aus-
schließlich eine Ehe eingehen.

In der Republik Österreich besteht seit dem 1. Januar 2010 
die Möglichkeit, dass zwei Personen des gleichen Geschlechts 
eine eingetragene Partnerschaft begründen. Ab ersten Januar 
2019 können hingegen Personen unterschiedlichen Geschlechts 
entscheiden, ob sie eine Ehe oder eine eingetragene Partner-
schaft eingehen wollen. Lebenspartnerschaften stehen in Öster-
reich sowohl gleich- als auch verschiedengeschlechtlichen Paaren 
offen28. In einem Urteil vom 4. Dezember 201729 hat der öster-
reichische Verfassungsgerichtshof (VfGH) gleichgeschlechtli-
chen Paaren die zivilrechtliche Eheschließung ab 1. Jänner 2019 
erlaubt. Dabei ist zu betonen, dass gleichzeitig das Recht auf 
Eingehung von Lebenspartnerschaften nicht abgeschafft wurde. 
Die Möglichkeit, eine Lebenspartnerschaft einzugehen, wurde 
beibehalten, gleichzeitig besteht aber auch die Möglichkeit, Ehen 
einzugehen. Personen unterschiedlichen Geschlechts haben 
ebenfalls die Möglichkeit, eine Lebenspartnerschaft einzugehen. 

	 26	 Gesetz über Einführung des Rechts auf Eheschließung für Perso-
nen gleichen Geschlechts, im Zusammenhang mit der Änderung § 20a des 
Gesetzes über die Eingetragene Lebenspartnerschaft [online] https://www.
bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5B@
attr_id=›bgbl117s2787.pdf›%5D [abgerufen am: 28.02.2023].
	 27	 Gesetz über Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen 
gleichen Geschlechts, im Zusammenhang mit der Änderung § 17a des Geset-
zes über Personenstandsurkunden.
	 28	 Graupner, Rechtliche Situation zur eingetragenen Partnerschaft und 
zur Ehe, S. 4 ff., Bundesministerium, Europäische und internationale Angele-
genheiten [online] https://www.bmeia.gv.at/reise-services/leben-im-ausland/
dokumente-personenstand-familie/ehe-und-familienrecht / [abgerufen am: 
1.03.2023).
	 29	 G 258–259/2017–9, Verfassungsgerichtshof, Freyung 8, A-1010 Wien, 
https://www.vfgh.gv.at/downloads/VfGH_Entscheidung_G_258-2017_ua_
Ehe_gleichgeschlechtl_Paare.pdf [abgerufen am: 22.03.2023].
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Eine Lebenspartnerschaft kann also von zwei Personen des 
gleichen oder des unterschiedlichen Geschlechts eingegangen 
werden30. Die Rechte und Pflichten von Personen, die eine ein-
getragene Partnerschaft eingehen, unterscheiden sich nicht von 
den Rechten und Pflichten von Ehegatten31 – mit einer wich-
tigen Ausnahme. Die Verbreitung von Lebenspartnerschaften, 
die von Personen unterschiedlichen Geschlechts eingegangen 
werden, ist darauf zurückzuführen, dass der Gesetzgeber für 
den Fall der Scheidung (Auflösung) einer Lebenspartnerschaft 
keine Unterhaltspflicht für die Dauer der Kinderbetreuung vor-
gesehen hat. Im Falle einer Ehescheidung sieht das Allgemeine 
Bürgerliche Gesetzbuch (ABGB) vor, dass – unabhängig davon, 
wer an der Zerrüttung der Ehe schuld ist – demjenigen Partner 
Unterhalt zusteht, der den größten Teil seiner Zeit der Erzie-
hung der Kinder gewidmet hat oder weiterhin widmet32. Eine 
entsprechende Regelung fehlt im Lebenspartnerschaftsgesetz, 
da es auf der – mittlerweile nicht mehr gültigen – Annahme des 
Gesetzgebers beruht, dass es in Lebenspartnerschaften keine 
Kinder gibt. Darüber hinaus hat das österreichische Recht, 
anders als das deutsche Recht, die Bestimmungen über die Ver-
lobung nicht abgeschafft. Im österreichischen Recht entstehen 
aus dem Verlöbnis weitere rechtliche Wirkungen, während das 
Lebenspartnerschaftsgesetz nicht auf das Institut des Verlöb-
nisses verweist. Derjenige, der vom Verlöbnis zurückgetreten ist, 
hat dem anderen Verlobten Schadenersatz zu leisten.

Zusammenfassung

Die Rechtssysteme Deutschlands und Österreichs unterschei-
den sich im Hinblick auf das Institut der Ehe nicht wesentlich. 
Bestimmungen zum Institut der Ehe finden sich sowohl in 

	 30	 § 6 Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft (Eingetragene 
Partnerschaft-Gesetz – EPG).
	 31	 § 5-12 EPG.
	 32	 §§ 40 ff. und §§ 89 ff. ABGB. Die Unterhaltspflicht bleibt mindestens 
bis zur Vollendung des fünften Lebensjahres des Kindes bestehen. Dieser 
Zeitraum kann jedoch auf insgesamt acht Jahre verlängert werden.
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Rechtsakten mit Verfassungsrang als auch in den Bestimmun-
gen des Bürgerlichen Gesetzbuches und des Gesetzes über die 
Eingetragene Lebenspartnerschaft. Die Bestimmungen über die 
Ehe, die ehelichen Pflichten und die Gleichstellung der Ehegatten 
sind weitgehend deckungsgleich, und beide Rechtsordnungen 
betonen die Gleichberechtigung der Ehegatten und die Pflicht zur 
gemeinsamen Sorge für das Wohl der Kinder und der ehelichen 
Gemeinschaft. Der Hauptunterschied zwischen den beiden Syste-
men besteht darin, dass die deutsche Rechtsordnung das Institut 
der Ehe dem der Lebensparterschaft gleichgestellt hat und in 
der Bundesrepublik Deutschland zwei Personen ungeachtet des 
Geschlechts nur die Ehe schließen können, während in der öster-
reichischen Rechtsordnung die Personen beiderlei Geschlechts 
selbst entscheiden können, ob sie eine Ehe oder eine Lebenspar-
terschaft eingehen wollen. Dies ist auf die mangelnde Weitsicht 
des Gesetzgebers bei der Schaffung des Lebenspartnerschafts-
gesetzes zurückzuführen. Er sah nämlich nicht die Möglichkeit 
vor, in einer Lebenspartnerschaft Kinder zu haben, und damit 
auch nicht die Verpflichtung zur Zahlung von Kindesunterhalt 
im Falle des Scheiterns einer solchen Beziehung.

Quellen
Literaturverzechnis

Graupner H. (2010): Rechtliche Situation zur Eingetragenen Partner-
schaft und zur Ehe, Bundesministerium, Europäische und inter-
nationale Angelegenheiten, Wien.

Mangoldt H. (2010): Klein F., Starck Ch., GG Bonner Grundgesetz. 
Präambel. Art. 1-19. Kommentar, C.H.Beck.

Tuora-Schwierskott E. (2021): Niemiecki kodeks cywilny. Buch 4 
Familienrecht, Berlin.



114	 Univ.-Prof. Dr. habil. Ewa Tuora-Schwierskott

Rechtsakte

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, das zuletzt am 19. 
Dezember 2022 (BGBl. I S. 2478) geändert wurde.

Bundesverfassungsgesetz.
NÖ Landesverfassung 1979 – NÖ LV 1979
Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch.
Landes-Verfassungsgesetz Oberösterreich 1991 – L-VG.
Salzburger Landesverfassungsgesetz vom 10. Dezember 1998, LGBl. 

Nr. 6/1999.
Bürgerliches Gesetzbuch (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), zuletzt 

geändert am 7. November 2022, BGBl. I S. 1982.
Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen 

gleichen Geschlechts.
Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft (Eingetragene 

Partnerschaft-Gesetz – EPG).

Rechtsprechung

G 258–259/2017–9, Verfassungsgerichtshof, Freyung 8, A-1010 
Wien.

Internetseiten

BGBl. I Nr. 222/2022 (NR: GP XXVII IA 2981/A AB 1869 S. 189. BR: 
AB 11135 S. 949.) https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.
wxe?Abfrage=bundesnormen&Gesetzesnummer=10000138

https://fra.europa.eu/pl/eu-charter/article/9-prawo-do-zawarcia-
malzenstwa-i-prawo-do-zalozenia-rodziny

https://polen.diplo.de/blob/483272/aee02a3f97bfda627d-
cd0462030e5890/grundgesetz-dl-pl-data.pdf

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_
BGBl&start=//*%5B@attr_id=‘bgbl117s2787.pdf‘%5D

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_
BGBl&start=//*%5B@attr_id=‘bgbl117s2787.pdf‘%5D



Der Ehebegriff im Recht der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich	 115

https://www.bmeia.gv.at/reise-services/leben-im-ausland/doku-
mente-personenstand-familie/ehe-und-familienrecht/

https://www.echr.coe.int/documents/convention_pol.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__1353.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html
https://www.verfassungen.at/niederoesterreich/index.htm
https://www.vfgh.gv.at/downloads/VfGH_Entschei-

dung_G_258-2017_ua_Ehe_gleichgeschlechtl_Paare.pdf





K apitel III

Definition des Ehebegriffs  
in den Rechtssystemen ausgewählter 
EU-Beitrittskandidatenländer





Prof.  Salimya Ganiyeva
Atatürk Universität

Die Institution der Ehe im türkischen Recht 
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Einleitung

Das Institut der Ehe gehört zum Bereich des Familienrechts und 
ist seit jeher eine der wichtigsten Institutionen, die besonderer 
staatlicher Fürsorge bedarf. Allerdings ist festzustellen, dass die 
Ehe in verschiedenen Ländern unterschiedlichen Grundsätzen 
unterliegt. Der Grund dafür liegt in den unterschiedlichen Kul-
turen, Traditionen und Wertvorstellungen der einzelnen Gesell-
schaften, die sich insbesondere im Familienrecht widerspiegeln.

Die Ehe ist sowohl für die Personen, die eine Ehe eingehen, als 
auch für die Gesellschaft1, eine wichtige Institution, da sie eine 
Verbindung schafft, die den Grundstein jeder Gesellschaft bil-
det und allgemein, als „Familie“ bezeichnet wird. Die Eheschlie-
ßung ist, wie jedes Rechtsgeschäft oder rechtliche Beziehung, 
mit rechtlichen Folgen verbunden. Im türkischen Recht sind die 
Eheschließung und die rechtlichen Folgen der Eheschließung 
im türkischen Zivilgesetzbuch aus dem Jahr 2001 unter der 
Nummer 4721 geregelt2. Bei der Erwähnung der Rechtsfolgen 
der Eheschließung werden die staatsbürgerschaftlichen Auswir-
kungen der Eheschließung besonders berücksichtigt. In diesem 
Beitrag wird daher untersucht, wie die Ehe im türkischen Recht 
geregelt ist und wie sie sich auf die Staatsangehörigkeit auswirkt.

	 1	 Dogan (2019), Milletlerarası Özel Hukuk, Istanbul, S. 319.
	 2	 Amtsblatt [OG] 12.08.2001-24607.
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1. Definition des Ehebegriffs

Obwohl die Institution der Ehe3, im türkischen Zivilgesetzbuch 
(tZGB) unter der Nummer 4721 geregelt ist, wird sie im Gesetz 
nicht definiert. Dagegen wird die Ehe in Artikel 2/f der Verord-
nung über die Eheschließung aus dem Jahr 1985 ausdrücklich 
definiert4: „Die Ehe ist ein zivilrechtlicher Vertrag, der von einer 
Frau und einem Mann vor einem dazu befugten Beamten mit 
dem Ziel der Gründung einer Familie geschlossen wird“. Wie 
aus dieser Bestimmung hervorgeht, wird der vertragliche Aspekt 
der Ehe in den Vordergrund gestellt, und auch die anderen Ele-
mente der Ehe werden in der Verordnung über die Eheschließung 
behandelt.

Die Ehe wird jedoch von vielen Autoren ähnlich definiert 
und in der Literatur wie folgt beschrieben: „die Willensüber-
einstimmung zweier Personen (Mann und Frau) verschiedenen 
Geschlechts unter den vom Gesetz vorgesehenen Bedingungen, 
um eine volle und dauerhafte Lebensgemeinschaft zu begrün-
den“5. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass 
sowohl im Ehegesetz als auch in der Literatur betont wird, dass 
die zu verheiratenden Personen verschiedenen Geschlechts sein 
müssen, d. h. Mann und Frau. Aus diesem Grund wird der Begriff 
der Ehe zwischen Personen desselben Geschlechts, der in einigen 
Rechtsordnungen verwendet wird, im türkischen Recht abge-
lehnt6. Artikel 134/1 des türkischen Zivilgesetzbuches Nr. 4721 

	 3	 Ebenda.
	 4	 OG 11.07.1985-18921.
	 5	 Velidedeoğlu (1965), Türk Medeni Hukuku, Bd. 2: Hukuku, Istanbul 
1965, S. 45; Köprülü, Kaneti (1989), Aile Hukuku, Istanbul, S. 62; T. Akintürk, 
D. Ateş, Türk Medeni Hukuku, Bd. 2: Hukuku (2016), Istanbul, S. 59; Zevkliler, 
Ertaş, Havutçu, Gürpinar (2012). Medeni Hukuk, Ankara, S. 227; İkizler (2012). 
Evlenmenin Hükümsüzlüğü, Ankara, S. 20.
	 6	 Ausführlichere Informationen zu diesem Thema finden Sie bei Öztürk 
(2016). Milletlerarası Özel Hukukta Aile Kurma Amaçlı Evlilik Benzeri Yaşam 
Modelleri, Ankara; Pürselim Doğan (2011), Almanya’da Tescil Edilmiş Eşcinsel 
Hayat Ortaklığında Veraset İlamının Alınması ve Bu İlama Dayanılarak Tür-
kiye ve Almanya’da Bulunan Terekenin Paylaşılmasi. In: MHB R. 31, Nr. 1, 
S. 1; Sirmen (2009), Eş Cinsel Birliktelikler Ve Bunların Kanunlar İhtilâfı 
Hukukunda Düzenleniş. In: AÜHFD, Bd. 58, Nr. 4, S. 828 vd; Yasan (2013), 
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befasst sich mit dieser Frage. Die Bestimmung lautet wie folgt: 
„Ein Mann und eine Frau, die einander heiraten wollen, stellen 
einen gemeinsamen Antrag beim Standesamt der Stadt, in der 
einer von ihnen seinen Wohnsitz hat“. Darüber hinaus wird in 
den Entscheidungen des Kassationsgerichtshofs darauf hinge-
wiesen, dass die Eheschließung zwischen gleichgeschlechtlichen 
Partnern oder die Eingehung einer gleichgeschlechtlichen Part-
nerschaft in der Türkei keinen rechtlichen Status hat7. Auslän-
dische Homosexuelle, die in der Türkei heiraten wollen, wie z. 
B. belgische, niederländische, portugiesische oder französische 
Staatsbürger, können in der Türkei nicht heiraten, selbst wenn 
dies nach ihrem Heimatrecht zulässig wäre, da sie mit einem 
Eingriff in die türkische öffentliche Ordnung rechnen müssen. 
Andererseits kann die gleichgeschlechtliche Ehe, die von einem 
türkischen Staatsbürger in einem Land geschlossen wurde, das 
die gleichgeschlechtliche Ehe akzeptiert, nicht in das staatliche 
Register eingetragen werden, da sie im türkischen Recht nicht 
existiert (Art. 24/1 des Gesetzes über die Zivilstandesämter).

Folglich ist die Ehe nach türkischem Recht die Vereinigung 
des Willens einer Frau und eines Mannes zur Begründung einer 
Lebensgemeinschaft. Das bedeutet, dass die türkische Gesetzge-
bung den Akt, den zwei Männer oder zwei Frauen vollziehen, um 
gemeinsam zu leben und eine Lebenspartnerschaft einzugehen, 
nicht als „Ehe“ anerkennt. Ebenso ist es nicht möglich, dass eine 
Person mit mehr als einer Person gleichzeitig verheiratet ist, da 
das türkische Zivilgesetzbuch den Grundsatz der Monogamie 
vorsieht8. Eine Ehe ist nur dann rechtsgültig, wenn sie unter den 
gesetzlich vorgeschriebenen Voraussetzungen geschlossen wurde.

Milletlerarası Özel Hukukta Aynı Cinsiyetten Kişilerin Birliktelikleri, Ankara; 
Yasan (2011), Milletlerarası Özel Hukukta Aynı Cinsiyetten Kişilerin Evliliği 
ve Evlilik Dışı Birliktelikleri. Ata Sakmar Armağan, GSÜ HFD, S. 753 ff.
	 7	 Siehe Yargıtay HGK, Bd. 26.05.1999, E. 9-307, K. 467; Yargıtay 2. HD, 
T. 21.6.1982, E. 5077, K. 5531; [online] http://www.kazanci.com.tr.
	 8	 Zevkliler, Ş. Ertaş, Havutçu, Gürpinar, Medeni Hukuk…, S. 227.
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2. Voraussetzungen für die Eheschließung

Eine Eheschließung ist nur dann wirksam, wenn die Vorausset-
zungen des türkischen Zivilgesetzbuches Nr. 4721 erfüllt sind. 
Einige dieser Voraussetzungen sind materiell-rechtlicher, andere 
formeller Natur.

Materielle Voraussetzungen für die Eheschließung

Einige der materiellen Voraussetzungen sind positive Vorausset-
zungen, d.h. Voraussetzungen, die die zu verheiratende Person 
erfüllen sollte (z.B. Qualifikation). Andere sind negative Vor-
aussetzungen, d. h. Voraussetzungen, die die zu verheiratende 
Person nicht erfüllen sollte (Ehehindernisse). Im Folgenden 
werden sowohl die positiven als auch die negativen materiellen 
Voraussetzungen aufgeführt.

a) Ehefähigkeit (positive Voraussetzungen)
Die Ehefähigkeit ist in den Artikeln 124 und 133 des türkischen 
Zivilgesetzbuches geregelt. Es handelt sich um das Ehemündig-
keitsalter (Art. 124), die geistige Leistungsfähigkeit (Urteils-
fähigkeit) (Art. 125), die Minderjährigkeit (Art. 126) und die 
Geschäftsunfähigkeit (Art. 127). Zunächst müssen die zu ver-
heiratenden Personen geistig urteilsfähig sein (Art. 125).

Geistige Leistungsfähigkeit (Urteilsfähigkeit). Die geistige 
Fähigkeit ist die absolut wichtigste Voraussetzung für die Ehe-
schließung. Sie bedeutet, dass die zu verheiratende Person in der 
Lage sein muss, die Bedeutung und Ernsthaftigkeit des Ehebun-
des und die damit verbundene Verantwortung einzusehen. Ehen, 
die ohne geistige Leistungsfähigkeit geschlossen werden, auch 
wenn diese Unfähigkeit nur vorübergehend ist, gelten daher als 
ungültig. Die Ehe einer dauernd unzurechnungsfähigen Person 
ist absolut nichtig (Art. 145/b.2 tZGB). Entscheidend ist, dass 
die Person zum Zeitpunkt der Eheschließung und zum Zeitpunkt 
der Erklärung des Willens zur Eheschließung zurechnungsfähig 
ist (Art. 145/b.2 tZGB). Die geistige Leistungsfähigkeit ist in 
Art.13 tZGB wie folgt definiert: „Jede Person, die aufgrund ihres 
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geringen Alters, ihrer psychischen Erkrankung, ihrer geistigen 
Schwäche, ihrer Intoxikationen oder aus ähnlichen Gründen 
nicht in angemessener Weise gehandelt werden kann, hat die 
Befugnis, dieses Gesetz zu unterscheiden, ist nach dem Gesetz 
geistig leistungsfähig.“

Ehemündigkeit. Das türkische Recht setzt das Ehemündig-
keitsalter auf siebzehn (17) Jahre für Männer und Frauen fest 
(Art. 124/1 tZGB). Siebzehn Jahre ist das gewöhnliche (normale) 
Ehemündigkeitsalter im türkischen Recht. Das Zivilgesetzbuch 
sieht auch ein abweichendes Ehemündigkeitsalter vor. Danach 
können auch Personen im Alter von sechzehn (16) Jahren unter 
bestimmten Voraussetzungen heiraten (Art. 124/2 tZGB). Vor-
aussetzung für die Eheschließung eines Mannes oder einer Frau 
im Alter von 16 Jahren ist jedoch das Vorliegen einer Ausnah-
mesituation und eines sehr wichtigen Grundes, z.B. wenn eine 
sechzehnjährige Frau von dem Mann, den sie heiraten möchte, 
schwanger ist usw. Es obliegt jedoch dem Gericht zu entscheiden, 
ob der von Personen im Alter von 16 Jahren angegebene Grund 
außergewöhnlich ist. Darüber hinaus hört der Richter, der über 
diese Angelegenheit entscheidet, wenn möglich die Eltern der 
Person, die im Alter von 16 Jahren heiraten möchte, oder ihren 
Vormund, wenn sie unter Vormundschaft steht. Er entscheidet 
nach eigenem Ermessen, ob die Person heiraten darf oder nicht.

b) Ehehindernisse (negative Voraussetzungen)
Damit eine Ehe gültig geschlossen werden kann, darf kein Ehe-
hindernis gegen die Eheschließung bestehen. Bei den Ehehinder-
nissen unterscheidet man zwischen „absoluten Ehehindernissen“ 
und „relativen Ehehindernissen“.

Absolute Ehehindernisse
Die Prämisse eines verbotenen Verwandtschaftsgrades

In Bezug auf die Ehe unterscheidet das Gesetz drei Verwandt-
schaftsgrade. Diese sind nachstehend aufgeführt:

Blutsverwandtschaft. Bei Blutsverwandtschaft liegt ein ein-
deutiges Ehehindernis vor. So ist die Eheschließung zwischen 
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Abkömmlingen und Verwandten in aufsteigender Linie sowie 
zwischen Geschwistern, Onkeln, Tanten, Neffen und Nichten 
verboten (Art. 129/b.1 tZGB).

Verwandtschaft durch Eheschließung. Auch nach Auflösung 
der Ehe, durch die das Verwandtschaftsverhältnis begründet 
wurde, gilt ein Eheverbot zwischen einem der Ehepartner und 
den Abkömmlingen und Vorfahren des anderen (Art. 129/b.2 
tZGB).

Vertragliche Verwandtschaft. Vertragliche Verwandtschaft 
ist die Verwandtschaft, die durch den Adoptionsvertrag begrün-
det wird. Daher ist die Ehe zwischen dem Adoptierenden und 
dem Adoptierten ebenso verboten wie die Ehe zwischen einem 
von ihnen und den Nachkommen (Kindern) und dem Ehepartner 
des anderen.

Laufende Ehe

Das türkische Zivilgesetzbuch hat den Grundsatz der „Einzelehe“ 
eingeführt. Dieser Grundsatz bezieht sich sowohl auf die Ehe mit 
einer einzigen Frau als auch auf die Ehe mit einem einzigen Mann. 
Demnach kann eine Person nur mit einer Person gleichzeitig 
verheiratet sein. Ist die gegenwärtige Ehe durch Tod, Scheidung 
oder Ungültigerklärung beendet worden, so hat die Person, die 
eine neue Ehe eingehen will, die Beendigung der früheren Ehe 
nachzuweisen (Art. 130 tZGB) Die während der Ehe eingegan-
gene zweite Ehe unterliegt der absoluten Nichtigkeitssanktion.

Schwere psychische Erkrankung

Auch psychische Erkrankungen stellen einen Ehehinderungs-
grund dar. Nach Art. 133 tZGB können auch psychisch Kranke 
eine Ehe eingehen, „wenn durch ein amtliches Gutachten des 
Gesundheitsamtes bestätigt wird, dass die Eheschließung aus 
medizinischer Sicht unbedenklich ist“ Das Gesetz verbietet die 
Eheschließung nur für diejenigen, deren Eheschließung medizi-
nisch unangemessen wäre.
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Relative Ehehindernisse

Relative Unbefristete Ehehindernisse sind im Gesetz als Situa-
tionen geregelt, die die Eheschließung verhindern. Wird jedoch 
eine Ehe trotz Vorliegens eines solchen Hindernisses geschlossen, 
so kann die Ehe nicht wegen Nichtbeachtung des Hindernisses 
aufgehoben werden. Daher werden solche Hindernisse als relative 
Hindernisse bezeichnet. Sie sind wie folgt:

Wartezeit für eine Frau nach Auflösung der Ehe

Nach Artikel 132/1 des türkischen Zivilgesetzbuches Nr. 4721 
darf eine Frau, deren Ehe gescheitert ist, frühestens 300 Tage 
nach Scheidung wieder heiraten. Zweck dieses Verbotes ist die 
Vermeidung von Verwirrungen in der Genealogie, denn wenn 
die Frau, deren Ehe gescheitert ist, von ihrem früheren Ehe-
mann schwanger ist, wird sie spätestens innerhalb einer Frist 
von 300 Tagen ein Kind zur Welt bringen, so dass es nicht zu 
Verwirrungen in der Genealogie des Kindes kommen kann. Geht 
die Ehegattin nach Ablauf der Frist von 300 Tagen eine neue Ehe 
ein, so wird die Ehe nicht für ungültig erklärt, sondern als gültige 
Ehe weitergeführt (Art.154 ZGB).

Ansteckende Krankheiten

Um die Gesundheit der nächsten Generation zu schützen, sieht 
Art. 123 des Gesetzes über die öffentliche Gesundheit vor, dass 
die Ehe einer Person, die an Krankheiten wie Syphilis, Gonorrhoe 
oder Lepra leidet, nicht geschlossen werden darf, es sei denn, es 
liegt ein ärztliches Attest vor, aus dem hervorgeht, dass die Per-
son geheilt ist und die Krankheit nicht übertragen wurde. Ist die 
Ehe trotz Vorliegens dieser Voraussetzung geschlossen worden, 
so kann sie nicht für ungültig erklärt werden.
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Formelle Voraussetzungen für die Eheschließung

Das Vorliegen der materiellen Voraussetzungen allein reicht nicht 
aus, um eine Ehe gültig zu machen. Es müssen auch formelle 
Voraussetzungen erfüllt sein. Dazu gehören die folgenden:

•	 Die Nupturienten sollen persönlich ihren gegenseitigen 
und übereinstimmenden Willen zum Ausdruck bringen;

•	 Die Nupturienten müssen vor dem Standesbeamten ihren 
Willen zur Eheschließung erklären.

3. Auswirkungen der Eheschließung  
auf die Staatsangehörigkeit

Nach türkischem Recht wird die Staatsangehörigkeit durch Ehe-
schließung erworben, wenn die zuständige Behörde über den 
Erwerb der Staatsangehörigkeit entscheidet9. Im türkischen 
Recht hat sich die Bedeutung der Ehe für den Erwerb der Staats-
angehörigkeit im Laufe der Zeit10 verändert und stellt heute die 
häufigste Form des Erwerbs der Staatsangehörigkeit dar11.

Es ist darauf hinzuweisen, dass bis vor kurzem der Erwerb der 
Staatsangehörigkeit durch Eheschließung nur dem ausländischen 
weiblichen Ehepartner gewährt wurde, der mit einem türkischen 
Staatsangehörigen verheiratet war, und dass die Einbürgerung 
durch Eheschließung für den ausländischen männlichen Ehe-
partner nicht möglich war. Im Laufe der Zeit wurde jedoch Kritik 
an der sexistischen und diskriminierenden Vorgehensweise laut, 
und es wurde der Weg für den Erwerb der türkischen Staatsbür-
gerschaft durch Eheschließung durch Ausländer frei gemacht12. 

	 9	 Ausführlichere Informationen zu diesem Thema finden Sie bei Nomer 
(2022), Türk Vatandaşlık Hukuku, Istanbul, S. 96–108; Dogan (2022), Türk 
Vatandaşlık Hukuku, Ankara, S. 83–95; Güngör (2020),Tâbiiyet Hukuku, 
Ankara, S. 135-150; BB Erdem, (2020), Türk Vatandaşlık Hukuku, Istanbul
	 10	 F.B. Tanribilir (2020), Evlenme ve Vatandaşlık. In: ÇÜHF, Bd. 5, Nr. 1, 
S. 3029.
	 11	 Siehe [online] https://kulacoglu.av.tr/evlilik-yoluyla-turk-vatandasligi/.
	 12	 Akşahin Polat (2019), Türk Hukukunda ve Mukayeseli Hukukta Evli-
lik Yoluyla Vatandaşlığın Kazanılması. In: Necmettin Erbakan Üniversitesi 
Hukuk Fakültesi Dergisi, Bd. 2, Nr. 2, S. 184.
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Die Rechtsgrundlage dafür war die Änderung13 von Artikel 5 des 
türkischen Staatsbürgerschaftsgesetzes von 196414, Nr. 403, die 
durch das Gesetz Nr. 4866 zur Änderung des türkischen Staats-
bürgerschaftsgesetzes von 200315 aufgehoben wurde, und die 
neue Regelung wurde in das türkische Staatsbürgerschaftsgesetz 
von 2009, Nr. 5901 (TCL) übernommen16.

Betrachtet man den Erwerb der türkischen Staatsbürger-
schaft durch Eheschließung aus historischer Sicht, so sind drei 
Gesetze zu nennen, die während der republikanischen Zeit ver-
abschiedet wurden und diese Frage regeln. Es handelt sich um 
türkische Staatsbürgerschaftsgesetze von 1928 mit der Num-
mer 1312, von 1964 mit der Nummer 403 und das aktuelle mit 
der Nummer 590117. Vor der Republik wurde der Erwerb der 
Staatsbürgerschaft im Osmanischen Reich durch das osmani-
sche Staatsbürgerschaftsgesetz von 1869 geregelt, das als erstes 
säkulares Staatsbürgerschaftsgesetz in der islamischen Welt in 
die Geschichte eingegangen ist18.

So konnten bis 2003 nur ausländische Ehefrauen durch 
Heirat die türkische Staatsbürgerschaft erwerben. Darüber 
hinaus sahen sowohl das osmanische Gesetz von 1869 als 
auch das Staatsbürgerschaftsgesetz von 1928, das das erste 

	 13	 Ausführlichere Informationen über die Änderung siehe Erdem, 
(2003), 4866 Sayılı Kanunla Türk Vatandaşlık Kanunu’nun 5. Maddesinde 
Yapılan Değişikliğe Göre Türk Vatandaşlığının Evlilik Yolu İle Kazanılması. 
In: MHB, Bd. 23, S. 350 vd; Sargin (2004), Türk Vatandaşlığı Kanunu’nda 
Değişiklik Yapan 2003 Ort und 4866 Sayılı Kanunu’nda Değişiklik Yapan 
2003. In: AÜHFD, Bd. 53, Nr. 1, S. 29–39; Tanribilir, Evlenme…, S. 3032–3033; 
Akşahin Polat, Türk Hukukunda…, S. 184; Çelik, (2022), Evlenme Yolu İle Türk 
Vatandaşı Olma Taleplerinden Doğan Uyuşmazlıklara İlişkin Yargılamalarda 
Milli Güvenlik ve Kamu Düzeni Kıstası. In: TAAD 2022, R. 13, Nr. 49.
	 14	 OG 22.02.1964-11638.
	 15	 OG 12.06.2003-25136.
	 16	 OG 12.06.2009-27256.
	 17	 OG 4.6.1928-904. Die Verabschiedung des Gesetzes fand noch vor 
der Alphabet-Revolution statt; Tanribilir, Evlenme…, S. 3029, dp. 31.
	 18	 Şevval 1285 – 11 Kanunisani 1284; Takvim-i Vekayi Nr. 1044. Der erste 
Titel der Verordnung lautete: Tâbiiyet-i Osmaniyeye Dair Nizamname. In 
der ersten Ausgabe der Verordnung wurde der Text jedoch unter dem Titel 
Tâbiiyet-i Osmaniye Kanunnamesidir veröffentlicht – Aybay (1980), Kadının 
Uyrukluğu Üzerinde Evlenmenin Etkisi, Ankara, S. 63; Aybay, Özbek, Ersen 
Perçin (2019), Vatandaşlık Hukuku, Ankara, S. 61.
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Staatsbürgerschaftsgesetz der Republik Türkei war, den auto-
matischen Erwerb der türkischen Staatsbürgerschaft durch Ehe-
schließung einer ausländischen Ehefrau mit einem türkischen 
Staatsbürger vor, und zwar unabhängig von deren Willen und 
in Übereinstimmung mit dem Prinzip der „einheitlichen Staats-
bürgerschaft in der Familie“. Diese Regelung wurde jedoch in der 
Rechtslehre kritisiert, und in Artikel 5 des türkischen Ausländer-
gesetzes von 1964 mit der Nummer 403 wurde der ausländischen 
Ehefrau die Möglichkeit eingeräumt, die türkische Staatsbürger-
schaft durch Eheschließung zu erwerben, und zwar abhängig von 
ihrem Willen, ohne jegliche Bedingungen. Die bedingungslose 
Einbürgerung des ausländischen Ehepartners wurde jedoch ab 
den 1990er Jahren missbraucht, als nach dem Zusammenbruch 
der Sowjetunion und des Ostblocks Tausende von ausländischen 
Frauen in die Türkei strömten und die türkische Staatsbürger-
schaft durch die Institution der Ehe erwarben. Die Folge dieser 
Situation war die Änderung des Staatsbürgerschaftsgesetzes von 
1964 im Jahr 2003 und die Bindung des Erwerbs der türkischen 
Staatsbürgerschaft durch Eheschließung an die im Gesetz fest-
gelegten Bedingungen. Durch diese Änderung ist es nun auch 
für ausländische männliche Ehepartner möglich, die türkische 
Staatsbürgerschaft durch Heirat zu erwerben.

Da das Gesetz mit der Nr. 403 aus dem Jahr 1964 jedoch 
zahlreiche Änderungen erfahren hatte und nicht mehr auf dem 
neuesten Stand war, wurde im Jahr 2009 das Gesetz mit der 
Nr. 5901 über die Staatsangehörigkeit verabschiedet, in dem der 
Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Eheschließung in Arti-
kel 16 geregelt ist. Hinzu kommt, dass 2010 eine Verordnung 
erlassen wurde, um das türkische Staatsangehörigkeitsgesetz 
umzusetzen19.

	 19	 OG 06.04.2010-27544.
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4. Erwerb der Staatsbürgerschaft durch 
die Eheschließung im Staatsbürgerschaftsgesetz 
Nr. 5901

Der Erwerb der türkischen Staatsangehörigkeit durch Eheschlie-
ßung ist in Art. 6 des Staatsangehörigkeitsgesetzes geregelt:

(1) Die Eheschließung mit einem türkischen Staats-
angehörigen führt nicht unmittelbar zum Erwerb der 
türkischen Staatsangehörigkeit. Ausländer, die seit 
mindestens drei Jahren mit einem türkischen Staats-
bürger verheiratet sind und deren Ehe noch besteht, 
können den Erwerb der türkischen Staatsbürgerschaft 
beantragen. Bei den Antragstellern muss vorliegen: 
a) Leben in familiärer	 Gemeinschaft, b) keine 
Tätigkeit, die im Widerspruch zur ehelichen Lebens-
gemeinschaft steht. c) keine Bedenken hinsichtlich der 
nationalen Sicherheit und der öffentlichen Ordnung. 
(2) Die Voraussetzung nach Abs. 1a) muss nicht vorlie-
gen, wenn der Ehegatte türkischer Staatsangehörigkeit 
nach Antragsstellung verstorben ist. (3) War die Person, 
die durch Eheschließung die türkische Staatsangehörig-
keit erworben hat, im Falle einer Eheaufhebung gut-
gläubig, so behält sie die türkische Staatsangehörigkeit.

Nach dieser Bestimmung muss der ausländische Ehepartner 
bestimmte Voraussetzungen erfüllen, wenn er durch die Ehe-
schließung die türkische Staatsangehörigkeit erwerben will. 
Wenn die ersten beiden dieser Bedingungen erfüllt sind, d.h. 
1) die Ehe mit einem türkischen Staatsbürger mindestens drei 
Jahre bestanden hat und 2) die Ehe noch besteht, können Aus-
länder bei der Antragsbehörde einen Antrag auf Erwerb der tür-
kischen Staatsbürgerschaft stellen. Nach der Antragsstellung 
muss der ausländische Ehepartner folgende Voraussetzungen 
erfüllen: Er muss in ehelicher Gemeinschaft leben, 2) er muss sich 
aller Handlungen enthalten, die mit der ehelichen Gemeinschaft 
unvereinbar sind, und 3) er darf keine Eigenschaften aufweisen, 
die ein Hindernis für die nationale Sicherheit und die öffentliche 
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Ordnung darstellen. Sind alle Voraussetzungen erfüllt, kann der 
ausländische Ehepartner durch die Eheschließung die türkische 
Staatsangehörigkeit erwerben. Gemäß Art. 10 des Staatsbürger-
schaftsgesetzes liegt es jedoch im Ermessen des Innenministe-
riums als zuständiger Behörde, ob der ausländische Ehepartner 
die türkische Staatsbürgerschaft durch Eheschließung erwerben 
kann, wenn alle Voraussetzungen erfüllt sind.

In Art. 16 Abs. 2 ist von einem Sonderfall die Rede, nach dem 
die Voraussetzung des „Zusammenlebens in ehelicher Gemein-
schaft“ nicht erforderlich ist, wenn die Ehe nach Antragsstel-
lung durch den Tod des türkischen Ehegatten beendet wurde. 
Mit anderen Worten, es ist klar, dass der ausländische Ehepart-
ner, der die türkische Staatsbürgerschaft durch Eheschließung 
beantragt hat, die türkische Staatsbürgerschaft auf diese Weise 
erwerben kann, wenn der türkische Ehepartner nach dem Antrag 
verstirbt. Wenn jedoch alle Voraussetzungen erfüllt sind und 
der türkische Ehegatte verstirbt, bevor er die türkische Staats-
bürgerschaft beantragt hat, kann der ausländische Ehegatte 
die türkische Staatsbürgerschaft nicht durch Eheschließung im 
Zusammenhang mit dieser Ehe erwerben. Unseres Erachtens 
sollte diese Regelung überdacht werden, da der ausländische 
Ehepartner, der sich in dieser Situation befindet und sogar Kinder 
hat, nicht von der Einbürgerung durch Heirat ausgeschlossen 
werden sollte, nur weil er/sie zu Lebzeiten des türkischen Ehe-
partners keinen Einbürgerungsantrag stellen konnte.

Zusammenfassung

Das Institut der Ehe fällt in den Bereich des Familienrechts und 
ist im türkischen Zivilgesetzbuch Nr. 4721 von 2001 geregelt. Die 
Eheschließung hat eine Reihe von rechtlichen Folgen, die mit 
anderen rechtlichen Ereignissen vergleichbar sind. Eine davon 
ist die Auswirkung der Eheschließung auf die Staatsangehörig-
keit. Aufgrund der Relevanz des Themas konzentriert sich unsere 
Studie auf das Institut der Ehe und die Auswirkungen der Ehe 
auf die Staatsbürgerschaft im Kontext des türkischen Rechts.
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Hervorzuheben ist, dass für den Erwerb der türkischen Staats-
angehörigkeit durch Eheschließung zunächst das Vorliegen eines 
gültigen Ehevertrages erforderlich ist. Ein solcher Vertrag muss 
den im türkischen Zivilgesetzbuch festgelegten materiellen und 
formellen Anforderungen entsprechen. Allerdings ist zu beden-
ken, dass das türkische Recht gleichgeschlechtliche Ehen nicht 
anerkennt und eheähnliche Lebensgemeinschaften nicht regis-
triert. Dies ist darauf zurückzuführen, dass das türkische Recht 
die „Ehe“ als „einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen einer Frau 
und einem Mann zur Gründung einer Familie vor einem ord-
nungsgemäß bevollmächtigten Beamten“ definiert (Art. 2/f der 
Eheverordnung).

Ausländische Ehegatten, die einen gültigen Ehevertrag 
geschlossen haben, unterliegen Artikel 16/1 des türkischen 
Staatsangehörigkeitsgesetzes Nr. 5901 und können die türkische 
Staatsangehörigkeit erwerben, wenn die in diesem Artikel fest-
gelegten Bedingungen erfüllt sind. Art. 16 Abs. 2 dieses Gesetzes, 
der sich mit besonderen Situationen befasst, sieht jedoch vor, 
dass, wenn der türkische Ehegatte verstirbt, nachdem der aus-
ländische Ehegatte bei der zuständigen Behörde einen Antrag 
auf Erwerb der türkischen Staatsangehörigkeit gestellt hat, die 
Bedingung des Zusammenlebens in familiärer Gemeinschaft 
nicht erforderlich ist und der ausländische Ehegatte die türkische 
Staatsangehörigkeit durch Eheschließung erwerben kann. Diese 
Situation wird jedoch nicht berücksichtigt, wenn der Ehegatte 
mit türkischer Staatsangehörigkeit vor der Antragsstellung ver-
stirbt. Deshalb reicht die Erfüllung aller Voraussetzungen nicht 
aus, wenn der Ehegatte mit türkischer Staatsangehörigkeit vor 
Einreichung des Antrags verstirbt. Wenn alle Voraussetzungen 
erfüllt sind und der türkische Ehegatte verstirbt, bevor er die 
türkische Staatsbürgerschaft beantragt hat, kann der auslän-
dische Ehegatte die türkische Staatsbürgerschaft nicht durch 
Eheschließung im Zusammenhang mit dieser Ehe erwerben. In 
solchen Fällen hat der ausländische Ehegatte keinen Anspruch 
auf Einbürgerung durch Eheschließung. Eine Änderung des 
Art. 16 Abs. 2 des türkischen Staatsbürgerschaftsgesetzes wäre 
daher unseres Erachtens sinnvoll, um das vorgenannte Problem 
auszuräumen.
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Albanisches Familiengesetzbuch  
und die Definition des Ehebegriffs 
in Albanien�. Neueste Änderungen1

Einleitung

Die Gesetzgebung in Bezug auf die Familie hat sich in Albanien 
im Laufe der Jahre im Einklang mit den politischen Regimen 
und deren Philosophie in Bezug auf den Aufbau des Staates ver-
ändert. Historisch und kulturell gesehen war die Familie jedoch 
das Zentrum und der Kern der Gesellschaft.

Albanien gehörte fünf Jahrhunderte lang zum Osmanischen 
Reich und wurde 1912 in die Unabhängigkeit entlassen. In die-
sen Jahren wurden erste Anstrengungen zur Modernisierung der 
Gesetzgebung und zur Orientierung an europäischen Rechtsmodel-
len unternommen. Ende der 20er Jahre des 20. Jahrhunderts wur-
den die ersten Anstrengungen zur Konsolidierung des albanischen 
Staates unternommen, die mit der Verabschiedung des Zivilge-
setzbuches im Jahr 1929 ihren Höhepunkt fanden2. Das albani-

	 1	 Dieser Artikel ist Teil der Forschungsarbeit, die im Rahmen des Jean-
Monnet-Lehrstuhls der Universität Elbasan zum Thema EU Enlargement 
and Acquis Adoption Burden: Albanian Challenges (620689-EPP-1-2020-1-
AL-EPPJMO-CHAIR) mit Unterstützung der EU.
	 2	 Bis zur Verabschiedung des Zivilgesetzbuches von 1929 gab es in Alba-
nien zwei parallele Rechtssysteme wie das Recht des Osmanischen Reiches in 
den Städten und das Gewohnheitsrecht in den autonomen Regionen. Siehe: 
Semini-Tutulani M. (2006), E drejta e detyrimeve dhe e contratave. Pjesa 
e pergjithshme, Tiranë. S.12. Eine umfassende Analyse der Rechtsquellen 
in Albanien vor dem Zivilgesetzbuch von 1929 findet sich bei Qarri (2014), 
Martesore-Zähler, Dissertation, Universität Tirana, S. 43 ff.



136	 Prof. Arber Gjëta

sche Zivilgesetzbuch von 1929 gilt als erstes Gesetz, das Albanien 
modernisierte und westliche Regelungen einführte. In Bezug auf 
die Ehe war das Gesetzbuch sehr innovativ. Die Ehevorschriften 
ähnelten dem napoleonischen Gesetzbuch und dem schweize-
rischen Gesetzbuch von 19073. Der Großfamilie wurde große 
Bedeutung beigemessen, und für den Abschluss einer Ehe war die 
vorherige Zustimmung beider Elternteile der Ehegatten wichtig. 
Um die Gesellschaft und das Personenstandswesen zu modernisie-
ren, wurde nur die Zivilehe staatlich anerkannt. Diese Ehe musste 
vor der religiösen Trauung geschlossen werden, ansonsten drohten 
hohe Geldstrafen und sie wurde als Verbrechen angesehen.

Das Zivilgesetzbuch von 1929 regelte erstmals die vermögens-
rechtlichen Wirkungen der Ehe und führte in Artikel 1325 den 
Begriff des Ehevertrags ein, der nur vor der Eheschließung, nicht 
aber während der Ehe geschlossen werden konnte, um einen 
hohen Schutz der Familie zu gewährleisten. Der Grund dafür 
war, dass es sich um ein Rechtsgeschäft handeln sollte, das von 
der zukünftigen Ehefrau nur in der Zeit unterzeichnet werden 
sollte, in der sie unter dem Schutz ihres Vaters stand. Andernfalls 
könnte es zu willkürlichen Vereinbarungen kommen, die unter-
zeichnet wurden, als sie unter der Kontrolle ihres Ehemannes 
stand. Erst mit dem albanischen Familiengesetzbuch von 2003 
tauchte der Ehevertrag wieder im Familienrecht auf. Das alba-
nische Familiengesetzbuch gibt den Eheleuten das Recht, ihre 
Vermögensangelegenheiten selbst zu regeln4.

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde Albanien Teil eines kom-
munistischen Regimes, was auch Auswirkungen auf das Familien-
recht und die Definition der Ehe hatte. So wurden zunächst der 
Begriff der Ehe und der Güterstand zwischen den Ehegatten im 
Ehegesetz Nr. 601 von 1948 geregelt5. Erst das Familiengesetzbuch 

	 3	 Zaçe (1996), Marrëdhëniet martesore sipas legjislacionit shqiptar, 
Tiranë, S. 34.
	 4	 Zum Ehevertrag in Albanien und zum Güterstand zwischen Ehegat-
ten siehe Qarri, Kontrata Martesore…, Dodaj (2019), Kontrata e marteses, 
zhvillimi dhe aplikimi i saj ne Republiken e Shqiperise, Dissertation, Doctoral 
School UET.
	 5	 Mit dem Gesetz Nr. 623 vom 31. Mai 1948 über das Verbot bestimmter 
veralteter Bräuche im Zusammenhang mit Verlobung und Ehe. Dieses Gesetz 
hatte die Aufgabe, die Wirksamkeit des neuen Rechtsbegriffs der Ehe zu 
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von 19656 definierte die Ehe als eine Verbindung, die auf dem 
freien Willen eines Mannes und einer Frau beruht, auf der gegen-
seitigen Liebe der Ehegatten beruht und von den Grundsätzen der 
Gleichheit und Gegenseitigkeit geleitet wird7. Nach dem Zivilge-
setzbuch von 1965 stehen „Ehe und Familie unter dem besonderen 
Schutz des Staates“8, der sich aus der Verfassung vom 14. März 
1946 ergibt9.

Darüber hinaus regelt das neue Zivilgesetzbuch von 1981 
während des Kommunismus den Güterstand der Ehe in Gemein-
schaft in den Artikeln 86 und 87 unter der Überschrift „Gemein-
schaft zwischen den Ehegatten“, die bis zum Gesetzbuch von 
2003 in Kraft waren. Das Familiengesetzbuch von 1982, Gesetz 
Nr. 6599 vom 29.06.1982, wurde nach Inkrafttreten der neuen 
Verfassung im Jahr 1976 verabschiedet und blieb mit zahlreichen 
Änderungen bis zur Verabschiedung des neuen Familiengesetz-
buches im Jahr 2003 in Kraft.

Das erste Gesetz nach dem Fall des Kommunismus war das 
albanische Zivilgesetzbuch von 1994. Was den Güterstand in 
der Gemeinschaft betrifft, so hob das neue Gesetzbuch die im 
Zivilgesetzbuch von 1981 festgelegten Güterstände zwischen 
Ehegatten nicht auf, bis das albanische Familiengesetzbuch von 
2003 verabschiedet wurde, das eine umfassende und erschöpfende 
Regelung der Familie, der Ehe und der Adoption10 durch das Ins-
trument eines Gesetzbuchs und nicht durch ein Gesetz bietet11.

gewährleisten und das neue Konzept der Ehe, das auf gegenseitigem Respekt 
und Liebe zwischen den Ehepartnern beruht, umzusetzen.
	 6	 Das Gesetz Nr. 4020/1965 – Familiengesetzbuch war das erste Fami-
liengesetz in Form eines Gesetzbuches in Albanien.
	 7	 Artikel 2 des Gesetzes Nr. 4020/1965 über das Familiengesetzbuch 
der Volksrepublik Albanien.
	 8	 Artikel 3 des Gesetzes Nr. 4020/1965 über das Familiengesetzbuch 
der Volksrepublik Albanien.
	 9	 Es erklärt die Gleichstellung von Männern und Frauen in allen Berei-
chen des politischen und gesellschaftlichen Lebens (Art. 17).
	 10	 Die Verfahren und Regelungen des albanischen Adoptionskomitees 
werden durch das Gesetz Nr. 9695 vom 19. März 2007 über Adoptionsver-
fahren und das albanische Adoptionskomitee, geändert durch das Gesetz 
Nr. 10358 vom 16. Dezember 2010, geregelt.
	 11	 Zur Modernisierung des positiven Rechts durch Kodifizierung vgl. 
Impallomeni (2001), La riforma del Codice di Commercialio francese.In: 
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Das Konzept der Ehe hat sich im Laufe der Jahre mehrfach 
gewandelt und ist vielleicht immer noch nicht ganz ausgereift, 
wenn man bedenkt, dass sich Albanien seit mehreren Jahr-
zehnten auf einem wichtigen Weg in Richtung EU befindet mit 
dem Ziel, Mitglied der Europäischen Union zu werden. Dieser 
Prozess, der sowohl für Albanien als auch für die EU von großer 
Bedeutung ist, begann mit dem Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsabkommen (SAA), das am 12. Juni 2006 von der Republik 
Albanien unterzeichnet wurde. 2009 trat es in Kraft, nachdem es 
von allen EU-Mitgliedstaaten unterzeichnet worden war12. Den 
offiziellen Antrag auf EU-Mitgliedschaft stellte Albanien 2009, 
begann jedoch einige Jahre zuvor mit der Umsetzung des SAA, mit 
dem Ziel der vollständigen Erfüllung der darin enthaltenen Ver-
pflichtungen, insbesondere der Übernahme acquis in nationales 
Recht. Darüber hinaus ist die Angleichung der Rechtsvorschriften 
an die einschlägige Rechtsprechung des EuGH von entscheidender 
Bedeutung, was in vielen Bereichen wie z. B. dem Familienrecht 
oder dem Einwanderungsrecht eine Reform und Erneuerung 
der Rechtsvorschriften erforderlich machen könnte. So hat die 
Regierung dem Parlament einen Änderungsvorschlag zum alba-
nischen Familiengesetz vorgelegt, der die Adoption betrifft. Der 
Vorschlag zielt darauf ab, den faktischen Lebensgemeinschaften 
die Möglichkeit der Adoption im Sinne des Familiengesetzbuches.

De iure condendo war der Gegenstand einer öffentlichen 
Konsultation und hat eine Debatte ausgelöst, die von den 

Impresa Commerciale Industriale, Nr. 4, S. 675 ff. Als Beispiel für die Kodi-
fizierung in Albanien siehe: Gjeta. (2015): II Codice del diritto aereo albanese. 
Prime considerazioni in merito a una codificazione ispirata al diritto uni-
forme e comunitario. In: Rivista del Diritto della Navigazione, Bd. 43, Nr. 2; 
idem, La disciplina della gestione aeroportuale e dei servizi aeroportuali nel 
diritto dei trasporti europeo e nazionale, Bologna, Kadrimi, Gjeta (2019), The 
Codification of the Transport Legislation in Albania under EU Integration 
Process: Is It an Italian Model? In: Journal of International Cooperation and 
Development, Bd. 2, Nr. 2.
	 12	 Albanien als Teil des westlichen Balkans wurde auf der Tagung des 
Europäischen Rates in Thessaloniki im Juni 2003 als potenzieller EU-Bei-
trittskandidat eingestuft und in eine umfassendere Erweiterungsagenda 
aufgenommen, die nach dem bevorstehenden Beitritt der mitteleuropäischen 
Länder und der Balkanländer im Jahr 2004 vorangetrieben wurde.
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Bürgerrechtsorganisationen gefördert wird und die Frage auf-
wirft, ob es an der Zeit ist, das Familiengesetzbuch auch in Bezug 
auf andere Institutionen, insbesondere die Ehe, zu reformieren.

1. Familien- und Ehegesetzgebung und das Konzept 
der Ehe in Albanien

Die Institution der Ehe ist nicht nur im albanischen Familien-
gesetzbuch aber auch in der Verfassung der Republik Albanien 
ausdrücklich erwähnt und geregelt. Die Verabschiedung des 
Familiengesetzbuches wurde als optimale rechtliche Lösung zur 
Gewährleistung des in der Verfassung verankerten Rechts auf 
Eheschließung und Gründung einer Familie angesehen. Darüber 
hinaus hat Albanien die Europäische Menschenrechtskonvention 
als integralen Bestandteil seines Rechtssystems ratifiziert und 
erkennt die Entscheidungen und die Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofs für Menschenrechte als verbindlich an13, 
die gemäß der EMRK den Vorrang vor nationalem Recht haben14.

	 13	 In Artikel 5 der albanischen Verfassung heißt es: „Die Republik Alba-
nien wendet das für sie verbindliche Völkerrecht an“. Darüber hinaus heißt 
es in Artikel 122: „Jedes ratifizierte internationale Abkommen ist nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Republik Albanien Teil der innerstaatli-
chen Rechtsordnung (…) 2. Ein internationales Abkommen, das per Gesetz 
ratifiziert wurde, hat Vorrang vor den innerstaatlichen Gesetzen des Landes, 
die nicht mit ihm vereinbar sind“. Insbesondere Art. 17 der Verfassung besagt: 
1. Beschränkungen der in dieser Verfassung vorgesehenen Rechte und Frei-
heiten können nur durch Gesetz aus Gründen des öffentlichen Interesses 
oder zum Schutz der Rechte anderer festgelegt werden. Die Einschränkung 
sollte in einem angemessenen Verhältnis zu der Situation stehen, die sie 
erforderlich macht. 2. Diese Einschränkungen dürfen das Wesen der Rechte 
und Freiheiten nicht verletzen und keinesfalls über die in der Europäischen 
Menschenrechtskonvention vorgesehenen Einschränkungen hinausgehen“.
	 14	 Entscheidungen des albanischen Verfassungsgerichts Nr. 65/1999, 
25/2002, 15/2003, 16/2004, 30/2006, 4/2011.
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Verfassungsrechtliche Bestimmungen 
zum Ehe- und Familienrecht

Die albanische Verfassung legt in Kapitel IV „Wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Freiheiten“ des Teils II „Grundrechte und 
Freiheiten“ in Art. 53 eindeutig fest: Jeder hat das Recht, eine 
Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen. 2. Ehe und Familie 
stehen unter dem besonderen Schutz des Staates. 3. Die Eheschlie-
ßung und die Auflösung der Ehe werden durch das Gesetz geregelt.

Die albanische Verfassung, die den besonderen Schutz des 
Staates für Kinder, Jugendliche, schwangere Frauen und junge 
Mütter festschreibt, behandelt die Auswirkungen der Ehe auf 
Kinder in Art. 54 Abs. 2, der besagt, dass „außerehelich geborene 
Kinder die gleichen Rechte haben wie ehelich geborene Kinder“. 
Man kann daher davon ausgehen, dass es den Begriff der Ehe 
und ihre Auswirkungen abdeckt – es handelt sich hier um einen 
Grundsatz der unmittelbaren Anwendung.

Die EMRK mit ihrer wichtigen Bestimmung in Artikel 12 
und der ergänzenden Anwendung der Artikel 14 und 8 hat die 
Regelung der Ehe stark beeinflusst15. Die von Albanien gewählte 
Lösung, das Recht auf Ehe und Familie in einem eigenen Gesetz-
buch zu verankern, ist eine gute Lösung, um in einem sensib-
len und wichtigen Bereich, der unmittelbare Verfassungsrechte 
berührt, rechtliche Stabilität zu gewährleisten16. Der Ehebegriff 
und Familie in der albanischen Gesetzgebung fällt jedoch, wie in 

	 15	 Artikel 12 EMRK: „Männer und Frauen im heiratsfähigen Alter haben 
das Recht, nach den einzelstaatlichen Gesetzen, welche die Ausübung dieses 
Rechts regeln, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen“. Für eine 
Analyse der Rechtsprechung des EMRK zum Recht auf Eheschließung und 
Familiengründung siehe Council of Europe, Guide on Article 12 of the ECHR, 
2022 [online] https://www.echr.coe.int/documents/d/echr/Guide_Art_12_
ENG#:~:text=Article%2012%20of%20the%20Convention%20guarantees%20
the%20right%20to%20marry,personal%2C%20social%20and%20legal%20
consequences.
	 16	 Gemäß Art. 81 der albanischen Verfassung muss eine Dreifünftel-
mehrheit aller Mitglieder der Versammlung Änderungen und Ergänzungen 
der Kodizes zustimmen. Dies bedeutet, dass ein überparteilicher Konsens im 
Parlament erforderlich ist, der über die einfache Mehrheit in der Legislative 
hinausgeht.
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Artikel 12 der EMRK festgelegt, unter das innerstaatliche Recht 
und wird durch dieses geregelt.

Struktur des albanischen Familiengesetzbuchs

Das albanische Familiengesetzbuch, verabschiedet durch Gesetz 
Nr. 9062 vom 08.05.2003 und geändert durch Gesetz Nr. 134/2015 
vom 05.12.2015, ist ein umfassendes Gesetz, das sich mit Ehe 
und Familie befasst17. Es war das erste wichtige Gesetz nach dem 
Fall des Kommunismus in Albanien, das die fragmentarischen 
Bestimmungen des Familienrechts abgeschafft hat18. Das Famili-
engesetzbuch aus dem Jahr 2003 sollte als die endgültige Regelung 
des Familien- und Eherechts betrachtet werden, einschließlich der 
Fragen im Zusammenhang mit Adoption und Kindern. In dem 
Gesetzbuch, das die Entwicklung der rechtlichen und sozialen 
Konzepte von Familie und Ehe widerspiegelt, werden alle tradi-
tionellen und historischen Institutionen beibehalten.

Der Aufbau des Gesetzbuches sieht eine umfassende Rege-
lung in 319 Artikeln vor. Der Aufbau gliedert sich in drei Teile: 
Allgemeine Grundsätze (Art. 1 bis 6); Ehegatten (Art. 7 bis 164), 
einschließlich der Eheschließung und ihrer Regelung; Kinder 
(Art. 165 bis 313). Der erste Teil enthält nur die allgemeinen 
Grundsätze, die für das gesamte Übereinkommen über den Fami-
lienstand gelten. Der zweite Teil regelt die Ehe: Der zweite Teil 
regelt die Ehe: Titel I – Ehe (wesentliche Voraussetzungen für 
die Eheschließung; Formen der Eheschließung; Ungültigkeit der 
Ehe); Titel II – Rechte und Pflichten aus der Ehe (gegenseitige 

	 17	 Siehe Kursbuch: Mandro-Balili (2009), E drejta familjare: familja, 
fëmijët, martesa, bashkëshortët, Tiranë; eadem, Lamçe (2022), E drejta famil-
jare përmes rasteve praktike, Tiranë.
	 18	 Mit der Verabschiedung des Zivilgesetzbuches 2003 wurde das Gesetz 
Nr. 6599 vom 29. Juni 1982 aufgehoben – Familiengesetzbuch, Gesetz Nr. 7650 
vom 17. Dezember 1992 über die Adoption von Kindern durch Ausländer und 
bestimmte Änderungen des Familiengesetzbuchs, die mit dem neuen Gesetz-
buch in Konflikt stehen, Artikel 86 und 87 des albanischen Zivilgesetzbuchs 
von 1981 (Gesetz Nr. 6340 vom 26. Juni 1981) und Artikel 358-368 und 384 
der Zivilprozessordnung (Gesetz Nr. 8116 vom 29. März 1996).
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Rechte und Pflichten der Ehegatten); Titel III – Ehelicher Güter-
stand (allgemeine Bestimmungen; Gütergemeinschaft; vertrag-
liche Gütergemeinschaft; Gütertrennung); Titel IV – Beendigung 
der Ehe (Fälle der Beendigung der Ehe; Fälle der Auflösung der 
Ehe; Wirkungen der Auflösung der Ehe); Titel V – Nichtehe-
liche Lebensgemeinschaft. Der dritte Teil betrifft die Kinder: 
Titel I – Mutterschaft und Vaterschaft (allgemeine Bestimmun-
gen; Mutterschaft; Vaterschaft); Titel II – Unterhaltspflicht 
(Unterhaltspflichtige); Titel III – Elterliche Verantwortung 
(Begriff der elterlichen Verantwortung; Ausübung der elterlichen 
Verantwortung; elterliche Verantwortung für das Vermögen der 
Kinder); Titel IV – Adoption; Titel V – Sorgerecht (Sorgerecht für 
Minderjährige; Sorgerecht für Handlungsunfähige); Titel VI – 
Vorläufige Maßnahmen.

De jure condendo, diese Lösung des albanischen Gesetzgebers 
verpflichtet künftige Gesetzgeber dazu, dass jede zukünftige 
Reform oder Änderung in Bezug auf Familie, Ehe oder Adoption 
von einem breiten parlamentarischen Konsens getragen wird 
und erfordert eine massive Änderung und Reform des Famili-
engesetzbuchs. Ohne eine Änderung der Grundprinzipien des 
Familiengesetzbuchs wird es daher in Zukunft sehr schwierig 
sein, neue Gesetze zu verabschieden, die den Begriff der Familie, 
der Ehe oder die Adoptionsbestimmungen ändern.

2. Der Ehebegriff in der albanischen Gesetzgebung

Das albanische Familiengesetzbuch führt den Begriff der Ehe 
und seine rechtliche Definition in seinem ersten Teil ein, der 
sich mit den allgemeinen Grundsätzen befasst, neben anderen 
Grundsätzen, wie z.B. dem vorrangigen Interesse der Kinder in 
Familienangelegenheiten, dem Schutz der Kinder durch den Staat, 
etc. So ist die Ehe nach Art. 1 des Familiengesetzbuches „eine 
rechtliche Lebensgemeinschaft“, die „auf der sittlichen und recht-
lichen Gleichheit der Ehegatten, auf dem Gefühl gegenseitiger 
Liebe, Achtung und Verständnis als Grundlage der Einheit der 
Familie beruht. Ehe und Familie stehen unter dem besonderen 
Schutz des Staates”. Es handelt sich um die klassische Definition 
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der Ehe, die mit der Tradition übereinstimmt, da sie der ersten 
Definition entspricht, die im albanischen Zivilgesetzbuch von 
1929 und im Familiengesetzbuch von 1965 enthalten ist.

Diese gesetzliche Lebensgemeinschaft wird in Teil II über 
„Ehegatten“ näher erläutert. Dort werden die wesentlichen Vor-
aussetzungen für das Eingehen einer Ehe beschrieben. Diese 
Voraussetzungen sind integraler Bestandteil des Ehebegriffs, um 
eine „gesetzliche Lebensgemeinschaft‘ zu begründen.

Erstens kann die Ehe zwischen einem Mann und einer Frau 
geschlossen werden, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und 
die Ehe aus freiem Willen eingehen wollen19. Das Gericht, vor 
dem die Eheschließung stattfindet, kann aus wichtigen Gründen 
die Eheschließung vor diesem Alter zulassen (Art. 7 – Ehemün-
digkeit)20. Zweitens wird die Ehe vor dem Standesbeamten mit 
der freien Zustimmung der beiden künftigen Ehegatten geschlos-
sen (Art. 8 – Zustimmung der Ehegatten). Drittens kann die Ehe 
unter Einhaltung einer bestimmten Form und eines bestimm-
ten Verfahrens geschlossen werden, wozu auch die öffentliche 
Bekanntgabe der Heiratsabsicht mindestens zehn Tage vor der 
Eheschließung gehört (Art. 15 e ff. des Familiengesetzbuchs).

Zur Ergänzung des Ehebegriffs wurden auch Eheverbote gere-
gelt, was eine negative Definition der Ehe als rechtswidriges 

	 19	 Zur freien Zustimmung als Grundsatz für die Eheschließung in Alba-
nien und zu den Gefahren in der Praxis für gemischte Ehen, siehe Mandro-
Balili (2014), Diskriminimi gjinor ne çështjet familjare e martesore, Tirane, 
S. 48 ff. Die Autorin stellt bei ihren Recherchen in Gerichtsentscheidungen 
fest, dass Gerichte in ihren Entscheidungen häufig argumentieren und aner-
kennen, dass eine nachgewiesene gemeinsame Zustimmung stattgefunden 
hat, deshalb schließen dann die Ehegatten dann eine gesetzliche Ehe. Für die 
Autorin ist aus diesen Erkenntnissen wichtig, dass der freie Wille zwischen 
den Ehegatten im Moment der Eheschließung durch die vorherige, von den 
Familien engagierte Verlobung der Ehegatten beeinträchtigt werden könnte.
	 20	 Der albanische Ombudsmann betrachtet die Fälle von Eheschlie-
ßungen Minderjähriger, die von den Gerichten zugelassen werden, in einer 
Gesetzesempfehlung im Jahr 2020 als besorgniserregend und schlug vor, die 
Fälle der Zulassung von Eheschließungen durch die Gerichte einzuschränken 
oder nach Art. 7 Abs. 2 FGB aufzuheben, online
https://www.avokatipopullit.gov.al/media/manager/website/media/Reko-
mandim%20legjislativ%20për%20miratimin%20e%20ndryshimeve%20të%20
nevojshme%20.pdf.
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Zusammenleben darstellt. In diesen Fällen können der Standes-
beamte, der Staatsanwalt und die Verwandten der Ehegatten 
Einspruch gegen die Eheschließung erheben (Artikel 20-27 und 
32 des Familiengesetzbuchs). Eine verheiratete Person darf keine 
neue Ehe eingehen, solange die vorherige Ehe nicht für ungül-
tig erklärt oder beendet wurde21. Ehen sind ebenfalls verboten 
zwischen: Vorfahren und Nachkommen, Brüdern und Schwes-
tern, Onkeln und Nichten, Tanten und Neffen, und Kinder von 
Brüdern und Schwestern dürfen nicht untereinander heiraten22; 
Schwiegervater und Schwiegertochter, Schwiegermutter und 
Schwiegersohn, Stiefvater und Stieftochter, Stiefmutter und 
Stiefsohn können einander nicht heiraten, unabhängig davon, 
ob die Ehe, die diese Verbindung begründet hat, für ungültig 
erklärt wurde, aufgelöst oder aufgehört hat23; Eine Person, die 
an einer schweren psychischen Erkrankung oder geistigen Behin-
derung leidet, die es ihr unmöglich macht, den Zweck der Ehe 
zu verstehen, kann keine Ehe eingehen24; Für die Dauer der Vor-
mundschaft kann zwischen dem Vormund und dem Betreuten 
keine Ehe geschlossen werden25; zwischen dem Adoptierenden 
und der adoptierten Person und seinen Nachkommen, der adop-
tierten Person und dem Ehegatten des Adoptierenden, zwischen 
dem Adoptierenden und dem Ehegatten der adoptierten Person, 
zwischen adoptierten Personen sowie zwischen der adoptierten 
Person und den Kindern des Adoptierten26. Die Fälle der Ehe-
ungültigkeit und das Recht, sie gerichtlich geltend zu machen, 
sind in den Artikeln 33 bis 49 des Kapitels III der Familiengesetz-
buchs aufgeführt. Dazu gehören das Fehlen der freien Zustim-
mung27, die Täuschung über die Person28, die Eheschließung 
aufgrund einer schweren Geisteskrankheit, die Erschleichung29 

	 21	 Art. 9 FGB.
	 22	 Art. 10 FGB. Im Extremfall können Kinder von Schwestern und Brü-
dern nur aus wichtigen Gründen mit Zustimmung des Gerichts heiraten.
	 23	 Art. 11 FGB.
	 24	 Art. 12 FGB.
	 25	 Art. 13 FGB.
	 26	 Art. 14 FGB.
	 27	 Art. 33 FGB.
	 28	 Art. 34 FGB.
	 29	 Art. 36 FGB.
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der Eheschließung oder die Eheschließung unter Zwang30. Nich-
tig ist auch eine Ehe, die nicht öffentlich und förmlich geschlos-
sen wurde. Die Folgen der Ungültigkeit einer Ehe sind die der 
absoluten Nichtigkeit. Die Ehe gilt ab initium als nicht existent, 
mit Ausnahme der Kinder und des Ehegatten, der von der Nich-
tigkeit keine Kenntnis hatte (Art. 49).

Zur Vervollständigung des rechtlichen Konzepts der Ehe 
gibt es die Rechte und Pflichten aus der Ehe (Artikel 50 bis 65) 
und den Güterstand (Titel III), der die konkrete Anwendung 
der „moralischen und rechtlichen Gleichheit der Ehegatten“ 
darstellt31. Zur Anwendung der allgemeinen Grundsätze und 
zum Schutz der Familie als Grundlage der Ehe und ihres letzten 
Zwecks sieht Art. 65 vor, dass das Kapitel über die Rechte und 
Pflichten vorrangig anzuwenden ist, unabhängig davon, welchen 
Güterstand die Ehegatten für ihre Ehe gewählt haben. Hierbei 
handelt es sich um eine direkte Anwendung des Grundsatzes, 
dass die Interessen der Familie und der Kinder Vorrang haben. 
Art. 66 sieht vor, dass „der Güterstand der Ehegatten mangels 
einer gesonderten Vereinbarung, in der die Ehegatten den von 
ihnen gewünschten Güterstand vorsehen, der nicht im Wider-
spruch zu den Bestimmungen dieses Gesetzbuches und der ein-
schlägigen Gesetzgebung stehen darf, gesetzlich geregelt wird“ 
und legt die gesetzliche Gütergemeinschaft als Standardregelung 
fest32. Die Ehegatten haben das Recht, durch Vertrag einen ande-
ren Güterstand zu wählen, nämlich die vertragliche Gütergemein-
schaft (Art.108 e ff.) oder die Gütertrennung (Art. 115 e ff.).

Der Begriff und die Definition der Ehe selbst werden durch die 
ehelichen Rechte und Pflichten aktualisiert. Sie bilden die rechtli-
che Grundlage für die Pflichten der Ehegatten, sobald eine gültige 
Ehe geschlossen wurde, und stehen in einem klaren und engen 

	 30	 Art. 37 FGB.
	 31	 Zur Doktrin zur Gleichstellung der Geschlechter in der Ehe in Alba-
nien sowie für eine vollständige Analyse auf der Grundlage internationaler 
Übereinkommen und der Rechtsprechung des EGMR, siehe Mandro-Balili 
(2014), Diskriminimi gjinor…
	 32	 Art. 73 FGB. Gemäß Art.72 FGB kann der eheliche Güterstand erst 
zwei Jahre nach Einreichung des ersten Antrags ganz oder teilweise geändert 
werden und nur, wenn dies im Interesse der Familie liegt.
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Zusammenhang mit dem Begriff der Familie. Zusammenfassend 
lässt sich sagen, dass sie Bestimmungen über Treue, Hilfe und 
Zusammenarbeit33, Namen der Ehegatten34, Namen von Kindern 
und Familien35, Verantwortung gegenüber Kindern, Beitrag zur 
Ehe36, und das Zusammenleben in der ehelichen Wohnung usw. 
enthalten. Die vorstehenden Bestimmungen stellen einen integ-
ralen Bestandteil des Ehebegriffs dar und erfüllen die Definition 
der Ehe gemäß Art. 1 FGB.

Nichteheliche Lebensgemeinschaft im albanischen 
Familiengesetzbuch

Das albanische Familiengesetzbuch von 2003 enthält zwei Bestim-
mungen zur nichtehelichen Lebensgemeinschaft – Art. 163 und 
Art. 6437. Die Aufnahme in das Gesetzbuch ist mechanisch und 
spiegelt lediglich die gesellschaftlichen Veränderungen in Alba-
nien nach den 1990ern Jahren wider. Diese Gesetze sollen ein 
Mindestmaß an Schutz und Sicherheit für zusammenlebende 
Personen bieten, die Gesetze bleiben jedoch im Ermessen einer 
Lebensgemeinschaft zwischen einem Mann und einer Frau.

Art. 163 des albanischen Zivilgesetzbuches definiert die nicht-
eheliche Lebensgemeinschaft als „eine faktische Verbindung zwi-
schen einem Mann und einer Frau, die als Paar zusammenleben 

	 33	 Art. 50 FGB.
	 34	 Art. 51 FGB.
	 35	 Artikel 52 besagt: „Das Kind teilt den Nachnamen der Eltern. Wenn 
die Eltern unterschiedliche Nachnamen haben, haben alle Kinder einen 
Nachnamen, der im Einvernehmen zwischen den Eltern gewählt wird. Im 
Falle einer Meinungsverschiedenheit nehmen die Kinder den Nachnamen 
ihres Vaters an.
	 36	 Ist der Anteil der Ehegatten an den Verpflichtungen aus der Ehe 
nicht durch einen Gütervertrag geregelt, tragen die Ehegatten entsprechend 
ihren Verhältnissen und Möglichkeiten zur Befriedigung der Bedürfnisse der 
Familie bei.
	 37	 Ausführlicher zur nichtehelichen Lebensgemeinschaft in der albani-
schen Tradition, siehe Lamçe J., Lamçe Y. (2014), Kuptimi i institutit të bash-
këjetesës në legjislacionin shqiptar. Parimi i heteroseksualitetit si kufizim që 
bie ndesh me legjislacionin dhe jurisprudencën europiane. In: Jus&Justicia, 
Nr. 10,, S.13 ff.
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und deren gemeinsames Leben durch Stabilität und Kontinuität 
gekennzeichnet ist“. Es ist offensichtlich, dass sich diese Defini-
tion vom Wortlaut her völlig von der Definition der Ehe unter-
scheidet. Wie bei der Ehe setzt sie die faktische Verbindung eines 
Mannes und einer Frau als Paar voraus, doch müssen sie ein 
gemeinsames Leben von Stabilität und Kontinuität nachweisen, 
um in den Anwendungsbereich von Artikel 163 zu fallen. Die 
Anerkennung der faktischen Lebensgemeinschaft hat im Lichte 
des albanischen Familienrechts nur begrenzte und minimale 
Vorteile und bietet keinen erweiterten Schutz, der dem Schutz 
der Familie oder der Kinder gleichkommt. So heißt es in Artikel 
164: „Personen, die in einer Lebensgemeinschaft leben, können 
vor einem Notar eine Vereinbarung treffen, in der sie die Folgen 
der Lebensgemeinschaft in Bezug auf die Kinder und das Vermö-
gen während der Dauer der Lebensgemeinschaft festlegen.“ Diese 
beiden Artikel sehen nur dann die Anerkennung vor, wenn die 
Voraussetzungen und die Regelung der Auswirkungen und Folgen 
für Kinder und Vermögen, die von den Parteien wie bei der Ehe 
geregelt werden können, erfüllt sind. Nur die „legale“ Lebensge-
meinschaft in Form einer Ehe hat noch einen Bezug zum Begriff 
der Familie und zu ihrem Schutz. Der zu gewährende Mindest-
schutz richtet sich nach dem allgemeinen Zivilrecht. Er wird nur 
gewährt, wenn eine förmliche, notariell beurkundete Verein-
barung wirksam ist. Liegt also keine solche Vereinbarung vor, 
werden Mindestleistungen für Ehegatten oder Kinder gewährt38.

Der Vorschlag zur Änderung des Familiengesetzbuches sieht 
keine Maßnahmen in Bezug auf Nichteheliche Lebensgemein-
schaft vor, abgesehen von der Möglichkeit einer Adoption39. 

	 38	 Für eine umfassende Analyse der Unterschiede zwischen faktischen 
Partnerschaften in Albanien und in der EU-Gesetzgebung und -Rechtspre-
chung auf der Grundlage der Heterosexualität, siehe LamçeL, Lamçe Y(2014), 
Kuptimi i institutit të bashkëjetesës në legjislacionin shqiptar…
	 39	 Entwurf von 2020 Art. 2, der sich auf die Änderungen von Art. 242 
des FGB bezieht sieht die Möglichkeit der Adoption für „Alleinstehende, Ehe-
gatten oder Lebensgefährten im Sinne von Artikel 163 dieses Gesetzbuchs, die 
seit mindestens drei Jahren dauerhaft und ununterbrochen zusammengelebt 
haben“ vor.
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Vielleicht wird der Gesetzgeber eine Reform dieses Teils des 
Gesetzes in Betracht ziehen.

3. Der Begriff der Ehe und die jüngsten Entwicklungen 
im europäischen Integrationsprozess

Wie bereits erwähnt, ist der europäische Integrationsprozess für 
Albanien als Beitrittskandidat von unbestreitbarer Bedeutung. 
Albanien hat die Verhandlungen aufgenommen und der Prozess 
der Umsetzung des Acquis ist im Gange40. Was die Familienge-
setzgebung betrifft41, so könnte der Einfluss des EU-Rechts oder 
von EuGH-Urteilen das Konzept der Ehe oder der nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft im Rahmen des albanischen kodifizierten 
Systems42 unter Kapitel 23 der Verhandlungen über Justiz und 
Grundrechte beeinflussen. Tatsächlich ist die Einhaltung noch 
nicht obligatorisch, wie es bei der EMRK und ihrer Rechtsprechung 

	 40	 Im Rahmen der Beitrittsverhandlungen ist das Kapitel über die 
Grundrechte (Kapitel 23 – Justiz und Grundrechte) eines der Kapitel, die 
in Cluster 1 (Grundlagen) eingeführt wurden, das als erstes eröffnet und als 
letztes abgeschlossen wird. Zu den Neuerungen im Integrationsprozess und 
der neuen Methodik der EU siehe Gjeta (2023), The process of enlargement 
of EU: the state of art of efforts of Albania in the light of latest reports. In: 
Euro-Balkan Law and Economics Review, Nr. 1, S.68 f.
	 41	 Siehe Rechtssache C-673/16 Coman in Bezug auf die Freizügigkeit in 
der EU, die alle EU-Staaten verpflichtet, gleichgeschlechtliche Ehen anzu-
erkennen, um Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit gemäß der Richtlinie 
2004/38/EG zu gewähren.
	 42	 Die Zivilehe ist ein Rechtsstatus, den es in allen EU-Ländern gibt, aber 
die Regeln für zivilehen oder faktischen Lebensgemeinschaften sind in den 
verschiedenen nationalen Gesetzgebungen der EU unterschiedlich. Darüber 
hinaus wird die in einem UE-Staat geschlossene Ehe grundsätzlich in allen 
EU-Ländern anerkannt, wenn sie mit den nationalen Rechtsvorschriften 
übereinstimmt. Dies schließt die Anerkennung von gleichgeschlechtlichen 
Ehen in Ländern aus, die diese nicht zulassen. Allerdings gibt es einige durch 
das EU-Recht gewährte Rechte, die in allen EU-Ländern trotz ihrer nationa-
len Ehegesetze anerkannt werden können, wie zum Beispiel das Recht auf 
Freizügigkeit für EU-Bürger mit ihren Ehepartnern – siehe online
https://europa.eu/youreurope/citizens/family/couple/marriage/index_
en.htm.
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der Fall ist43. Es sollte jedoch bedacht werden, dass die EU die 
jüngsten Bestimmungen als Mindestschutz der Grundrechte 
betrachtet. In den jüngsten Urteilen des EGMR wurde eine Ver-
letzung von Art. 14 (Diskriminierungsverbot) und Art. 8 (Recht 
auf Achtung des Privat- und Familienlebens) festgestellt. Dabei 
ging es um die rechtliche Anerkennung und den Schutz gleich-
geschlechtlicher Paare in der Ukraine. Der EGMR stellte fest, 
dass der Schutz des Konzepts der traditionellen Familie nicht als 
Rechtfertigung für die Verweigerung der rechtlichen Anerken-
nung und des Schutzes gleichgeschlechtlicher Paare angesehen 
werden kann44.

Zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Artikels gibt es nur 
wenige politische Versuche, sich mit dem Familienrecht zu 
befassen, die einen breiten Konsens im parlamentarischen 
Verfahren erfordern, um einen ernsthaften Gesetzesvorschlag 
voranzubringen.

Im Jahr 2009, nach dem Inkrafttreten des Assoziierungs- 
und Stabilisierungsabkommens (SAA), versprach die Regierung, 
die Frage der gleichgeschlechtlichen Partnerschaften und des 
Schutzes der Bürgerrechte zu lösen. Im Jahr 2010 wurde das 
Gesetz zum Schutz vor Diskriminierung verabschiedet. Es stellt 
eine effektive Lösung dar, die für den albanischen Staat aus-
reichend ist, um die Rechte der Bürger im Rahmen des EU-Inte-
grationsprozesses zu schützen45 . Im Jahr 2013 versprach der 
albanische Ombudsmann, einen Gesetzesvorschlag auszuarbei-
ten, um Änderungen des albanischen Familienrechts in Bezug 
auf gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften vorzuschla-
gen. Darüber hinaus hat die Europäische Kommission gegen 

	 43	 Demnach muss jeder Vertragsstaat des Übereinkommens einen spezi-
fischen Rechtsrahmen für gleichgeschlechtliche Partnerschaften einführen. 
Es bleibt das Vorrecht des nationalen Gesetzgebers, das geeignete Rechts-
instrument zu bestimmen – Oliari und Weitere gegen Italien, Beschwerden 
Nr. 18766/11 und 36030/11 (2015); Orlando und Weitere gegen Italien (2017).
	 44	 Maymulakhin und Markiv gegen die Ukraine, Beschwerde Nr. 75135/14, 
Urteil vom 1. Juni 2023.
	 45	 Gesetz Nr. 10221 vom 4. Februar 2010, geändert durch Gesetz 
Nr. 124/2020, das die Richtlinien 2000/43/EG, 2000/78/EG, 2004/113/EG 
und 2006/54/EG vollständig übersetzt und übernimmt.
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Rassismus und Intoleranz (ECRI) ihre Besorgnis über Diskrimi-
nierung in Albanien zum Ausdruck gebracht, einschließlich der 
Frage gleichgeschlechtlicher Partnerschaften und des Fehlens 
eines Rechtsrahmens für deren Anerkennung46. In Albanien gab 
es in jüngster Zeit vereinzelte Versuche, eine solche Anerken-
nung zu erreichen und gleiche Rechte für gleichgeschlechtliche 
Beziehungen sicherzustellen. So ist beispielsweise vor dem Ver-
waltungsgericht Tirana ein Verfahren anhängig, in dem es um 
die Eintragung von Kindern mit zwei Müttern, die de facto ein 
gleichgeschlechtliches Paar sind, in das Personenstandsregister 
mit gleichen Mutterschaftsrechten und gleicher Familienzu-
sammensetzung geht. Der Fall ist noch nicht abgeschlossen und 
der Ombudsmann hat auf Ersuchen des Gerichts einen amicus 
curiae-Schriftsatz eingereicht47. Der Ombudsmann schlägt vor, 
den Prozess der Anerkennung von Rechten und Pflichten für 
gleichgeschlechtliche Paare einzuleiten und weist darauf hin, 
dass das albanische Recht in Richtung Anerkennung geändert 
werden muss und dass Fälle dem albanischen Verfassungsgericht 
vorgelegt werden müssen48.

De iure condendo könnten die obigen Analysen es uns ermögli-
chen, zu überlegen und vorzubereiten, wie wir intervenieren kön-
nen, ohne Änderungen innerhalb der Struktur des Gesetzbuchs 
vorzuschlagen Zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Berichts ist 
in Albanien kein Fall vor dem EGMR anhängig oder geplant. Den-
noch muss der albanische Gesetzgeber prüfen, wie er angesichts 

	 46	 [online] https://rm.coe.int/report-on-albania-6thmonitoring-cycle-
/16809e8241.
	 47	 Die Stellungnahme enthält eine umfassende Darstellung des Familien-
begriffs in Albanien und der internationalen Konventionen. Darüber hinaus 
sind die Schlussanträge des Generalanwalts in der Rechtssache C-490/20 
V.M.A. gegen Stolichna obshtina, rayon „Pancharevo“, Bestandteil der Schluss-
anträge. Siehe auch Entscheidung des EuGH vom 14. Dezember 2021 Ein 
Bestandteil ist die Stellungnahme des Generalanwalts in der Rechtssache 
C-490/20 V.M.A. gegen Stolichna obshtina, rayon „Pancharevo“, siehe auch 
Entscheidungen des EU-Verfassungsgerichtshofs vom 14. Dezember 2021.
	 48	 Amicus Curiae-Gutachten des Verwaltungsgerichts erster Instanz 
von Tirana in der von A.A., E.M., H.M. und A.M. eingereichten Rechtssache, 
2022, S. 29 ff.



Albanisches Familiengesetzbuch und die Definition des Ehebegriffs in Albanien…	 151

der Verpflichtungen, die dem Staat aus dem EU-Beitrittsprozess 
und dem Grundrechtskapitel erwachsen, vorgehen soll.

Zusammenfassung

Ziel dieses Beitrags ist es, einen Überblick über das albanische 
Familienrecht und seine Besonderheiten zu geben. Der Schwer-
punkt liegt auf dem albanischen Ehebegriff und wie dieser durch 
gesellschaftliche Veränderungen, völkerrechtliche Verpflichtun-
gen und die EU-Integrationsbestrebungen Albaniens beeinflusst 
werden könnte.

Die Geschichte der Definition der Ehe ist linear und basiert 
auf einem heterosexuellen Konzept der Ehe von der Antike bis 
zum Familiengesetzbuch von 2003. Der Begriff der Ehe steht 
in engem Zusammenhang mit den Bestimmungen über Fami-
lie, Kinder und Adoption, die die eigentliche Definition der Ehe 
als Grundlage für die Anwendung der anderen Bestimmungen 
des Ehegesetzes bilden. In der gegenwärtigen Debatte über die 
Änderung des Eherechts werden diese kodifikatorischen Anfor-
derungen in vollem Umfang berücksichtigt.

Wie oben dargestellt, gibt es jedoch soziale und wirtschaft-
liche Entwicklungen in der Gesellschaft, denen Rechnung zu 
tragen ist. Gleichzeitig bestehen Verpflichtungen, die sich aus 
den internationalen Verpflichtungen Albaniens im Rahmen 
der EMRK und des EU-Integrationsprozesses in Bezug auf den 
Grundrechtsschutz ergeben. Andererseits gibt es Institutionen 
in Albanien, wie den Ombudsmann, die darauf drängen, einen 
umfassenden Reformprozess des albanischen Familiengesetz-
buchs zu erwägen.

Derzeit gibt es, abgesehen von der Einführung der Adop-
tion für faktische heterosexuelle Lebensgemeinschaften, keinen 
Gesetzesvorschlag des albanischen Gesetzgebers. Wie bereits 
erwähnt, erfordert die Reform für wesentliche Änderungen des 
Familiengesetzbuchs einen breiten politischen und gesellschaft-
lichen Konsens, der noch nicht erreicht wurde oder nicht bereit 
ist, erreicht zu werden. Unseres Erachtens können zukünftige 
Änderungen, die zur Gewährleistung von Grundrechten und zur 



152	 Prof. Arber Gjëta

Umsetzung der Bestimmungen der EMRK oder zur Anpassung 
der Gesetzgebung an die EU notwendig sind, außerhalb des Ehe-
begriffs, wie er im albanischen Familiengesetzbuch definiert ist, 
vorgenommen werden.
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Gesetzliche Regelungen zur Ehe 
in der Republik Moldau

Einleitung

Die Familie als soziales Gebilde, das auf der Ehe beruht, hat im 
Laufe der Zeit unterschiedliche Bedeutungen gehabt. Normaler-
weise wird dieser Begriff unter soziologischen Gesichtspunkten 
untersucht, aber in diesem Beitrag wollen wir die Institution der 
Familie aus rechtlicher Sicht betrachten.

Die Ehe wird oft als das „rechtliche Gewand“ bezeichnet, in 
dem sich die Familie manifestiert. Sie ist eine besondere Institu-
tion, die durch eine Reihe spezifischer Merkmale definiert wird. 
Der Ehebegriff bezieht sich auf ein grundlegendes Menschen-
recht, das auch in den Bestimmungen der Europäischen Kon-
vention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
verankert ist. Art. 12 der Konvention sieht das Recht auf Fami-
liengründung durch Eheschließung vor, wobei der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte zwischen dem Recht auf Ehe-
schließung und dem Recht auf Familiengründung unterscheidet.

In diesem Zusammenhang wird im Folgenden eine verglei-
chende Analyse des rechtlichen Rahmens für die Eheschließung 
in der Republik Moldau vorgenommen und es werden einige 
Anregungen und Vorschläge unterbreitet.

Dr.  Marit Marcela ,  Dr.  Gugulan Evghenia



156	 Dr. Marit Marcela, Dr. Gugulan Evghenia

1. Vorbemerkungen zur Definition der Ehe

Die Ehe ist ein wichtiges familienrechtliches Institut. Der durch 
die Eheschließung erworbene Personenstand mit allen Rechten 
und Pflichten vervollständigt die Palette der Eigenschaften, die 
eine natürliche Person auszeichnen. Er begleitet – und ergänzt 
häufig – die Eingliederung des Rechtssubjekts in die bürgerlichen 
Rechtsverhältnisse.

Seit der Antike wird die Ehe als eine der wichtigsten gesell-
schaftlichen Institutionen angesehen. Die römischen Rechts-
gelehrten definierten den Begriff der Ehe als „Verbindung von 
Mann und Frau, Gemeinschaft auf Lebenszeit, Teilhabe an den 
göttlichen und menschlichen Rechten“1 oder in einer anderen 
lehrmäßigen Bedeutung wie folgt: „Die Ehe ist die Verbindung 
von Mann und Frau, die eine untrennbare Lebensgemeinschaft 
bilden“2.

Der durch die Eheschließung erworbene Ehestatus verleiht 
den Ehegatten einen genau definierten Rechtsstatus, im Gegen-
satz zur Situation des unverheirateten Paares, das quasi-rechtlich 
anerkannt ist. Damit wird die Palette der Merkmale, die eine 
natürliche Person als solche kennzeichnen, vervollständigt. Die 
Ehe ist eine säkulare Institution in dem Sinne, dass sie von 
öffentlichen Behörden geschlossen und eingetragen wird. Als 
Ausdruck der in der Verfassung garantierten Gewissens- und 
Religionsfreiheit ist die religiöse Trauung erlaubt, allerdings erst 
nach der standesamtlichen Eheschließung und ohne rechtliche 
Folgen. Eine ausschließlich religiös geschlossene Ehe hat nicht 
den rechtlichen Status einer Ehe. Sie kann daher nicht die Vor-
teile der Ehe bieten, die sie nur scheinbar ist3.

Nach den Bestimmungen des Familiengesetzbuches der Repu-
blik Moldau setzt die Eheschließung die beiderseitige, klare, per-
sönliche und vorbehaltlose Zustimmung des Mannes und der 
Frau zu der Eheschließung sowie das Erreichen des heiratsfähigen 

	 1	 Hanga VI (1977), Drept Privat Roman, București, S. 191.
	 2	 Hanga VI (1964), M. Jacotă, Drept Privat Roman, București, S. 131.
	 3	 Emese (2021), Dreptul famieliei. Căsătoria. Regimuri matrimoniale. 
Filiația, București, S. 22.
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Alters voraus4. In der Verfassung der Republik Moldau5 heißt es 
ausdrücklich: „Die Grundlage der Familie ist die frei geschlossene 
Ehe zwischen einem Mann und einer Frau“. In der Europäischen 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten6 ist festgelegt: „Männer und Frauen im heiratsfähigen Alter 
haben das Recht, nach den einzelstaatlichen Gesetzen, welche 
die Ausübung dieses Rechts regeln, eine Ehe einzugehen und eine 
Familie zu gründen“. Der Text der Konvention sieht das Recht 
auf Familiengründung durch Eheschließung vor, wobei der Euro-
päische Gerichtshof für Menschenrechte zwischen dem Recht 
auf Eheschließung und dem Recht auf Familiengründung unter-
scheidet. Auch das Recht, Ehe und Familie durch Scheidung auf-
zulösen, wird in der Konvention nicht erwähnt. In Bezug auf die 
Eheschließung zwischen zwei Personen des gleichen Geschlechts, 
von denen sich eine einer operativen Geschlechtsumwandlung 
unterzogen hat, enthält die Rechtsprechung widersprüchliche 
Lösungen7.

Im rumänischen Familiengesetzbuch heißt es hingegen, dass 
die Ehe zwischen einem Mann und einer Frau geschlossen wird, 
die hinsichtlich der Ausübung von Eigentums- und Nichteigen-
tumsrechten gleichberechtigt sind8. Art. 277 Abs. 1 des Zivilge-
setzbuchs verbietet die gleichgeschlechtliche Ehe ausdrücklich 
und eindeutig9. Die Ablehnung solcher Ehen kommt auch in 
anderen Bestimmungen wie Art. 259 (1) und (2) des rumänischen 

	 4	 Art. 11 § 1 des Familiengesetzbuches, COD Nr. 1316 vom 26. Okto-
ber 2000 – Familiengesetzbuch. veröffentlicht am 26. April 2001, Nr. 47-48 
[online] https://www.legis.md/cautare/getResults?doc_id=134444&lang=ro.
	 5	 Art. 48 § 2 der Verfassung vom 29. Juli 1994 [online] https://www.
legis.md/cautare/getResults?doc_id=136130&lang=ro# (polnische Ausgabe 
in Übers. von Bartłomiej Zdaniuk, Wyd. Sejmowe 2014).
	 6	 Art. 12 [online] https://www.echr.coe.int/documents/convention_ron.
pdf.
	 7	 L. Cetean-Voiculescu, Dreptul familiei und actele de stare Civilă, Iași 
2019, S. 36.
	 8	 Art. 1 des rumänischen Familiengesetzbuches [online] https://legis-
latie.just.ro/Public/DetaliiDocument/123080.
	 9	 Gleichgeschlechtliche Ehen sind in Frankreich (Gesetz 2013-404 vom 
17. Mai 2013), den Niederlanden (Artikel 130 des Zivilgesetzbuchs), Belgien 
(Artikel 143 des Zivilgesetzbuchs), Spanien (Artikel 44 des Zivilgesetzbuchs) 
usw.
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Zivilgesetzbuchs klar zum Ausdruck, wo es heißt: „Die Ehe ist die 
eine frei eingegangene Verbindung zwischen einem Mann und 
einer Frau“ bzw. „Ein Mann und eine Frau haben das Recht, eine 
Ehe zu schließen und eine Familie zu gründen“. Gemäß Art. 266 
(5) des rumänischen Zivilgesetzbuchs kann die Verlobung als 
gegenseitiges Eheversprechen nur zwischen einem Mann und 
einer Frau geschlossen werden. Wird diese wesentliche Voraus-
setzung nicht erfüllt, führt das zur absoluten Nichtigkeit der Ehe.

2. Besondere Merkmale der Ehe als Rechtsakt 
zur Gründung einer Familie

Der Gesetzgeber weist der Verbindung zwischen einem Mann und 
einer Frau, die eine Familie gründen wollen, mehrere spezifische 
Merkmale zu. Die Ehe als Rechtsakt zur Gründung einer Familie 
zeichnet sich durch die nachstehenden Merkmale aus.

Der säkulare (zivile) Charakter der Ehe

Die Schließung und Registrierung der Ehe fällt in die ausschließ-
liche Zuständigkeit der staatlichen Behörden. Art. 9 des Familien-
gesetzbuchs der Republik Moldau10 ist kategorisch und eindeutig: 

„Nur eine vor den staatlichen Personenstandsbehörden geschlos-
sene Ehe begründet die Rechte und Pflichten der Ehegatten, wie 
sie in diesem Gesetzbuch festgelegt sind. Ebenso kann die Ehe-
schließung nur durch eine Kopie der Heiratsurkunde, die auf 
der Grundlage der Personenstandsbücher ausgestellt wurde, 
bestätigt werden“. Der Zivilcharakter der Ehe wird auch durch 
die rumänische Verfassung unterstrichen, die festlegt, dass eine 
kirchliche Eheschließung nur dann möglich ist, wenn sie vor einer 
staatlichen Behörde erfolgt11.

	 10	 Familiengesetzbuch der Republik Moldau vom 26. Oktober 2000 
[online] https://www.legis.md/cautare/getResults?doc_id=134444&lang=ro#.
	 11	 Art. 48 § 2 [online] https://www.cdep.ro/pls/dic/site2015.page?den
=act2_1&par1=2#t2c2s0sba48.
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Feierlichkeit der Eheschließung

Die Gültigkeit des Rechtsakts der Eheschließung hängt (auch) 
von einigen formalen Anforderungen ab, die erfüllt sein müssen. 
Die bloße Zustimmung der künftigen Ehegatten reicht nicht 
aus. Die Feierlichkeit der Eheschließung bezieht sich auf die 

„Summe“ der folgenden Elemente: Die Eheschließung erfolgt vor 
dem Standesbeamten; die Eheschließung erfordert die persön-
liche und gleichzeitige Anwesenheit der Eheschließenden; der 
Standesbeamte bestätigt die Eheschließung; die Zustimmung zur 
Eheschließung muss persönlich und öffentlich vor dem Standes-
beamten erklärt werden12.

Zum Vergleich Art. 17 des rumänischen Familiengesetzes 
sieht vor, dass dass der Standesbeamte mit Zustimmung der 
künftigen Ehegatten unverzüglich ein Personenstandsregister 
und ein Heiratsregister anfertigt, die von den Ehegatten, zwei 
Zeugen und dem Standesbeamten selbst zu unterzeichnen sind13.

Doppelseitige Natur

Die Ehe kommt durch das Zusammentreffen von zwei einander 
entsprechenden Willenserklärungen zustande. Sie beruht auf 
der freien Zustimmung der künftigen Ehegatten, die eine grund-
legende Voraussetzung für Rechtsgeschäfte im Allgemeinen ist.

Der Grund für den Rechtsakt der Ehe

Der von den Parteien verfolgte Zweck ist die Gründung einer 
Familie, die sich von der Herkunftsfamilie der Ehegatten unter-
scheidet. Eine Ehe, die von einem oder beiden Ehegatten aus 
anderen Gründen als die Gründung einer Familie geschlossen 
wurde, und zwar ausschließlich zu dem Zweck, die mit dem 

	 12	 Emese, Dreptul famieliei…, S. 57.
	 13	 Art. 1 § 3, Art. 11, 16, 18, 21 FGB. [online] https: //legislatie.just.ro /
Public /Detalii Document/123080.
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Status einer verheirateten Person verbundenen Privilegien zu 
erlangen, kann aufgelöst werden.

Status der Ehe, der sich aus dem gesetzlichen Akt 
der Eheschließung und damit implizit aus der freien 
Zustimmung der künftigen Ehegatten ergibt

Die Rechte und Pflichten, die sich im Allgemeinen aus der Ehe 
ergeben, sind gesetzlich zwingend festgelegt und unterliegen 
dem Grundsatz der vollen Gleichberechtigung der Ehegatten.

Dauerhafter Charakter der Ehe

Die Ehe ist eine auf Lebenszeit geschlossene Gemeinschaft, deren 
Zweck die Gründung einer Familie ist. Der Akt der Eheschließung 
kann weder einer zeitlichen Beschränkung, sei es durch Erlöschen 
oder Annullierung, noch einer auflösenden oder aufschiebenden 
Bedingung unterworfen werden. Dagegen sind unter den vom 
Gesetz vorgesehenen Voraussetzungen die Auflösung der Ehe 
und der Verlust der Ehegatteneigenschaft zulässig.

Monogame Natur der Ehe

Die Ehe ist eine monogame Institution, die persönliche und ver-
mögensrechtliche Beziehungen zwischen den Ehegatten schafft, 
die nicht durch ein Zusammenleben entstehen können. Eine 
erfolgreiche Analyse und Definition der Familie als soziales Phä-
nomen setzt voraus, dass sie in direktem Zusammenhang mit 
dem Konzept der Ehe behandelt wird. Das rumänische Recht 
verbietet auch die Schließung einer neuen Ehe durch eine Person, 
die bereits mit einer anderen Person verheiratet ist.

Das Bestehen einer Ehe macht es daher unmöglich, eine 
neue Ehe einzugehen. Das Prinzip der Monogamie, das für die 
christlich geprägten europäischen Zivilisationen charakteristisch 
ist, lässt nicht zu, dass eine Person gleichzeitig zwei oder mehr 
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Ehen eingeht14. Die Familie kann in verschiedenen Formen des 
Zusammenlebens auftreten, deren Ausmaß jedoch von Land zu 
Land variiert. In der Literatur werden zahlreiche Familientypo-
logien vorgeschlagen. Im Folgenden werden die für unser Land 
repräsentativsten Familientypen zusammengefasst:

•	 Die traditionelle Familie besteht aus einem Paar und sei-
nen Nachkommen, die zusammenleben und einen Haus-
halt führen.

•	 Drei- oder Vier-Generationen-Familie (erweiterte Familie) 
ist eine Familienform mit drei Generationen, bestehend 
aus einem Ehemann, einer Ehefrau und ihren Kindern, zu 
denen noch hinzukommen können: die Eltern des Ehe-
mannes und/oder der Ehefrau, die Großeltern, die Brüder 
und Schwestern des Ehemannes und/oder der Ehefrau, 
deren Kinder, Onkel und Tanten des Ehepaares.

•	 Eine rekonstruierte oder gemischte Familie ist eine Fami-
lie, in der die Eltern früher verheiratet waren und sich 
scheiden ließen oder ihren Partner verloren haben.

•	 Familie bestehend aus einem Mann und einer Frau, die 
zusammenleben (Lebensehegemeinschaft): Personen, die 
im selben Haushalt leben, nicht rechtsgültig verheiratet 
sind und möglicherweise Kinder haben oder nicht.

Neben den Vorteilen, die die Moderne mit sich bringt, müssen 
sich die Menschen auch neuen Herausforderungen, Konflikten 
und Nachteilen stellen.

•	 Die Berufstätigkeit der Frau verändert den sozialen Status 
und damit auch die Beziehung zwischen den Partnern.

•	 Sowohl die räumliche als auch die emotionale Distanz 
zwischen den Partnern hat sich vergrößert. Zudem hat 
sich ein Trend von kinderreichen Familien hin zu Klein-
familien (Ein-Kind-Familien) entwickelt.

•	 Die Tendenz geht dahin, auf Kinder zu verzichten, da sich 
beide Partner stark auf ihre Karriere konzentrieren und 
den reproduktiven Aspekt der Familie vernachlässigen.

•	 Statt ausschließlich auf den Fortbestand der Familie zu 
achten, orientieren sich junge Menschen heute stärker an 

	 14	 Emese, Dreptul famieliei…, S. 41.
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der Zufriedenheit in der Ehe und der emotionalen Erfül-
lung in der Familie.

•	 Von großer Bedeutung ist der Wandel von einer stigma-
tisierenden zu einer akzeptierenden und tolerierenden 
Haltung gegenüber neuen Formen des Familienlebens 
wie Einelternfamilien, Lebensgemeinschaften, gleichge-
schlechtlichen Paaren und Ehen sowie Phänomenen wie 
Scheidung, Trennung und voreheliches Zusammenleben.

•	 Eine Tendenz zur Promiskuität, einschließlich (oder ins-
besondere) sexueller Promiskuität, und zur Faszination 

„modischer“ Familienmodelle (z.B. Lebensgemeinschaft)
•	 Verringerung des Einflusses der Kirche auf die Gestaltung 

der sexuellen Beziehungen und der Familie.

3. Praktische Aspekte der Umsetzung des Eherechts 
in der Republik Moldau

Gleichzeitig gibt es in der gerichtlichen Praxis der Republik Mol-
dau gewisse Schwierigkeiten bei der Beurteilung der Verwandt-
schaft zwischen Familienangehörigen. Es gibt das Gesetz Nr. 45 
zur Vorbeugung und Bekämpfung häuslicher Gewalt15, das eine 
Rechtsneuheit enthält: die Schutzanordnung. Das Gesetz ver-
langt die Anwendung seiner Bestimmungen (dringender Schutz) 
auf verheiratete, geschiedene oder in einer Lebensgemeinschaft 
lebende Personen, deren Verwandte, Ehegatten und andere von 
ihnen unterstützte Personen.

Eine Anzeige wegen häuslicher Gewalt können Opfer, Fami-
lienangehörige, örtliche Behörden und andere Personen erstat-
ten, die Informationen über eine Bedrohung haben. Das Gericht 
erlässt innerhalb von 24 Stunden nach Eingang des Antrags 
eine Schutzanordnung, die das Opfer schützt und dem Täter 
bestimmte Einschränkungen auferlegt. Der Täter kann ver-
pflichtet werden: die gemeinsame Wohnung vorübergehend 

	 15	 Gesetz Nr. 45 vom 1. März 2007 zur Vorbeugung und Bekämpfung 
häuslicher Gewalt [online] https://www.legis.md/cautare/getResults?doc_
id=122823&lang=ro#.
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zu verlassen; sich von der Wohnung des Opfers fernzuhalten; 
vom Wohn-, Arbeits- oder Aufenthaltsort des Opfers fernzublei-
ben; für die durch seine Gewalttaten verursachten Kosten und 
Schäden aufzukommen, einschließlich der Kosten für ärztliche 
Behandlung und für den Ersatz oder die Reparatur zerstörten 
oder beschädigten Eigentums; sich einer besonderen Behand-
lung oder Beratung zu unterziehen, wenn das Gericht dies für 
erforderlich hält, um die Gewalt zu verringern oder zu beenden; 
Verbot eine Waffe zu tragen oder zu besitzen usw.

Die vorgesehenen Schutzmaßnahmen haben eine Geltungs-
dauer von bis zu drei Monaten und können aufgehoben werden, 
sobald die Gefahr, die zur Anordnung der Maßnahmen geführt 
hat, nicht mehr besteht; sie können im Falle eines erneuten 
Antrags oder der Nichteinhaltung der in der Schutzanordnung 
festgelegten Bedingungen verlängert werden. Das Strafgesetz-
buch der Republik Moldau enthält eine Definition des Begriffs 

„häusliche Gewalt“ und sieht entsprechende Sanktionen vor.
Bei der Beurteilung des Status eines Familienmitglieds ist zu 

prüfen, was unter dem Begriff „Familienmitglied“ zu verstehen 
ist: a) im Falle des Zusammenlebens: Personen, die verheiratet 
sind, geschieden sind, unter gerichtlichem Schutz stehen, ihre 
Verwandten, die Ehegatten ihrer Verwandten, Personen, die in 
einer eheähnlichen Beziehung (Lebensgemeinschaft) oder in einer 
ähnlichen Beziehung wie zwischen Eltern und Kindern leben; 
(b) bei getrenntem Aufenthalt: verheiratete oder geschiedene 
Personen, ihre Verwandten, die Ehegatten ihrer Verwandten, 
adoptierte Kinder, Personen, für die eine gesetzliche Vormund-
schaft besteht, Personen, die in einer eheähnlichen Beziehung 
(Lebensgemeinschaft) stehen oder gestanden haben.

Der oben erwähnte Begriff der „Lebensgemeinschaft“ erfor-
dert eine klare Regelung, in der die charakteristischen Merkmale 
dieses Instituts festgelegt werden. Abgesehen von den theoreti-
schen Unschärfen wirft dieses Konzept eine Reihe von Fragen auf, 
die sich auf die Praxis auswirken können, z. B. ab welchem Zeit-
punkt Partner als zusammenlebend angesehen werden; um als 
Lebensgemeinschaft angesehen zu werden, müssen die Partner 
zusammenleben, und wie ist daher jeder Zeitraum zu bewerten, 
in dem die Partner getrennt leben; wie ist das Zusammenleben 
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vor Gericht zu beweisen usw. Da es keine klaren, vorhersehbaren 
und zugänglichen Kriterien gibt, anhand derer mit Sicherheit 
bestimmt werden kann, welche Beziehungen als Lebensgemein-
schaft gelten und welche nicht, ist dieses Problem offen für eine 
Auslegung und Anwendung nach freiem Ermessen.

Andererseits muss anerkannt werden, dass es neben der vor 
dem Standesbeamten geschlossenen Ehe, der faktischen Lebens-
gemeinschaft und der Lebensgemeinschaft mehrere „Varianten“ 
der Ehe gibt. Gleichzeitig darf die Quelle des Miteigentums in 
Beziehungen zwischen Lebensgefährten in der Regel weder die 
gesetzliche Erbschaft noch das Gesetz selbst sein (da eine vom 
allgemeinen Recht abweichende Sonderregelung ausschließlich 
den Ehegatten vorbehalten ist), noch die Sitte, sondern nur die 
Vereinbarung der Parteien: ob ausdrücklich oder sogar still-
schweigend, aber nur, wenn sie eindeutig ist.

Zusammenfassung

Nach unserer Auffassung ist die Institution der Ehe heute eine 
Verbindung zwischen einem Mann und einer Frau, die auf einem 
Rechtsakt beruht, den sie freiwillig geschlossen haben, und in 
dem sie beschließen, in völliger Gleichstellung und Gleichberech-
tigung zusammenzuleben und eine Familie zu gründen.

 Weder das geltende Zivilgesetzbuch noch das Familiengesetz-
buch enthalten eine gesetzliche Definition der Ehe. In Anbetracht 
der darin enthaltenen Bestimmungen ist es jedoch nicht not-
wendig, eine solche Definition zu erstellen, da es sich eher um 
eine theoretische Frage handelt, die sich aus der Summe aller 
Bestimmungen ergibt, die die Ehe regeln. Aus den oben genann-
ten Definitionen der Lehre wird jedoch deutlich, dass ein Mann 
und eine Frau durch die Eheschließung eine lebenslange Gemein-
schaft eingehen, die auf freiem Willen, Gefühlen, Freundschaft, 
Vertrauen und gutem Verständnis gegründet ist. Dies hat zur 
Folge, dass die künftigen Ehegatten gründlich über die Ehe, die 
sie eingehen wollen, nachdenken müssen, damit diese Ehe ihrem 
Zweck gerecht wird.
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Die natürliche Schlussfolgerung aus der obigen Erörterung ist, 
dass das besondere Element der Ehe in dem dauerhaften Ehe-
bund zu sehen ist. Der Ehebund ist auf Lebenszeit angelegt. Er 
kann grundsätzlich weder durch bloße Vereinbarung der Ehe-
gatten noch durch einseitige Willenserklärung aufgelöst werden, 
auch wenn das neue Scheidungsrecht eine solche Möglichkeit 
entweder durch Vereinbarung der Ehegatten oder durch gericht-
liches, behördliches oder notarielles Verfahren vorsieht. Die Ver-
einbarung wird in feierlicher Form geschlossen.
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Auswirkungen der verfassungsrechtlichen 
Definition der Ehe auf das Familienrecht

Einleitung

Was der menschlichen Natur entspricht, scheint keiner Begrün-
dung zu bedürfen. Es ist intuitiv verständlich, allgemein 
akzeptiert und hat sich in Jahrhunderten der Praxis herausge-
bildet. Doch was bisher als selbstverständlich galt, verändert sich 
durch die modernen Bestrebungen, immer weiter und tiefer in 
die natürliche Ordnung der Dinge einzugreifen. Auch die Ehe und 
die Familie, deren Grundlage sie ist, sind davon betroffen. Allein 
die Tatsache, dass man der Institution Ehe hinzufügen muss, 
dass sie eine Verbindung zwischen Mann und Frau ist, ist ein 
Missverständnis, als könnten andere menschliche Beziehungs-
formen Ehe sein. Gegenstand dieser Studie ist die Ehe, genauer 
gesagt die Auswirkungen, die sich aus der verfassungsrechtlichen 
Verankerung der Ehe ergeben.

1. Naturrechtlicher Charakter der Ehe

Grundlage der verfassungsrechtlichen Regelung der Ehe ist 
Artikel 18 der polnischen Verfassung1, der bestimmt: „Die Ehe 
als Verbindung von Frau und Mann, Familie, Mutterschaft und 

	 1	 Verfassung der Republik Polen vom 2. April 1997, Gbl. 1997, Nr. 78, 
Pos. 483 in der geänderten Fassung.
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das Elternrecht stehen unter Schutz und in Obhut der Republik 
Polen.“ Die Verfassung der Republik Polen versteht die Ehe in 
einer Weise, die sich ihrem Wesen nach aus der Verschiedenheit 
der Geschlechter ergibt. Diese Herangehensweise an den Inhalt 
der Bestimmung ist für die verfassungsrechtliche Axiologie von 
besonderer Bedeutung. Sie zeigt, dass der Gesetzgeber das tradi-
tionelle Verständnis der in der Bestimmung verwendeten Begriffe 
zum Ausdruck gebracht hat2.

Die Ehe, die den Unterschied zwischen den Geschlechtern als 
eine natürliche Gegebenheit voraussetzt, hat Vorrang vor den 
Regeln, die vom menschlichen Gesetzgeber erlassen worden sind. 
Daher sollte die primäre Struktur der Ehe nicht an die Regeln 
gebunden sein, die durch das staatliche Recht festgelegt werden, 
sondern in der Ordnung der ontologischen Natur gesehen wer-
den. Sie hängt eng mit der ontologischen Struktur der mensch-
lichen Person zusammen. Der Wunsch, eine Ehe einzugehen, ist 
eine natürliche Folge der Entwicklung der menschlichen Per-
son, die eine Lebensgemeinschaft mit einer Person des anderen 
Geschlechts anstrebt. Diese Auffassung wird durch die Tatsache 
gestützt, dass jeder Mensch von Natur aus entweder als Mann 
oder als Frau angelegt ist und beide ein Interesse aneinander 
haben. Daraus erwächst der natürliche Wunsch, sich in der Ehe 
zu vereinigen3. Mit anderen Worten: Das Wesen der Ehe ist nicht 
vom menschlichen Gesetzgeber abhängig, sondern ergibt sich 
aus dem Naturgesetz, das universell, zeitlos und unveränderlich 
ist. Weder menschlicher Wille noch gesellschaftlicher Konsens 
sind für dieses Verständnis ausschlaggebend. Der Mensch hat 
keinen Einfluss auf sie, er kann sie nur akzeptieren oder ablehnen, 
denn durch sein Handeln kann er zwar die bürgerlichen Gesetze 
abschaffen oder verändern, nicht aber die Naturgesetze. Die aus 
dem Naturrecht hergeleiteten Institutionen wie Ehe und Familie 
können daher ein bleibender Bezugsrahmen für den Aufbau eines 
familienrechtlichen Systems sein. Die Infragestellung der Insti-
tutionen, auf denen das Familienrechtssystem beruht, kann nur 

	 2	 Banaszak (2012), Komentarz do art. 18, punkt 1. In: idem, Konstytucja 
RP. Komentarz, Warszawa.
	 3	 Hervada (2000), Studi sull’essenza del matrimonio, Milano, S. 186.
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zu einem axiologischen Chaos führen. Angesichts dessen lässt 
sich feststellen, dass der aktuelle Konflikt über das Verständnis 
von Ehe und Familie einen viel weiteren Kontext hat, der weit 
über das Familienrecht hinausgeht. Der Kern dieses Konflikts 
liegt in der Auseinandersetzung zwischen dem naturalistischen 
und dem positivistischen Rechtsverständnis. „In Polen, das sollte 
jedem klar sein, findet ein intensiver Kampf um die Ausrichtung 
der Nation statt. Dabei geht es nicht um einen einfachen Dialog, 
sondern um den Geist der Menschen – um einen Wandel der 
Mentalität und der Konzepte. Die vorgestellten Visionen eines 
säkularen Staates und eines Rechts, das auf einem kollektivisti-
schen Menschenbild beruht, müssen kritisch hinterfragt werden; 
vor allem ist die Vermittlung der Wahrheit über den Menschen 
notwendig4.

Es ist letztlich ein Akt gegen den Menschen und die von ihm 
geschaffenen Gemeinschaften, bestehenden Begriffen eine neue 
Bedeutung zu geben, die sie nicht ausdrücken, oder sie ohne 
Rücksicht auf die sozialen Kosten neu zu definieren. Die Ehe ist 
dabei von grundlegender Bedeutung. Die Ehe ist die erste und 
ursprünglichste Gemeinschaft, die zwischen einem Mann und 
einer Frau geschlossen wird, um eine dauerhafte Verbindung zu 
begründen, die auf Mutterschaft und verantwortliche Eltern-
schaft abzielt und die Grundlage für die Gründung einer Familie 
bildet5. Die familiäre Gemeinschaft ist für die Existenz und das 
Funktionieren der Gesellschaft von grundlegender Bedeutung, 
da sie ein natürlicher und unersetzlicher Bestandteil des sozialen 
Gefüges ist und im Allgemeinen als Grundzelle der Gesellschaft 
bezeichnet wird6. Sie ermöglicht nicht nur, die soziale Integ-
ration aufrechtzuerhalten, sondern auch, den Regelkanon der 
sozialen Gemeinschaft zu definieren. Die kulturell-zivilisatorische 

	 4	 Stadniczeńko (2021), Idea prawa rodzinnego ideą osobowego 
człowieka. Wyzwania i zagrożenia (część I). In: Biuletyn Stowarzyszenia 
Kanonistów Polskich, Nr. 34, S. 163.
	 5	 Zubik (2007), Podmioty konstytucyjnych wolności, praw i obowiązków. 
In: Przegląd Legislacyjny, Nr. 2, S. 41.
	 6	 Nazar (1997), Niektóre zagadnienia małżeństwa i rodziny w świetle 
unormowań Konstytucji RP z dnia 2 kwietnia 1997 r. In: Rejent, Nr. 5, S. 100-
101.
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Revolution begann nicht umsonst mit sexuellen Fragen und 
obszönem Verhalten auf der Straße, gefolgt von einer Welle des 
Dekonstruktivismus (Nihilismus), die darauf abzielt, die beste-
hende Kultur und Gesellschaft zu zersetzen. Dies geschieht durch 
verschiedene Versuche, Bedeutungen, Symbole, nationale und 
religiöse Werte umzukehren, indem behauptet wird, dass alles, 
was mit Traditionen zu tun hat, unterdrückend ist, und dass alles, 
was traditionelle Gemeinschaften (Ehe, Familie, Nation, Kirche) 
fördert, eine Art Faschismus unterstützt7. Es ist wichtig zu beto-
nen, dass die Zuweisung neuer Bedeutungen zu bestehenden 
Begriffen nicht automatisch deren Wesen verändert.

Der Begriff der Ehe als Verbindung zwischen einem Mann 
und einer Frau ist in Lehre und Rechtsprechung umstritten, doch 
handelt es sich dabei um ein künstliches Problem, das weder in 
der Natur der Ehe noch in ihrem rechtlichen oder natürlichen 
Charakter begründet ist8. Die Ehe ist seit jeher als Verbindung 
von Mann und Frau definiert, und der Geschlechtsunterschied 
zwischen den Ehegatten stand nie in Frage. Durch das Fehlen 
eines Satzes in Artikel 18 der polnischen Verfassung, in dem auf 
die Verschiedenheit der Geschlechter hingewiesen wird, wird das 
Wesen der Ehe nicht berührt. Die Natur kann nicht nach Belieben 
umgestaltet und verändert werden, denn dies würde bedeuten, 
alle möglichen Pathologien zuzulassen.

Artikel 18 der Verfassung der Republik Polen fasst vier 
wichtige Institutionen des Familienrechts in einer Bestimmung 
zusammen: Ehe, Familie, Mutterschaft und Elternschaft. Es ist 
wichtig, diese Begriffe unter Berücksichtigung ihrer Wechselbe-
ziehung auszulegen. Die Bestimmung ist daher in ihrer Gesamt-
heit zu interpretieren, indem sie vorschreibt, dass die Ehe im 
Zusammenhang mit der rechtlichen Betrachtung von Familie, 
Mutterschaft und Elternschaft zu sehen ist und somit auch im 
Zusammenhang mit den Funktionen, die diese Institutionen 

	 7	 Stadniczeńko (2021), Idea prawa rodzinnego ideą osobowego 
człowieka…, S. 170.
	 8	 Tuleja (2021), Komentarz do art. 18, punkt 1. In: Konstytucja Rze-
czypospolitej Polskiej. Komentarz, (Hrsg.) idem, Warszawa.
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erfüllen, und den Beziehungen, die sie umfassen9, indem sie 
gesellschaftlich erwünschte Lebensformen und Verhaltensmus-
ter aufrechterhalten. Die so definierte Entwicklung von der Ehe 
über die Familie zur Elternschaft ist nicht zufällig, sondern bil-
det die Grundlage für die Gestaltung der sozialen Beziehungen 
innerhalb der staatlichen Organisation10.

2. Konstitutive Merkmale der Ehe

Die Bestimmung von Artikel 18 der polnischen Verfassung 
definiert nur eines der Merkmale der Ehe, nämlich ihren hete-
rosexuellen Charakter. Es wird auch darauf hingewiesen, dass 
die Verwendung des Singulars – „Verbindung von Mann und 
Frau“ – als indirekte Festlegung des Prinzips der Einehe verstan-
den werden kann11. Neben der Verschiedenheit der Geschlech-
ter stellt auch die Gleichheit der Ehegatten, wie sie in Art. 33 
Abs. 1 der polnischen Verfassung zum Ausdruck kommt, eine 
verfassungsrechtliche Norm dar. Hervorzuheben ist, dass in 
der polnischen Sprache diese Bestimmung die Frau als primäres 
Subjekt der Gleichstellung von Mann und Frau bezeichnet. Der 
Respekt gegenüber Frauen, der Teil der polnischen Kultur ist, 
kommt in der verabschiedeten Verordnung zum Ausdruck. Er ist 
auch von großer Bedeutung für die Situation der Frauen, die 
im Allgemeinen mehr Familienpflichten, einschließlich Kinder-
erziehung, übernehmen als Männer, was es ihnen erschwert, im 
Berufsleben gleiche Ergebnisse zu erzielen12. Der Grundsatz der 
Gleichstellung von Frauen und Männern bedeutet nicht, dass 
die biologischen Unterschiede und die sich daraus ergebenden 

	 9	 Stębelski (2021), Jeszcze na temat art. 18 Konstytucji RP. Uwagi na 
tle orzecznictwa Trybunału Konstytucyjnego. In: Zeszyty Prawnicze, Heft 
21, S. 117.
	 10	 Lis (2018), Konstytucyjne źródła prawa rodzinnego. In: Pedagogika 
rodziny. Podejście systemowe, Bd. 3: Wychowanie do rodziny, M. Marczewski 
(Hrsg.), Gdańsk, S. 180.
	 11	 Banaszak (2002), Komentarz do art. 18, punkt 1…
	 12	 W. Skrzydło, Konstytucja Rzeczypospolitej Polskiej. Komentarz, Kra-
ków, S. 46.



176	 Univ.-Prof. Dr. habil. Wojciech Lis

unterschiedlichen Rollen im Familienleben ausgelöscht werden 
sollen. Die verfassungsrechtliche Regelung der Ehe ist begrenzt, 
da der Gesetzgeber nicht alle Fragen im Zusammenhang mit der 
Ehe auf Verfassungsebene regeln kann. Der Begriff der Ehe wurde 
vor allem durch den Inhalt der im Gesetz vom 25. Februar 1964 
enthaltenen Normen in der allgemeinen Gesetzgebung entwi-
ckelt, wie zum Beispiel im Familien- und Vormundschaftsgesetz-
buch13. Daraus folgt, dass die Ehe eine freiwillig eingegangene, 
förmlich eingetragene (nullum matrimonium extra legem) und 
relativ dauerhafte Verbindung ist.

Die Betonung der Heterosexualität in der Ehe unterstreicht 
das Fortpflanzungspotenzial der Ehepartner. Die Beziehung 
zwischen Mann und Frau, die von Natur aus zur Elternschaft 
prädestiniert sind, kann durch keine andere zwischenmensch-
liche Beziehung ersetzt werden. Die Geburt eines Kindes ermög-
licht den Generationenwechsel und somit den Fortbestand der 
Menschheit. Die Geburt eines Kindes ist der Beginn einer natür-
lichen Bindung zwischen Eltern und Kind, die zu gegenseitiger 
Unterstützung motiviert. Eltern sorgen für ihre Kinder, die auf-
grund ihrer psychophysischen Unreife der Anwesenheit und Für-
sorge Erwachsener bedürfen; im Gegenzug sorgen die Kinder für 
ihre Eltern, wenn diese im Laufe der Zeit hilfsbedürftig werden. 
In diesem Zusammenhang ist es wichtig zu betonen, dass die 
Beziehung zwischen einem Mann und einer Frau nicht mehr 
nur eine rein private Angelegenheit ist; durch die Umwandlung 
in eine Ehe wird sie zu einer Institution, durch die die soziale 
Zugehörigkeit einer Person bestimmt wird, die es ermöglicht, 
den Ehepartner, das Kind, den näheren oder entfernteren Ver-
wandten und die zwischen ihnen bestehenden Bindungen zu 
bestimmen, aus denen sich Pflichten und Rechte ergeben, die die 
Grundlage der sozialen Ordnung des Staates bilden. Die Ehe als 
Gemeinschaft von zwei Personen – und damit als kleinstmögliche 
Gemeinschaft – wird zu einer Angelegenheit von öffentlichem 
Interesse, weil sie das Fundament der Gesellschaft bildet und die 
Gesellschaft ist schließlich die Summe der kleineren, ehelichen 

	 13	 Gesetz vom 25. Februar 1964 – Familien- und Vormundschaftsgesetz-
buch, Gbl. 2020, Nr. Pos. 1359 in der geänderten Fassung.
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und familiären Gemeinschaften, aus denen sie sich zusammen-
setzt. Die verfassungsrechtliche Definition der Ehe betrifft nicht 
nur die Beziehung zwischen Mann und Frau, sondern auch das 
Verständnis der Struktur der Gesellschaft. Die besondere Bedeu-
tung, die der Institution der Ehe eingeräumt wird, ergibt sich 
aus der Tatsache, dass das menschliche Leben mit einem Mann 
und einer Frau beginnt, die die Grundlage für die Gründung der 
Familie bilden. Die Familie ist ein grundlegendes Element in der 
Struktur jeder Gesellschaft und ohne sie hätte die Gesellschaft 
keine Daseinsberechtigung. In diesem Sinne befasst sich Artikel 
18 der polnischen Verfassung mit Fragen, die dem gemeinschaft-
lichen Charakter der staatlichen Organisation zugrunde liegen.

3. Rechtsnatur der Bestimmung über das Institut 
der Ehe

Die Einordnung des Artikels 18 der polnischen Verfassung in 
Kapitel I unter den Grundsätzen der Rechtsordnung, die das Fun-
dament der polnischen Rechtsordnung darstellen, unterstreicht 
die besondere Rolle und Stellung von Ehe und Familie. Die Syste-
matik des normativen Akts ist von wesentlicher Bedeutung für 
die Anwendung und Auslegung einzelner Bestimmungen. Wird 
davon ausgegangen, dass der Gesetzgeber rational handelt, so 
scheint es, dass die Platzierung einer bestimmten Texteinheit 
nicht zufällig ist14. Artikel 18 der Verfassung der Republik Polen 
stellt ein „Grundprinzip des Verfassungsrechts“ dar, da er als lex 
generalis in Bezug auf spezifische Fragen gilt, die vom Gesetzgeber 
in anderen Bestimmungen der Verfassung der Republik Polen 
geregelt werden15. Diese sollten Vorrang vor anderen Bestim-
mungen der Verfassung der Republik Polen haben, da sie die wich-
tigsten Inhalte enthalten. Die übrigen verfassungsrechtlichen 

	 14	 Mączyński (2012), Konstytucyjne podstawy prawa rodzinnego. In: 
Państwo prawa i prawo karne. Księga Jubileuszowa Profesora Andrzeja Zolla, 
Bd. 1, P. Kardas, T. Sroka, W. Wróbel (Hrsg.), Warszawa, S. 761.
	 15	 Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 10. Juli 2000, SK 21/99, LEX 
Nr. 41216.
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Bestimmungen haben in Bezug auf sie eine mehr oder weniger 
untergeordnete Rolle und müssen als solche im Einklang mit 
den grundlegenden Prinzipien der Staatsordnung und nicht los-
gelöst von ihnen interpretiert werden16. Sie geben die Richtung 
für die Auslegung anderer Bestimmungen vor, die die familiären 
Beziehungen in der Verfassung der Republik Polen und in ande-
ren Normativakten regeln. Sie sind Teil der Axiologie der Ver-
fassung und bestimmen die Grundwerte, die mit der Institution 
der Familie und ihrer Rolle in der Gesellschaft verbunden sind. 
Die übrigen Verfassungsbestimmungen sind so auszulegen und 
anzuwenden, dass diese Werte weitestgehend berücksichtigt 
und verwirklicht werden17. Die Bestimmung des Art. 18 Verf. 
der Republik Polen ist auch für die Bestimmung der Grundsätze 
der staatlichen Politik in Bezug auf Ehe und Familie von grund-
legender Bedeutung: Der Staat ist verpflichtet, Maßnahmen zu 
ergreifen, die die Bindungen zwischen den Personen, die eine 
Familie bilden, stärken, insbesondere die Bindungen zwischen 
Eltern und Kindern sowie zwischen Ehegatten18. Der Grund-
satz, der in Artikel 18 der Verfassung der Republik Polen zum 
Ausdruck gebracht wird, verpflichtet alle staatlichen Behörden, 
diese Werte so weit wie möglich zu verwirklichen. Es ist ihnen 
untersagt, in die Freiheiten und Rechte von Personen, die eine 
Ehe und Familie bilden, einzugreifen. Die genannte Aufforderung 
und das Verbot sollten unter Berücksichtigung des Subsidiari-
tätsprinzips umgesetzt werden19 um die Rechte der Bürger und 
ihrer Gemeinschaften zu stärken. Eine solche Gemeinschaft ist 
zweifelsohne sowohl die Ehe als Vereinigung von Mann und Frau 
als auch die Familie als Vereinigung von Eltern und Kindern.

Artikel 18 der Verfassung der Republik Polen wird oft als 
programmatische Norm betrachtet, die die Ziele und Aufgaben 

	 16	 Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 29. April 2003, SK 24/02, LEX 
Nr. 78053.
	 17	 Dobrowolski (1999), Status prawny rodziny w świetle nowej Konsty-
tucji RP. In: Przegląd Sejmowy, Nr 4, S. 26.
	 18	 Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 10. Juli 2000, SK 21/99, LEX 
Nr. 41216; Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 18. Mai 2005, K 16/04, LEX 
Nr. 155506.
	 19	 Tuleja (2021), Komentarz do art. 18, punkt 4…
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des Staates definiert und den Organen der öffentlichen Gewalt 
die Verpflichtung auferlegt, bestimmte Handlungen oder Unter-
lassungen vorzunehmen, um die im Inhalt dieser Bestimmung 
genannten Werte zu schützen und zu fördern. Sie drückt keine 
subjektiven Rechte aus und kann daher nicht als Grundlage für 
die individuelle Durchsetzung von Ansprüchen oder eine Ver-
fassungsbeschwerde dienen20. In der Praxis werden öffentliche 
subjektive Rechte in Bezug auf Ehe und Familie aus ihrem Inhalt 
abgeleitet, indem diese Bestimmung im Zusammenhang mit 
anderen Bestimmungen der Verfassung der Republik Polen zitiert 
wird21. Andererseits sollte sie bei der konkreten oder abstrakten 
Kontrolle von Rechtsnormen eine eigenständige Grundlage für 
die Beurteilung der Verfassungsmäßigkeit bilden. Gesetzliche 
Normen, die das bestehende System des Schutzes und der Für-
sorge für die darin zum Ausdruck kommenden Werte durch-
kreuzen würden, können schon aus diesem Grund als mit der 
Verfassung der Republik Polen unvereinbar angesehen werden22.

Die Definition der Ehe als Verbindung von Mann und Frau 
soll die Rolle dieser Bestimmung als Maßstab für die Kontrolle 
der Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes erleichtern, insbesondere 
im Hinblick auf Versuche, andere Arten zwischenmenschlicher 
Verbindungen zu registrieren, denen ein mit der Ehe identischer 
Status zuerkannt werden soll. Lebensgemeinschaften, die nicht 
den Eigenschaften der Ehe entsprechen, können nicht eingetra-
gen werden und unterliegen nicht der für die Ehe vorgesehenen 
Fürsorge und dem Schutz des Staates23. Daher ist es unzulässig, 
eine ausländische Heiratsurkunde, die die Eheschließung zwi-
schen Personen gleichen Geschlechts bestätigt, in das nationale 

	 20	 Garlicki, Komentarz do art. 18, uwaga 4, In: Konstytucja Rzeczypo-
spolitej Polskiej. Komentarz, Bd. 1, Zubik (Hrsg.) (2016), Warszawa; Urteil des 
Verfassungsgerichts vom 10. Juli 2000, SK 21/99, LEX Nr. 41216; Urteil des 
Oberverwaltungsgerichts vom 19. März 2009, II FSK 151/08, LEX Nr. 529274.
	 21	 Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 26. November 2013, P 33/12, 
LEX Nr. 1393932.
	 22	 Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 23. Juni 2008, P 18/06, LEX 
Nr. 394607.
	 23	 Borysiak (2016), Komentarz do art. 18, punkt 6. In: Konstytucja RP, 
Bd. 1: Komentarz do art. 1–86, M. Safjan, L. Bosek (Hrsg.),Warszawa.
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Personenstandsregister einzutragen. Dies würde dazu führen, 
dass zwei Männer oder zwei Frauen in das Personenstandsre-
gister eingetragen werden, was mit den Grundprinzipien der 
polnischen Rechtsordnung unvereinbar ist. Die Funktion des 
Vorbehalts der öffentlichen Ordnung besteht darin, die inner-
staatliche Rechtsordnung vor ihrer Verletzung in Form der 
Anerkennung eines Personenstandsregisters zu schützen, das 
nicht den Grundprinzipien des polnischen Rechts entspricht. Die 
Grundprinzipien der Rechtsordnung umfassen nicht nur die 
Verfassungsprinzipien des gesellschaftspolitischen Systems, son-
dern auch die Hauptprinzipien, die einzelne Bereiche des Zivil-, 
Familien- oder Verfahrensrechts regeln24. Eine Änderung des 
verfassungsrechtlichen Status der Ehe mit dem Ziel der Gleich-
stellung anderer zwischenmenschlicher Beziehungen mit der Ehe 
als Verbindung zwischen Mann und Frau wäre nur im Rahmen 
eines Verfahrens zur Änderung der Verfassung der Republik 
Polen möglich25. Es ist jedoch hervorzuheben, dass selbst eine 
Änderung der polnischen Verfassung, die zur Legalisierung ande-
rer zwischenmenschlicher Beziehungen führen würde, nichts am 
rechtlich-natürlichen Charakter der Ehe ändern würde.

Die Verfassung ist das oberste Recht der Republik Polen (Arti-
kel 8 Absatz 1 der Verfassung der Republik Polen), was bedeutet, 
dass Bestimmungen über die Ehe Vorrang vor den Bestimmun-
gen des internationalen Rechts, einschließlich des EU-Rechts, 
haben. Somit bleibt die Verfassung der Republik Polen aufgrund 
ihrer besonderen Befugnis das oberste Recht in Bezug auf alle 
internationalen Verträge, die den Staat binden, und genießt auf 
dem Gebiet der Republik Polen den Vorrang der Gültigkeit und 
Anwendung26. Vor diesem Hintergrund lässt sich feststellen, dass 
der Begriff der Ehe in der Verfassung der Republik Polen im 
Verhältnis zu anderen nationalen und internationalen Rechts-
akten einen eigenständigen und autonomen Charakter hat. Es ist 

	 24	 Urteil des Oberverwaltungsgerichts vom 6. Juli 2022, II OSK 2376/19, 
LEX Nr. 3395450.
	 25	 Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 11. Mai 2005, K 18/04, LEX 
Nr. 155502.
	 26	 Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 18. Mai 2005, K 16/04, LEX 
Nr. 155506.



Auswirkungen der verfassungsrechtlichen Definition der Ehe auf das Familienrecht	 181

wichtig zu beachten, dass Fragen des Ehe- und Familienrechts 
nicht in den Zuständigkeitsbereich der Europäischen Union fal-
len. Im Vertrag über die Europäische Union heißt es in Artikel 5: 

„Nach dem Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung wird 
die Union nur innerhalb der Grenzen der Zuständigkeiten tätig, 
die die Mitgliedstaaten ihr in den Verträgen zur Verwirklichung 
der darin niedergelegten Ziele übertragen haben. Alle der Union 
nicht in den Verträgen übertragenen Zuständigkeiten verbleiben 
bei den Mitgliedstaaten”27. Eine Änderung des Charakters oder 
des Status der Ehe im polnischen Rechtssystem kann weder in 
Form eines ratifizierten internationalen Übereinkommens noch 
in Form einer Verordnung der Europäischen Union vorgenom-
men werden, da dies in der Praxis die Anerkennung einer Defi-
nition der Ehe, die von der im polnischen Recht anerkannten 
Definition abweicht, und die Verweigerung der Anwendung des 
Vorbehalts der öffentlichen Ordnung auf der Grundlage von 
Art. 18 der polnischen Verfassung bedeuten würde28. Aus die-
ser Perspektive sind der Entwurf einer Verordnung der Europäi-
schen Union über die Zuständigkeit, das anwendbare Recht, die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen im Bereich 
des ehelichen Güterstands und die Verordnung des Rates über 
die Zuständigkeit, das anwendbare Recht, die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen im Bereich der Güterfolgen 
von eingetragene Partnerschaften fragwürdig. Damit würde 
tatsächlich eine ausländische Konstruktion der eingetragenen 
Partnerschaft in das polnische Rechtsystem eingeführt wer-
den29. Versuche, den Begriff der Ehe neu zu definieren und den 

	 27	 Vertrag über die Europäische Union, unterzeichnet am 16. April 2003 
in Athen, Gbl. 2004, Nr. 90, Pos. 864. Ausführlicher zu den Zuständigkeiten 
der Europäischen Union im Bereich des Ehe- und Familienrechts: Manko 
(2016), Die Kompetenzen der Europäischen Union im Bereich des Privatrechts 
aus systemischer Sicht. In: Private Law Quarterly, Nr. 1, S. 37-79.
	 28	 Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 11. Mai 2005, K 18/04, LEX 
Nr. 155502.
	 29	 Mostowik (2011), Kwestie kompetencji Unii Europejskiej oraz 
warunków pomocniczości i proporcjonalności prawodawstwa unijnego na 
tle projektów rozporządzeń o jurysdykcji, prawie właściwym i skuteczności 
zagranicznych orzeczeń w majątkowych sprawach małżeńskich i partnerskich. 
In: Zeszyty Prawnicze Biura Analiz Sejmowych, Nr 2, S. 20 f.
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Handlungsspielraum der nationalen Gesetzgeber bei ihrer Rege-
lung einzuschränken, und zwar auf eine Weise, die sich von den 
ursprünglichen Annahmen unterscheidet, die die Grundlage für 
die Verabschiedung verschiedener völkerrechtlicher Rechtsakte 
bildeten, rechtfertigen die Notwendigkeit, über die Revision 
internationaler Verträge nachzudenken.

4. Auswirkungen der Gewährung von Schutz 
und Fürsorge für die Ehe

Mit der Ausdehnung des Schutzes und der Fürsorge auf die Ehe 
als Verbindung von Mann und Frau hat der Gesetzgeber posi-
tiv festgelegt, dass der Begriff der Ehe ausschließlich Personen 
verschiedenen Geschlechts vorbehalten ist. Die Aufnahme der 
Definition „Verbindung von Mann und Frau“ in Art. 18 Verf. 
der Republik Polen war eine Reaktion auf die Tatsache, dass in 
anderen Staaten Regelungen angenommen wurden, die gleich-
geschlechtliche Partnerschaften einer der Ehe ähnlichen oder 
gleichwertigen Regelung unterwerfen. Die so formulierte Ver-
fassungsbestimmung sollte die Rolle eines Instruments spie-
len, das die Einführung einer solchen Regelung in das polnische 
Rechtssystem verhindert. Ziel der verabschiedeten Regelung war 
es, normativ festzulegen, dass das polnische Recht nicht nur die 
fälschlicherweise als gleichgeschlechtliche Ehen bezeichneten, 
sondern auch andere Lebensgemeinschaften, die zwar nicht als 
Ehe definiert sind, aber eine eheähnliche Funktion erfüllen, nicht 
regeln darf30. Es kann kein anderes Motiv für die Einführung 
einer solchen Regelung in die Verfassung der Republik Polen 
angegeben werden, da der Begriff der Ehe als Verbindung von 
Mann und Frau als feststehender Begriff angesehen und all-
gemein als solcher verstanden wurde. Das Argument, dass die 
Veränderung der gesellschaftlichen Verhältnisse es rechtfertige, 
von den Absichten der Verfasser der Verfassung der Republik 
Polen abzuweichen und die Möglichkeit der Institutionalisierung 
gleichgeschlechtlicher Partnerschaften zuzulassen, ist fehl am 

	 30	 Mączyński (2012), S. 772.
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Platz. Es muss betont werden, dass die Institutionalisierung 
homosexueller Partnerschaften bereits während der Arbeit an 
der polnischen Verfassung bekannt war. Sie wurde jedoch kate-
gorisch abgelehnt. Folglich rechtfertigt die Veränderung der 
gesellschaftlichen Bedingungen und des rechtlichen Umfelds 
nicht die Änderung des Verständnisses des Begriffs der Ehe, der 
von den Verfassern der Verfassung der Republik Polen formuliert 
und durch ein Referendum angenommen wurde31. Angesichts 
dessen ist das Argument der dynamischen Auslegung der Bestim-
mungen der Verfassung der Republik Polen entsprechend dem 
sich wandelnden Kontext ihrer Anwendung zurückzuweisen. 
Diese Zweifel werden durch Art. 18 der Verfassung der Republik 
Polen eindeutig ausgeräumt, der „ein absolutes Erfordernis des 
heterosexuellen Charakters der Ehe einführt und es dem einfa-
chen Gesetzgeber untersagt, faktischen Beziehungen (Lebens-
gemeinschaften) zwischen einer Frau und einem Mann sowie 
Verbindungen zwischen gleichgeschlechtlichen Personen den 
Charakter der Ehe zu verleihen“32.

Die in Art. 18 der polnischen Verfassung genannten Werte 
stehen unter dem Schutz und der Fürsorge des Staates. Dies ist 
die einzige Bestimmung der Verfassung der Republik Polen, in 
der die Begriffe „Schutz“ und „Fürsorge“ gemeinsam vorkommen. 
Sie können daher nicht als Synonyme behandelt werden. Die Ver-
wendung von zwei unterschiedlichen Begriffen durch den Gesetz-
geber deutet einerseits auf die Absicht hin, zwei unterschiedliche 
Aufgabenkomplexe und entsprechende Tätigkeitsbereiche der 
Staatsorgane zu definieren, und andererseits auf die Herstellung 
eines Zusammenhangs zwischen ihnen, der die Staatsorgane 
verpflichtet, ihre unterschiedlichen Tätigkeitsformen zu kombi-
nieren33. Dieser Schutz ist nach außen gerichtet. Demnach „lässt 
der Staat durch seine Organe sowohl im Bereich der Gesetz-
gebung als auch im Bereich der Rechtsanwendung nicht zu, 
dass Ehe, Familie, Mutterschaft und Elternschaft durch fremde 

	 31	 Tuleja (2021), Komentarz do art. 18, punkt 1…
	 32	 Piotrowski (2012), Opinia w sprawie projektu ustawy o związkach 
partnerskich. In: Przegląd Sejmowy, Nr. 4, S. 183.
	 33	 Banaszak (1998), Komentarz do art. 18, punkt 7…
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Einheiten im sittlichen, sozialen, wirtschaftlichen, moralischen 
oder religiösen Bereich gefährdet werden“34. Es schließt auch 
die Ausarbeitung und Anwendung von Gesetzen aus, die die 
Bindungen zwischen Ehegatten, Familienmitgliedern, Eltern 
und Kindern ernsthaft gefährden könnten35. Fürsorge bedeutet 
demgegenüber, Maßnahmen zu treffen, die Ehe und Familie in 
ihren wechselseitigen Beziehungen stützen und stärken. Dies 
verpflichtet zum Erlass von Regelungen, die zur Stärkung der 
ehelichen und elterlichen Bindungen nützlich, notwendig und 
angemessen sind und die Ausübung der gegenseitigen Rechte 
und Pflichten, die sich aus dem Wesen von Ehe und Elternschaft 
ergeben, fördern36. Es obliegt dem Gesetzgeber, Vorschriften 
zu erlassen, die den Schutz und die Pflege der in Artikel 18 der 
polnischen Verfassung aufgeführten Werte gewährleisten. Dabei 
hat er einen weiten Ermessensspielraum bei der Entscheidung 
über die Formen und Mittel des Schutzes und der Pflege.

Es ist zu beachten, dass der Staat nicht nur die Ehe als Struk-
tur schützt, die die Beziehung zwischen Mann und Frau regelt, 
sondern auch ihren normativen Inhalt. Daraus ergibt sich eine 
Ausschließlichkeit der Bezeichnung und des Inhalts im Ver-
gleich zu anderen Institutionen des polnischen Rechtssystems37. 
Daher würde es gegen Art. 18 der Verfassung der Republik Polen 
verstoßen, wenn der Gesetzgeber die Bezeichnung „Ehe“ auf 
gleichgeschlechtliche Partnerschaften ausdehnen und diese 
Partnerschaften den gleichen inhaltlichen Normen wie die Ehe 
unterwerfen würde, auch wenn sie unter einer anderen Bezeich-
nung auftreten38. Es ist dem ordentlichen Gesetzgeber untersagt, 

	 34	 Boć (1998), Komentarz do art. 18. In: Konstytucje Rzeczypospolitej 
oraz komentarz do Konstytucji RP z 1997 roku, (Hrsg.) idem, Wrocław, S. 48.
	 35	 Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 30. September 2015, K 3/13, 
LEX Nr. 1800226.
	 36	 Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 25. Juli 2013, P 56/11, LEX 
Nr. 1354561.
	 37	 Mostowik (2017), Kilka uwag o ochronie małżeństwa na tle Kons-
tytucji i prawa międzynarodowego. In: Wokół problematyki małżeństwa 
w aspekcie materialnym i procesowym, J. Łukasiewicz, A. Arkuszewska, 
A. Kościółek (Hrsg.), Toruń, S. 58.
	 38	 Mączyński (2012), Konstytucyjne podstawy prawa rodzinnego…, 
S. 775-776.
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alternative Institutionen zur Ehe zu schaffen, die das Ziel des 
Schutzes und der Pflege der Ehe, definiert als Verbindung von 
Mann und Frau, negieren würden. Die bloße Schaffung einer 
Gefahr für das Funktionieren der durch Artikel 18 geschützten 
Institutionen sollte als ausreichender Grund angesehen wer-
den, um eine bestimmte Bestimmung für verfassungswidrig zu 
erklären39.

Die polnische Rechtsordnung zeigt jedoch seit langem die Ten-
denz, die verfassungsrechtlichen Garantien zu relativieren und 
Lösungen zu wählen, die die gesetzlichen Regelungen über Ehe 
und Familie auf Personen in faktischen Lebensgemeinschaften 
ausdehnen. Dies gilt vor allem für Eigentumsverhältnisse und 
die Folgen einer engen Beziehung im Sinne des Begriffs „nahe-
stehende Person“. Die Verfassungsmäßigkeit solcher Bestim-
mungen ist angesichts der Ausschließlichkeit des Namens und 
des Inhalts der Institution der Ehe gegenüber anderen Formen 
des Zusammenlebens zweifelhaft. Personen in solchen Lebens-
gemeinschaften haben Anspruch auf den rechtlichen Schutz 
ihres Privatlebens und, wenn sie ein Kind haben, auch auf den 
rechtlichen Schutz ihres Familienlebens. Es ist jedoch wichtig 
zu beachten, dass solche Regelungen nicht dazu führen dürfen, 
dass solche Lebensgemeinschaften der Ehe gleichgestellt oder 
gar ähnlich gemacht werden.

5. Verwässerungsversuche des Ehebegriffs

Die verfassungsrechtliche Garantie des Schutzes von Ehe und 
Familie sowie der Schutz des Staates für Ehe und Familie ver-
stoßen nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz und stellen keine 
Diskriminierung dar. Der Gleichheitsgrundsatz besagt, dass alle 
Rechtssubjekte mit einem bestimmten wesentlichen Merkmal 
gleich behandelt werden müssen. Es dürfen keine diskriminieren-
den oder begünstigenden Unterscheidungen gemacht werden40. 

	 39	 Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 18. Mai 2005, K 16/04, LEX 
Nr. 155506.
	 40	 Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 18. März 2014, SK 53/12, LEX 
Nr. 1451359.
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Mit anderen Worten, der Gleichheitsgrundsatz verlangt, dass 
denjenigen, die das gleiche wesentliche Merkmal aufweisen, die 
gleichen Rechte gewährt bzw. die gleichen Pflichten auferlegt 
werden, erlaubt aber gleichzeitig, dass den Rechtssubjekten, 
die über ein solches Merkmal nicht verfügen, unterschiedliche 
Rechte gewährt oder unterschiedliche Pflichten auferlegt werden. 
Dies bedeutet, dass die Rechtssubjekte, die sich unterscheiden, 
unterschiedlich behandelt werden können. Dies gilt insbesondere 
für Personen, die eine Ehe eingehen, deren Situation sich grund-
legend von der gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften 
unterscheidet. Nur in der Ehe ist es möglich, unter Nutzung der 
Zeugungsfähigkeit von Mann und Frau Kinder zu zeugen und 
zu gebären und ihnen ein optimales Umfeld für ihr Leben und 
ihre Entwicklung zu bieten. Gleichgeschlechtliche Paare sind aus 
natürlichen Gründen von solchen Möglichkeiten ausgeschlossen. 
Ihr Zusammenleben führt daher nicht dazu, dass eine Familie 
entsteht, denn gleichgeschlechtlichen Paaren fehlt die natürliche 
Veranlagung, Kinder zu zeugen. Dies bedeutet, dass die beiden 
Arten von Lebensgemeinschaften nicht das wesentliche Merkmal 
des Geschlechtsunterschieds aufweisen, was die Notwendigkeit 
rechtfertigen würde, sie in Bezug auf das Recht auf Eheschlie-
ßung und die damit verbundenen Folgen gleich zu behandeln. 
Eine gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaft ist keine Ehe, 
und die durch diese Gemeinschaft verbundenen Personen bilden 
keine Familie. Daher ist die Möglichkeit ausgeschlossen, dass 
eine solche Verbindung dem Schutz und der Sicherheit der Ehe 
unterliegt. Das Verfassungsgericht hat die besondere Bedeutung 
der Ehe für den Bestand und das Funktionieren der Familie her-
vorgehoben. Aus diesem Grund gibt es besondere Schutz- und 
Förderungsnormen, insbesondere im Bereich des Familien-, Erb-, 
Wohnungs-, Sozial- und Steuerrechts. Sie können nicht unter 
Verweis auf andere Verfassungsnormen in Frage gestellt werden, 
denn aus Art. 18 der Verfassung der Republik Polen (Verfassungs-
grundsatz) ergibt sich, dass heterosexuellen Ehepaaren Schutz 
und Erleichterungen gewährt werden, die Paaren, die keine Ehe 
eingehen wollen oder können, nicht zur Verfügung stehen41.

	 41	 Urteil des Verfassungsgerichtshofs vom 9. November 2010, SK 10/08, 
LEX Nr. 612154.
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Die Definition der Ehe so zu erweitern, dass sie auch gleichge-
schlechtliche Partnerschaften einschließt, steht im Widerspruch 
zum Naturrecht. Diese Tendenz wird jedoch von internationalen 
Institutionen, insbesondere der EU, zunehmend akzeptiert. Am 
deutlichsten zeigt sich dies in der Ersetzung des Begriffs „homo-
sexuelle Beziehung“ durch immer neuere Ausdrücke: gleichge-
schlechtliche Beziehung, gleichgeschlechtliche Partnerschaft, 
zivile Lebenspartnerschaft, nicht heteronormative Ehe, mono-
sexuelle Ehe – alles mit dem Ziel, die abwertenden Assoziatio-
nen, die mit solchen Beziehungsformen verbunden sind, aus 
dem gesellschaftlichen Bewusstsein zu verbannen. Homosexu-
elles Verhalten, das vom Gesetzgeber aufgrund der Freiheit der 
Menschen, ihre eigene Lebensform zu wählen, toleriert wird, 
versucht man unbedingt mit der Ehe gleichzusetzen. Die Ehe 
wird gleichzeitig abgewertet und als eines von vielen möglichen 
Lebensmodellen für zwei Menschen dargestellt, beworben mit 
dem eingängigen Slogan: „Liebe nicht diskriminiert“. Der Gesetz-
geber diskriminiert niemanden, da er jedem die Möglichkeit 
gibt, seine Gefühle zu zeigen, ohne sich in die intimen Bezie-
hungen zwischen zwei Menschen einzumischen, unabhängig 
vom Geschlecht. Allerdings bietet er aufgrund der besonderen 
gesellschaftlichen Bedeutung nur heterosexuellen Verbindungen, 
die eine Ehe eingehen, Schutz und Fürsorge.

Die in der Lehre vertretene Ansicht, „die Verfassung der 
Republik Polen verpflichte den Gesetzgeber durch die Gewähr-
leistung und den Schutz der Würde des Menschen, der Freiheit, 
der Gleichheit und des Privatlebens dazu, die Lebensgemein-
schaften zu institutionalisieren“, kann nicht geteilt werden42. 
Es geht nämlich nicht darum, den Sinn der Institutionalisie-
rung homosexueller Lebensgemeinschaften mit dem Verweis 
auf verfassungsrechtlich festgelegte Elemente des Schutzes des 
Status eines Individuums zu rechtfertigen, denn das Wesen der 
Ehe als Gemeinschaft zweier Personen unterscheidet sich völlig 
vom Status eines Individuums. Die Eheschließung begründet 
einen neuen Rechtsstatus für einen Mann und eine Frau, der zu 

	 42	 Wyrzykowski (2012), Publiczne a prywatne w wykładni konstytucyjnej 
na przykładzie art. 18 Konstytucji RP. In: Interes publiczny a interes prywatny 
w prawie, T. Giaro (Hrsg.), Warszawa, S. 233.
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einer Änderung ihres bisherigen Familienstandes führt, der u.a. 
auch Grundlage für die Bestimmung des Familienstandes eines 
Kindes ist und die Vornahme gemeinsamer Rechts- und Fami-
lienhandlungen ermöglicht. Es ist klar, dass die Eheschließung 
die Verwirklichung der Freiheit eines jeden Menschen ist, sein 
persönliches Leben zu wählen. Mit der Ehe wird jedoch eine 
Wesensgemeinschaft mit streng definierten überindividuellen 
Zielen geschaffen, die sich aus der sozialen Natur des Menschen 
ergeben. Das menschliche Individuum ist nämlich kein von der 
Gesellschaft isoliertes ontologisches Individuum, das von seiner 
Umwelt völlig getrennt ist und für sich lebt, sondern ein Gemein-
schaftswesen, das in einem genau definierten sozialen Umfeld 
funktioniert und dieses notwendigerweise mitgestaltet. Es ist 
zu betonen, dass es einen fundamentalen Unterschied macht, 
homosexuelle Beziehungen zu tolerieren oder zu institutionali-
sieren. Die Institutionalisierung geht weit über die Gewährleis-
tung von Toleranz im Sinne eines passiven Einverständnisses 
des Staates mit der Existenz solcher Beziehungen hinaus. Der 
Versuch der Institutionalisierung gleichgeschlechtlicher Bezie-
hungen hat ausschließlich ideologische Gründe. Es ist daher ein 
logischer Trugschluss zu behaupten, dass „die Ehe heutzutage 
etwas anderes bedeutet“, um die Forderung zu rechtfertigen, ihr 
Verständnis zu ändern und den Begriff der Ehe auf homosexuelle 
Partnerschaften auszudehnen. Eine solche Argumentation wäre 
die Berufung auf einen Sachverhalt, den es rechtlich nicht gibt, 
mit dem Ziel der Legalisierung dieses Sachverhalts43.

Zusammenfassung

Es scheint irrelevant zu sein, ob eine Familie auf einer Ehe, einer 
Lebensgemeinschaft oder einer anderen Form des Zusammenle-
bens basiert. Es wird oft behauptet, dass es sich um eine reine Pri-
vatangelegenheit handelt. Verstärkt wird diese Sichtweise durch 
eingängige Parolen vom Recht auf freie Wahl der Lebensform, 

	 43	 Mostowik (2017), Kilka uwag o ochronie małżeństwa na tle Konsty-
tucji i prawa międzynarodowego…, S. 56.
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das sich aus der Menschenwürde ergebe. Dabei sind weder Ehe 
noch Familie ausschließlich eine Angelegenheit der Betroffenen, 
sondern haben eine gesellschaftliche und staatliche Dimension, 
da die Gesellschaft aus Familien besteht und der Staat eine poli-
tische Organisationsform der Gesellschaft darstellt. Die Qualität 
der Gesellschaft und die Stärke des Staates hängen somit von der 
Beschaffenheit der Familien ab. Keine dieser Gemeinschaften 
funktioniert in einem von den anderen isolierten Vakuum, son-
dern immer in einem konkreten Umfeld, in konkreten Realitäten, 
die sie mitgestaltet und von denen sie auch abhängig ist. Daher 
ist es nicht unerheblich, auf welcher Grundlage die Beziehung 
zwischen einem Mann und einer Frau, die sich für die Gründung 
einer Familie entscheiden, aufgebaut ist.
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Zivilrechtliche Aspekte der Ehe

Einleitung

Die Ehe ist eine wesentliche Institution des Zivilrechts. Die Ein-
gehung der Ehe, ihre Fortsetzung und auch ihre Beendigung 
haben zivilrechtliche Folgen. Dies betrifft nicht nur Fragen, die 
mit dem Funktionieren der Ehe selbst verbunden sind, sondern 
auch solche, die z.B. die Vermögensverhältnisse betreffen. Aus 
diesem Grund ist es notwendig, die Hauptbereiche des Zivilrechts 
im weitesten Sinne darzustellen und zu erläutern, wie sich die 
Institution der Ehe auf sie auswirkt. Aufgrund des begrenzten 
Umfangs der Studie werden nur die grundlegenden gesetzli-
chen Regelungen bezüglich der zivilrechtlichen Aspekte der Ehe 
dargestellt.

1. Familien- und Vormundschaftsgesetzbuch

Die Institution der Ehe stellt einen wichtigen Bestandteil der 
zivilrechtlichen Beziehungen dar. Wegen des begrenzten Rah-
mens dieser Studie kann hier lediglich auf die ausgewählten, 
wie es scheint, wichtigsten Fragestellungen mit Bezug zu dieser 
Institution verwiesen werden. Rechtliche Regelungen zur Ehe 
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sind in der polnischen Verfassung von 1997 verankert1. „Die Ehe 
als Verbindung von Frau und Mann, Familie, Mutterschaft und 
das Elternrecht stehen unter Schutz und in Obhut der Republik 
Polen“, heißt es in Artikel 18 des Grundgesetzes. Weitere detail-
lierte Regelungen sind in der Familien- und Vormundschafts-
gesetzbuch festgelegt2. Die Bestimmung von Art. 1 FVGB lautet:

Eine Ehe wird dadurch geschlossen, dass ein Mann 
und eine Frau bei gleichzeitiger Anwesenheit vor dem 
Leiter des Standesamtes erklären, dass sie miteinander 
in den Ehebund eintreten. Eine Ehe wird auch dadurch 
geschlossen, dass ein Mann und eine Frau, die eine Ehe 
nach dem Recht einer Kirche oder Glaubensgemein-
schaft schließen, in Anwesenheit eines Geistlichen den 
Willen erklären, die Ehe nach dem polnischen Recht 
zu schließen und der Leiter des Standesamtes hier-
nach eine Heiratsurkunde ausfertigt. Sind die oben 
genannten Voraussetzungen erfüllt worden, gilt die 
Ehe bereits in dem Zeitpunkt als geschlossen, in dem 
die Willenserklärungen in Anwesenheit des Geistlichen 
abgegeben worden sind.

Wird eine Ehe vor dem Leiter des Standesamtes geschlossen, ist 
die Eheerklärung öffentlich bei Anwesenheit von zwei volljähri-
gen Zeugen abzugeben3. Jede der die Ehe eingehenden Personen 
gibt die folgende Erklärung ab: „Im Bewusstsein der Rechte und 
Pflichten, die sich aus der Ehe ergeben, erkläre ich feierlich, dass 
ich die Ehe mit (Vor- und Nachnahme der zweiten heiratswilligen 
Person) eingehe und verspreche, alles zu tun, damit unsere Ehe 
einträchtig, glücklich und beständig ist”. Wird die Ehe vor einem 
Geistlichen geschlossen, ist dieser verpflichtet, die Eheerklärung 
erst dann entgegenzunehmen, wenn ihm eine vom Leiter des 

	 1	 Verfassung der Republik Polen vom 2. April 1997, Gbl. 1997, Nr. 78, 
Pos. 483 in der geänderten Fassung.
	 2	 Gesetz vom 25. Februar 1964 – Familien- und Vormundschaftsgesetz-
buch, Gbl. 2020, Pos.1359 in der geänderten Fassung
	 3	 Art. 7 § 1 FVGB
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Standesamtes ausgestellte Bescheinigung vorgelegt wird, aus 
der hervorgeht, dass der Eheschließung keine Umstände ent-
gegenstehen4. Darüber hinaus erstellt der Geistliche unverzüglich 
nach der Abgabe der Eheerklärungen eine Bestätigung darüber, 
dass die Erklärungen über die Eheschließung in seiner Anwesen-
heit nach dem Recht einer Kirche oder einer Glaubensgemein-
schaft abgegeben worden sind5. Die Bescheinigung darüber, dass 
die Erklärung in seiner Anwesenheit bei der Schließung einer 
Ehe abgegeben wurde, die dem innerstaatlichen Recht einer Kir-
che oder einer anderen Religionsgemeinschaft unterliegt, sowie 
die vom Leiter des Standesamtes erstellte Bescheinigung, über-
gibt der Geistliche innerhalb von fünf Tagen ab der Eheschlie-
ßung an das zuständige Standesamt6. Gemäß Art. 10 § 1 FVGB 

„Eine Person unter achtzehn Jahren kann keine Ehe eingehen. 
Das Vormundschaftsgericht kann jedoch aus wichtigen Gründen 
einer Frau, die das 16. Lebensjahr beendet hat, die Eheschlie-
ßung erlauben, wenn die Umstände dafür sprechen, dass die 
Eheschließung dem Wohl der begründeten Familie dienen wird. 
Weiter heißt es in Art. 23 FVGB: „Ehegatten haben in der Ehe die 
gleichen Rechte und Pflichten. Sie sind dadurch zu einer Lebens-
gemeinschaft verpflichtet, die Hilfeleistung und Treue sowie 
Mitwirkung für das Wohl der gemeinsam gegründeten Familie 
voraussetzt. Die Eheleute entscheiden gemeinschaftlich über 
alle wesentlichen Angelegenheiten der Familie. Im Falle einer 
Meinungsverschiedenheit wird die Angelegenheit auf Antrag 
eines der Ehegatten vom Gericht entschieden7. Jeder Ehegatte 
soll entsprechend seiner Kräfte, seinem Einkommens- und Ver-
mögenspotenzial zur Befriedigung der Bedürfnisse der Familie 
beitragen. Die Erfüllung dieser Verpflichtung kann auch ganz 
oder teilweise in individuellen Anstrengungen zur Erziehung der 
Kinder und in der Mitarbeit im gemeinsamen Haushalt bestehen8. 
Im Falle eines vorübergehenden Hindernisses, das einen der 

	 4	 Art. 8 § 1 FVGB
	 5	 Art. 8 § 2 FVGB
	 6	 Art. 8 § 3 FVGB
	 7	 Art. 24 FVGB
	 8	 Art. 27 FVGB
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Ehegatten in einer Lebensgemeinschaft betrifft, kann der andere 
Ehegatte ihn in den Angelegenheiten der laufenden Verwaltung 
vertreten9. Eine wichtige vermögensrechtliche Regelung ist die 
Bestimmung des Artikels 30 § 1 FVGB. Demnach haften „Ehe-
gatten gesamtschuldnerisch für Verpflichtungen, die einer von 
ihnen in Angelegenheiten eingeht, die zur Deckung des üblichen 
Familienbedarfs entstanden“.

Infolge der Eheschließung entsteht ein System der Güter-
gemeinschaft. Mit dem Abschluss der Ehe entsteht gesetzlich 
eine Gütergemeinschaft zwischen den Ehegatten, die auch das 
während der Ehe von beiden Ehegatten oder von einem von 
ihnen erworbene Vermögen umfasst. Vermögensgegenstände, 
die nicht unter die gesetzliche Gütergemeinschaft fallen, gehö-
ren zum persönlichen Vermögen eines jeden Ehegatten10. Zum 
gemeinschaftliche Vermögen gehören insbesondere: das von 
jedem Ehegatten bezogene Arbeitsentgelt und Einkünfte aus 
einer anderen Erwerbstätigkeit; Einnahmen aus dem gemein-
schaftlichen Vermögen sowie dem persönlichen Vermögen eines 
jeden Ehegatten; das auf dem Konto des offenen und des betrieb-
lichen Pensionsfonds angesammelte Guthaben jedes Ehegatten, 
die Beitragsquote, die auf einem Unterkonto verbucht wurde, das 
in Art. 40a des Gesetzes vom 13. August 1998 über das Sozialver-
sicherungssystem genannt wird11. Zum persönlichen Vermögen 
jedes Ehegatten gehören wiederum: die vor der Entstehung der 
gesetzlichen Gemeinschaft erworbenen Vermögensgegenstände; 
die Vermögensgegenstände, die durch Erbschaft, Vermächtnis 
oder Schenkung erworben wurden, es sei denn, dass der Erblasser 
oder Schenker etwas anderes verfügt hat; Vermögensgegenstände, 
die sich aus einer besonderen Vorschriften unterstehenden 
Gesamthandsgemeinschaft ergeben; Vermögensgegenstände, 
die ausschließlich der Befriedigung der persönlichen Bedürfnisse 
eines der Ehegatten dienen; unveräußerliche Rechte, die nur 
einer Person zustehen können; die als Schadensersatz für eine 
erlittene Körperverletzung oder Gesundheitsschädigung oder als 

	 9	 Art. 29 FVGB
	 10	 Art. 31 § 1 FVGB
	 11	 Art. 31 § 2 FVGB
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Wiedergutmachung für erlittenen Schaden erworbenen Gegen-
stände; das betrifft aber nicht eine dem geschädigten Ehegatten 
wegen völligen oder teilweisen Verlusts der Erwerbsfähigkeit 
oder wegen Vermehrung von Erfolgsaussichten für die Zukunft 
zustehende Rente; Ansprüche auf Arbeitsentgelt oder auf Ver-
gütung für eine andere Erwerbstätigkeit eines Ehegatten; die 
als Auszeichnung für persönliche Erfolge von einem Ehegatten 
erworbenen Vermögensgegenstände; Urheber- und verwandte 
Rechte, Rechte des gewerblichen Eigentums sowie andere Rechte 
des Urhebers; die im Austausch für Bestandteile des persönlichen 
Vermögens erworbenen Vermögensgegenstände, es sei denn, 
dass eine besondere Vorschrift etwas anderes bestimmt12. An 
dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass der Gesetzgeber den 
Grundsatz übernommen hat, dass die Bestandteile des gemein-
schaftlichen Güterstands in einen offenen Katalog aufgenommen 
wurden, in dem die typischsten Bestandteile des gemeinsamen 
Vermögens der Ehegatten aufgeführt sind. Dagegen ist der Kata-
log der Bestandteile des persönlichen Vermögens der Ehegatten 
ein geschlossener Katalog. Dies hat zur Folge, dass die Schaffung 
von Gemeinschaftseigentum durch die Eheschließung zu einer 
Situation führt, in der eine größere Kategorie von Bestandteilen 
in die Gütergemeinschaft aufgenommen werden kann. Es ist zu 
beachten, dass die von beiden Ehegatten genutzten gewöhnlichen 
Haushaltsgeräte unter die gesetzliche Gütergemeinschaft fallen. 
Dies gilt auch für den Fall, dass sie durch Erbschaft, Vermächtnis 
oder Schenkung erworben wurden, es sei denn, dass der Erb-
lasser oder Schenker etwas anderes verfügt hat13. Was die Ver-
waltung des Gütereigentums angeht, so heißt es in Art. 36 FVGB:

Beide Ehegatten sind verpflichtet, an der gemeinschaft-
lichen Verwaltung des Vermögens mitzuwirken, ins-
besondere sich gegenseitig Auskünfte über den Stand 
des Vermögens und über die das gemeinsame Vermö-
gen belastenden Verbindlichkeiten zu erteilen. Jeder 
Ehegatte kann das gemeinsame Vermögen selbständig 

	 12	 Art. 33 FVGB
	 13	 Art. 34 FVGB
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verwalten, sofern die nachstehenden Bestimmungen 
nichts anderes vorsehen. Die Ausübung der Verwaltung 
umfasst Handlungen, die das zum Gesamtgut gehö-
rende Vermögen betreffen, einschließlich Handlungen, 
die der Erhaltung dieses Vermögens dienen. Vermö-
gensgegenstände, die dem Beruf oder der Erwerbs-
tätigkeit des Ehegatten dienen, werden von diesem 
selbständig verwaltet. Im Falle eines vorübergehenden 
Hindernisses, kann einer der Ehegatten den anderen 
in den Angelegenheiten der laufenden Verwaltung 
vertreten.

Im Bereich der Vermögensverwaltung gibt es Handlungen der 
laufenden Verwaltung und Handlungen, die über die laufende 
Verwaltung hinausgehen. Aus diesem Grund hat der Gesetzgeber 
darauf hingewiesen, dass der Zustimmung des anderen Ehegat-
ten bedarf: die Vornahme eines Rechtsgeschäfts, das die Veräu-
ßerung, die Belastung, den entgeltlichen Erwerb einer Immobilie 
oder eines Erbnießbrauchs, oder die Überlassung einer Immobilie 
zur Nutzung oder zur Fruchtziehung zur Folge hat; die Vornahme 
eines Rechtsgeschäfts, das die Veräußerung, die Belastung, den 
entgeltlichen Erwerb eines dinglichen Rechts an einer Gebäude 
oder Raum zur Folge hat; die Vornahme eines Rechtsgeschäfts, 
das die Veräußerung, die Belastung, den entgeltlichen Erwerb 
und die Verpachtung eines Landwirtschaftsbetriebs oder eines 
Unternehmens zur Folge hat; einer Schenkung aus dem gemein-
schaftlichen Vermögen, kleine übliche Geschenke ausgenom-
men14. Es ist jedoch zu beachten, dass die Wirksamkeit eines 
von einem Ehegatten ohne die erforderliche Zustimmung des 
anderen Ehegatten geschlossenen Vertrages von der Bestätigung 
des Vertrages durch den anderen Ehegatten abhängig ist. Ist ein 
Ehegatte mit Zustimmung des anderen Ehegatten eine Verbind-
lichkeit eingegangen, kann der Gläubiger die Befriedigung aus 
dem gemeinschaftlichen Vermögen der Ehegatten verlangen15. Ist 
dagegen ein Ehegatte ohne Zustimmung des anderen Ehegatten 

	 14	 Art. 37 § 1 FVGB
	 15	 Art. 41 § 1 FVGB
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eine Verbindlichkeit eingegangen oder ergibt sich die Verbind-
lichkeit eines Ehegatten nicht aus einem Rechtsgeschäft, so kann 
der Gläubiger Befriedigung aus dem persönlichen Vermögen 
des Schuldners, aus seinem Arbeitsentgelt oder aus seinen Ein-
künften aus einer anderen Erwerbstätigkeit und bei Schulden 
im Zusammenhang mit dem Betrieb eines Unternehmens aus 
dem Betriebsvermögen verlangen. Zur Sicherung von Vermö-
gensinteressen innerhalb einer Ehe kann ein Gläubiger eines 
Ehegatten während des Bestehens der gesetzlichen Gemeinschaft 
keine Befriedigung aus dem Anteil verlangen, der diesem Ehegat-
ten an gemeinschaftlichen Vermögen oder an einzelnen diesem 
Vermögen gehörenden Gegenständen im Falle der Beendigung 
der Gemeinschaft zustehen wird16. Gemäß Art. 43 § 1 FVGB 
haben beide Ehegatten gleiche Anteile am gemeinsamen Ver-
mögen. Sie können jedoch durch einen notariell beurkundeten 
Vertrag die gesetzliche Gemeinschaft erweitern oder beschränken 
oder eine Gütertrennung oder eine Gütertrennung mit Zuge-
winnausgleich vereinbaren. Eine solcher Vertrag kann bereits 
vor der Eheschließung geschlossen werden17. Beim Abschluss 
der vertraglichen Vereinbarung der Gütertrennung behält jeder 
Ehegatte sowohl das vor als auch das nach dem Abschluss des 
Vertrages erworbene Vermögen18. Dabei gilt die Regel, dass jeder 
Ehegatte sein eigenes Vermögen selbstständig verwaltet. Gemäß 
Art. 54 FVGB „Die Entscheidung über Trennung von Tisch und 
Bett führt zu einer Gütertrennung zwischen den Ehegatten. Mit 
der Aufhebung der Trennung entsteht zwischen den Ehegatten 
ein gesetzlicher Güterstand. Auf gemeinsamen Antrag der Ehe-
gatten entscheidet das Gericht über das Fortbestehen der Güter-
trennung zwischen den Ehegatten.“

	 16	 Art. 42 FVGB
	 17	 Art. 47 § 1 FVGB
	 18	 Art. 51 FVGB
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2. Zivilgesetzbuch und Gesetzbuch 
über die Handelsgesellschaften

Gemäß Art. 923 § 1 ZGB19 „Der Ehegatte und andere dem Erb-
lasser nahestehende Personen, die bis zum Tag seines Todes 
mit ihm zusammengelebt haben, können drei Monate nach der 
Eröffnung des Erbfalls die Wohnung und die Haushaltseinrich-
tungen in dem bisherigen Umfang benutzen. Eine dieses Recht 
ausschließende oder einschränkende Verfügung des Erblassers 
ist ungültig.“ Eine relativ neue Lösung im Bereich des Erbrechts 
in Polen ist die Möglichkeit der Erbfolge durch Familienstiftung. 
Gemäß Art. 927 § 3 ZGB „Eine vom Erblasser testamentarisch 
errichtete Stiftung oder Familienstiftung kann der gesetzliche 
Erbe sein, wenn sie innerhalb von zwei Jahren nach der Ver-
kündung des Testaments in das Register eingetragen wird.“ Die 
Vorschriften des polnischen Vermächtnisrechts sehen die Mög-
lichkeit einer Erbschaft auf der Grundlage der Bestimmungen des 
Gesetzes oder auf der Grundlage eines Testaments vor. Gemäß 
Artikel 931 ZGB „in erster Linie sind die Kinder des Erblassers 
und seines Ehegatten gesetzlich zur Erbfolge berufen; sie erben 
zu gleichen Teilen. Der dem Ehegatten zuzurechnende Anteil darf 
nicht weniger als ein Viertel der gesamten Erbschaft betragen. 
Sind wiederum keine Abkömmlinge des Erblassers vorhanden, 
sind der Ehegatte und die Eltern des Erblassers von Gesetzes 
wegen zur Erbfolge berufen“20. Der Erbteil jedes Elternteils, der 
gemeinsam mit dem Ehegatten des Erblassers erbt, beträgt ein 
Viertel der gesamten Erbschaft. Ist die Vaterschaft des Elternteils 
nicht festgestellt, beträgt der Erbteil der Mutter des Erblassers, 
die gemeinsam mit ihrem Ehegatten erbt, die Hälfte der Erb-
schaft21. Es ist zu beachten, dass der Erbteil des Ehegatten, der 
gemeinsam mit den Eltern, Geschwistern und Abkömmlingen 
des Erblassers erbt, die Hälfte der Erbschaft beträgt22. Folglich 

	 19	 Gesetz vom 23. April 1964 – Zivilgesetzbuch, Gbl. 2022, Pos. 1360 in 
der geänderten Fassung.
	 20	 Art. 932 § 1 ZGB
	 21	 Art. 932 § 2 ZGB
	 22	 Art. 933 § 1 ZGB
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hat der Gesetzgeber auch beschlossen, dass in Abwesenheit der 
Nachkommen des Erblassers, der Eltern, der Geschwister und 
deren Nachkommen, die gesamte Erbschaft dem Ehegatten des 
Erblassers zufällt23. Die vorgenannten Regelungen weisen darauf 
hin, dass der Gesetzgeber den Ehegatten des Erblassers zu einer 
privilegierten Person gemacht hat. Dies steht im Einklang mit 
allen in Polen geltenden gesetzlichen Regelungen, die die Insti-
tution der Ehe mit besonderem Schutz umgeben, Vermögens-
verhältnissen, einschließlich des Erbrechts, widerspiegelt. Es ist 
jedoch zu beachten, dass die Bestimmungen über die gesetzliche 
Erbfolge nicht für den getrennt lebenden Ehegatten des Erblas-
sers gelten24. Außerdem:

Jeder Ehegatte, der von Gesetzes wegen gemeinsam 
mit anderen Erben erbt, mit Ausnahme der Abkömm-
linge des Erblassers, die zur Zeit seines Todes mit ihm 
zusammenlebten, kann aus der Erbschaft über seinen 
Erbteil hinaus Haushaltsgegenstände beanspruchen, 
die er zu Lebzeiten des Erblassers gemeinsam mit dem 
Erblasser oder ausschließlich allein genutzt hat. Für 
die diesbezüglichen Ansprüche des Ehegatten gelten 
die Vorschriften über das gewöhnliche Vermächtnis 
entsprechend. Der oben genannte Anspruch steht dem 
Ehegatten nicht zu, wenn die Lebensgemeinschaft der 
Ehegatten zu Lebzeiten des Erblassers beendet wurde25.

Allerdings ist zu erwähnen, dass der Ehegatte von der Erbfolge 
ausgeschlossen ist26.

Für die wirtschaftlichen Beziehungen ist wiederum die Bestim-
mung des Artikels 1831 im Gesetzbuch über die Handelsgesell-
schaften von Bedeutung27: „Der Gesellschaftsvertrag kann die 
Beteiligung des Ehegatten eines Partners an der Gesellschaft 

	 23	 Art. 933 § 2 ZGB
	 24	 Art. 9351 ZGB
	 25	 Art. 939 ZGB.
	 26	 Art. 940 § 1 ZGB
	 27	 Gesetz vom 15. September 2000 – Gesetz über die Handelsgesell-
schaften, Gbl. 2022, Pos. 1467 in der geänderten Fassung.
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beschränken oder ausschließen, wenn der Anteil oder die Anteile 
von der ehelichen Gütergemeinschaft umfasst sind“. Diese 
Bestimmung soll die Interessen der bestehenden Gesellschafter 
vor dem Erwerb von Gesellschaftsanteilen durch den Ehegatten 
des Gesellschafters schützen.

Zusammenfassung

Die oben dargestellten Regelungen sollten als Grundlagen für das 
Funktionieren der Ehe im Rahmen der zivilrechtlichen Beziehun-
gen betrachtet werden. Die Art und Weise, in der die Frage der 
Ehe von dem polnischen Gesetzgeber geregelt wurde, zeigt, dass 
das ordnungsgemäße Funktionieren und der Schutz der Ehe für 
ihn von großer Bedeutung sind. Daraus lässt sich schließen, dass 
die Institution der Ehe in Polen ordnungsgemäß unter Schutz 
gestellt ist. Dies bedeutet jedoch nicht, dass man nicht konti-
nuierlich Maßnahmen ergreifen sollte, die darauf abzielen, die 
erörterten Fragen zu überwachen, damit die Institution der Ehe 
als Fundament der Familie ständig gestärkt wird.
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Eintragung einer im Ausland geschlossenen 
Ehe ins polnische Personenstandsregister� 
unter Berücksichtigung des inländischen 
Verständnisses von der Eheschließung

Einleitung

Die polnischen Standesämter registrieren den Personenstand 
aufgrund von Rechtsereignissen, einschließlich familienrecht-
licher Ereignisse, die Auswirkungen auf den Personenstand im 
Sinne des polnischen Rechts haben1. Diese Ereignisse können 
auch im Ausland stattfinden. Die Voraussetzungen, die Form 
und die Wirkungen dieser Rechtsvorgänge können je nach dem 
Land, in dem sie sich ereignen, aufgrund des Prinzips der staat-
lichen Souveränität, der spezifischen Grundsätze des jeweiligen 
Rechtsbereichs, insbesondere im Bereich des Eherechts, und der 
fehlenden Überschneidung der Inhalte der Rechtsordnungen 
in der Welt unterschiedlich sein. Es gibt doch keine einheitlich 
ausgearbeiteten Regeln und Grundsätze für das Verständnis des 
Personenstandes, die in einem transnationalen Raum wie dem 
Recht der Europäischen Union gelten. Dies ist unter anderem 
darauf zurückzuführen, dass die EU-Institutionen nicht befugt 
sind, das Familienrecht in einem Mitgliedsstaat zu regeln – dies 
bleibt Sache der nationalen Gesetzgeber – und dass daher nicht 
alle Ereignisse, die den Personenstand einer Person nach dem 
Recht eines Staates betreffen, in einem anderen Staat gleich 

	 1	 Kasprzyk (2023), Wstęp. In: idem, P. Mostowik, P. Skubiszewski, 
Podręcznik urzędnika stanu cywilnego, Bd. 2: Obrót prawny z zagranicą 
w zakresie rejestracji stanu cywilnego, Kasprzyk (Hrsg.) Lublin. S.11.
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behandelt werden2. Dies führt zu sog. unvollständigen (lücken-
haften) Beziehungen, die in einem Staat voll wirksam, in einem 
anderen, aber ungültig oder von beschränkter Rechtswirkung 
sind, was generell alle dem polnischen Recht unbekannten Ereig-
nisse betrifft.

Im polnischen Rechtssystem in Bezug auf Eheschließungen 
kann man von Prinzipien sprechen, die die Rechtsordnung der 
Republik Polen prägen und beeinflussen. Ein solcher Grundsatz 
ist u.a. der Grundsatz der Einehe, der unmittelbar im Inhalt des 
Art. 13 § 1 des Gesetzes vom 25. Februar 1964 zum Ausdruck 
kommt – Familien- und Vormundschaftsgesetzbuch (FVGB)3, 
wonach „niemand eine Ehe eingehen kann, der bereits verheiratet 
ist“. Die Monogamie ist in Europa trotz des „Islamisierungspro-
zesses“ der Ehe fest verankert4. Ein weiterer Grundsatz – die 
Verschiedengeschlechtlichkeit der Ehegatten – ist ein Verfas-
sungsgrundsatz. In Art. 18 der polnischen Verfassung wird die 
Ehe eindeutig als Verbindung von Mann und Frau definiert5. 

	 2	 Kasprzyk (2023), Stan cywilny a obrót międzynarodowy w prawach 
rodzinnych. In: Międzynarodowe prawo rodzinne. Filiacja, Piecza na dzie-
ckiem. Alimentacja, Mostowik wissenschaftlicher Hrsg., Warszawa 2023, 
S. 191-193.
	 3	 Einheitlicher Text Gbl. 2023, Pos. 2809 (im Folgenden: FVGB).
	 4	 Zu diesem Thema siehe Bar (2007), Małżeństwo czasowe w prawie sza-
riatu i ustawodawstwie państw islamskich. In: Studia Prawnicze KUL, Nr. 1; 
Kaczmarczyk, Formalnoprawne aspekty zawarcia i rozwiązania małżeństwa 
muzułmanów w Polsce do 1946 roku. In: Przegląd Prawa Wyznaniowego 2018, 
Nr. 10.
	 5	 Der Inhalt von Artikel 18 der Verfassung geht auf die erste Fassung 
des Entwurfs einer Bestimmung zurück, die auf der Sitzung vom 2. Dezember 
1994 von W. Osiatyński vorgelegt wurde und die Folgendes vorsah: „Familie 
und Elternschaft stehen unter dem Schutz des Gesetzes“ – Bulletin des 
Verfassungsausschusses der Nationalversammlung 1995, Nr. 10, S. 155 (im 
Folgenden: Bulletin VaNv). Im Laufe der Arbeiten im Unterausschuss für die 
Ausarbeitung von Entwürfen des Verfassungsausschusses der Nationalver-
sammlung (im Folgenden: VaVn) wurden zwei neue Varianten der Bestim-
mung vorgelegt. In der ersten hieß es in Abs. 1: „Familie und Elternschaft 
stehen unter dem Schutz des Gesetzes“ Die zweite in Abs. 1 lautete: „Die 
Familie als grundlegende und primäre Gemeinschaft im Verhältnis zum Staat 
hat eigene und unveräußerliche Rechte“, während es in Absatz 2 heißt: „Die 
Ehe als Verbindung von Mann und Frau, Familie und Mutterschaft stehen 
unter dem Schutz des Staates“ (Bulletin VaNv 1995, Nr. 11, S. 228). In der 
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Ebenso ist die Ehe nur zwischen einem Mann und einer Frau nach 
Art. 1 FVGB zulässig. Bemerkenswert ist, dass es im derzeitigen 

Sitzung des Verfassungsausschusses der Nationalversammlung vom 4. April 
1995 argumentierte Winczorek bei der Erörterung der beiden Varianten des 
Wortlauts der Bestimmung im Hinblick auf Absatz 2 der Variante 2, der die 
Formulierung „als Verbindung von Mann und Frau“ enthält, dass „die Idee 
darin besteht, andere Ehen als die Verbindung von Mann und Frau auszu-
schließen“. Aber könnte eine andere Beziehung Ehe genannt werden? Das 
ist ein stagnierendes Konzept, das in der Rechtskultur seit der Römerzeit 
funktioniert. Wenn wir uns also an die stagnierenden Begriffe halten, kann 
es meines Erachtens keine andere Ehe geben als die zwischen einem Mann 
und einer Frau. Also Abs. 2 nach dem Löschen des Satzes: „als Verbindung 
von Mann und Frau“ hätte eine gewisse rechtliche Bedeutung“ (Bulletin 
VaNv 1995, Nr. 17, S. 31). Als Antwort argumentierte Andrzejewski, dass 
eine absolute Mehrheit entscheiden könne, dass „zum Beispiel die Ehe eine 
Verbindung zweier Männer sein wird“ (Bulletin VaNv 1995, Nr. 17, S. 31). 
Pastuszka argumentierte, dass Andrzejewski „seine Einschätzung der politi-
schen Rolle der Koalitionsmehrheit hinsichtlich der Möglichkeit, eine andere 
Ehe als die Verbindung von Mann und Frau zu akzeptieren, überschätzt“. In 
der Diskussion wurde hervorgehoben, dass es keine Tendenz gibt, solche 
Beziehungen gesetzlich zu regeln, was bedeutet, dass es nicht notwendig ist, 
in die Verfassung die Formel aufzunehmen, dass die Ehe eine Verbindung 
zwischen einer Frau und einem Mann ist (Bulletin VaNv 1995, Nr. 17, S. 32). 
In einer Erwiderung auf diese Auffassung wies Andrzejewski darauf hin, dass 

„in einigen Ländern Ehen zwischen zwei Männern bereits gesetzlich erlaubt 
sind“, und die angeführten Beispiele sollten „den Sinn der Beschränkung der 
Ehe auf einen solchen Umfang verdeutlichen, der sich aus dem Naturrecht 
oder dem Recht ergibt, das heute in Polen nicht in Frage gestellt wird“. Es 
wurde betont, dass sich „de lege ferenda herausstellen kann, dass, wenn wir 
eine Bestimmung über die Ehe erlassen, ohne zu sagen, worin sie besteht, sie 
jede beliebige Auslegung erfahren kann“. Es ist daher angebracht zu sagen, 
dass „die Ehe zweifellos einen Mann und eine Frau betrifft, und nicht ein-
mal zwei Männer, wie es heute bereits akzeptiert wird“ (Bulletin VaNv 1995, 
Nr. 17, S. 32). VaNv 1995, Nr. 17, S. 32). Es wurde auch darauf hingewiesen, 
dass, wenn die Verfassung „nicht nur auf der Grundlage einer bestimmten 
Axiologie, sondern auch auf der Grundlage einer bestimmten Zeitperspek-
tive“ verfasst wird, „eine klare Perspektive gegeben werden muss, um uns 
vor willkürlichen und übertriebenen Interpretationen zu schützen“ (Bulletin 
VaNv 1995, Nr. 17, S. 33). Im Laufe der Diskussion wurde auch die Behaup-
tung korrigiert, dass der Verfassungsentwurf des VaNv die Möglichkeit der 
Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts vorsieht. Es wurde darauf 
aufmerksam gemacht, dass dies nicht zulässig sei und dass „die Bestimmung 
über die Gleichstellung anderer Orientierungen aus dem Entwurf gestrichen 
wurde“ (Erklärung von Pastuszko vom 26. Februar 1997, Kurzbericht von der 
3. Sitzung der VaNv, S. 133).
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Recht der Europäischen Union keinen normativen Akt gibt, der 
die Mitgliedstaaten zur gesetzlichen Regelung und Formalisie-
rung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften verpflichten würde. 
Tatsächlich sind die Mitgliedstaaten bei der internen Regelung 
des materiellen Familienrechts autonom. Laut Mostowik:

Ein Eingriff de facto materieller Art wäre die Einfüh-
rung des Rechtsinstituts der Lebenspartnerschaft, die 
dauerhaft dem Recht des Staates der Eintragung unter-
liegt, verbunden mit dem Ausschluss der Möglichkeit 
der Anwendung der Ordre-public-Klausel aufgrund 
der Nichtakzeptanz einer solchen Konstruktion in 
der Rechtsordnung eines bestimmten Mitgliedstaates 
(damit die Klausel weitgehend nutzlos wird)6.

In ausländischen Rechtsordnungen gibt es gleichgeschlechtliche 
Ehen und Partnerschaften7. Im polnischen Rechtssystem hat die 
fehlende Institutionalisierung gleichgeschlechtlicher Ehen oder 
Partnerschaften zur Folge, dass sie de facto nicht in das Perso-
nenstandsregister eingetragen werden können8. Dies bedeutet 

	 6	 Mostowik (2011), Kwestie kompetencji Unii Europejskiej oraz 
warunków pomocniczości i proporcjonalności prawodawstwa unijnego na 
tle projektów rozporządzeń o jurysdykcji, prawie właściwym i skuteczności 
zagranicznych orzeczeń w majątkowych sprawach małżeńskich i partnerskich. 
In: Zeszyty Prawnicze, Nr 3, S. 31.
	 7	 Für weitere Informationen siehe Andrzejewski (Hrsg.), (2013), Związki 
partnerskie: debata na temat projektowanych zmian prawnych, Toruń 2013; 
Pawliczak (2014), Zarejestrowany związek partnerski a małżeństwo, War-
szawa, mit der dort zitierten Literatur.
	 8	 Zur Zulässigkeit der Verweigerung der Eintragung einer Partner-
schaft in Polen aufgrund der Ordre-public-Klausel siehe Urteil des Obersten 
Verwaltungsgerichts vom 19.06.2013, Az.-Nr. Akte II OSK 475/12 (LEX-
Nr. 1559780). In seiner Begründung führt das Oberste Verwaltungsgericht 
aus: „Zu den Ereignissen, die nach polnischem Recht zur Eintragung in die 
Personenstandsbücher führen, gehört nicht die Begründung einer Lebens-
partnerschaft. Die Begründung einer Lebenspartnerschaft hat keine recht-
liche Bedeutung für die Geburtsurkunde und den Umfang der Eintragungen 
über Ereignisse im Zusammenhang mit der Geburt […]. Die Regelung des 
Art. 7 des Gesetzes über das Internationale Privatrecht (IPR) zur Auslegung 
des öffentlichen Rechts ist für die Anwendung des Gesetzes über Personen-
standsurkunde deshalb von Bedeutung, weil zivilrechtliche Ereignisse die 
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jedoch nicht, dass die Nichtberücksichtigung eines solchen Ereig-
nisses im polnischen Rechtssystem zu seiner völligen Verneinung 
führt, denn wenn ein solches Ereignis durch eine ausländische 
öffentliche Urkunde bestätigt wird, ist diese Urkunde nach den 
Bestimmungen des Art. 1138 des Gesetzes vom 17. November 
1964 – Zivilprozessordnung ein Dokument mit gleicher Beweis-
kraft wie eine polnische öffentliche Urkunde9. Wenn also polni-
sche Staatsangehörige in solchen im Ausland geschlossenen Ehen 
eine bereits heterosexuelle Ehe eingehen wollen, haben sie diese 
rechtliche Möglichkeit und der Straftatbestand der Bigamie wäre 
nach polnischem Recht nicht erfüllt. Bei Ausländern hingegen 
ist ein Ehefähigkeitszeugnis gemäß Art. 79 Abs. 1 Nr. 3 des 
Gesetzes über Personenstandsurkunde10 vom 28. November 2014 
erforderlich. – In allen Ländern, in denen homosexuelle Ehen 
geschlossen werden können, besteht in der Praxis ein Verbot, 
während der Dauer dieser Ehen andere Partnerschaften einzu-
gehen. Unter Berücksichtigung der Bestimmungen von Art. 79 
Abs. 2. des Gesetzes über Personenstandsurkunde, Art. 562 der 
Zivilprozessordnung und Artikel 3 der FVGB ist ein Antrag auf 
Befreiung von der Vorlage der genannten Urkunde unzulässig, da 
in diesem Fall im Antrag selbst die Umstände angegeben werden 
müssen, die bestätigen, dass der Antragsteller nach dem gelten-
den Recht die Möglichkeit hat, eine Ehe einzugehen11.

Grundlage für die Vornahme öffentlich-rechtlicher Handlungen sind, die 
Eintragungshandlungen in Personenstandsregistern sind. Daraus ergibt sich 
die Bedeutung der Ordre-public-Klausel für die Beurteilung der Anwendung 
ausländischen Rechts auf die Führung von Personenstandsurkunden. Aus-
genommen hiervon sind Eintragungen in Personenstandsregister, wenn 
sie den in der Verfassungsverordnung verankerten Grundprinzipien der 
Rechtsordnung widersprechen.
	 9	 Einheitlicher Text. Gbl. 2023 Pos. 1550 [im Folgenden IPR].
	 10	 Einheitlicher Text. Gbl. 2023 Pos. 1378 [im Folgenden: Gesetz über 
Personenstandsurkunde].
	 11	 Derecka, Kasprzyk, Skubiszewski (2018), Dokument stwierdzający, 
że cudzoziemiec może zawrzeć małżeństwo zgodnie z właściwym prawem. 
Uwagi na tle art. 79 ust. 1 pkt 3 Prawa o aktach stanu cywilnego. In: Metryka. 
Studia z zakresu prawa osobowego i rejestracji stanu cywilnego, Nr. 1, S. 155.
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1. Nationale Heiratsurkunde

Gesetz über Personenstandsurkunde bezieht sich auf einen pol-
nischen Personenstandseintrag. Nach einer Analyse des Geset-
zes über Personenstandsurkunden kann man zu dem Schluss 
kommen, dass eine Personenstandsurkunde, einschließlich einer 
Heiratsurkunde, ein einmaliger Eintrag der Eheschließung in 
das Personenstandsregister (bis zum 1. März 2015 in einem 
Papierbuch) ist, in dem der Personenstand einer Person durch 
die amtliche Eintragung eines zivilrechtlichen Ereignisses, wie 
z. B. einer Eheschließung, zusammen mit dem Inhalt späterer 
(zusätzlicher) Eintragungen, die sich auf den Inhalt oder die 
Gültigkeit auswirken, als Grundform der Durchführung von Per-
sonenstandsvorgängen registriert wird. Hierbei handelt es sich 
nicht um einen Verwaltungsakt, eine Verwaltungsentscheidung, 
eine Art Protokoll oder Bescheinigung, sondern um eine völlig 
eigenständige Handlungsform einer Behörde, wie z.B. des Leiters 
des Standesamtes oder seines Stellvertreters.

Der Heiratsurkunde kommt eine besondere rechtliche Bedeu-
tung zu, da sie ein rechtliches Ereignis feststellt, das den Per-
sonenstand betrifft und für das eine Wahrheitsvermutung gilt, 
und als amtliche Urkunde mit erhöhter Beweiskraft mit dekla-
ratorischem Inhalt12 öffentliches Vertrauen genießt, die elek-
tronisch am Tag der Meldung des einzutragenden Ereignisses, 
gegebenenfalls am folgenden Werktag oder sofort, ausgestellt 
wird. In der Verordnung des Innenministers vom 9. Februar 2015 
über die Art und Weise der Führung des Personenstandsregisters 
und der Sammelakten der Personenstandsregistrierung13 spielt 
die Unterschrift des zuständigen Leiters des Standesamts bei 
der Erstellung einer Heiratsurkunde im Personenstandsregister 
die Rolle der Authentifizierung dieses Dokuments. Sie erfolgt 
in Form einer elektronischen Signatur, die durch ein Zertifikat 
verifiziert wird, das vom für die Informatisierung zuständigen 
Minister auf einer durch einen PIN-Code gesicherten Chipkarte 
ausgestellt wird.

	 12	 Siehe Ausnahme von Art. 1 § 2 FVGB
	 13	 Einheitlicher Text Gbl. 2016, Pos. 1904.
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2. Beweiskraft der polnischen Heiratsurkunde

Die Heiratsurkunde ist ein qualifizierter Personenstandsnachweis 
in dem Sinne, dass die Person, die eine Kopie der Urkunde vorlegt, 
von der Vorlage von Beweismitteln befreit ist. Die Beweiskraft der 
Heiratsurkunde ergibt sich aus Art. 3 des polnischen Gesetzes 
über Personenstandsurkunde. Danach ist die Heiratsurkunde der 
ausschließliche Beweis für die in der Heiratsurkunde beurkunde-
ten Ereignisse; eine Abweichung von der Wahrheit kann nur in 
einem gerichtlichen Verfahren nachgewiesen werden. Das Wort 

„ausschließlich“ im Wortlaut von Art. 3 des Gesetzes über Per-
sonenstandsurkunde bedeutet, dass nur anhand einer Heirats-
urkunde die Tatsache der Eheschließung nachgewiesen werden 
kann. Der Beweis, der sich aus dem Inhalt des Personenstands-
registers ergibt, kann daher nicht durch andere Beweismittel 
ersetzt werden. Zu diesen Beweismitteln zählen unter anderem 
Ausweispapiere, Urkunden und so genannte übereinstimmende 
Erklärungen der Verfahrensbeteiligten14. Zu beachten ist auch, 
dass der Grundsatz der ausschließlichen Beweiskraft des Perso-
nenstandsregisters nicht in einem extremen Sinne verstanden 
werden darf. Er kann sich daher nicht auf Angaben erstrecken, 
die nicht durch den Inhalt einer ordnungsgemäß erstellten 
Urkunde gedeckt sind. Die Beweiskraft des Personenstandsre-
gisters ist nicht in jedem Fall umfassend und erstreckt sich auf 
seinen gesamten Inhalt. Es ist zu unterscheiden zwischen dem 

„beweiskräftigen“ Teil der Urkunde und dem Rest der Urkunde. 
Nur der erste Teil stellt einen ausschließlichen Beweis für das 
dar, was darin amtlich festgestellt wurde.

3. Beweiskraft einer ausländischen 
Personenstandsurkunde

Keine Vorschriften des Gesetzes über Personenstandsur-
kunde regeln dieses Problem direkt. Die Frage der Gültigkeit 

	 14	 Siehe Entscheidung des Obersten Gerichtshofs vom 31. März 2006, 
Az.-Nr. Nr. IV CSK 103/05.
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ausländischer Personenstandsurkunden wird in der polnischen 
Rechtsordnung unter dem Gesichtspunkt des Status einer 
bestimmten ausländischen Urkunde im Zusammenhang mit der 
Möglichkeit ihrer Verwendung in der polnischen Rechtsordnung 
betrachtet; um z. B. als Personenstandsurkunde anerkannt zu 
werden, muss die Urkunde von einer für die Personenstandsre-
gistrierung zuständigen Behörde stammen und in der für diese 
Art von Urkunde vorgesehenen Form ausgestellt worden sein15. 
Grundsätzlich haben ausländische öffentliche Urkunden die 
gleiche Beweiskraft wie polnische öffentliche Urkunden – diese 
Lösung entspricht der Absicht des EU-Gesetzgebers, den „freien 
Verkehr von Dokumenten“ einzuführen. Was die Personenstands-
urkunden betrifft, so reicht der Besitz einer solchen Urkunde aus, 
um z. B. eine Eheschließung nachzuweisen, unabhängig davon, 
ob die Urkunde in das polnische Personenstandsregister über-
tragen wurde (Umschreibung)16. Die ausschließliche Beweiskraft 
einer Personenstandsurkunde kann sich aus einem völkerrecht-
lichen Vertrag ergeben, z. B. Art. 18 des Vertrages zwischen der 
Volksrepublik Polen und der Demokratischen Volksrepublik Alge-
rien von 197617; Art. 10 des Vertrages zwischen der Volksrepublik 

	 15	 Siehe Urteil des Obersten Verwaltungsgerichts vom 22. Oktober 2009, 
Az.-Nr. II, OSK 1613/2008.
	 16	 Siehe Entscheidung (7) des Obersten Gerichts vom 20. November 
2012, Az. III CZP 58/12, OSNC 2013, Nr. 5, Pos. 55, in der das Oberste Gericht 
feststellt: „Eine im Ausland ausgestellte Personenstandsurkunde stellt einen 
ausschließlichen Beweis für die darin angegebenen Ereignisse dar, auch 
wenn sie nicht in die polnischen Personenstandsregister eingetragen wurde 
[…].“ Nachdem eine ausländische Personenstandsurkunde in das polnische 
Personenstandsregister eingetragen wurde, wird sie zu einer polnischen 
Personenstandsurkunde, unabhängig davon, auf welchem Register sie beruht, 
und unterliegt daher den gleichen Regeln wie die in Polen erstellten Personen-
standsurkunden. […] Angesichts des begrenzten Kontrollumfangs schützt 
das Institut der Umschreibung das öffentliche Interesse, das in der Verwirk-
lichung der Grundsätze der Aktualität, Vollständigkeit und Richtigkeit der 
Personenstandsbücher zum Ausdruck kommt, nur in geringem Maße. Unter 
diesen Umständen wäre es nicht gerechtfertigt, ihm eine entscheidende 
Bedeutung für die Beweiskraft einer ausländischen öffentlichen Urkunde 
beizumessen.
	 17	 Gbl. 1982, Nr. 10, Pos. 73 i 74.
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Polen und der Arabischen Republik Ägypten von 199218; Art. 18 
des Vertrages zwischen der Volksrepublik Polen und der Tunesi-
schen Republik von 198519.

Die Annahme des Standpunkts, dass ausländische öffentli-
che Urkunden auf dem Gebiet der Republik Polen die gleiche 
Beweiskraft wie polnische öffentliche Urkunden haben, bezieht 
sich nur auf die in Polen registrierten Eintragungen, während 
andere darin enthaltene Daten keine solche Beweiskraft haben, 
deshalb haben sie nicht die gleiche Wirkung wie eine polnische 
Personenstandsurkunde.

4. Geltungsbereich des auf die Eheschließung 
anwendbaren Rechts

Es ist nicht ungewöhnlich, dass die Rechtsordnungen die Frage 
der Zulässigkeit der Eheschließung unterschiedlich regeln. Folg-
lich kann eine nach ausländischem Recht zulässige Eheschließung 
nach polnischem Recht unzulässig sein und umgekehrt. Es ist 
daher erforderlich, das anwendbare Recht zu bestimmen, das in 
einem bestimmten Fall als Grundlage für die Entscheidung über 
die Zulässigkeit der Eheschließung heranzuziehen ist. In diesem 
Zusammenhang wird auf die im Gesetz vom 4. Februar 2011 – 
Internationales Privatrecht (IPR) – enthaltenen Kollisionsnor-
men verwiesen20. Das auf das Ehehindernis anwendbare Recht 
ist auf der Grundlage von Artikel 48 (IPR) zu bestimmen, der 
vorsieht, dass sich die Möglichkeit, eine Ehe einzugehen, für 
jede Partei nach ihrem Heimatrecht zum Zeitpunkt der Ehe-
schließung bestimmt; die Zuständigkeit des Heimatrechts ist in 
Artikel 2 (IPR) vorgesehen21. Es sei daran erinnert, dass bei der 

	 18	 Gbl. 1994, Nr. 34, Pos. 126.
	 19	 Gbl. 1987, Nr. 11, Pos. 71.
	 20	 Gbl. 2023, Pos. 503 [im Folgenden IPR].
	 21	 Soll eine Ehe mit einem Ausländer geschlossen werden, der nicht die 
polnische Staatsangehörigkeit besitzt, erfolgt die Prüfung der Ehehindernisse 
durch das Gericht in der Regel im Rahmen eines Verfahrens zur Befreiung 
des Ausländers von der Pflicht zur Vorlage einer Urkunde, aus der hervorgeht, 
dass er nach dem anwendbaren Recht eine Ehe schließen kann.
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Eheschließung zwischen Nupturienten, von denen einer Aus-
länder ist, ausländisches Recht im Umfang der Ehehindernisse 
angewendet werden kann. Um eine Normenkollision bei Ehehin-
dernissen zu vermeiden, fordert der Leiter des Standesamtes in 
Polen, vor dem die Ehe geschlossen werden soll, den Ausländer 
auf, ein Dokument vorzulegen, aus dem hervorgeht, dass er nach 
dem geltenden Recht die Ehe schließen kann22. Soll die Ehe im 
Ausland geschlossen werden, wird eine gleichwertige Bescheini-
gung darüber ausgestellt, dass die Ehe nach polnischem Recht 
geschlossen werden kann23. Das anwendbare Recht ist das Recht, 
das in Art. 48 IPR unter Berücksichtigung der Art. 2, 3 und 4(1) 
dieses Gesetzes bestimmt wird. Wollte sich ein Ausländer in 
Polen auf die Möglichkeit berufen, mit einer Person des glei-
chen Geschlechts nach seinem Heimatrecht eine Ehe einzugehen, 
würde der Vorbehalt der öffentlichen Ordnung der Anwendung 
des ausländischen Rechts entgegenstehen.

Im Rahmen der Analyse des auf eine Eheschließung anwend-
baren Rechts sollte in jedem Einzelfall geprüft werden, ob ein 
internationales Übereinkommen als Grundlage für die Bestim-
mung des anwendbaren Rechts herangezogen werden sollte24. 

	 22	 Siehe Art.79 Abs.1 Punkt 3 des Gesetzes über Personenstandsurkunde. 
Der Verweis auf die nationalen Kollisionsnormen kann in bestimmten Situ-
ationen zu Schwierigkeiten führen, insbesondere wenn eine ausländische 
Behörde eine in Polen ausgestellte Bescheinigung von einer Person verlangt, 
die diese Bescheinigung hier nicht erhalten kann, z.B. wenn nach dem Recht 
des Staates, in dem die Ehe geschlossen werden soll, die Ehefähigkeit der Ehe-
gatten der Zuständigkeit der Gerichte unterliegt und der Ausländer seinen 
Wohnsitz in Polen hat.
	 23	 Siehe Art. 83 des Gesetzes über Personenstandsurkunde, zu diesem 
Thema siehe Wojewoda (2015), Zaświadczenie stwierdzające, że zgodnie z pra-
wem polskim można zawrzeć małżeństwo – geneza, znaczenie praktyczne oraz 
zasady wydawania. In: Metryka. Studia z zakresu prawa osobowego i rejestracji 
stanu cywilnego, Nr. 2, S. 15-69.
	 24	 Der Anknüpfungspunkt der Staatsangehörigkeit ist in vielen bilate-
ralen Abkommen, denen Polen beigetreten ist, das grundlegende Mittel zur 
Bestimmung des auf die materiellen Voraussetzungen der Eheschließung 
anwendbaren Rechts. Die Voraussetzungen der Eheschließung richten sich 
nach dem Recht des Staates, dessen Staatsangehörigkeit der Nupturient 
besitzt, und der Form der Eheschließung nach dem Recht des Staates, in dem 
der Ort der Eheschließung liegt, und zwar in den Abkommen von: Öster-
reich (Art. 24(2)), Tschechoslowakei (Art. 25(1) und (2) – jetzt Tschechische 
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Hinsichtlich der Eheschließung außerhalb des Landes im Rah-
men des nationalen Eheschließungsrechts sollten auch die inter-
nationalen Abkommen, denen Polen beigetreten ist, ständig 
überprüft werden. Ein Beispiel hierfür ist Artikel 21 Absatz 2 des 
am 27. Mai 198025 in Helsinki unterzeichneten Abkommens zwi-
schen der Volksrepublik Polen und der Republik Finnland über 
Rechtsschutz und Rechtshilfe in Zivil-, Familien- und Strafsachen, 
wonach bei einer in Finnland geschlossenen Ehe für die Beurtei-
lung der Voraussetzungen für deren Abschluss finnisches Recht 
anzuwenden ist. Seit dem 1. März 2017 sind gleichgeschlechtliche 
Ehen in Finnland rechtmäßig. Die Geschäftsfähigkeit polnischer 
Staatsangehöriger, die in Finnland eine gleichgeschlechtliche 
Ehe schließen möchten, könnte daher nach finnischem Recht 
beurteilt werden, wie es in dem bilateralen Abkommen zum Aus-
druck kommt. Aus diesem Grund hat Polen das obige Abkommen 
mit Wirkung zum 16. Oktober 2021 gekündigt26.

Republik und Slowakei), Bulgarien (Art. 22(2)), Weißrussland (Art. 26(1) und 
(2)), Rumänien (Art. 29), Ungarn (Art. 31(2)), Litauen (Art. 25(1)), Lettland 
(Art. 27(1) und (2)), Frankreich (Art. 4(1), (2) und (3)), Estland (Art. 26(1) und 
(2)), Vietnam (Art. 23(1) und (2)), Kuba (Art. 24(1) bis (3)), Nordkorea (Art. 
18(1) und (2)) und Russland (Art. 24(1)). 23(1) und (2)), Kuba (Art. 24(1) bis (3)), 
Nordkorea (Art. 18(1) und (2)) und Russland (Art. 24(1) und (2)), mit der Aus-
nahme, dass diese Vorschrift eine ergänzende Regelung enthält, wonach hin-
sichtlich der Ehehindernisse zusätzlich das Recht des Staates (Vertragsstaat, 
d.h. Polen bzw. Russland) zu berücksichtigen ist, in dessen Hoheitsgebiet die 
Ehe geschlossen wird. Die Regel des nationalen Rechts des Eheschließenden 
findet sich auch im Übereinkommen mit dem ehemaligen Jugoslawien, mit 
der Ausnahme, dass nach Art. 25 Abs. 1 Satz. 2 „die Vorschriften des Rechts 
der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet die Ehe geschlossen wird, über 
bestimmte Ehehindernisse (frühere Eheschließung, Schwägerschaft, Geis-
teskrankheit und Geschäftsunfähigkeit) auf Staatsangehörige der anderen 
Vertragspartei Anwendung finden“. Das Übereinkommen regelt die Form der 
Eheschließung nach dem Recht des Staates, in dem die Ehe geschlossen wird.
	 25	 Gbl. 1981, Nr. 27, Pos. 140 und 141.
	 26	 Vgl. Gesetz vom 21. Februar 2019 über die Kündigung des Abkommens 
zwischen der Volksrepublik Polen und der Republik Finnland über Rechts-
schutz und Rechtshilfe in Zivil-, Familien- und Strafsachen, unterzeichnet 
in Helsinki am 27. Mai 1980Gbl. 2019, Pos. 672; Urkunde über die Kündigung 
des Abkommens, zwischen der Volksrepublik Polen und der Republik Finn-
land über Rechtsschutz und Rechtshilfe in Zivil-, Familien- und Strafsachen, 
unterzeichnet in Helsinki am 27. Mai 1980, Gbl. 2019, Pos. 2015; Regierungs-
erklärung vom 25. September 2019 über die Kündigung des am 27. Mai 1980 in 
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5. Grundlage für die Ausstellung einer 
Heiratsurkunde über die Eheschließung im Ausland

Die Urkunde über eine im Ausland geschlossene Ehe wird auf der 
Grundlage folgender Unterlagen ausgestellt: 1) der von einem 
Konsul ausgestellten Protokolls über die Abgabe der Erklärung 
über die Eheschließung27, 2) der Registrierung eines außerhalb 
der Republik Polen stattgefundenen Ereignisses in Form einer 
materiell-technischen Urkunde, wenn es im Land, in dem die 
Ehe geschlossen wurde, keine Personenstandsregistrierung28 
gibt, 3) der Rekonstruktion einer ausländischen Personenstands-
urkunde29, die die Eheschließung bestätigt, 4) die Umschreibung 
einer ausländischen Personenstandsurkunde, die die Eheschlie-
ßung bestätigt30. Im weiteren Teil des Beitrags werden die ver-
schiedenen Grundlagen für die Ausstellung einer im Ausland 
geschlossenen Eheurkunde aus der Sicht des nationalen Ehebe-
griffs dargestellt, wobei die letzte Methode, d. h. die Umschrei-
bung einer solchen Urkunde, d.h. die Eintragung in das polnische 
Personenstandsregister, für die standesamtliche Praxis die größte 
Bedeutung hat.

5.1. Das vom Konsul erstellte Protokoll über die Eheschließung

Im ersten Fall handelt es sich um die sog. „Konsularehe“, die 
in der Form geschlossen wird, die das Recht des Staates vor-
sieht, für den der diplomatische Vertreter (Konsul) tätig ist. Der 
Abschluss einer solchen Ehe ist grundsätzlich zulässig, wenn: 
(a) keiner der Ehegatten die Staatsangehörigkeit des Staates 
besitzt, in dessen Hoheitsgebiet die Ehe geschlossen wird und 
in dessen Hoheitsgebiet die diplomatische Vertretung oder das 

Helsinki unterzeichneten Abkommens zwischen der Volksrepublik Polen und 
der Republik Finnland über Rechtsschutz und Rechtshilfe in Zivil-, Familien- 
und Strafsachen durch die Republik Polen, Gbl. 2019, Pos. 2016.
	 27	 Siehe. Art. 86 Abs. 2 des Gesetzes über Personenstandsurkunde.
	 28	 Siehe. Art. 99 Abs. 1 des Gesetzes über Personenstandsurkunde.
	 29	 Siehe. Art. 109 Abs. 1 des Gesetzes über Personenstandsurkunde.
	 30	 Siehe. Art. 104 Abs. 1 des Gesetzes über Personenstandsurkunde.
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Konsulat ihren Sitz hat, b) mindestens einer der Ehegatten die 
Staatsangehörigkeit des Staates besitzt, in dessen Konsulat 
oder Vertretung die Ehe geschlossen wird, c) die diplomatische 
oder konsularische Vertretung nach dem Recht des Endstaates 
befugt ist, konsularische Ehen zu schließen, d) die Durchfüh-
rung einer konsularischen Eheschließung nach dem Recht des 
Staates, in dessen Hoheitsgebiet die diplomatische Vertretung 
tätig ist und in dem die Ehe geschlossen werden soll, zulässig 
ist, e) ein Konsul in einer polnischen diplomatischen Vertretung 
nach polnischem Recht befugt ist, eine Erklärung über die Ehe-
schließung entgegenzunehmen. Die Regelung des Art. 49 Abs. 2 
IPR ermöglicht polnischen Staatsangehörigen die Eheschließung 
vor einem polnischen Konsul31. Im Rahmen der Beurteilung der 
formellen Voraussetzungen für die Gültigkeit einer im Ausland 
geschlossenen Ehe ist die Anwendung der Ordre-public-Klausel 
(Art. 7 IPR) grundsätzlich nicht zulässig. Ausnahmsweise kann 
jedoch eine sog. Konsensehe eines polnischen Staatsangehö-
rigen (also eine Ehe, die solo consensu geschlossen wurde), d.h. 
eine Ehe, die formlos geschlossen wurde (z.B. eine Ehe, die „per 
Telefon“ geschlossen wurde – marriage by telephone, bekannt aus 
den Rechtssystemen einiger US-Bundesstaaten), gerade wegen 
der oben genannten Klausel oder wegen der Qualifizierung einer 
solchen „Ehe“ als rein faktische Verbindung nach polnischem 
Recht nicht als bestehend anerkannt werden32. Es ist wichtig 
anzumerken, dass ein polnischer Konsul Erklärungen über eine 
Eheschließung nur von zwei polnischen Staatsangehörigen ent-
gegennehmen kann, da die Bestimmung des Art. 49 Abs. 2 des 
polnischen IPR die Anerkennung der Gültigkeit einer im Ausland 
geschlossenen Ehe in der Heimatform jeder Partei vorsieht. Ein 
polnischer Konsul kann Erklärungen über die Eheschließung 
nur von zwei polnischen Staatsangehörigen entgegennehmen, 
da die Bestimmung des Art. 49 Abs. 2 des polnischen FVGB die 
Anerkennung der Gültigkeit einer im Ausland geschlossenen Ehe 

	 31	 Siehe. Art. 76 Abs. 1 des Gesetzes über Personenstandsurkunde.
	 32	 Pietrzykowski (2017), Art. 49. In: Prawo prywatne międzynarodowe. 
Komentarz, J. Poczobut, (Hrsg.), Warszawa 2017 [online] https://sip.lex.pl/#/
commentary/587726403/523843 [abgerufen am: 22.07.2023].
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in der Heimatform jeder Partei vorsieht33. Die Eheschließung vor 
einem polnischen Konsul unterliegt nicht dem Recht des Ortes 
der Eheschließung (dem Recht des Empfangsstaates), sondern 
dem polnischen Recht, sowohl in Bezug auf die Möglichkeit als 
auch auf die Form der Eheschließung34. Es wäre daher nicht 
gerechtfertigt, die Eheschließung vor einem Konsul und ihre 
Registrierung unter dem Gesichtspunkt des nationalen Ehever-
ständnisses weiter zu erörtern. Hinzuzufügen ist, dass abgesehen 
von der Schließung einer Konsulatsehe auch bei einem polni-
schen Staatsbürger, der im Ausland außerhalb eines Konsulats 
heiraten möchte, oder bei einem Ausländer, der dem polnischen 
Recht unterliegt, letzterer für die Beurteilung der Möglichkeit 
des Abschlusses der Ehe zuständig ist.

5.2. Eintragung einer außerhalb der Republik Polen 
geschlossenen Ehe, wenn im Land der Eheschließung keine 
standesamtliche Eintragung erfolgt

Eine der Verfahrensarten, die in den Vorschriften über die Aus-
stellung einer polnischen Heiratsurkunde auf der Grundlage einer 
ausländischen Urkunde geregelt sind, ist die Registrierung eines 
außerhalb der Republik Polen stattgefundenen Ereignisses. Siehe 
Art. 99 des Gesetzes über Personenstandsurkunde, ähnlich wie 
Art. 70 des polnischen Gesetzes über Personenstandsurkunde von 
1986 oder Art. 59 dieses Gesetzes von 1955, die eine Ausnahme 
vom Territorialitätsprinzip der Eintragung darstellt, ermöglicht 
die Eintragung einer Ehe in das Personenstandsregister, wenn 
diese außerhalb der Republik Polen geschlossen wurde und am 
Ort der Eheschließung kein Personenstandsregister besteht35. 

	 33	 Gbl. 2023, Pos. 1329.
	 34	 Vergleicht man das Institut der Konsulatsehe mit den Kollisions-
normen, die das auf die Ehe anwendbare Recht bestimmen, so stellt man 
fest, dass es sich um eine besondere Ausnahme von diesen handelt.
	 35	 Nach Angaben des Innenministeriums ist unter „Nichtführung eines 
Personenstandsregisters“ eine Situation zu verstehen, in der „die Regist-
rierung vom betreffenden Land überhaupt nicht oder nicht in getrennter 
Form in Form von Personenstandsregistern geführt wird+, siehe Schreiben 
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Voraussetzung für die Anwendung des Art. 99 Abs. 1 des Geset-
zes über Personenstandsurkunde ist der Nachweis, dass ein im 
Ausland stattgefundenes Ereignis dort nicht registriert wurde, 
z. B. aufgrund eines Versehens oder der mangelnden Funktions-
fähigkeit des Registers bzw. der fehlenden Möglichkeit aufgrund 
z. B. von Kriegshandlungen u.ä. oder aufgrund der Tatsache, dass 
das Register überhaupt nicht geführt wird. Der Leiter des Stan-
desamtes nimmt nicht nur die Beurkundung vor, sondern auch 
eine materielle Beurteilung; er sollte unter anderem: 1) prüfen, 
ob das betreffende Ereignis nicht bereits zuvor in Form eines 
Personenstandseintrags im Personenstandsregister eingetragen 
wurde (Art. 21 des Gesetzes über Personenstandsurkunde); 2) 
vom Antragsteller Nachweise für die Richtigkeit der erklärten 
Daten verlangen, die eingetragen werden sollen – und wenn 
diese Nachweise als unzureichend angesehen werden; 3) eine 
Untersuchung zur Feststellung des Sachverhalts durchführen 
(Art. 22 des Gesetzes über Personenstandsurkunde)

Der Leiter des USC lehnt die Registrierung eines Ereignisses 
ab36, wenn: 1) der Antragsteller kein Dokument vorlegt, das das 
Ereignis bestätigt, und die Beweise die im Antrag enthaltenen 
Daten nicht bestätigen; in einem solchen Fall ist es notwendig, 
das Gericht gemäß Art.189 der Zivilprozessordnung anzurufen, 
um das Bestehen eines Rechtsverhältnisses oder eines Rechts 
festzustellen, wenn der Antragsteller ein rechtliches Interesse 

der Abteilung für Zivilangelegenheiten des Innenministeriums vom 28. Juli 
2015, Az.: DSO- -WSC-6000-208/2015.
	 36	 Siehe Art. 100 des Gesetzes über Personenstandsurkunde. Obwohl 
der Gesetzgeber die Formulierung „der Leiter des Standesamtes oder der 
Konsul verweigert die Eintragung des Ereignisses“ verwendet und damit 
eine disjunktive Alternative zwischen diesen Instanzen benutzt, ist der 
Bedeutungsumfang der von diesen Instanzen ergriffenen Maßnahmen nicht 
derselbe. Ein Konsul ist nur dafür zuständig, einen schriftlichen Antrag 
auf Eintragung eines Ereignisses, das außerhalb der Grenzen der Republik 
Polen stattgefunden hat, anzunehmen, der die Eintragung der Geburt oder 
des Todes eines polnischen Bürgers betrifft, und ein Protokoll über die Ein-
tragung der Geburt oder des Todes zu erstellen. Die Ablehnung des Konsuls, 
ein Ereignis zu registrieren, wenn der Antragsteller keine Urkunde vorlegt, 
die das Ereignis bestätigt, oder wenn die Registrierung des Ereignisses die 
Grundprinzipien der Rechtsordnung der Republik Polen verletzen würde, ist 
gleichbedeutend mit der Ablehnung, ein Protokoll auszustellen.
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daran hat, b) wenn die Ehe im Lichte des anwendbaren Rechts 
nicht gültig geschlossen wurde; es sollte vor allem festgestellt 
werden, ob die Ehe in einer Form geschlossen wurde, die mit 
dem Recht des Landes, in dem sie geschlossen wurde, überein-
stimmt, oder ob zumindest die vom Gesetz vorgeschriebene 
Form eingehalten wurde, 2) wenn sie den Grundprinzipien der 
Rechtsordnung der Republik Polen widersprechen würde37.

5.3. Wiedergabe einer ausländischen Personenstandsurkunde 
über die Eheschließung

Die Wiedergabe ist nichts anderes als die Feststellung des Inhalts 
der erstellten Personenstandsurkunde, und die Wiedergabe ist 
die einzige Möglichkeit, den Inhalt dieser Urkunde festzustel-
len38. Der Gesetzgeber hat in Artikel 109 des Gesetzes über Perso-
nenstandsurkunde materiellen und rechtlichen Voraussetzungen 
festgelegt, deren kumulative Erfüllung die Wiedergabe einer 
ausländischen Personenstandsurkunde durch den Leiter des 
Standesamtes rechtfertigt. Diese Voraussetzungen sind: 1) der 
Eintritt eines Ereignisses im Ausland, 2) die Registrierung des 
Ereignisses durch eine örtlich zuständige Stelle in Form einer 
Personenstandsurkunde nach dem Recht des Ortes, an dem sie 
ausgestellt wurde, 3) die Unmöglichkeit, eine Urkunde, die eine 
Personenstandsurkunde darstellt, in Form einer Abschrift zu 
erhalten, oder erhebliche Schwierigkeiten im Zusammenhang 
mit ihrer Beschaffung.

Der Leiter des Standesamtes lehnt die Wiedergabe des 
Inhalts einer ausländischen Personenstandsurkunde ab, wenn: 

	 37	 Art. 40 des polnischen Gesetzes über Personenstandsurkunde findet 
keine Anwendung.
	 38	 Für weitere Informationen siehe: Korzeniowska-Polak (2016), Odt-
worzenie zagranicznego dokumentu stanu cywilnego. In: Metryka. Studia 
z zakresu prawa osobowego i rejestracji stanu cywilnego, Nr. 1, S. 163 ff.: 
Kasprzyk, Odtworzenie zagranicznych dokumentów stanu cywilnego. In: 
idem, P. Mostowik, P. Skubiszewski, Podręcznik urzędnika stanu cywilnego, 
Bd. 2: Obrót prawny z zagranicą w zakresie rejestracji stanu cywilnego, 
Kasprzyk (Hrsg.) Lublin, S.317 ff.
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1) der Antragsteller kein Dokument vorlegt, das das Ereignis 
unbestreitbar bestätigt, 2) es ein anderes Ereignis als eine Ehe-
schließung bestätigt, 3) die Wiedergabe des Inhalts eines aus-
ländischen Personenstandsdokuments den Grundprinzipien der 
Rechtsordnung der Republik Polen widersprechen würde.

Im letzteren Fall sollte der Leiter des Standesamtes die Aus-
wirkungen der Wiedergabe berücksichtigen. Ein Beispiel für den 
Widerspruch der Wiedergabe mit der Ordre-public-Klausel kann 
die Wiedergabe eines Dokuments sein, das eine vorübergehende 
Ehe bestätigt (Verstoß gegen den Grundsatz der Dauerhaftigkeit 
der Ehe, den Grundsatz der Gleichberechtigung der Ehegatten 
oder den Verfassungsgrundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz). 
Ein anderes Beispiel wäre die Wiederherstellung einer Urkunde, 
die die zweite Ehe eines Mannes bestätigt, der eine gültige Bezie-
hung zu einer anderen Frau unterhält.

5.4. Umschreibung einer ausländischen 
Personenstandsurkunde über die Eheschließung

Gemäß § 104 Abs. 1 Personenstandsgesetz kann eine ausländische 
Personenstandsurkunde, die ein Ereignis und dessen Beurkundung 
nachweist, durch Umschreibung (lat. transcripto) in das Perso-
nenstandsregister übertragen werden39. Erstens ist eine solche 

	 39	 Hinsichtlich der Rechtsnatur der Umschreibung äußerte die Doktrin 
zu diesem Thema zwei gegensätzliche Meinungen. Nach der einen Ansicht 
hat die Eintragung eines ausländischen Personenstandsregisters in die pol-
nischen Personenstandsbücher den Charakter einer Registrierung: Gondorek, 
Ustowska (1991), Prawo o aktach stanu cywilnego. Komentarz. Przepisy 
wykonawcze i związkowe, Warszawa, S. 306; Wypych (2003), Charakter 
prawny transkrypcji aktu stanu cywilnego sporządzonego za granicą. In: 
Kwartalnik Prawa Prywatnego, Nr. 1, S. 195; Rafacz-Krzyżanowska (1957), 
Kilka uwag o właściwości sądu w sprawach o sprostowanie aktów stanu 
cywilnego. In: Nowe Prawo 1957, Nr. 1, S. 106). Nach der Gegenauffassung 
hat die Transkription keinen Registercharakter, sondern ist lediglich eine 
sprachliche und formale Übertragung eines ausländischen Personenstands-
registers in ein polnisches: Litwin (1961), Prawo o aktach stanu cywilnego, 
Komentarz, Warszawa, S. 520; Wojewoda (2009), Transkrypcja aktu stanu 
cywilnego sporządzonego za granicą. In: Kwartalnik Prawa Prywatnego, Nr. 4, 
S. 1091; Kasprzyk (2010), Sporządzanie aktów stanu cywilnego na podstawie 
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Übertragung im Prinzip nicht obligatorisch, aber wenn ein polni-
scher Staatsbürger im Ausland heiratet, dazu eine standesamtliche 
Eintragung beantragt oder einen polnischen Personalausweis oder 
eine PESEL-Nummer beantragt, über eine Personenstandsurkunde 
verfügt und die frühere Ereignisse auf dem Gebiet der Republik 
Polen bestätigt, dann ist die Umschreibung obligatorisch; Zwei-
tens zeichnet sie sich durch das relative Fehlen einer inhaltlichen 
Kontrolle der in der ausländischen Personenstandsurkunde ent-
haltenen Eintragungen aus; drittens besteht sie in einer getreuen 
und wortgetreuen Übertragung des Inhalts der ausländischen 
Personenstandsurkunde sowohl in sprachlicher als auch in forma-
ler Hinsicht, d. h. es handelt sich um eine exakte Wiedergabe des 
Inhalts der ausländischen Urkunde im Register ohne Änderungen 
oder Korrekturen, wobei die für die nationale Registrierung von 
Eheschließungen geltende Form gewahrt bleibt. Die Schreibweise 
der Vor- und Familiennamen der in der ausländischen Personen-
standsurkunde genannten Personen bleibt unverändert. Viertens 
führt die Umschreibung dazu, dass auf Antrag des Betroffenen oder 
von Amts wegen eine polnische Heiratsurkunde ausgestellt wird40. 
Somit führt die Umschreibung zur Erstellung einer polnischen Per-
sonenstandsurkunde, die eine Kopie des ausländischen Originals 
darstellt41. Es ist hervorzuheben, dass eine auf diese Weise erstellte 

dokumentów zagranicznych. Uwagi na tle art. 73 ust 1 ustawy prawo o aktach 
stanu cywilnego. In: Roczniki Nauk Prawnych, Bd. 20, Nr. 2, S. 221; Czaj-
kowska, Pachniewska (2011), Prawo o aktach stanu cywilnego. Komentarz, 
Warszawa, S. 241). Auch der Oberste Gerichtshof vertrat in der Entschei-
dung vom 8. August 2003, Az. V CK 6/02 (OSNC 2004, Nr. 7-8, Pos. 131) die 
Auffassung, dass die Umschreibung nur die Erstellung eines inländischen 
Rechtsakts darstellt, der einen Auszug aus einem ausländischen Rechtsakt 
wiedergibt, und daher keinen Registrierungscharakter hat. Diese Position 
wurde dann vom Obersten Gerichtshof in den Postulaten vom 16. März 2007, 
Az. III CSK 380/06 (unveröffentlicht), vom 15. April 2011, Az. III CZP 12/11 
(unveröffentlicht) und vom 3. Juni 2011, Az. III CSK 259/10 (unveröffentlicht) 
einheitlich übernommen.
	 40	 Siehe. Art. 104 Abs. 4 und 6 des Gesetzes über Personenstandsurkunde.
	 41	 Siehe Entscheidung (7) des Obersten Gerichts vom 20. November 
2012, Az. III CZP 58/12, OSNC 2013, Nr. 5, Pos. 55, in der das Oberste Gericht 
feststellt: „Nachdem eine ausländische Personenstandsurkunde in das pol-
nische Personenstandsregister eingetragen wurde, wird sie zu einer polni-
schen Personenstandsurkunde, unabhängig davon, auf welchem Register sie 
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polnische Heiratsurkunde wie jede andere im nationalen Melde-
wesen erstellte Personenstandsurkunde behandelt wird42. Das 
Ergebnis dieses Verfahrens ist die Ausstellung einer vollständigen 
Abschrift der Urkunde43. Nach Angaben des Obersten Gerichtshofs

beruht, und unterliegt daher den gleichen Regeln wie die in Polen erstellten 
Personenstandsurkunden“. Sein weiteres Schicksal in der polnischen Rechts-
ordnung ist unabhängig vom Schicksal des ausländischen Registers, das 
Gegenstand der Umschreibung war. Folglich hat die Aufhebung, Berichtigung 
oder Ergänzung eines im Ausland erstellten umgeschriebenen Registers keine 
unmittelbare Auswirkung auf den Status des Registers in Polen, und die 
Aufhebung, Berichtigung oder Ergänzung eines Registers in Polen ist unab-
hängig davon, ob die gleichen Ereignisse im Ausland stattgefunden haben. 
[…] Im Ausland erlassene Urkunden können unabhängig vom Datum ihrer 
Erstellung und dem Datum des Ereignisses, auf das sich die Urkunde bezieht, 
ins polnische Personenstandsregister eingetragen werden. Die Eintragung 
in polnische Personenstandsbücher kann unabhängig davon erfolgen, ob 
die betroffene Person polnischer Staatsbürger ist. Es ist auch möglich, einen 
Eintrag zu übertragen, der sich auf eine Person bezieht, die ihren Wohnsitz 
nicht in Polen hat oder hatte. […] Es wird davon ausgegangen, dass ein zur 
Umschreibung vorgelegtes Register grundsätzlich nur auf die Erfüllung der 
formellen Voraussetzungen geprüft wird. Insbesondere ist festzustellen, ob 
es sich bei der zur Umschreibung vorgelegten Urkunde um eine Abschrift 
des Personenstandsregisters handelt, ob es sich um eine Originalurkunde 
handelt und ob sie in dem Staat ausgestellt wurde, in dem die ursprüngliche 
Eintragung erfolgte, da Urkunden, die durch Umschreibung entstanden sind, 
nicht umgeschrieben werden können. Bei der Umschreibung wird der Inhalt 
der ausländischen Personenstandsurkunde im Hinblick auf die Richtigkeit 
des darin beurkundeten Ereignisses, die Rechtmäßigkeit dieses Ereignis-
ses und die Motive der Person, die die Urkunde zur Umschreibung vorlegt, 
grundsätzlich nicht überprüft. Nur ausnahmsweise kann die Umschreibung 
mit der Begründung verweigert werden, dass sie den Grundprinzipien der 
Rechtsordnung der Republik Polen widerspricht.
	 42	 Wojewoda, Transkrypcja aktu stanu cywilnego…, S. 1104-1111. Der 
Inhalt einer ausländischen Personenstandsurkunde wird in Form eines mate-
riell-technischen Aktes in das Personenstandsregister übertragen, indem die 
Umschreibung im Personenstandsregister vermerkt wird (Art. 105 Abs.1 des 
Gesetzes über Personenstandsurkunde). Die Umschreibung ist somit ein rein 
technischer Akt, der in der Übertragung eines ausländischen Personenstands-
registers ohne die Möglichkeit einer inhaltlichen Änderung besteht. Die durch 
die Umschreibung in das polnische Personenstandsregister eingetragenen 
Daten müssen daher die aus dem ausländischen Register stammenden Daten 
wiedergeben.
	 43	 Siehe Art. 102 und Art. 105 Abs. 2 des Gesetzes über Personenstands-
urkunde.
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Die wortgetreue Wiedergabe des Inhalts eines auslän-
dischen Personenstandsregisters in einem polnischen 
Personenstandsregister hat unter Berücksichtigung 
der Bedeutung seiner einzelnen Bestandteile zu erfol-
gen. Sie sind in die polnischen Personenstandsbücher 
nicht nur nach ihrem Wortlaut, sondern auch nach der 
Funktion, die sie erfüllen, zu übertragen. Die in einer 
ausländischen Personenstandsurkunde enthaltenen 
Eintragungen sind daher so zu übertragen, dass sie in 
den polnischen Personenstandsurkunden und in der 
durch die Umschreibung entstehenden polnischen Per-
sonenstandsurkunde ihre Identität nicht nur hinsicht-
lich ihres Wortlauts, sondern auch hinsichtlich ihrer 
Funktion behalten. Die Regeln für die Erstellung von 
Personenstandsbüchern (Urkunden), einschließlich 
der Frage, welche Daten darin eingetragen werden, in 
welcher Form, in welcher Reihenfolge und mit welcher 
Funktion, werden ausschließlich durch das Recht des 
Staates bestimmt, in dem die Urkunde erstellt wird44.

Das Woiwodschaftsverwaltungsgericht in Łódź hat in seinem 
Urteil vom 14. Februar 201345 festgestellt, dass der Leiter des 
Standesamtes bei der Umschreibung nicht verpflichtet ist, das 
vorgelegte Dokument auf seine Richtigkeit zu prüfen, sondern 
verpflichtet ist, zu beurteilen, ob das daraus resultierende pol-
nische Personenstandsregister nicht gegen die Grundprinzipien 
der Rechtsordnung der Republik Polen verstößt46. Mostowik 
stellt fest, dass:

Im Zusammenhang mit der Umschreibung stellt sich 
die Frage der „Umschreibung“ von Ereignissen, die im 

	 44	 Siehe Entscheidung des Obersten Gerichtshof vom 8. Mai 2015 r., 
Az-Nr. III CSK 296/14 (LEX Nr. 1712817).
	 45	 Az-Nr. III SA/Łd 1100/12.
	 46	 Der Oberste Gerichtshof hat in seiner Entscheidung vom 26. Februar 
2003, Az-Nr. II CK 13/03, festgestellt, dass die Grundsätze der Rechtsordnung 
auch die Leitprinzipien für bestimmte Bereiche des Rechts sind, zu denen 
auch das Familienrecht gehört.
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Ausland eingetragen wurden und die nach dem in Polen 
geltenden Kollisionsrecht anders eingetragen werden 
müssten oder die im polnischen Recht überhaupt nicht 
vorgesehen sind oder sogar dessen Grundprinzipien 
widersprechen. Leichter zu lösen ist z .B. das Problem 
des unbekannten Instituts der Lebenspartnerschaft, 
bei dem die Verweigerung der Umschreibung damit 
begründet wird, dass es in den in Polen geführten 
Personenstandsregistern nicht eingetragen ist. […] 
schwieriger ist es jedoch, über die Beurkundung von 
Ereignissen zu berichten, die zwar mit der gleichen 
Bezeichnung wie die in Polen beurkundeten Ereignisse 
versehen sind, sich aber inhaltlich erheblich unterschei-
den. Vor dem Hintergrund der aktuellen Rechtslage in 
einigen Ländern stellt sich nämlich nicht so sehr die 
Frage nach dem Umfang der erfassten Daten, sondern 
nach dem Verständnis der Bedeutung der erfassten 
grundlegenden Ereignisse (z. B. Elternschaft, Heirat)47.

Folglich ist es in Polen nicht möglich, eine homosexuelle oder hete-
rosexuelle Lebenspartnerschaft oder eine gleichgeschlechtliche 
Ehe gemäß Art. 102 des Gesetzes über Personenstandsurkunde zu 
registrieren oder ausländische Personenstandsurkunden gemäß 
Art. 104 zu übertragen und ihren Abschluss zu bestätigen, da diese 
Institute im System der Personenstandsregistrierung nicht geregelt 
sind. Dies scheint bereits eine ausreichende Grundlage für die Ver-
weigerung von Handlungen im Zusammenhang mit der Personen-
standsregistrierung zu sein, ohne dass auf die Ordre-public-Klausel 
zurückgegriffen werden muss48. Nach Art. 107 Abs. 3 des Gesetzes 

	 47	 Mostowik (2011), O planach ujednolicenia reguł dowodzenia oraz 
wzajemnej skuteczności rejestracji stanu cywilnego w państwach członkow-
skich Unii Europejskiej (Zielona księga z 14.XII.2010 r.). In: Metryka. Studia 
z zakresu prawa osobowego i rejestracji stanu cywilnego, Nr. 1, S. 94-95
	 48	 Mostowik, Skubiszewski (2018), Przewodnik z zakresu międzynaro-
dowego obrotu prawnego dla urzędników stanu cywilnego, Kasprzyk (Hrsg.), 
Warszawa, S. 15 und 157. Die Studie wurde vom Justizfonds des Justizminis-
ters mitfinanziert.) Der Leitfaden wurde im Rahmen der analytischen und 
praktischen Studie über ausländische Leihmutterschaftsverfahren erstellt, 
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über Personenstandsurkunde lehnt der Leiter des Standesamtes die 
Vornahme einer Umschreibung ab, wenn diese den Grundprinzipien 
der Rechtsordnung der Republik Polen widersprechen würde. Die 
Funktion des Vorbehalts der öffentlichen Ordnung besteht darin, 
die innerstaatliche Rechtsordnung vor ihrer Verletzung in Form 
der Anerkennung eines Personenstandsregisters zu schützen, das 
nicht den Grundprinzipien des polnischen Rechts entspricht. Eine 
eingetragene Partnerschaft oder eine gleichgeschlechtliche Ehe 
führt in Polen nicht zu einer Änderung des Personenstands, und 
ausländische Dokumente, die z. B. eine gleichgeschlechtliche Ehe 
bestätigen, können nicht als Eheschließung im Sinne von Art. 107 
Abs. 1 des Gesetzes über Personenstandsurkunde angesehen wer-
den. Das polnische Rechtssystem definiert die Ereignisse, die sich 
auf den Personenstand nach polnischem Recht auswirken. Dies 
spiegelt sich in der polnischen Personenstandsurkunde wider, die 
in Bezug auf die Eheschließung die Heiratsurkunde im Sinne von 
Artikel 18 der Verfassung der Republik Polen ist49. Für das natio-
nale System des Personenstandsregisters ist es selbstverständlich 
unerheblich, ob ein Ereignis, wie z. B. eine Eheschließung, auf dem 
Gebiet Polens oder außerhalb Polens stattgefunden hat50. Unab-
hängig davon, wo die Eheschließung stattgefunden hat, wird sie in 
das Register in Form eines Personenstandseintrags, eines zusätz-
lichen Vermerks oder einer Fußnote eingetragen51. Keines der oben 
genannten Ereignisse in Form einer gleichgeschlechtlichen oder 
heterosexuellen Lebenspartnerschaft oder einer gleichgeschlecht-
lichen Ehe ist im polnischen Recht institutionalisiert und hat keine 
Auswirkungen auf den Personenstand, der im nationalen Rechts-
system, insbesondere im polnischen Gesetz über Personenstands-
urkunde, eingetragen ist. In Anbetracht des Registercharakters 
des gesamten Personenstandsregisters und des deklaratorischen 
Charakters der darin vorgenommenen Eintragungen kommt ihm 
auch keine „selbständige“, sondern eine „untergeordnete“ Rolle 

die unter der Schirmherrschaft des Zentrums für Familienforschung an der 
Nikolaus-Kopernikus-Universität durchgeführt wurde.
	 49	 Siehe Art. 87 des Gesetzes über Personenstandsurkunde.
	 50	 Siehe. Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes über Personenstandsurkunde.
	 51	 Siehe. Art. 24 Abs. 1 des Gesetzes über Personenstandsurkunde.
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gegenüber den in anderen Gesetzen enthaltenen familienrechtli-
chen oder personenstandsrechtlichen Instituten zu. In der Litera-
tur wird fälschlicherweise argumentiert, dass die Schließung einer 
gleichgeschlechtlichen Ehe nach den Bestimmungen der legis loci 
celebrationis den Personenstand einer Person berührt und daher 
eine entsprechende Eintragung in das polnische Personenstands-
register durch die Umschreibung eines ausländischen Dokuments52 
oder durch eine Fußnote53 auf der Grundlage von Art. 25 in Ver-
bindung mit Art. 108 Abs. 2 und 3 des polnischen Gesetzes über 
Personenstandsurkunde erfolgen sollte54.

Zusammenfassung

Die Einträge in Personenstandsregistern haben Registercharakter 
und sind lediglich eine Aufzeichnung von Ereignissen, die den 
Personenstand in einem Land beeinflussen, ihn aber nicht not-
wendigerweise in einer anderen Rechtsordnung prägen.

Im polnischen Personenstandsregister ist es de lege lata nicht 
möglich, einen Heiratseintrag zu erstellen oder die Feier einer 
gleichgeschlechtlichen Ehe oder einer Lebenspartnerschaft zu 
vermerken. Die Normen der Konvention zum Schutze der Men-
schen- und Bürgerrechte werden dadurch nicht verletzt. Die Recht-
sprechung des EGMR akzeptiert auf der Grundlage von Artikel 12 

	 52	 Siehe Zachariasiewicz (2012), Nowa ustawa o prawie prywatnym 
międzynarodowym a małżeństwa i związki osób tej samej płci. In: Problemy 
Prawa Prywatnego Międzynarodowego, Bd. 11, S. 94-96.
	 53	 Wojewoda (2017), Przypisek przy akcie stanu cywilnego i jego rola 
w systemie rejestracji stanu cywilnego w Polsce. In: Metryka. Studia z zakresu 
prawa osobowego i rejestracji stanu cywilnego, Nr. 1, S. 97; idem, Zaświad-
czenie o stanie cywilnym a małżeństwa jednopłciowe i związki partnerskie 
zawierane za granicą. In: Kwartalnik Prawa Prywatnego 2015, Nr. 3, 715 ff.; 
idem, Małżeństwa jednopłciowe i związki partnerskie w Polskim Rejestrze 
Stanu Cywilnego? In: Studia Prawno-Ekonomiczne 2017, Nr. 103, S. 148; 
Kamarad (2017), Zaświadczenie o stanie cywilnym a małżeństwa i związki 
partnerskie osób tej samej płci. In: Problemy Prawa Prywatnego Międzyna-
rodowego 2017, Bd. 17, S. 75.
	 54	 Popiołek, In: Prawo prywatne międzynarodowe. Komentarz, Pazdan 
(Hrsg.), Warszawa 2018, S. 443.
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und Artikel 14 in Verbindung mit Artikel 8 der Konvention, dass 
die Vertragsstaaten den Zugang zur Ehe für gleichgeschlecht-
liche Paare weiterhin beschränken dürfen. Der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte hatte mehrfach Gelegenheit, 
über die Rechtsstellung gleichgeschlechtlicher Paare im Lichte 
der Normen der Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten und über die Grundsatzfrage zu entschei-
den, ob die Vertragsstaaten der Konvention verpflichtet sind, die 
Möglichkeit einer quasi-ehelichen Institutionalisierung gleichge-
schlechtlicher Partnerschaften einzuführen. In der Entscheidung 
über die Beschwerde Schalk und Kopf gegen Österreich55 erin-
nerte der Gerichtshof zunächst an die ständige Rechtsprechung, 
wonach Artikel 12 der Konvention das Grundrecht eines Mannes 
und einer Frau schützt, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu 
gründen, und darüber hinaus – was für die Frage der Notwendig-
keit einer Institutionalisierung wichtig ist – dass es in der Zustän-
digkeit des nationalen Gesetzgebers liegt, die Ausübung dieses 
Rechts zu regeln. Der Gerichtshof fügte hinzu, dass „die von der 
innerstaatlichen Gesetzgebung vorgesehenen Beschränkungen 
nicht zu einer Situation führen dürfen, in der der Wesensgehalt 
dieses Rechts verletzt wird“ (Abs. 49). Darüber hinaus (Abs. 55) 
stellte der Gerichtshof fest, dass

obwohl Artikel 12 der Konvention, wenn er isoliert von 
anderen Bestimmungen analysiert wird, nicht notwen-
digerweise so ausgelegt werden sollte, dass er gleich-
geschlechtliche Ehen ausschließt, ist zu beachten, dass 
die Konvention das Recht auf Eheschließung „Männern 
und Frauen“ gewährt und nicht, wie in anderen Fällen, 

„allen“ (oder, wenn die Konvention eine bestimmte 
Behandlung verbietet, „niemandem“). Die Gültigkeit 
dieser Auslegung wird durch die Tatsache bekräftigt, 
dass zum Zeitpunkt der Verabschiedung der Konven-
tion die Ehe traditionell als Verbindung von Mann und 
Frau verstanden wurde.

	 55	 Urteil des EGMR vom 24. Juni 2010 in der Rechtssache Schalk und 
Kopf gegen Österreich (Beschwerde Nr. 30141/04).
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Die Auffassung, dass die Gründung einer Familie nicht als Vor-
aussetzung für das Recht auf Eheschließung angesehen werden 
kann und dass die Unfähigkeit, Kinder zu haben, nicht per se 
das Recht auf Eheschließung ausschließt, lässt nach Ansicht des 
Gerichtshofs keine Schlussfolgerungen in Bezug auf die gleichge-
schlechtliche Ehe zu (Abs. 56). Der Gerichtshof hob hervor, dass 
die Ehe starke soziale und kulturelle Konnotationen habe, die von 
Gesellschaft zu Gesellschaft sehr unterschiedlich seien. Er wies 
auch darauf hin, dass es nicht die Aufgabe des Gerichtshofs sei, 
den nationalen Gesetzgeber zu ersetzen, der am besten in der 
Lage sei, die Bedürfnisse der Gesellschaft einzuschätzen und 
durch geeignete gesetzgeberische Maßnahmen darauf zu reagie-
ren (Absatz 62). Aus diesen Gründen kam er zu dem Schluss, dass 
Art.12 der Konvention verpflichtet die Vertragsstaaten nicht, 
homosexuellen Paaren Zugang zur Ehe zu gewähren (Abs. 63). 
Die zweite von den Antragstellern aufgeworfene Frage betraf die 
Behauptung, dass Österreich gegen Artikel 14 in Verbindung mit 
Artikel 8 der Konvention verstoßen habe. Die Diskriminierung 
aufgrund der sexuellen Orientierung habe darin bestanden, dass 
den Beschwerdeführern vor Inkrafttreten des Partnerschaftsge-
setzes die Möglichkeit der Eheschließung und eine andere Form 
der rechtlichen Anerkennung ihrer Beziehung verweigert worden 
sei (Abs. 65). Der Gerichtshof hielt jedoch den Standpunkt, dass 
das Recht auf Eheschließung für Homosexuelle aus Artikel 14 
in Verbindung mit Artikel 8 der Konvention ausgelegt werden 
könne, für unannehmbar, da die Konvention als Ganzes betrach-
tet werden müsse. Da Art. 12 EMRK den Vertragsstaaten keine 
Verpflichtung zur Gewährung des Rechts auf Eheschließung für 
Homosexuelle auferlege, könne eine allgemeinere Bestimmung – 
Art. 14 i.V.m. Art. 8 EMRK – erst recht nicht so ausgelegt werden, 
dass sie eine solche Verpflichtung begründe (Abs. 101).

Als Fazit ist festzuhalten, dass der Gerichtshof mit diesem 
Urteil bestätigt hat, dass die Staaten nicht verpflichtet sind, 
gleichgeschlechtliche, faktische Lebensgemeinschaften zu 
institutionalisieren.
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Der Ehebegriff und ausgewählte 
rechtliche Probleme





Pf.  Univ.-Prof.  Dr.  habil .  P iotr Steczkowski
Universität Rzeszow

Religiöse Implikationen des Wandels 
im Rechtsverständnis der Ehe

Einleitung

Es ist nicht zu leugnen, dass sich in den letzten Jahrzehnten in 
der heutigen Kultur ein Wandel im Eheverständnis vollzogen 
hat. Diese Veränderungen sind nicht nur oberflächlicher Natur, 
sondern haben Auswirkungen auf das Wesen der Ehe selbst. Das 
Wesen der Ehe besteht traditionell in der dauerhaften Verbin-
dung zwischen einem Mann und einer Frau, die das Fundament 
der Familie bildet. Die Familie wiederum ist die Grundeinheit 
des gesellschaftlichen Lebens. Nach traditionellem Verständ-
nis hat die Ehe bestimmte Funktionen zu erfüllen, darunter 
die sexuelle, reproduktive, erzieherische, fürsorgliche und wirt-
schaftliche Funktion. Dank der grundlegenden Merkmale der 
ehelichen Gemeinschaft, nämlich Heterosexualität, Monoga-
mie und Dauerhaftigkeit, ist eine ordnungsgemäße Erfüllung 
dieser Funktionen möglich. In diesem Sinne steht die Ehe als 
gesellschaftlich bedeutsame Institution unter dem rechtlichen 
Schutz des Staates1.

Zugleich gibt es in der zeitgenössischen Kultur immer wieder 
Versuche, den Begriff der Ehe neu zu definieren. Ihr wesentliches 
Ziel ist es, die grundlegenden Merkmale der traditionellen Ehe zu 
negieren. Dies betrifft vor allem die Merkmale Heterosexualität 

	 1	 Art.18 der Verfassung der Republik Polen vom 2. April 1997, Gbl. 1997, 
Nr. 78, Pos. 483.
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und Dauerhaftigkeit. Dies hat dazu geführt, dass in den Rechts-
systemen der verschiedenen Staaten Vorschriften erlassen wur-
den, die entweder direkt die Definition der Ehe ändern und den 
Begriff auf andere Lebensgemeinschaften ausdehnen oder die 
zwar den Begriff der Ehe auf die Lebensgemeinschaft zwischen 
Mann und Frau im herkömmlichen Sinne beschränken, gleich-
zeitig aber auch die Rechte und Pflichten der Ehe auf andere 
Lebensgemeinschaften, wie z. B. gleichgeschlechtliche Partner-
schaften, ausdehnen.

Ziel dieses Beitrags ist es, die möglichen Auswirkungen dieser 
Veränderungen im religiösen Bereich aufzuzeigen. Darunter ist 
sowohl das Verhältnis des Staates zur Religion als auch die innere 
Disziplin der Kirchen und anderer religiöser Vereinigungen zu 
verstehen.

1. Anregungen für den Wandel

Die Gesellschaft ist in ständiger Bewegung. Die Institutionen 
des gesellschaftlichen Lebens sind einem ständigen Wandel 
unterworfen. Es besteht kein Zweifel, dass dieser Grundsatz 
auch für die Institution der Ehe gilt. Wünschenswert ist eine 
Situation, in der die Prozesse des sozialen Wandels eine natür-
liche Dynamik aufweisen. Dazu gehört auch ein allmählicher und 
natürlicher Prozess der Rechtsentwicklung. Es gibt jedoch auch 
Mechanismen, die darauf abzielen, Veränderungen in den sozia-
len Beziehungen künstlich zu beschleunigen oder zu erzwingen. 
Die gewaltsamsten dieser Mechanismen werden als Revolutionen 
bezeichnet.

Im Zusammenhang mit den Veränderungen der rechtlichen 
Definition der Ehe stellt sich die Frage: Sind diese Veränderungen 
das Ergebnis natürlicher Veränderungen des gesellschaftlichen 
Lebens oder das Ergebnis gezielter Impulse, die den gesellschaft-
lichen Wandel beschleunigen und ein neues gesellschaftliches 
Bewusstsein für die Ehe erzeugen sollen? In Anbetracht der Tat-
sache, dass das traditionelle Eheverständnis tief in der Kultur 
verwurzelt ist und die Ehe zwischen Mann und Frau auf dem 
Naturrecht und der biologisch begründeten Komplementarität 
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der Geschlechter beruht, ist die Annahme legitim, dass die Neu-
definition der Ehe ohne entsprechende ideologische Anregungen 
nicht möglich wäre.

Einer der wichtigsten Anstöße zur Neudefinition der Ehe war 
zweifellos das Phänomen, das in der Literatur als „Genderrevo-
lution“ bezeichnet wird2. Diese Revolution zielt darauf ab, die 
Sprache zu ändern, mit der die Realität des Geschlechts und alles, 
was damit zusammenhängt, beschrieben wird. Auf diese Weise 
wurde ein neues semantisches Paket in die offiziellen Dokumente 
aufgenommen. So wurde beispielsweise der Begriff „sexuelle und 
reproduktive Rechte“ anstelle des bisherigen Begriffs „Fortpflan-
zung“ eingeführt; Der Familienbegriff, der bisher eine Gemein-
schaft beschrieb, die auf der Vereinigung eines Mannes und einer 
Frau beruht, weitet sich aus; von nun an wird es verschiedene 

„Formen“ der Familie geben; Weitere, neue Begriffe sind auch 
„reproduktive Gesundheit“, „sichere Abtreibung“ oder Gleichheit 
der „Partner“ statt „Ehegatten“. An diesen Beispielen wird deut-
lich, dass neben dem Begriff des Geschlechts auch andere Begriffe 
Einzug in die Sprache der Politik und des Rechts gehalten haben, 
die bis dahin nicht vorhanden waren. Ziel dieser Maßnahmen ist 
es, gesellschaftliche Stereotype zu dekonstruieren und damit eine 
Veränderung gesellschaftlicher Bewertungen herbeizuführen.

Eine weitere Form der Manipulation durch die Ideologen des 
Genderismus besteht darin, den Kampf gegen die Diskriminie-
rung von Personen in einen Kampf für Rechte umzuwandeln, die 
diesen Personen nicht zustehen. Dies lässt sich am besten am Bei-
spiel von Menschen mit homosexuellen Neigungen veranschau-
lichen. Die Forderung nach einem Verbot der Diskriminierung 
von Menschen aufgrund ihres Geschlechts und ihrer sexuellen 
Orientierung wird als moralisch richtig und rechtlich gerecht 
angesehen. Denn sie ist in der unveräußerlichen Menschen-
würde verankert. Doch nachdem sie dieses Ziel erreicht hatten, 
begannen die Gender-Ideologen einen neuen Kampf. Diesmal 
wurde gefordert, Homosexuellen das Recht auf Eheschließung 
zu gewähren. Hervorzuheben ist, dass die Ideologen sich nicht 

	 2	 Pastwa (2012), Afirmacja osoby ludzkiej odpowiedzią nauk teologic-
znych na ideologiczną uzurpację genderyzmu, Katowice.
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damit begnügt haben, so genannte Lebenspartnerschaften ein-
tragen zu lassen, sondern beharrlich auf die rechtliche (aber vor 
allem im öffentlichen Bewusstsein) Gleichstellung homosexueller 
Partnerschaften mit heterosexuellen Ehen hingearbeitet haben. 
Der nächste Schritt bestand in der Forderung, solchen Lebens-
gemeinschaften das Recht zu geben, Kinder zu adoptieren.

Der Wendepunkt für die Gender-Revolution war zweifellos der 
so genannte „Pekinger Konsens“. Dieser wurde auf der 4. Interna-
tionalen Frauenkonferenz entwickelt, die 1995 in der Hauptstadt 
der Volksrepublik China stattfand. Zu einem Schlüsselbegriff der 
Aktionsplattform von Beijing wurde die „Geschlechterperspek-
tive kultureller Identität“. Die Gleichstellung der Geschlechter 
(gender equality) wurde zu einem vorrangigen Ziel3. Wie Margue-
rite Peeters argumentiert, begann sich der Genderismus von die-
sem Zeitpunkt an in rasantem Tempo zu einer politischen Norm 
der Global Governance zu entwickeln. Möglich wurde dies durch 
das Entstehen und die rasche Entwicklung eines Netzwerks ver-
schiedener privater Interessengruppen, die jedoch transnationale 
Partnerschaften bildeten. Diese Organisationen konnten ihre 
Aktivitäten dank der Finanzierung durch einschlägige UN-Orga-
nisationen oder z. B. die Europäische Kommission entwickeln4.

Dies ist der Hintergrund eines weiteren wichtigen Schrittes 
in der Umwandlung der Gender-Ideologie in die Prinzipien des 
Genderismus. Diese sollten, so die Befürworter dieser Idee, in 
den Rechtsordnungen der Länder, die die Doktrin der Menschen-
rechte anerkennen, rechtsverbindlich werden. Dieser Schritt 
war die Entwicklung der so genannten Yogyakarta-Prinzipien. 
Die Notwendigkeit eines solchen Dokuments wurde wie folgt 
begründet:

Um die Menschenrechte für alle Menschen gleicher-
maßen und ohne Diskriminierung zu fördern und zu 
schützen, müssen die Pflichten der Staaten nach den 
geltenden Menschenrechten zusammengestellt und 

	 3	 Peeters (2013), Gender – światowa norma polityczna i kulturowa, 
Warszawa, S. 86.
	 4	 Ebenda, S. 106.
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deutlich gemacht werden. Die Internationale Juris-
tenkommission und der „International Service for 
Human Rights“ (ISHR) haben im Auftrag verschiedener 
Menschenrechtsorganisationen ein Projekt in Angriff 
genommen, um eine Reihe internationaler Rechts-
grundsätze über die Anwendung des Völkerrechts bei 
Menschenrechtsverletzungen aufgrund der sexuellen 
Orientierung und geschlechtlichen Identität auszuar-
beiten. Diese sollen für mehr Klarheit und Einheitlich-
keit in Bezug auf die Menschenrechtsverpflichtungen 
der Staaten sorgen5.

Eine Gruppe renommierter Menschenrechtsexpertinnen und 
-experten hat diese Prinzipien konzipiert, erarbeitet, erörtert 
und verbessert. Im Anschluss an ein Treffen der Expertinnen und 
Experten, das vom 6. Bis 9. November 2006 an der Gadjah Mada 
University in Yogyakarta in Indonesien stattfand, haben 29 ange-
sehene Expertinnen und Experten aus 25 verschiedenen Ländern 
mit unterschiedlichem Hintergrund und Fachwissen im Bereich 
der Menschenrechte einstimmig die Yogyakarta-Prinzipien zur 
Anwendung der Menschenrechte in Bezug auf die sexuelle Orien-
tierung und geschlechtliche Identität angenommen.

In dem Dokument werden zunächst zwei grundlegende 
Begriffe definiert: sexuelle Orientierung und Geschlechtsiden-
tität. „Sexuelle Orientierung“ wird verstanden als die Fähigkeit 
eines Menschen, sich emotional und sexuell intensiv zu Personen 
desselben oder eines anderen Geschlechts oder mehr als eines 
Geschlechts hingezogen zu fühlen und vertraute und sexuelle 
Beziehungen mit ihnen zu führen.

„Geschlechtsidentität“ wird dagegen als das tief empfundene 
innere und persönliche Gefühl der Zugehörigkeit zu einem 
Geschlecht, das mit dem Geschlecht, das der betroffene Mensch 
bei seiner Geburt hatte, übereinstimmt oder nicht überein-
stimmt; dies schließt die Wahrnehmung des eigenen Körpers 

	 5	 Remin ((Hrsg.)), (2009), Zasady Yogyakarty. Zasady stosowania 
międzynarodowego prawa praw człowieka w stosunku do orientacji seksu-
alnej oraz tożsamości płciowej, Warszawa, S. 23.
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(darunter auch die freiwillige Veränderung des äußeren körperli-
chen Erscheinungsbildes oder der Funktionen des Körpers durch 
medizinische, chirurgische oder andere Eingriffe) sowie andere 
Ausdrucksformen des Geschlechts, z.B. durch Kleidung, Sprache 
und Verhaltensweisen, ein.

Das Dokument enthält 29 Prinzipien und weitere Empfeh-
lungen für internationale Institutionen. Jeder dieser Prinzipien 
ist nach einem bestimmten Schema formuliert: (1) eine Formel, 
die das Prinzip ausdrückt; (2) eine Erläuterung des Inhalts des 
Prinzips; (3) eine Bezugnahme auf die spezifischen Verpflichtun-
gen, die die Staaten eingehen sollten.

Im Rahmen unserer Überlegungen ist der Inhalt von Prin-
zip 24 und die darin enthaltene Definition der Staatsaufgaben 
wichtig. Er lautet wie folgt: „Jeder Mensch hat unabhängig von 
seiner sexuellen Orientierung oder Geschlechtsidentität das 
Recht, eine Familie zu gründen. Es gibt die unterschiedlichsten 
Formen von Familien. Keine Familie darf aufgrund der sexuellen 
Orientierung oder Geschlechtsidentität eines ihrer Mitglieder 
diskriminiert werden“6.

Der Staat ist verpflichtet, Maßnahmen zur Verwirklichung 
dieses Prinzips zu ergreifen. Der Umfang der Verantwortung des 
Staates sollte unter anderem gesetzliche Maßnahmen umfas-
sen, um das Recht auf Gründung einer Familie, einschließ-
lich des Zugangs zu Adoption oder medizinisch unterstützter 
Fortpflanzung (einschließlich künstlicher Befruchtung), ohne 
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung oder 
Geschlechtsidentität zu gewährleisten.

Darüber hinaus sollte der Staat sicherstellen, dass die unter-
schiedlichen Familienformen durch das Recht und Politik aner-
kannt werden, darunter auch solche Formen, die nicht auf direkte 
Abstammung oder eine Ehe zurückgehen, und alle erforderlichen 
gesetzgeberischen, administrativen und sonstigen Maßnahmen 
ergreifen, um zu verhindern, dass Familien aufgrund der sexu-
ellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität eines ihrer 
Mitglieder diskriminiert werden, auch nicht im Hinblick auf 

	 6	 Ebenda, S. 48.
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Sozialleistungen für Familien und andere staatliche Leistungen 
sowie in Bezug auf die Arbeitswelt und Einwanderung;

Die Staaten sollten alle erforderlichen gesetzgeberischen, 
administrativen und sonstigen Maßnahmen ergreifen, um dafür 
zu sorgen, dass in Staaten, die gleichgeschlechtliche Ehen oder 
eingetragene Lebenspartnerschaften anerkennen, alle Ansprü-
che, Vorrechte, Pflichten und Vorteile, die für verheiratete oder 
in eingetragenen Lebenspartnerschaften lebende Partner und 
Partnerinnen unterschiedlichen Geschlechts gelten, in gleichem 
Maße auch für verheiratete oder in eingetragenen Lebenspartner-
schaften lebende Partner bzw. Partnerinnen gleichen Geschlechts 
gelten7.

Aus den so formulierten Aufgaben des Staates wird deut-
lich, dass staatliche Institutionen in den Prozess der Gleichstel-
lung der traditionell verstandenen Ehe mit anderen Formen der 
Lebensgemeinschaft eingebunden werden müssen.

Ferner sei darauf hingewiesen, dass das Dokument Emp-
fehlungen an alle wichtigen Organe der internationalen Insti-
tutionen enthält, insbesondere an den Hohen Kommissar der 
Vereinten Nationen für Menschenrechte, den Rat der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte, die Weltgesundheitsorganisation 
und die regionalen Menschenrechtsgerichte. An dieser Stelle ist 
es anzumerken, dass die Empfehlungen offensichtlich angenom-
men wurden8.

Die Geschichte der Yogyakarta-Prinzipien ist ein kla-
rer Hinweis auf einen Mechanismus zur Stimulierung und 
Beschleunigung der Einführung neuer Rechtsinstitute in die 
Rechtsordnungen einzelner Länder oder sogar zur Änderung 
etablierter Rechtsdefinitionen. Dies geschieht ohne Rücksicht 
auf die Ansichten und Meinungen in der Gesellschaft und unter 
Umgehung der demokratischen Mechanismen. Am Beispiel des 

	 7	 Ebenda, S. 49.
	 8	 Ebenda, S. 55-57. Ein Beweis für die Anerkennung der Yogyakarta-
Prinzipien ist u.a. die Empfehlung des Ministerkomitees des Europarates an 
die Mitgliedstaaten vom 31. März 2010, in der die oben genannten Prinzipien 
aufgegriffen werden. Yogyakarta-Prinzipien werden auch in der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte beachtet.
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Wandels im Konzept der geschlechtlichen und sexuellen Identität 
lässt sich ein entsprechendes Muster erkennen:
1)	 zunächst findet sich eine Gruppe von Menschen in verschie-

denen supranationalen Organisationen zusammen, deren 
Ansichten die Freiheit erlauben, über das eigene Geschlecht 
zu entscheiden, was der Gender-Ideologie entspricht;

2)	 eine Gruppe von Fachjuristen erarbeitet eine entsprechende 
Auslegung des Inhalts der Menschenrechte;

3)	 Dieses Gremium hat die Aufgabe, die internationalen Orga-
nisationen und ihre Organe von der Notwendigkeit zu über-
zeugen, ihre Auslegung der Menschenrechte auch auf das 
Verständnis von Geschlecht und auf die Anerkennung der 
sexuellen Identität anzuwenden;

4)	 Internationale Organisationen und regionale Menschenrechts-
gerichte setzen die Mitgliedstaaten unter Druck, Gesetze zu 
erlassen, die dieser Auslegung entsprechen; zugleich entwi-
ckelt sich eine Doktrin, die sich auf die Urteile dieser regio-
nalen Menschenrechtsgerichte stützt;

5)	 Mit der Einführung neuer Gesetzgebung „institutionalisieren“ 
die Staaten diese Prinzipien und nehmen rechtliche Neudefi-
nitionen vor.
Aus den obigen Überlegungen lassen sich zwei wichtige 

Schlussfolgerungen ziehen. Erstens vollzieht sich der Prozess 
der Veränderung des gesellschaftlichen Verständnisses der Ehe 
und damit auch ihrer rechtlichen Definition nicht von selbst, 
sondern wird von internationalen Organisationen und Staaten 
selbst vorangetrieben. Zweitens ist das Recht, eine Familie zu 
gründen, ein Menschenrecht, und als solches steht es jedem 
Menschen zu, unabhängig von seiner sexuellen Orientierung 
oder Geschlechtsidentität. Aus dem Diskriminierungsverbot 
folgt hingegen, dass jeder das Recht auf Ehe und Familie gleich-
berechtigt genießen soll.
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2. Externe religiöse Implikationen

Um die Frage nach den möglichen Auswirkungen des sich wan-
delnden Eheverständnisses auf die religiöse Sphäre zu beant-
worten, sollen zunächst einige einordnende Bemerkungen zur 
Situation in Polen gemacht werden.

Zunächst ist festzustellen, dass das traditionelle Ehever-
ständnis in der polnischen Rechtsordnung besonders geschützt 
ist. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die rechtliche Definition 
der Ehe in den Rang einer Verfassungsnorm erhoben wurde9.

Darüber hinaus ist der rechtliche Schutz der Gewissens- und 
Religionsfreiheit in Polen auf einem sehr hohen Niveau ausge-
prägt. Der Geltungsbereich dieser Freiheit ist sehr weit gefasst, 
und den Kirchen und anderen religiösen Vereinigungen wird ein 
hohes Maß an Autonomie zugestanden. Ferner wurde anerkannt, 
dass sich die Gewissens- und Religionsfreiheit unmittelbar aus 
der dem Menschen angeborenen Würde ableitet und zugleich 
eine der wesentlichen Determinanten dieser Würde ist. Nimmt 
man noch die Tatsache hinzu, dass die grundlegenden Bestim-
mungen über die Gewissens- und Religionsfreiheit in Rechtsak-
ten von höchstem Rang verankert sind, d. h. in der Verfassung 
der Republik Polen, in ratifizierten internationalen Verträgen 
und in Gesetzen, deren Inhalt nur mit Zustimmung der Behörden 
der betreffenden Kirche oder sonstigen religiösen Vereinigung 
geändert werden kann, so kann man sagen, dass vom Standpunkt 
der Gesetzgebung aus praktisch nichts mehr für den Schutz der 
Gewissens- und Religionsfreiheit getan werden kann und nichts 
mehr getan werden muss. Der Schutz der Gewissens- und Reli-
gionsfreiheit in der Republik Polen scheint optimal zu sein. In 
dem so aufgebauten Schutzsystem der Religionsfreiheit ist auch 
Raum für die Schließung konfessioneller Ehen nach den internen 
Regeln der Kirche oder anderer religiöser Vereinigungen mit 
zivilrechtlicher Wirkung10.

	 9	 Artikel 18 der Verfassung der Republik Polen.
	 10	 Art.10 Absatz 1 1 des Konkordats zwischen dem Heiligen Stuhl und 
der Republik Polen, unterzeichnet am 28. Juli 1993, Gbl. 998, Nr. 51, Pos. 318; 
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In Anbetracht der oben zitierten Rechtslage scheint das 
Recht auf ein traditionelles Eheverständnis in Polen hinrei-
chend gewährleistet zu sein. Probleme können sich jedoch in den 
Bereichen ergeben, in denen es zu einem Konflikt zwischen ver-
schiedenen als wichtig erachteten Werten mit Verfassungsrang 
kommt, insbesondere solchen, die zur Kategorie der Menschen-
rechte gehören. Solche Streitigkeiten müssen von den zustän-
digen Organen – den Gerichten und Gerichtshöfen – beigelegt 
werden. Sie tun dies, indem sie die gegenüberstehenden Werte 
vergleichen. Darin liegt der Kern des Problems: Da die Freiheit 
der Selbstbestimmung und der sexuellen Orientierung sowie das 
Recht auf Ehe und Familie als Würdeprinzipien anerkannt wur-
den, ist unklar, ob sie im Konflikt mit der Gewissens- und Reli-
gionsfreiheit benachteiligt werden. Es ist möglich, dass Gerichte 
die Ausübung der Religionsfreiheit in bestimmten Fällen ein-
schränken, um die Rechte von LGTBQ-Personen zu schützen. Sol-
che Situationen können in anderen Ländern beobachtet werden.

Ein erstes Konfliktfeld könnte die Lehre der katholischen 
Kirche über die Ehe sein. Die Lehre über die Ehe, einschließlich 
ihrer Definition und ihrer Ziele, ist fester Bestandteil der kirch-
lichen Glaubenslehre. Dies ergibt sich aus der Tatsache, dass 
es sich bei der Ehe um ein Sakrament und damit um einen Akt 
religiöser Anbetung handelt. Die Kirche hält daher mit großer 
Sorge an der Unantastbarkeit des Verständnisses der Ehe als 
einer monogamen und dauerhaften Gemeinschaft zwischen 
einem Mann und einer Frau fest11 und kann andere Formen 
der Gemeinschaft, insbesondere homosexuelle Gemeinschaften, 
nicht als Ehe anerkennen und definieren.

So verweigert die katholische Kirche Homosexuellen, Trans-
gendern und anderen Menschen, die ihr Geschlecht nicht nach 
ihrem biologischen Geschlecht definieren, das Recht auf Ehe-
schließung und damit das Recht auf Familiengründung. Damit 
lehnt sie die zeitgenössische Auslegung der Menschenrechte 
in dieser Hinsicht ab. Sie setzt sich dadurch dem Vorwurf aus, 

Art. 1 § 2 des Gesetzes vom 25. Februar 1964 – Familien- und Vormundschafts-
gesetzbuch, Gbl. 1964, Nr. 9, Pos. 59.
	 11	 Katechismus der Katholischen Kirche, Poznań 2020, Nr. 1603.
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Menschen aufgrund ihres Geschlechts und ihrer sexuellen Ori-
entierung zu diskriminieren. Ein solcher Vorwurf kann wiede-
rum zu Versuchen führen, die Religionsfreiheit einzuschränken, 
indem das Äußern solcher Ansichten als Verstoß gegen die Men-
schenwürde untersagt wird.

Dass eine solche Bedrohung tatsächlich besteht, wird durch 
konkrete Beispiele belegt. Einer der bekanntesten Fälle war der 
Fall der ehemaligen finnischen Innenministerin Päivi Räsänen. 
Sie und ein lutherischer Bischof wurden von der finnischen 
Staatsanwaltschaft wegen dreier Straftaten angeklagt, unter 
anderem wegen „Hassreden“ und Äußerungen gegen Minder-
heiten. Die Anklage betraf Äußerungen, die Frau Räsänen 2019 
auf Twitter gepostet hatte, auf ihre Äußerungen während einer 
Rundfunkdebatte und auf Informationen in einer Kirchenbro-
schüre. In diesen Äußerungen zitierte sie Bibelstellen, in denen 
homosexuelle Praktiken als „schamlos“ bezeichnet werden. In 
der oben erwähnten Broschüre hatte sie eine christliche Vision 
von Ehe und Familie dargelegt.

In erster Instanz wurden die Angeklagten freigesprochen. 
Das Gericht begründete dies damit, dass es nicht zuständig sei, 
biblische Begriffe auszulegen. Die Staatsanwaltschaft legte Beru-
fung ein und argumentierte, dass es zwar möglich sei, aus der 
Bibel zu zitieren, die von den Angeklagten vorgenommene Aus-
legung jedoch den Tatbestand einer Straftat erfülle. Das Beru-
fungsgericht in Helsinki bestätigte das Urteil der Vorinstanz und 
begründete seine Entscheidung damit, dass ein überwiegendes 
gesellschaftliches Interesse vorliegen müsse, um die Meinungs-
freiheit einzuschränken, auch wenn die von der Parlamentarierin 
geäußerten Ansichten verwerflich seien. In diesem Fall hat nach 
Ansicht des Gerichtshofs der Wert der Meinungsfreiheit Vorrang, 
durch die die christliche Lehre verkündet werden kann12.

Von weitaus größerer Bedeutung sind jedoch die Ereignisse, 
die sich in Mexiko abgespielt haben. Im Kongress wurde ein 
Gesetzentwurf eingebracht, der die Förderung der christlichen 

	 12	 Szymańska, Postępowanie sądowe za twitt z cytatem z Pisma Świętego 
[online] https://ordoiuris.pl/komentarze/postepowanie-sadowe-za-twitt-z-
cytatem-z-pisma-swietego [abgerufen am: 22.11.2023].
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Lehre zur Sexualität als eine Form der Hassrede strafbar machen 
soll. Es besteht kein Zweifel daran, dass die Annahme eines sol-
chen Gesetzes einer Einschränkung der Religionsfreiheit zur 
Verkündung der katholischen Lehre über die Ehe gleichkäme13.

Auch in Polen wurde der bekannte Fall von Janusz Komenda 
bekannt. Er war ein Angestellter von IKEA und wurde wegen des 
Zitierens von Bibelstellen, die sich auf homosexuelle Praktiken 
bezogen, von seinem Arbeitsplatz verwiesen. Schließlich bestä-
tigte das Bezirksgericht Krakau, dass die Entlassung des Mannes 
ungerechtfertigt war und dass Christen das Recht haben, ihre 
Überzeugungen zu äußern und zu verteidigen14.

Die genannten Beispiele, die aus einer Vielzahl von Bei-
spielen ausgewählt wurden, machen uns deutlich, dass bei der 
Verkündigung katholischer moralischer Grundsätze im Bereich 
der Sexualethik und der christlichen Vision der Ehe die Gefahr 
besteht, der Verwendung von Hassreden beschuldigt zu wer-
den. Vorläufig überwiegt in der Rechtsprechung die Linie des 
Schutzes der Gewissens- und Religionsfreiheit und der Rede-
freiheit. Dennoch kann allein die Tatsache, dass solche Prozesse 
überhaupt in Gang gesetzt werden, Anlass zur Sorge geben. Es 
ist nicht auszuschließen, dass die Verkündung der katholischen 
Auffassung von der Ausschließlichkeit der Ehe als Rechtsinstitut 
für Personen gleichen Geschlechts als „Hassrede“ qualifiziert wer-
den könnte. Es gibt doch keine eindeutige juristische Definition 
des Begriffs „Hassrede“. Aus diesem Grund ist die Position der 
Kommission der Bischofskonferenzen der Europäischen Gemein-
schaft (COMECE) verständlich: Wenn „Hassreden“ unter Strafe 
gestellt werden, können strafrechtliche Sanktionen den Ausdruck 
von Ideen oder Handlungen der Kirche im Rahmen ihres Lehr-
amts beeinträchtigen. Die Kommission empfiehlt daher, bei der 
Definition dieses Begriffs spezifische Ausschlussklauseln zum 

	 13	 Ebenda.
	 14	 Majkowska, Zwolnili go za cytowanie Biblii. Teraz wraca do pracy 
[online] https://ordoiuris.pl/komentarze/zwolnili-go-za-cytowanie-biblii-
teraz-wraca-do-pracy [abgerufen am: 22.11.2023].
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Schutz der Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit sowie 
der freien Meinungsäußerung zu verwenden15.

3. Interne religiöse Implikationen

Der Wandel des Eheverständnisses hin zu einer Ausweitung 
des Begriffs auch auf homosexuelle Paare und die zivilrecht-
liche Anerkennung der Ehe oder zumindest der Ausübung des 
Eherechts durch bisexuelle, transsexuelle oder geschlechtsindif-
ferente Personen haben auch Auswirkungen auf die innere Diszi-
plin der Kirchen und anderer religiöser Vereinigungen. Innerhalb 
der einzelnen Konfessionen und kirchlichen Gemeinden kommt 
dies in lebhaften Diskussionen und unterschiedlichen pasto-
ralen Lösungsvorschlägen zum Ausdruck. Die weitgehendsten 
Lösungen werden von kleinen, radikalen, neu gegründeten, aber 
traditionsbewussten konfessionellen Vereinigungen vorgeschla-
gen. Ein Beispiel dafür ist die Reformierte Katholische Kirche 
in Polen. Diese Kirche erkennt in ihrer Lehre die Ehe zwischen 
Personen gleichen Geschlechts als sakramental an16. Eine solche 
Position ist unter den christlichen Kirchen entschieden in der 
Minderheit17.

Die Forderung, spezielle Segnungen für Paare, einschließlich 
gleichgeschlechtlicher Paare, die keine sakramentale Ehe ein-
gehen können, zu erteilen, ist jedoch umstritten. Im Rahmen 
des so genannten Synodalen Wegs der Kirche in Deutschland 
wurde diese Forderung ausführlich diskutiert und schließlich 
angenommen. Die im Beschluss des Synodalen Wegs dargelegte 
Begründung für die Einführung der Praxis der Segnung von Paa-
ren, die keine Ehe eingehen können, lässt sich in den folgenden 
Punkten zusammenfassen:

	 15	 Secretariat of COMECE, Public consultation on hate speech and hate 
crime – inclusion on list of EU crimes, 19 April 2021 [online] https://www.
comece.eu/wp-content/uploads/sites/2/2022/04/20210607-Public-consul-
tation-on-hate-speech-and-hate-crime.pdf [abgerufen am: 23.11.2023].
	 16	 [online] https://starokatolicy.eu/sakrament-malzenstwa-u-reforman-
ych-katolikow/ [abgerufen am: 23.11.2023].
	 17	 Dzierżanowski (2017), Wiara w kolorach tęczy, Warszawa, S. 15-23.
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1)	 Die Kirche verkündet, dass Gott jedem Menschen die glei-
che Würde gegeben hat. Diese Lehre sollte auch gegenüber 
Personen, die sich aufgrund ihrer Liebe verbinden, angewen-
det werden. Es gibt Paare, die für ihre Partnerschaft um den 
Segen bitten. Dieser Bitte liegt der Ausdruck ihres Glaubens, 
ihrer Liebeserfahrung und ihrer Hoffnung auf eine von Gott 
begleitete Zukunft zugrunde.

2)	 Paare, die sich aus Liebe durch den Akt des Segens verbun-
den haben, sollten sich in der Gemeinschaft der Gläubigen 
willkommen wissen.

3)	 Es muss ein Formular für die Segnung vorbereitet werden, das 
sich an alle Arten von Paaren richtet – geschiedene und zivil-
rechtlich wiederverheiratete, gleichgeschlechtliche und nur 
zivilrechtlich verbundene Paare.

4)	 Der Segen kann von geweihten Personen, aber auch von ent-
sprechend ausgebildeten Laien, die vom Bischof dazu beauf-
tragt wurden, gespendet werden.

5)	 Die Paare müssen seelsorglich auf diese Feier vorbereitet 
werden. Bei der Vorbereitung ist es wichtig zu prüfen, ob die 
Person ihren Verpflichtungen gegenüber dem Partner aus 
der früheren Beziehung oder den Kindern aus der früheren 
Beziehung nachkommt.

6)	 Die Segenfeier ist deutlich vom Sakrament der Ehe zu unter-
scheiden.

7)	 Geistliche, die sich weigern, einen solchen Segen zu erteilen, 
müssen mit disziplinarischen Konsequenzen rechnen.

8)	 Es wird vorgeschlagen, die Segnungen für eine Probezeit von 
drei Jahren einzuführen. Diese pastoralen Aktivitäten werden 
im März 2026 überprüft und evaluiert18.
Es ist hervorzuheben, dass das Gremium, das den Synoda-

len Weg bildet, beschlossen hat, in dieser heiklen Angelegen-
heit tätig zu werden, obwohl die vatikanische Kongregation für 
die Glaubenslehre in einer von Papst Franziskus approbierten 

	 18	 [online] https://www.synodalerweg.de/fileadmin/Synodalerweg/
Dokumente_Reden_Beitraege/SV-V/beschluesse/T9NEU2_SVV_9_Synodal-
forum_IV-Handlungstext_Segensfeiern-fuer_Paare_die_sich_lieben_Les2.
pdf [abgerufen am: 24.11.2023].
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Erläuternden Note vom 22. Februar 2021 eindeutig festgestellt 
hat, dass die Kirche nicht befugt ist, gleichgeschlechtlichen 
Paaren den Segen zu spenden19. Damit hat sich die Kirche in 
Deutschland auf einen gefährlichen Weg begeben, die katholische 
Morallehre in Frage zu stellen.

Zusammenfassung

Als allererstes: Das Phänomen der Neudefinition der Ehe in der 
zeitgenössischen Kultur und in den Rechtssystemen der einzel-
nen Staaten ist eine Realität. Diese Entwicklung vollzieht sich 
nicht auf der Grundlage eines natürlichen gesellschaftlichen 
Wandels, sondern wird vorangetrieben.

Zweitens stellt die Ausweitung des Begriffs der Ehe über 
die Verbindung von heterosexuellen Personen hinaus, zusam-
men mit der Einführung neuer Arten von Straftatbeständen im 
Zusammenhang mit „Hassreden“ eine potenzielle Bedrohung für 
die Verkündigung der katholischen Lehre über die Ehe und die 
menschliche Sexualität im externen Bereich dar.

Drittens wird im internen Bereich die christliche Lehre über 
die Ehe durch den Wandel des Ehebegriffs in den staatlichen 
Rechtsordnungen indirekt in Frage gestellt, was zu einer noch 
größeren Spaltung zwischen den Kirchen und zum Verlust, der 
den einzelnen Konfessionen eigenen Identität führen kann. In 
diesem Zusammenhang kann der sich vollziehende Wandel nicht 
als positiv bewertet werden.

	 19	 Kongregacja Nauki Wiary, Responsum ad dubium Kongregacji Nauki 
Wiary odnośnie udzielania błogosławieństwa związkom osób tej samej płci 
[online] https://www.vatican.va/roman_curia/congregations/cfaith/docu-
ments/rc_con_cfaith_doc_20210222_responsum-dubium-unioni_pl.html 
[abgerufen am: 24.11.2023].
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Das verfassungsrechtliche Prinzip 
der Einehe� als Grundlage des sozialen 
Systems zum Schutz der Ehe 
und der Familie

Einleitung

Die Familie als soziale Gruppe wird von Vertretern zahlreicher 
Wissenschaftsdisziplinen immer wieder thematisiert. Die Beson-
derheiten dieser organisierten Gruppe von Menschen stehen im 
Mittelpunkt sozialwissenschaftlicher Forschung, insbesondere 
der Soziologie, Psychologie und Pädagogik. Die Familie ist auch für 
andere Wissenschaften ein wichtiger Bezugspunkt. Diese entwi-
ckeln wissenschaftliche Ergebnisse im Bereich der Familie, Eltern-
schaft und Fürsorge im weiteren Sinne, indem sie das Paradigma der 
wissenschaftlichen Identität übernehmen. Diese Gruppe umfasst 
Recht und Rechtswissenschaften, die die Funktionsweise der Fami-
lie im Rechtssystem beschreiben und gleichzeitig die Grenzen ihres 
rechtlichen (strafrechtlichen) Schutzes festlegen.

Eine Familie, die ihre grundlegenden Funktionen erfüllt1, ist 
das Fundament einer gesunden Gesellschaft. Unterliegt sie 

	 1	 Tyszka unterscheidet zehn Funktionen, die der Familie zugeschrieben 
werden. Diese umfassen die materiell-ökonomische, fürsorglich-sichernde, 
fortpflanzungsfördernde, sexuelle, legalisierende, sozialisierende, klassen-
mäßige, kulturelle, freizeit-soziale und emotional-expressive Funktion. Vgl. 
Tyszka (2001), System metodologiczny wieloaspektowej integracji analizy życia 
rodzinnego, Poznań, S. 62. Die oben genannten Funktionen der Familie stellen 
kein allgemein anerkanntes Modell dar. Es gibt andere, mehr oder weniger 
umfangreiche Klassifikationen, wie zum Beispiel das Fünf-Faktoren-Modell 
der Familienfunktionen, die als Aufgaben, Handlungen und Auswirkungen der 
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hingegen Desorganisationsprozessen, kann sie zu einer Quelle 
des Verlustes des Sicherheitsgefühls ihrer Mitglieder werden, was 
sich unmittelbar auf die Qualität und das Niveau der Sicherheit 
nicht nur innerhalb der Familie selbst auswirkt, sondern in einem 
weiteren Kontext auch die lokalen Gemeinschaften beeinflusst 
und in der Makrodimension das Funktionieren der Gesellschaft 
als Ganzes und des Staates bestimmen kann. Der sozioökono-
mische Wandel der Menschheit hat auch die Familie geprägt: Sie 
ist derzeit in einem Individualisierungsprozess, der nicht nur ihr 
Erscheinungsbild verändert, sondern auch neue Familienformen, 
so genannte alternative Familienmodelle, hervorbringt. Neue 
alternative Familienmodelle, die vom traditionellen Verständ-
nis der Familie abweichen, können zur Auflösung familiärer 
Bindungen, zum Zerfall der Familie oder zur Schwächung der 
Reproduktionsfunktion führen und stellen den Staat vor neue 
Herausforderungen und Aufgaben im Bereich des Schutzes der 
Familie.

Bevor die Problematik des Schutzes des in Polen angenom-
menen Familienmodells behandelt wird, wird zunächst eine 
allgemeine, notwendigerweise selektive Charakterisierung der 
vielschichtigen Realität der modernen Gesellschaft und ihres 
Funktionierens innerhalb des polnischen Rechtssystems vorge-
nommen, wobei die Merkmale und Elemente des grundlegenden 
Rechtsakts (der Verfassung) hervorgehoben werden, die den 

Familienaktivitäten verstanden werden. Das vorgelegte Modell unterscheidet 
zwischen folgenden Funktionen: Fortpflanzung (Fortpflanzung der Gesell-
schaft und Befriedigung der sexuellen Bedürfnisse der Ehegatten), Erziehung 
(in Form von erzieherischen Interaktionen der Familie, die nicht beabsichtigt 
und unter erzieherischen Gesichtspunkten indifferent sind; Interaktionen 
der Familie, die nicht beabsichtigt und unter erzieherischen Gesichtspunkten 
nicht indifferent sind; beabsichtigte erzieherische Interaktionen, die auf die 
Verwirklichung der Ziele der Familie als Gruppe ausgerichtet sind; beabsich-
tigte Erziehungshandlungen der Eltern, die auch auf die Verwirklichung der 
Erziehungsziele abzielen), Erwerbsarbeit (Befriedigung der wirtschaftlichen 
Bedürfnisse der Familie und der Existenzbedürfnisse des Einzelnen), Sozia-
lisation (Einführung der jüngsten Bürger in die Gesellschaft, Vermittlung der 
Sprache, der Grundprinzipien und Normen des gesellschaftlichen Zusammen-
lebens, der Sitten und Gebräuche, Vorbereitung auf die Erfüllung späterer 
sozialer Rollen), Psychohygiene. Vgl. Dąbrowska, Wojciechowska-Charlak 
(2005), Między praktyką a teorią wychowania, Lublin. S. 139–143.
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gegenwärtigen Bereich des Funktionierens (und des Schutzes, 
einschließlich des strafrechtlichen Schutzes) der Familie, die 
als Grundstruktur der Gesellschaft und des Staates anerkannt 
wird, bedingen.

1. Familie als grundlegendes Element 
der Gesellschafts- und Staatsstruktur

Im Hinblick auf die Familie als Gegenstand dieser Überlegun-
gen ist es von Bedeutung, dass die Familie in den Sozialwis-
senschaften als eine grundlegende soziale Gruppe (soziale 
Institution) betrachtet wird, die das Fundament der Gesellschaft 
bildet. Zugleich unterliegt sie Veränderungen, die bestimmen, 
wie die einzelnen Familienmitglieder und – in einem weiteren 
Sinne – die gesamte Gesellschaft funktionieren. In der Fachlite-
ratur wird die Familie als eine Gruppe von Personen verstanden, 
die durch Ehe und Eltern-Kind-Beziehungen miteinander ver-
bunden sind2. Die starke individuelle Differenzierung, die sich 
aus den Entwicklungsphasen ergibt, bedingt die Besonderheit 
der Interaktionen und Beziehungen zwischen den Mitgliedern 
dieser grundlegenden sozialen Gruppe und wird andererseits zu 
einem Faktor, der die Komplementarität der von ihnen wahr-
genommenen Rollen und ihrer gegenseitigen Interaktionen frei-
setzt3. Wenn man davon ausgeht, dass die Familie aufgrund ihrer 
Funktionen und ihrer Bedeutung im Mittelpunkt des Interesses 
verschiedener wissenschaftlicher Disziplinen stehen sollte, ist 
es an dieser Stelle angebracht, die Definition der Familie aus 
dem Lexikon der Sozialpolitik zu zitieren, in dem es gleich zu 
Beginn heißt: „Die Familie wird von den Sozialwissenschaften 
als grundlegende und zugleich wichtigste Form des Zusammenle-
bens, als universelle Struktur, die für das Funktionieren größerer 

	 2	 Szczepański (1972), Elementarne pojęcia socjologii, Warszawa, S. 149.
	 3	 Tyszkowa (Hrsg.) (1990), Rodzina a rozwój jednostki, Poznań, S. 23.
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Gemeinschaften wesentlich ist, und als wichtiger Faktor der 
sozialen Entwicklung betrachtet“4.

Besondere Anerkennung erfährt die Familie in polnischer 
Gesetzgebung durch die Verankerung des Familienschutzprinzips 
im höchsten normativen Akt, d.h.5, in der Verfassung der Republik 
Polen. In Art. 18 der Verfassung der Republik Polen heißt6 es: „Die 
Ehe als Verbindung von Frau und Mann, Familie, Mutterschaft 
und das Elternrecht stehen unter Schutz und in Obhut der Repub-
lik Polen“. Der rechtliche Schutz der Familie durch den Staat dient 
dazu, sie vor ungünstigen Faktoren zu schützen, die sowohl in der 
Struktur der Familie und ihrer einzelnen Mitglieder begründet 
liegen als auch durch externe Prozesse verursacht werden, die 
die sozioökonomische, wirtschaftliche oder kulturelle Realität 
beeinflussen, in der die Familie funktioniert und wächst. In den 
letzten Jahrzehnten wurden das wirtschaftliche Element und 
die unzureichende finanzielle und existenzielle Absicherung der 
Familie in Polen als eine der Hauptursache für die Störung des 
ordnungsgemäßen Entwicklungsprozesses der Familie genannt7. 
Immer häufiger ist der Faktor, der das Familienleben in der gegen-
wärtigen sozialen Realität stört, nicht die ungünstige Wohnsi-
tuation oder die Arbeitslosigkeit (auch wenn diese immer noch 
vorhanden sind und sich immer negativ auf das Wohlergehen 
der Familie auswirken), sondern andere externe Faktoren, die 
eine Bedrohung für die Integrität der Familie darstellen und ihre 
Dysfunktionalität beeinflussen, wie z. B. die gesellschaftliche 
Ideologie (einschließlich der Massenkommunikationsmedien), 
kulturelle Veränderungen oder die fortschreitende technokra-
tische Entwicklung der Gesellschaft8. Der oben erwähnte tech-
nische Fortschritt, oder im weiteren Sinne der zivilisatorische 

	 4	 Rysz-Kowalczyk (Hrsg.) (2002) Leksykon polityki społecznej, War-
szawa 2002, S. 181.
	 5	 Verfassung der Republik Polen vom 2. April 1997, Gbl. 1997, Nr. 78, 
Pos. 483 in der geänderten Fassung.
	 6	 Ebenda, Art. 18.
	 7	 Vgl. Szczęsny (2003), Zarys resocjalizacji z elementami patologii 
społecznej i profilaktyki, Warszawa, S. 118-119.
	 8	 Vgl. Pilch (1996), Człowiek dorosły w scenariuszu życia rodzinnego. 
In: Wprowadzenie do andragogiki, T. Wujek (Hrsg.), Warszawa, S. 11.
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Fortschritt, bringt neben seinen offensichtlichen positiven Aspek-
ten, wie z. B. Steigerung der Lebensqualität der Gesellschaften, 
eine Reihe negativer Veränderungen mit sich, die sich auf den 
Einzelnen, die Familie, die lokalen Gemeinschaften und in der 
Folge auf die Gesellschaft als Ganzes und den Staat auswirken 
können. Nach Tyszka sind der Fortschritt der Menschheit und die 
damit verbundenen neuen Bedrohungen eine Nebenwirkung der 
Entwicklung der jüngsten (postindustriellen) Zivilisation. Diese 
bringt neben vielen Vorteilen für die Menschen in den hoch und 
mittel entwickelten Ländern auch negative Auswirkungen auf die 
Lebensqualität mit sich9. Besonders relevant für Wissenschaften, 
die sich mit der Spezifik der Funktionsweise, der Entwicklung, 
Sicherheit und dem Schutz der Familie befassen, ist die sicht-
bare Veränderung der Bedrohungen, die die Familie betreffen 
(insbesondere das Kind), welche heutzutage meist in Form von 
Prozessen auftreten, die die Familie destabilisieren und die Grund-
lage sozialer Pathologien bilden. Die sozio-rechtliche Realität, die 
sich ständig im Wandel befindet, erzwingt die Schaffung neuer 
oder die Änderung bestehender Rechtsakte (auch derjenigen, die 
für das polnische Rechtssystem von entscheidender Bedeutung 
sind), die die Rechte und Werte, die der Familie oder der Ehe zuge-
schrieben sind, angemessen (im Hinblick auf neue Bedrohungen) 
und wirksam schützen könnten10.

2. Verfassungsrechtlicher Grundsatz 
des Familienrechts und der Ehe

Bei der Analyse der Frage des Familienschutzes im Zusammen-
hang mit den in der Verfassung verankerten Grundsätzen, die 
zu konkreten Verweisen auf ihren Schutz im Rechts- und Straf-
system führen, ist es angebracht, einige allgemeine Annahmen 
über die Geltung, Anwendung und Einhaltung der Verfassung 

	 9	 Tyszka (1995), Rodzina w świecie współczesnym, jej znaczenie dla jed-
nostki i społeczeństwa. In: Pedagogika społeczna. Człowiek w zmieniającym 
się świecie, T. Pilch, I. Lepalczyk (Hrsg.), Warszawa, S. 137.
	 10	 Vgl. Hołyst (2013), Zagrożenia ładu społecznego, Bd. 1, Warszawa, S. 251.
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zu erläutern. Kapitel I der Verfassung der Republik Polen ist 
von besonderer Bedeutung für den Gesetzgeber und alle Bürger, 
da es die Grundsätze aufzeigt, die den gesamten rechtlichen 
und organisatorischen Aufbau des Staates und seines Apparates 
bestimmen. Die Umrisse dieser Leitgedanken werden in den 
folgenden Kapiteln und Artikeln der Verfassung entwickelt und 
konkretisiert. Ein Grundsatz von grundlegender Bedeutung für 
viele Bereiche des Rechts und das gesellschaftliche Leben der 
Bürger des polnischen Staates ist der im vorigen Absatz zitierte 
Artikel 18 der Verfassung der Republik Polen. Dieser besagt: „Die 
Ehe als Verbindung von Frau und Mann, Familie, Mutterschaft 
und das Elternrecht stehen unter Schutz und in Obhut der Repu-
blik Polen“11. Die Verfassung garantiert der Familie, der Mutter-
schaft und der Elternschaft in Artikel 18 den rechtlichen Schutz 
und die Fürsorge des Staates, ohne jedoch die Form und die Art 
der Unterstützung ausdrücklich festzulegen. Den Aspekt des 
Rechtsschutzes in diesem Zusammenhang zu konkretisieren, ist 
jedoch nicht Aufgabe des Grundgesetzes, sondern dem geltenden 
Recht vorbehalten. Problematisch ist, dass die sich dynamisch 
verändernde soziale und kulturelle Realität zu Streitigkeiten und 
Kontroversen darüber führt, was als Familie zu betrachten ist 
(insbesondere aufgrund der Ansprüche sexueller Minderheiten) 
und welche Art von Schutz ihr zu gewähren ist. Die Verfassung 
scheint diese Frage eindeutig zu klären, indem sie festlegt, dass 
nur die Verbindung von Mann und Frau vom Staat rechtlich als 
Ehe anerkannt wird und nur eine solche Verbindung als Ehe dem 
Schutz und der Fürsorge der Republik Polen unterliegt12.

Zu den Definitionsfragen des Begriffs „Ehe“ selbst ist anzu-
merken, dass Artikel 18 der Verfassung der Republik Polen die 
einzige Bestimmung ist, in der der Begriff „Ehe“ vorkommt.

In der Rechtslehre wird die Ehe als ein feststehender Begriff 
betrachtet, der in der europäischen Rechtskultur seit langem 
funktioniert. Was das gesellschaftliche Verständnis der Ehe 
betrifft, so erscheint es wichtig, sie soziologisch als eine relativ 

	 11	 Art. 18 der Verfassung der Republik Polen.
	 12	 Vgl. Skrzydło (2002), Konstytucja Rzeczypospolitej Polskiej. Komen-
tarz, Zakamycze, S. 31.
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dauerhafte Verbindung zwischen einem Mann und einer Frau zu 
verstehen, die eingegangen wird, um gemeinsam zu leben und für 
das Wohl der Familie zu arbeiten, und die daher hauptsächlich 
auf die Erziehung von Kindern und gegenseitige Unterstützung 
ausgerichtet ist13. Im Familien- und Vormundschaftsgesetz-
buch14 findet man eine Definition des Ehebegriffs, in der die 
wesentlichen Merkmale der Ehe, wie sie allgemein verstanden 
wird, festgelegt und präzisiert werden. Es sei darauf hingewiesen, 
dass weder das Familien- und Vormundschaftsgesetzbuch noch 
die Verfassung den Begriff der Ehe oder das daraus resultierende 
Konzept direkt definieren. Allerdings weisen die Bestimmungen 
des Grundgesetzes und des Familien- und Vormundschaftsge-
setzbuches in ihrer Gesamtheit auf bestimmte konstitutive Merk-
male hin, die diese Institution von anderen unterscheiden und 
die Ehe als eine eingetragene, monogame Verbindung zwischen 
Personen verschiedenen Geschlechts definieren, die die Gleich-
heit der Ehegatten voraussetzt. Darüber hinaus ergibt sich aus 
dem Inhalt des Art. 18 der Verfassung der Republik Polen, dass 
es sich bei der Ehe um eine monogame Verbindung handeln muss, 
d.h. um die Verbindung zwischen einem Mann und einer Frau. 
Dies wird durch den wörtlichen Wortlaut der Vorschrift bestätigt, 
in der von „einem Mann und einer Frau“ im Singular die Rede 
ist. Dieser Ansatz des Gesetzgebers hat dazu geführt, dass das 
Verfassungsprinzip der Monogamie zu den Grundprinzipien der 
polnischen Rechtsordnung gehört und in zahlreichen Urteilen 
der Rechtsprechung anerkannt wird15.

Im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Verfassungs-
prinzip der Einehe steht der Begriff der Familie, der ebenso wie 
der Begriff der Ehe keine gesetzliche Definition hat und weder 
in der Verfassung noch in den allgemeinen Gesetzen ausdrück-
lich definiert wird, obwohl in der Verfassung die Begriffe „Fami-
lienleben“, „elterliche Fürsorge“ oder „elterliche Rechte“ in den 

	 13	 Vgl. Smoczyński (2014), Prawo rodzinne i opiekuńcze, Warszawa, 
S. 24.
	 14	 Gesetz vom 25. Februar 1964 – Familien- und Vormundschaftsgesetz-
buch, Gbl. 1964, Nr. 9, Pos. 59 in der geänderten Fassung.
	 15	 Vgl. Verfassung der Republik Polen, Bd. 1: Kommentar zum Art. 1-86, 
M. Safjan, L. Bosek ((Hrsg.)), Warszawa 2016, S. 12-14.
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Bestimmungen der Artikel 18 und 71 vorkommen. Die Verfassung 
als grundlegender normativer Akt der nationalen Rechtsordnung 
bezeichnet die Familie als Institution, die unter dem besonderen 
Schutz des Staates steht16. Die Tatsache, dass weder in der Ver-
fassung der Republik Polen noch in anderen nationalen Rechts-
akten eine gesetzliche Definition der Familie formuliert wurde, 
macht es nicht unmöglich, das Wesen und die Struktur dieser 
sozialen Grundzelle zu definieren. Aus den Artikeln 23 und 27 
des polnischen Familien- und Vormundschaftsgesetzbuches17, 
geht hervor, dass eine Familie aus einem Mann und einer Frau 
besteht und dass die Eheschließung das rechtliche Ereignis ist, das 
unmittelbar die Gründung einer Familie bewirkt18. Der Rechtsakt, 
in dem die Familie als Schutzobjekt dargestellt und somit ihre 
Struktur definiert wird, ist das Gesetz zur Bekämpfung häuslicher 
Gewalt19. Aufgrund der Besonderheit des Schutzobjektes und 

	 16	 Die Auslegung des Verfassungsgerichtshofs in seinem Urteil vom 18. 
Mai 2005 (Urteil zur Klärung der Frage der Vereinbarkeit von Artikel 8 Absatz 
3 und Artikel 11 in Verbindung mit Artikel 3 Absatz 17 sowie Artikel 8 Absatz 
4 und Artikel 12 in Verbindung mit Artikel 3 Absatz 17 des Gesetzes vom 28. 
November 2003 über Familienleistungen, Gbl. Nr. 228, Pos. 2255 mir Verän-
derungen gemäß Art. 18, 32 Abs. 1, 48 der Verfassung der Republik Polen und 
Art. 27, Gbl. 1991, Nr.120, Pos. 526 des Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes weist dem Staat eindeutig die Rolle eines Organs zu, das verpflichtet 
ist, alle Maßnahmen zu ergreifen, die dem Aufbau und der Stärkung der spezi-
fischen Struktur dienen, die die Familie als soziale Gruppe ausmacht. Dabei 
wird die besondere Rolle der Bindungen zwischen Eltern und Kindern sowie 
Ehegatten hervorgehoben. Bei der Betrachtung der Problematik einer Familie 
in schwieriger materieller und sozialer Lage sowie der unterschiedlichen For-
malisierung von Kinderbetreuungsfragen betont der Verfassungsgerichtshof 
die Notwendigkeit, dass der Staat positive Maßnahmen im Hinblick auf die 
Bedürfnisse der Familie ergreifen muss. Vgl. Urteil des Verfassungsgerichts-
hofs vom 18. Mai 2005, Az K 16/04, Gbl. 2005, Nr. 95, Pos. 806.
	 17	 Vgl. Art. 23 und Art. 27 FVGB
	 18	 Es ist zu betonen, dass die Rechtsprechung der ordentlichen Gerichte 
dieses Verständnis von Familie (Familie als eheliche Gemeinschaft von Mann 
und Frau) auch auf die Beziehungen des tatsächlichen Zusammenlebens von 
Mann und Frau ausgedehnt hat, allerdings mit Bezug auf die Situation der 
Befriedigung von Bedürfnissen, der persönlichen Fürsorge und der Erziehung 
von Kindern – Vgl. Gajda (2015), Komentarz do art. 23.In: Kodeks rodzinny 
i opiekuńczy, red. K. Pietrzykowski, Warszawa.
	 19	 Gesetz zur Bekämpfung häuslicher Gewalt vom 29. Juli 2005, 
Gbl. 2005, Nr. 180, Pos. 1493 in der geänderten Fassung.



Das verfassungsrechtliche Prinzip der Einehe…	 261

des Täters im Falle eines Angriffs auf dieses Schutzobjekt zitiert 
das Gesetz zunächst die Bestimmungen des Strafgesetzbuches 
zur Auslegung des Begriffs der Familie und ihrer Mitglieder20. In 
Art. 2 Abs. 121 wird definiert, dass ein Familienangehöriger ent-
weder die engste Person im Sinne von Artikel 115 Absatz 11 des 
Strafgesetzbuchs oder „eine Person ist, die in einer Lebensgemein-
schaft lebt oder einen gemeinsamen Haushalt führt“. Die Bestim-
mung des Strafgesetzbuchs definiert den Verwandtschaftsgrad 
und betrachtet folgende Personen als die nächststehende Person: 
Ehepartner, Verwandte in aufsteigender oder absteigender Linie, 
Geschwister, Verwandte in derselben Linie oder im selben Grad, 
Personen in einem Adoptionsverhältnis, Ehepartner, Personen, 
die in einer Lebensgemeinschaft leben22. Die Anerkennung einer 
anderen Person, die in einer Lebensgemeinschaft lebt oder einen 
gemeinsamen Haushalt führt, als Familienangehöriger soll auf 
der Grundlage des Gesetzes zur Bekämpfung häuslicher Gewalt in 
erster Linie ein rechtlich geschütztes Gut sichern, nämlich Leben 
und Gesundheit. Deshalb ist es nicht zu wundern, dass der Begriff 
der Familie und ihrer Mitglieder auch auf Personen außerhalb des 
auf biologischen Bindungen beruhenden Familienmodells aus-
gedehnt wurde. Der Ausdruck „eine Person, die in einer Lebens-
gemeinschaft lebt oder einen gemeinsamen Haushalt führt“ sollte 
auf der Grundlage des Sozialhilfegesetzes23, ergänzend betrachtet 
werden. Das Sozialhilfegesetz versteht diesen Begriff in ähnlicher 
Weise und erkennt an, dass jede verwandte oder nicht verwandte 
Person, die in einer faktischen Beziehung steht, zusammen wohnt 
und lebt, als Familienmitglied im Sinne des Gesetzes betrachtet 
werden sollte24.

	 20	 Gesetz vom 6. Juni 1997 – Strafgesetzbuch, Gbl. 2020, Pos.1444 und 
1517 und von 2021 Art.1023.
	 21	 Gesetz zur Bekämpfung häuslicher Gewalt…, Art. 2 Punkt 1.
	 22	 Art. 115 § 11 FVGB.
	 23	 Sozialhilfegesetz vom 12. März 2004, Gbl. 2004, Nr. 64, Pos. 593 in 
der geänderten Fassung.
	 24	 Ebenda, Art. 6 Punkt 14.
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3. Strafrechtliches Verbot der Bigamie 
im Familienschutzsystem

Die Verfassung der Republik Polen, die in Artikel 18 den grund-
legenden rechtlichen Rahmen für die Grundsätze der staatlichen 
Politik in Bezug auf Ehe und Familie festlegt, bildet einen Bezugs-
punkt für das nationale System der strafrechtlichen Unterstüt-
zung und des Schutzes der Familie, was sich insbesondere im 
Inhalt der Bestimmungen des Strafgesetzbuches widerspiegelt, 
in dem ein ganzes Kapitel 24 den Bestimmungen über Straftaten 
gegen die Familie und die Unterstützung gewidmet ist. In Artikel 
206 des Strafgesetzbuches, mit dem dieses Kapitel des Gesetzes 
beginnt, heißt es: „Wer eine Ehe schließt, obwohl er verheiratet 
ist, wird mit Geldstrafe, Freiheitsbeschränkung oder Freiheits-
strafe bis zu zwei Jahren bestraft“. Der in dieser Rechtsnorm 
enthaltene Straftatbestand der Bigamie, dessen Kern das Ein-
gehen von mehr als einer Ehe ist, ist ein klares Beispiel für einen 
Verstoß gegen den in der Verfassung der Republik Polen veran-
kerten Grundsatz der Monogamie, der die Grundlage des sozialen 
Systems der Ehe bildet. Es ist darauf hinzuweisen, dass Bigamie 
auch in der Vorgängerfassung des Strafgesetzbuches von 1969 
strafbar war, das in Artikel 183 § 1 und 2 zwei Varianten des 
Verbrechens der Bigamie vorsah. Sowohl derjenige, der eine Ehe 
eingeht, obwohl er verheiratet ist, als auch derjenige, der eine 
Ehe mit einer Person eingeht, die eine gültige Ehe führt, wird zum 
Täter. Verglichen mit den Bestimmungen von 1969 wurde auf 
die letztgenannte Form der Bigamie verzichtet und stattdessen 
die Strafbarkeit der Mittäterschaft eingeführt.

Bei der Erörterung der geltenden Vorschriften über das Verbot 
der Bigamie kann der Diskurs über die Rationalisierung der Straf-
barkeit der Bigamie nicht außer Acht gelassen werden. Einige 
Kritiker der Kriminalisierung von Bigamie argumentieren, dass 
sich die Natur dieser Handlung im Laufe der Zeit verändert hat 
und nicht mehr als Angriff auf die eheliche Treue in Form von 
Erpressung der Mitgift oder Geschlechtsverkehr wahrgenommen 
wird. Stattdessen wird sie eher als intellektuelle Unwahrheit 
betrachtet, was dazu führt, dass diese Handlung in anderen Straf-
taten wie Betrug oder Fälschung von Personenstandsregistern 
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aufgeht. Andere Befürworter der vollständigen Entkriminalisie-
rung der Bigamie argumentieren, dass es sich bei dieser Handlung 
um ein Relikt aus der Vergangenheit handelt, als die Bigamie 
als eine Handlung angesehen wurde, die das Sakrament der 
Ehe verletzte, was in der heutigen Realität nicht mehr der Fall 
ist. Die Forderung nach Endkriminalisierung der Bigamie in der 
polnischen Gesetzgebung wird auch von Befürwortern unter-
stützt, die argumentieren, dass Artikel 13 des polnischen Fami-
lien- und Vormundschaftsgesetzbuches, der die Annullierung 
einer Doppelehe vorsieht, ausreichend ist25. Die Tatsache, dass 
Bigamie in den Polizeistatistiken nur sehr selten vorkommt, wie 
in der folgenden Tabelle dargestellt wird, ist für die Befürworter 
ebenfalls von Bedeutung.

1. Tabelle Statistische Daten zu eingeleiteten und bestätigten Ver-
fahren nach Art. 206 des Strafgesetzbuches

Jahr
Zahl der ein-

geleiteten 
Strafverfahren

Zahl der 
erfassten 
Straftaten

Jahr
Zahl der ein-

geleiteten 
Strafverfahren

Zahl der 
erfassten 
Straftaten

2020 4 1 2009 30 14

2019 12 0 2008 16 12

2018 13 2 2007 16 3

2017 13 0 2006 18 13

2016 6 2 2005 23 7

2015 10 4 2004 20 5

2014 8 1 2003 17 6

2013 10 4 2002 17 9

2012 12 4 2001 21 8

2011 13 10 2000 18 6

2010 19 4 1999 16 8

Quelle: [online] https://statystyka.policja.pl/st/kodeks-karny/
przestepstwa-powiedzko-7/63506,Bigamia-art-206.html [abgerufen 
am: 28.04.2023].

	 25	 Królikowski, Zawłocki (2023), Das Strafgesetzbuch. Sonderteil, Bd. 2: 
Kommentar zu den Artikeln 117-221, Warszawa, S. 2-3.
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Die Gegner der Änderungen bei der Entkriminalisierung der 
Bigamie verweisen in erster Linie auf den erzieherischen Aspekt 
der Bestimmung des Artikels 206 des Strafgesetzbuches. Dieser 
Artikel gewährleistet durch die Umsetzung der Bestimmungen 
des Artikels 18 der Verfassung der Republik Polen – den Schutz 
der Ehe als Vereinigung eines Mannes mit einer Frau. Dies unter-
streicht den bedeutenden gesellschaftlichen Stellenwert der 
monogamen Ehe in Polen und stärkt das gesellschaftliche Image 
der Ehe, das der Gesetzgeber als wichtig für das allgemeine Wohl 
des Staates ansieht. In Anbetracht der zunehmenden Tendenz, 
die Rolle der Ehe abzuschwächen und anderen zwischenmensch-
lichen Beziehungen die ihr zustehenden Rechte zu gewähren, 
gewinnt diese Bestimmung in der aktuellen soziokulturellen 
Realität an Bedeutung. Schließlich ist die Aufrechterhaltung 
von Artikel 206 des Strafgesetzbuches wesentlich für die Ver-
wirklichung der affirmativ-motivierenden Funktion des Straf-
rechts, die durch ein deutliches Signal des Gesetzgebers über 
den hohen und außergewöhnlichen Wert der Institution der 
Ehe verwirklicht wird, und darüber hinaus bekräftigen solche 
Handlungen eben diesen Wert und motivieren zum ordnungs-
gemäßen Abschluss der Ehe. Ein Verzicht auf die Strafbarkeit 
der Bigamie könnte hingegen zu einer Zunahme solcher Hand-
lungen führen und damit die Institution der Familie als Verfas-
sungswert gefährden. Auch hier zeigt sich also die präventive 
Funktion des Strafrechts. Das Argument der Entkriminalisierung 
aufgrund der geringen Anzahl von Straftaten nach Artikel 206 
StGB ist damit entkräftet, da es für die Rechtfertigung der Kri-
minalisierung keine Rolle spielt. Abschließend muss die Frage 
der Ersatzkriminalisierung von Bigamie angesprochen werden, 
d.h. eines anderen ergänzenden Gesetzes, was aufgrund der 
möglichen Veränderung der Wahrnehmung des Ehebildes als 
unangemessen angesehen werden muss und in der Folge zu einer 
Abwertung der monogamen Ehe als wichtigen sozialrechtlichen 
Wert führen könnte. Das Verbrechen der Bigamie steht daher 
in engem Zusammenhang mit der monogamen Ehe, die – wie 
bereits erwähnt – ein festes Erbe unserer kulturellen Tradition 
darstellt und jeder Abschluss einer Doppelehe, schließt die straf-
rechtliche Verantwortung der beteiligten Person ein.



Das verfassungsrechtliche Prinzip der Einehe…	 265

Zusammenfassung

Das Verfassungsprinzip der Monogamie, der in Art. 18 der Ver-
fassung der Republik Polen verankert ist, findet seine konkrete 
Entsprechung in der Pflicht der öffentlichen Gewalt, die Ehe 
als Verbindung zwischen einem Mann und einer Frau rechtlich 
zu schützen. Die Einehe ist eine vom Verfassungsgesetzgeber 
ausdrücklich festgelegte Grundlage der Gesellschaftsordnung, 
die rechtliche Auswirkungen auf die gesamte nationale Rechts-
ordnung hat. Abgesehen von bestimmten historischen, sozialen, 
kulturellen und religiösen Bedingungen ist darauf hinzuweisen, 
dass der wörtliche Wortlaut des Art. 18 der polnischen Verfas-
sung selbst für die Auslegung des Grundsatzes der Monoga-
mie spricht, indem er die Formulierungen „Frau und Mann“ im 
Singular verwendet. Art.18 der Verfassung der Republik Polen 
bestimmt die Pflicht des Staates zum Schutz von Ehe und Familie 
als Verbindung von Mann und Frau sowie jeder Familie auf dem 
Gebiet der Republik Polen. Dieser Schutz erstreckt sich auch auf 
Ehen und Familien von Ausländern, aber die Voraussetzung für 
diesen Schutz und diese Unterstützung ist, dass diese Familien 
unter die Definition der Ehe gemäß Artikel 18 der polnischen 
Verfassung fallen. Folglich sind polygame oder gleichgeschlecht-
liche Lebensgemeinschaften nach diesem Artikel nicht durch 
die allgemeine Gesetzgebung geschützt, auch wenn sie in ande-
ren Staaten den Status einer Ehe erlangt haben. Abschließend 
ist darauf hinzuweisen, dass das verfassungsrechtliche Prinzip 
der Einehe sowohl eine Verbindung mit mehr als zwei Partnern 
als auch die gleichzeitige Existenz eines Ehegatten in mehre-
ren Verbindungen ausschließt, während es das Eingehen einer 
neuen Verbindung nach der Beendigung der vorherigen nicht 
ausschließt. Die vom Gesetzgeber festgelegten Grundsätze der 
Einehe sind einerseits ein Element der verfassungsrechtlichen 
Garantie der Institution der Ehe, andererseits sind sie das Ergeb-
nis historischer, kultureller, sozialer, religiöser und rechtlicher 
Gegebenheiten, die Polen und den polnischen Bürgern eigen sind.
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Der Ehebund als Gemeinschaft von Mann 
und Frau auf Lebenszeit

Einleitung

In letzter Zeit ist die Diskussion über die Eheschließung für 
Geschiedene sowie über die Eheschließung für homosexuelle und 
transsexuelle Personen wieder in Gang gekommen. Im Hinter-
grund dieser Debatte steht die Frage nach dem Wesen der Ehe 
in der Lehre der katholischen Kirche. Darüber hinaus wird die 
öffentliche Meinung negativ beeinflusst durch die Berichterstat-
tung in den Medien, die sich auf die Gewinnung einer möglichst 
großen Zahl von Lesern für die dargestellten Inhalte konzentriert 
und nicht auf die Darstellung zuverlässiger Fakten. Der vorlie-
gende Beitrag versucht eine Antwort auf die Frage zu geben, wie 
die Ehe im kanonischen Recht definiert ist und wie sich diese 
Definition im Laufe der Jahrhunderte entwickelt hat.

1. Die Ehe als Vertrag

In den ersten Jahrhunderten des kanonischen Rechts haben die 
Kanonisten keine einheitliche und allgemein anerkannte Defi-
nition der Ehe entwickelt, so dass es in der Kanonistik üblich 
war, die vom römischen Recht entwickelte Definition der Ehe zu 
verwenden. Nach der Definition des Modestinus ist die Ehe die 
Verbindung eines Mannes und einer Frau, eine Lebensgemein-
schaft, die sowohl dem göttlichen als auch dem menschlichen 
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Recht unterliegt; diese Definition erfreute sich im Mittelalter, 
insbesondere dank Gracian, großer Beliebtheit1. Das römische 
Recht spiegelte nach Ansicht der Kanonisten aufgrund seines 
nichtchristlichen Charakters jedoch nicht das volle Wesen der 
Ehe wider. Im Laufe der Jahrhunderte haben verschiedene Ver-
fasser von Gesetzbüchern versucht, die Ehe zu definieren, was 
aufgrund der Art und Weise, wie das kanonische Recht funktio-
nierte, bis zur Ausarbeitung des Gesetzbuches des kanonischen 
Rechts von 1917 nicht einfach war2.

Der Codex des kanonischen Rechts von 1917 betrachtete 
einen Vertrag zwischen einem Mann und einer Frau als Grund-
lage der Ehe. Er sah die Zustimmung als kausalen Faktor der Ehe, 
die nur dann gültig war, wenn die Nupturienten wussten, worauf 
sie sich einließen, und somit das Wesen der Ehe und ihre Ziele 
verstanden. In den Kommentaren zu diesem Codex wird das 
Wort „Vertrag“ deutlich herausgestellt und als Vertrag zwischen 
den Eheleuten verstanden, der von Christus zum Sakrament 
erhoben wurde. Der Vertrag ist untrennbar mit dem Sakrament 
verbunden. Prof. Grabowski betont dabei ausdrücklich, dass 
das Sakrament keine bloße „Verzierung“ des Vertrages sei3. Die 
Verwendung des Begriffs „Vertrag“ durch den Gesetzgeber hatte 
einen entscheidenden Vorteil: Der Vertragsgegenstand, nämlich 
die Zeugung von Nachkommen, konnte auf diese Weise konkreti-
siert und zum Ausdruck gebracht werden. Die Schlichtheit dieser 
Formulierung hat jedoch den schwerwiegendsten Einwand gegen 
sie hervorgerufen. Ein Vertrag ist ein rein juristisches Instrument, 
es gibt einen definierten Gegenstand, Parteien und Bedingungen. 
Die Bedeutung des Wortes „Vertrag“ vermittelt nicht die psycho-
logische und geistige Rolle der Ehe im menschlichen Leben4.

	 1	 Sajkowski (2022), Teologiczne i jurydyczne fundamenty definicji 
małżeństwa występującej w Kodeksie Prawa Kanonicznego z roku 1983 (kan. 
1055). In: Colloquia Theologica Ottoniana, Bd. 38, S.130.
	 2	 Kursa (2013), Rzymskie korzenie stanowiska Gracjana w kwestii 
przyczyny sprawczej małżeństwa. In: Studia Prawnoustrojowe, Nr. 21, S. 85.
	 3	 Grabowski (1921), Prawo kanoniczne według nowego Kodeksu, Lwów, 
S. 170.
	 4	 Pastuszko (1991), Małżeństwo chrześcijańskie w świetle kanonu 1055. 
In: Prawo Kanoniczne, Bd. 34, Nr. 3-4, S. 137.
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Papst Pius XI. veröffentlichte 1930 die Enzyklika Casti connu-
bii, in der er die damalige Auffassung der Kirche darlegte, dass 
die Seelen der Menschen durch die Ehe vereint werden, und zwar 
nicht durch ein flüchtiges Gefühl oder Verlangen, sondern durch 
eine feste und vernünftige Willensentscheidung. Der Papst hat 
daran erinnert, dass das Wesen der Ehe in der Willensentschei-
dung des Menschen besteht, die ihn vom Tier unterscheidet und 
ihm das Recht verleiht, in der Ehe zu leben. In der Enzyklika 
wird daran hingewiesen und zugleich bekräftigt, dass der erste 
und wichtigste Zweck der Ehe in der Zeugung von Nachkom-
menschaft besteht5. Es sollte beachtet werden, dass dieses Ver-
ständnis der Ziele der Ehe die Kirche dem hl. Thomas von Aquin 
verdankt. Die Enzyklika löste so heftige Kontroversen aus, dass 
der nachfolgende Papst Pius XII. sich mit der Frage nach den 
Zielen der Ehe beschäftigte, und kurz nach der Veröffentlichung 
der Enzyklika stellte das Heilige Offizium fest, dass in der Rang-
ordnung der Eheziele die Zeugung von Nachkommenschaft an 
erster Stelle stehe6.

In den 1930ern wurde in einigen katholischen Kreisen mit 
zunehmender Ernsthaftigkeit die Notwendigkeit einer Änderung 
der Definition der Ehe proklamiert. Dabei wurde immer häufiger 
auf das Matthäusevangelium verwiesen, in dem es um die Frage 
der Ehe geht und um ihren einzigartigen Charakter, der sich so 
sehr von dem unterscheidet, was sensu stricto unter einem Ver-
trag zu verstehen ist. Grundsätzlich stellt sich die Frage nach 
den Vertragsparteien, die eigentlich getrennt sind, in der Ehe 
aber eine Einheit bilden. Es wurde angeregt, das Vertragskonzept 
der Ehe zugunsten eines institutionellen Konzepts aufzugeben. 
Letztlich setzte sich die Auffassung durch, dass es sich bei der 
Ehe um eine Institution handelt, die jedoch durch einen Vertrag 
geschlossen wird7.

	 5	 Pius XI.,Über die christliche Ehe Casti Connubii, AAS 1930, Bd. 22.
	 6	 Skiba (2015), Etyka małżeńska w nauczaniu moralnym Piusa XII. In: 
Studia Koszalińsko-Kołobrzeskie, Bd. 22, S. 167.
	 7	 Gałkowski (2011), Instytucja małżeństwa w świetle instytucjonalnej 
koncepcji Kościoła Soboru Watykańskiego II,. In: Łódzkie Studia Teologiczne, 
Bd. 20, Nr. 1, S. 91.
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Als entscheidender Moment für die Ausarbeitung der Defini-
tion der Ehe erwies sich die Arbeit am neuen Gesetzbuch. Ramon 
Bidagor, Sekretär der beratenden Gruppe, schlug vor, die Frage 
der Definition der Ehe in die Beratungen einzubeziehen. Dieser 
Vorschlag fand jedoch nicht die Zustimmung der Berater, die 
meinten, dass das Gesetzbuch von 1917 die nötigen Elemente 
enthalte, um die Ehe zu definieren. Außerdem wurde darauf 
hingewiesen, dass die Frage der Ehe bereits vom Zweiten Vati-
kanischen Konzil in seiner Pastoralkonstitution Gaudium et spes 
behandelt wurde. Die Ausarbeitung einer Definition wurde von 
den als zu problematisch angesehen, da es nicht möglich sei, die 
Elemente festzulegen, die in die Definition aufgenommen werden 
sollten. Ein weiteres Problem bestand darin, den Ehebegriff so 
zu formulieren, dass einerseits sein sakramentaler Charakter 
deutlich wird, andererseits eine allgemeine Beschreibung. Ein 
interessantes Element in der Diskussion war auch das Vorgehen 
des Zweiten Vatikanischen Konzils, das keine Definition der Ehe 
lieferte, obwohl es von ihr sprach. Bei der weiteren Ausarbeitung 
des Codex wurde vorgeschlagen, das Wesen des Ehevertrags als 
rechtliche Vereinbarung zu betonen, ohne jedoch die Zwecke der 
Ehe zu definieren8.

Ein entscheidender Moment war die Sitzung vom 21. Februar 
1975, in der versucht wurde, die Frage der Definition der Ehe zu 
klären. Es wurde beschlossen, sich auf die Fragen der sakramen-
talen Natur der Ehe und der Bestimmung des Zwecks der Ehe 
zu stützen und vor allem die Ehe als einen Bund zu betrachten. 
Der von der Kommission vorgelegte Vorentwurf des Kanons 
enthielt Elemente der Lehre des Zweiten Vatikanischen Konzils, 
ohne jedoch das geltende Kirchenrecht außer Kraft zu setzen. 
Er gab jedoch dem biblischen Konzept von der Ehe als einem 
Bund den Vorzug und distanzierte sich von der Vorstellung 
eines Vertrages. Die endgültige Entscheidung über die Änderung 
der bestehenden Norm des Codex wurde von Papst Johannes 
Paul II. getroffen, nachdem er den Entwurf persönlich geprüft 

	 8	 Wąsik (2019), Małżeństwo według kan. 1055 KPK 1983. In: Kieleckie 
Studia Teologiczne, Bd. 18, S. 190.
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und sich anschließend mit Kanonisten über den Wortlaut beraten 
hatte9.

2. Ehebund

Der Codex des kanonischen Rechts von 1983 verwendet das 
Wort „Bund“, um die Ehe zu definieren; die Verwendung dieses 
Wortes war in der Kirche umstritten, aber die Ausschüsse, die 
an dem Codex arbeiteten, kamen zu dem Schluss, dass Bund 
und Vertrag in diesem Fall denselben Sinn haben und dass die 
Verwendung des Wortes „Bund“ beabsichtigt ist und das Wesen 
der Ehe genauer wiedergeben soll. Bei Analyse der Absicht des 
Gesetzgebers ergibt sich klar, dass das Wort „Bund“ besser zur 
katholischen Lehre über die Ehe passt. Es erlaubt nicht nur, die 
Ehe als formalen Akt und Willenserklärung zu betrachten, son-
dern lenkt auch die Aufmerksamkeit auf den Heilswert der Ehe10.

Das Wort „Bund“ wurde erstmals vom Zweiten Vatikanischen 
Konzil verwendet, um die sakramentale Vereinigung von Mann 
und Frau zu beschreiben, und zwar in Nr. 48 der Konstitution 
Gaudium et spes, wo es heißt:

Die innige Gemeinschaft des Lebens und der Liebe 
in der Ehe, vom Schöpfer begründet und mit eigenen 
Gesetzen geschützt, wird durch den Ehebund, d.h. 
durch ein unwiderrufliches personales Einverständ-
nis, gestiftet. So entsteht durch den personal freien 
Akt, in dem sich die Eheleute gegenseitig schenken und 
annehmen, eine nach göttlicher Ordnung feste Institu-
tion, und zwar auch gegenüber der Gesellschaft. Die-
ses heilige Band unterliegt im Hinblick auf das Wohl 
der Gatten und der Nachkommenschaft sowie auf das 
Wohl der Gesellschaft nicht mehr menschlicher Willkür. 

	 9	 Ebenda, S. 191.
	 10	 Stawniak (1990), Ku jedności doktrynalnej sakramentalności 
małżeństwa. In: Prawo Kanoniczne, Bd. 33, Nr. 3-4, S. 130.
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Gott selbst ist Urheber der Ehe, die mit verschiedenen 
Gütern und Zielen ausgestattet ist11.

Die Verwendung des Wortes „Bund“ ist eine Anlehnung an den 
biblischen Begriff des Bundes. Unter einem Bund wird im bibli-
schen Kontext ein Vertrag zwischen Parteien verstanden, die sich 
gegenseitig einen besonderen Eid leisten und damit Verpflich-
tungen eingehen. Durch den Ehebund nehmen die Brautleute an 
der Heilssendung Christi teil, die sakramentale Dimension der 
Ehe wird verwirklicht. Das Wesen der Ehe, ihre menschliche und 
ihre geistliche Dimension, ist in dem Wort „Bund“ vollständig 
zusammengefasst. Die Verwendung dieses Begriffs schließt die 
Vereinbarkeit der Ehe nicht aus, und das kirchliche Lehramt 
würde sich dagegen aussprechen, wenn man dies zuließe12.

Der Codex des kanonischen Rechtes von 1983 wird als Codex 
Johannes Pauls II. bezeichnet, was die persönliche Beteiligung 
des Papstes an der Ausarbeitung des Codex unterstreicht. Papst 
Johannes Paul II. hat in seiner Lehre den Begriff des „foedus mat-
rimoniale“ perfekt umrissen. In einer Ansprache an die römische 
Rota im Jahr 1986 erklärte er ausdrücklich, dass die rechtliche 
Dimension der Ehe einen klaren, technischen Ansatz erfor-
dert. Foedus ist ein Willensakt, durch den die Eheleute einander 
die Gabe der Liebe und der Hingabe mitteilen. Diese Gabe ist 
unumkehrbar und gegenseitig. Die Ehe ist schwer zu kodifizie-
ren, da es sich um eine komplexe Materie handelt, aber sie fängt 
dennoch das tiefste Wesen der Ehe ein – Gott ist der Urheber 
jeder Ehe. Die rechtliche Gestaltung der Ehe wird durch die Wil-
lensäußerung der Eheleute bestimmt. Es ist jedoch wichtig zu 
beachten, dass die Ehe auch einen außerrechtlichen Charakter 
hat, der durch Gottes Handeln verliehen wird13.

	 11	 Zweites Vatikanisches Konzil, Pastoralkonstitution über die Kirche 
in der Welt von heute Gaudium et spes, AAS 1966, Bd. 58; Polnischer Text: 
Konstytucja duszpasterska o Kościele w świecie współczesnym Gaudium et 
spes,. In: Sobór Watykański II, Konstytucje, Dekrety, Deklaracje. Polnischer 
Text, Neue Übersetzung, Posen 2002, S. 563 (Nr. 48).
	 12	 Wąsik (2019), S. 192.
	 13	 Pastwa (2009), Przymierze miłości małżeńskiej: Jana Pawła II idea 
małżeństwa kanonicznego, Katowice, S. 170-171.



Der Ehebund als Gemeinschaft von Mann und Frau auf Lebenszeit	 275

3. Die Ehe als Verbindung von Mann und Frau

In den letzten Jahrzehnten gibt es vermehrt Stimmen, die for-
dern, dass die katholische Kirche die Ehe für gleichgeschlecht-
liche Paare öffnen sollte. Eine Vorschrift, die die Ehe zwischen 
gleichgeschlechtlichen Paaren erlaubt, hat es in der Geschichte 
der Kirche jedoch nie gegeben. Die Ehe ist seit Anbeginn der 
Menschheit eine Verbindung zwischen Mann und Frau. In der 
Kirche werden nur die beiden genetisch festgelegten Geschlech-
ter anerkannt: Mann und Frau14. Gott schuf Mann und Frau 
nach seinem Ebenbild und so, dass sie sich gegenseitig ergänzen. 
Sexualität dient dem Zweck der Ehe, der Zeugung von Nachkom-
menschaft. Die Eheleute sind dazu berufen, gemeinsam mit Gott 
neues Leben in die Welt zu bringen. Die Weitergabe des Lebens 
ist eine besondere Gnade, die Gott den Menschen geschenkt 
hat. Es ist eine enorme Verantwortung, denn die Eltern haben 
nicht nur die Aufgabe, ein Kind in die Welt zu setzen, sondern es 
auch katholisch zu erziehen, zu pflegen und die selbst empfan-
gene Gabe der Liebe weiterzugeben. Die Gemeinschaft zwischen 
Mann und Frau bildet die Grundzelle der Gesellschaft. Es ist 
nicht richtig zu behaupten, dass gleichgeschlechtliche Paare ihre 
Kinder erziehen und ihnen bei ihrer natürlichen persönlichen 
Entwicklung helfen können, da sie ihnen die Gabe einer echten 
Familie vorenthalten, die Gott, der Herr, selbst den Menschen 
geschenkt hat. Ein neugeborenes Kind ist von Natur aus schwach 
und vielen Einflüssen ausgesetzt; deshalb sind die Ehegatten 
verpflichtet, ihm elterliche Fürsorge zu gewähren. Die eheliche 
Gemeinschaft, ein unauflösliches Band, ist sogar für die richtige 
Erziehung des Menschen unentbehrlich. Nur eine Familie, die aus 
Vater und Mutter besteht, ist in der Lage, dem Kind Geborgen-
heit zu geben und es zu unterstützen. Es ist sehr wichtig, den 
Menschen so zu formen, dass er begreift, dass ein Kind zu haben, 
bedeutet, Verantwortung zu übernehmen und es zu erziehen. Die 
Kirche lehrt seit langem einen verantwortlichen Umgang mit der 
Fortpflanzung. Sie betont, dass eine Beziehung zwischen Mann 

	 14	 Ozorowski (2003), Małżeństwo jako związek mężczyzny i kobiety. In: 
Rocznik Teologii Katolickiej, Bd. 2, S. 8.
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und Frau, die allein auf der Sexualität beruht, die Gefahr in sich 
birgt, einen so intimen Teil ihres Lebens auszunutzen. Nur die 
eheliche Liebe schafft ein Ganzes15.

Die Glaubenskongregation hat ihre Position zur Anerkennung 
gleichgeschlechtlicher Beziehungen im Juni 2003 vorgelegt. Das 
Dokument verweist auf drei Punkte, die der Anerkennung gleich-
geschlechtlicher Ehen grundsätzlich entgegenstehen. Erstens 
wird daran erinnert, dass Gott den Menschen nach seinem Eben-
bild als Mann und Frau geschaffen hat, als gleichberechtigte und 
einander ergänzende Menschen, und dass er ihre Sexualität auf 
eine personale Ebene gehoben hat. Zweitens ist die Ehe eine vom 
Schöpfer gewollte Lebensform, in der sich die Gemeinschaft von 
Personen verwirklicht. Drittens hat der Schöpfer die Vereinigung 
von Mann und Frau gesegnet, indem er ihnen befohlen hat, sich 
fortzupflanzen. Die Fruchtbarkeit ist somit ein wesentlicher 
Bestandteil der Ehe, die zum Sakrament erhoben wurde und ein 
Zeichen des Bundes zwischen Mann und Gott ist. Die Kongrega-
tion vertritt die Auffassung, dass es keine Grundlage gibt, homo-
sexuelle Partnerschaften mit heterosexuellen gleichzustellen, da 
sie nicht dem göttlichen Schöpfungsplan entsprechen. Das Doku-
ment sprach sich kategorisch gegen die rechtliche Anerkennung 
homosexueller Partnerschaften aus und forderte dazu auf, nicht 
an der Verabschiedung säkularer Gesetze im Zusammenhang 
mit der Anerkennung dieser Partnerschaften mitzuwirken. Es 
wird festgestellt, dass die Anerkennung homosexueller Partner-
schaften als gleichwertig mit der Ehe einer Billigung der Devianz 
gleichkommt. Es wurde auf die Möglichkeit hingewiesen, sich 
auf die Gewissensklausel zu berufen. Dabei wurde jedoch betont, 
dass auch der schärfste Widerstand homosexuellen Menschen 
nicht ihre angeborene Würde und Achtung nehmen kann16.

Das Thema der gleichgeschlechtlichen Ehe hat während des 
Pontifikats von Papst Franziskus viel Aufmerksamkeit erhalten, 

	 15	 Rychlicki (2015), Małżeństwo przymierzem miłości i miłosierdzia. In: 
Ius Matrimoniale, Bd. 26, Nr. 4, S. 16.
	 16	 Kongregation für die Glaubenslehre, Kommentare zu Projekten zur 
Legalisierung von Beziehungen zwischen homosexuellen Menschen, AAS 
2004, Bd. 96.
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und so ist es nicht verwunderlich, dass die Kirche während der 
Dritten Außerordentlichen Synode über die Familie zu diesem 
Thema Stellung nahm. Die Vorbereitungen für die Synode began-
nen mit einem Fragebogen, der an alle Episkopate verschickt 
wurde, um das heutige Bild der Familie zu erfassen. Vor allem die 
Frage nach den Geschiedenen und ihrer Teilnahme an den Sakra-
menten hat den Fragebogen in der ganzen Welt bekannt gemacht, 
in Polen ist der Fragebogen jedoch unbeachtet geblieben. Die 
Umfrage diente als Grundlage für das Dokument Instrumentum 
Laboris, in dem die bisherige Lehre der Kirche bestätigt wurde 
und es darauf hingewiesen wurde, dass sich die Bischofskonferen-
zen generell gegen die Einführung von Gesetzen zur Zulassung 
gleichgeschlechtlicher Partnerschaften aussprechen17.

4. Die Ehe als unauflösliche Gemeinschaft

Gemeinschaft als Idee der menschlichen Beziehungen wurde in 
Gaudium et spes angesprochen. Es wird festgestellt, dass sie ein 
wesentliches Merkmal der modernen Welt ist, die sich durch 
die gegenseitige Abhängigkeit der Menschen voneinander ent-
wickelt. Gemeinschaft erfordert gegenseitige Achtung und Res-
pekt vor der persönlichen Würde und ergibt sich unmittelbar 
aus der Offenbarung Gottes. Die Kirche lehrt und ermutigt alle 
Menschen, eine Familie zu bilden und brüderlich miteinander 
umzugehen. Daher ist die Liebe zu Gott und zum Nächsten 
das erste und größte Gebot. Die Liebe zu Gott kann nicht von 
der Liebe zum Nächsten getrennt werden. Es ist nicht möglich, 
Gott zu lieben und den Nächsten zu hassen. Ebenso ist es nicht 
möglich, die Nächstenliebe, ohne eine Beziehung zu Gott voll-
ständig zu verwirklichen. Der Schöpfer hat den Menschen nach 
seinem eigenen Bild ins Leben gerufen, sodass der Mensch die 
einzige von Gott um ihrer selbst willen gewollte Kreatur ist, die 
sich selbst nur durch die aufrichtige Hingabe seiner selbst voll-
kommen finden kann. Der Mensch braucht eine Gemeinschaft, 

	 17	 Bischofssynode, The pastoral challenges of the family in the context 
of evangelization. Instrumentum laboris, AAS 2014, Bd. 106.
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um zu wachsen; dabei gibt es sowohl Gemeinschaften, denen er 
bedingungslos angehört, als auch solche, an denen er aus freiem 
Willen teilnimmt. Die Partnerschaft der ehelichen Gemeinschaft 
ergibt sich aus der unwiderruflichen persönlichen Zustimmung18.

Während des Zweiten Vatikanischen Konzils war die Ehe als 
unauflösliche Gemeinschaft des Lebens und der Liebe Gegen-
stand besonderer Aufmerksamkeit. Die Formulierung weist auf 
die Ehe als einen persönlichen Akt hin und unterstreicht somit 
den personalistischen Ansatz, der den Konzilsvätern wichtig 
war. Die Ehe ist nach den Annahmen des Codex des kanonischen 
Rechts eine Gemeinschaft, die nicht nur auf der Grundlage der 
Fortpflanzung beruht, sondern auch die spirituelle Dimension 
der Verbindung widerspiegelt. Sie ist eine Gemeinschaft im 
wahrsten Sinne des Wortes und soll zur gegenseitigen Vervoll-
kommnung und zur Entwicklung der Eheleute führen. Im Gegen-
satz zum Ehebund, der definitionsgemäß Anfang und Ziel der Ehe 
bestimmt, bedeutet Gemeinschaft eine Vereinigung der Lebens-
wege der Ehegatten19. Die eheliche Gemeinschaft soll zwei Zielen 
dienen: dem Wohl der Ehegatten und der Zeugung und Erziehung 
von Nachkommen. Dieser Doppelcharakter ergibt sich aus der 
Natur der ehelichen Lebensgemeinschaft. In dem Maße, in dem 
die Eheleute zu einer Gemeinschaft werden, sind sie verpflichtet, 
sich gegenseitig zu unterstützen. Mann und Frau sind geschaffen 
worden, um sich gegenseitig zu ergänzen und um Gabe für den 
anderen Ehegatten zu sein. Diese tiefe Verbundenheit macht die 
Ehe zur intimsten Beziehung. Die so ermittelten Ziele der Ehe 
zeigen, dass sie trotz ihrer prinzipiellen Verschiedenheit auf das 
Gemeinwohl ausgerichtet sind20.

Die Personengemeinschaft gilt als Grundlage der ehelichen 
Gemeinschaft, und die Gemeinschaft ist ihr Ziel; nur aus einer 
Personengemeinschaft und einer ehelichen Gemeinschaft ent-
steht die Familie. Die Kirche verkündet, dass der ursächliche 

	 18	 Zweites Vatikanisches Konzil, Pastoralkonstitution über die Kirche 
in der Welt von heute Gaudium et spes…, Nr. 28.
	 19	 Góralski (2011), Małżeństwo w prawie kanonicznym. In: Prawo Kano-
niczne, Bd. 54, Nr. 1-2, S. 13.
	 20	 Ebenda, S. 18.
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Faktor für die Bildung der ehelichen Gemeinschaft die Liebe 
ist. Man kann aber ohne Zweifel sagen, dass die Liebe nicht nur 
ein Gefühl ist, sondern auch ein Willenselement enthält, das in 
dem Wunsch zum Ausdruck kommt, das Wohl des Gatten zu 
suchen21. Das Lehramt der Kirche nimmt in seinen offiziellen 
Dokumenten nicht direkt auf die Liebe als ursächlichen Faktor 
der Ehe Bezug, denn obwohl die Liebe grundsätzlich nicht aus 
dem Leben der Ehegatten auszuschließen ist, wird sie weder in 
Gaudium et spes noch im Codex des Kirchenrechtes von 1917 
erwähnt. Nach dem Urteil der Apostolischen Signatur vom 29. 
November 1975 ist die Liebe nicht ursächlicher Auslöser einer 
Entscheidung zu einer Eheschließung und Bildung der ehelichen 
Gemeinschaft. Liebe ist im rechtlichen Sinne kein ursächlicher 
Faktor für die Eheschließung, da diese nur durch einen wirksam 
erklärten Willen zustande kommt. Diese Auffassung wird auch 
von den Gerichten in ihren Urteilen vertreten. Die Rolle der Liebe 
zwischen den Ehegatten kann jedoch nicht völlig unbeachtet 
bleiben, da sie zwar nicht ursächlich ist, aber dennoch bestimmte 
Elemente des Willens zum Ausdruck bringt22.

Mit der ehelichen Gemeinschaft ist jedoch nicht gemeint, dass 
es keine Unterschiede zwischen den Ehegatten geben darf. Die 
eheliche Gemeinschaft besteht in der gegenseitigen Ergänzung 
der Ehegatten, denn beide sind zu unterschiedlichen Aufgaben 
berufen. In ihrer Verantwortung für die Ehe und in ihrer Verant-
wortung füreinander haben sie dieselben Rechte und Pflichten. 
Grundlage der ehelichen Gemeinschaft ist die Anerkennung die-
ser Gleichheit der Rechte und Pflichten in der Ehe. Die Ehegatten, 
die nach diesen Grundsätzen handeln, sind in der Lage, eine 
harmonische Beziehung aufzubauen23.

	 21	 Gębka (2003), Małżeństwo jako wspólnota i instytucja w nauce 
Kościoła katolickiego. In: Rocznik Socjologii Rodziny”, Bd. 15, S. 20.
	 22	 Góralski (1990), Małżeństwo – wspólnotą całego życia mężczyzny 
i kobiety. In: Ius Matrimoniale, 1990, Bd. 1, S. 18.
	 23	 Kluz, Słomka (2016), Małżeństwo jako wyraz pełnej realizacji miłości 
między mężczyzną a kobietą. In: Rodzina między pracą a płacą. Refleksja 
nad społeczną myślą encykliki Laborem exercens Jana Pawła II, R. Kantor, 
M. Kluz, J. Młyński ((Hrsg.)), Kraków, S. 291.
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Grundsätzlich ist die eheliche Gemeinschaft nach dem kano-
nischen Recht unauflöslich, was bedeutet, dass keine menschliche 
Macht, auch nicht die höchste, in der Lage ist, die Ehegatten, die 
gültig in die Ehe eingewilligt haben, rechtlich zu trennen. Die 
Unauflöslichkeit ist neben der Einheit eine der wichtigsten Eigen-
schaften der Ehe, auch trotz der vielen sanktionierten Nichtig-
keitserklärungen. Eine Ehe ist ungültig, wenn mindestens eine 
der Parteien die Unauflöslichkeit der Ehe durch eine positive 
Willenserklärung ausgeschlossen hat. Ein positiver Willensakt 
besteht aus drei Elementen: Wille, Tat und Handlung. Es ist 
wichtig zu wissen, dass die bloße Ablehnung der Unauflöslichkeit 
der Ehe nicht ausreicht, um eine Ehe für ungültig zu erklären24.

Zusammenfassung

Die Ehe im Sinne des kanonischen Rechts ist ein Bund, durch den 
ein Mann und eine Frau zu einer Gemeinschaft auf Lebenszeit 
verbunden werden. Die Ehe ist auf das Wohl der Gatten und auf 
die Zeugung und Erziehung von Nachkommenschaft ausgerich-
tet. Ihrer Natur nach wurde sie von Christus zum Sakrament 
erhoben. Im Lichte der vorstehenden Überlegungen ist darauf 
hinzuweisen, dass die Ehe seit den Anfängen der Kirche nicht nur 
als Grundzelle der Gesellschaft, sondern auch aufgrund ihrer sak-
ramentalen Würde von großer Relevanz ist. Im Laufe von mehr 
als 2000 Jahren hat die Kirche zahlreiche Gesetze über die Ehe 
erlassen und um ihre Definition gerungen. Unverändert geblie-
ben ist das Wesen dieses Sakraments. Es besteht kein Zweifel 
daran, dass die Ehe eine Verbindung zwischen einem Mann und 
einer Frau ist, weshalb es angebracht erscheint, abschließend auf 
eine der Fragen der Kardinäle an Papst Franziskus einzugehen, 
deren Antwort am 2. Oktober 2023 veröffentlicht wurde. Die 
Frage der Kardinäle lautete, ob es möglich sei, Ehen zwischen 
gleichgeschlechtlichen Partnern zu segnen, und ob dies im Ein-
klang mit der Lehre der Kirche stünde. In seiner Antwort machte 

	 24	 Pawluk (1996), Prawo kanoniczne według Kodeksu Jana Pawła II. Prawo 
małżeńskie, Olsztyn, S. 32.
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der Papst deutlich, dass die Lehre der Kirche über die Ehe einfach 
sei: Es gehe um die Verbindung von Mann und Frau. Die Ehe sei 
nicht nur ein „Begriff“, sondern eine Realität, die es zu schützen 
gelte, und deshalb sollten alle Rituale vermieden werden, die den 
Eindruck erwecken könnten, dass eine Verbindung zwischen 
Personen gleichen Geschlechts eine Ehe sei. Es sei Aufgabe der 
Seelsorger, zu entscheiden, ob es angemessen und moralisch sei, 
in einer bestimmten Situation einen Segen zu spenden, der im 
Wesentlichen eine Bitte um Gottes Beistand sei. Der Papst hat 
angeordnet, dass bischöfliche oder andere kirchliche Strukturen 
sich zu dieser Frage nicht äußern sollen, da alle Angelegenheiten, 
die eine spezifische Unterscheidung erfordern, keine allgemeinen 
Normen sein können25.
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